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Arthur Titius – Theologische Wissenschaft und Kirchenpolitik, soziales und ökumeni-

sches Engagement zwischen 1890 und 1936 

 

1.1. Einleitung 

 

Im Folgenden sollen Studien zum Werk und Leben von Arthur Titius (28. Juli 1864 - 7. Sep-

tember 1936) vorgelegt werden. Dabei scheinen einige Punkte, die in seinem Leben und Werk 

zusammentreffen, eine Beschäftigung mit Arthur Titius besonders nahe zu legen. 

Zum einen stand Titius in einer engen Beziehung zur religionsgeschichtlichen Schule und hat 

in der ersten Zeit seines wissenschaftlichen Wirkens am Neuen Testament gearbeitet. Insbe-

sondere befasste er sich mit einer Analyse des theologischen Begriffs der Seligkeit. In der 

Frage nach der Seligkeit sah er im Vorwort seines neutestamentlichen Hauptwerks die 

„Haupt- und Kardinalaufgabe“ der evangelischen Theologie. Von der rechten Interpretati-

on dieses Begriffs versprach er sich sowohl die Rückkehr der von der Kirche entfremdeten 

Arbeitermassen, als auch eine Wiedergewinnung der Intellektuellen. Damit hat Titius se i-

nem weiteren Wirken entscheidende Schwerpunkte vorgegeben. Denn diese Einsicht führ-

te ihn zum einen zu einer engagierten Mitarbeit im Evangelisch-Sozialen Kongress, später 

auch mit Friedrich Naumann im National-Sozialen Verein. Seine Beschäftigung mit den sozi-

alen Problemen seiner Zeit beschränkte sich aber nicht nur auf eine akademische Auseinan-

dersetzung, sondern führte ihn bis hin zu praktischer Solidarität in verschiedenen Streiksitua-

tionen seiner Umgebung. Die Arbeit im ESK begleitete ihn von den neunziger Jahren des 19. 

Jahrhunderts bis in die Zeit des Nationalsozialismus.  

Nach dem Zusammenbruch des landesherrlichen Kirchenregiments am Ende des Ersten Welt-

krieges versuchte er, seinen Beitrag zum Umbau der deutschen Kirchen zu Volkskirchen zu 

leisten, auch dies durchaus von dem Impuls getrieben, die ‚Massen‘ zu einem Verbleib in der 

Kirche bzw. zu einer Rückkehr zu ihr zu bewegen. In 'wahren Volkskirchen', die sich ihre 

Leitungen durch einen Urwahlprozeß selbst geben sollten, sah er die kirchenpolitische Kon-

sequenz des Ersten Weltkrieges und der Vorkriegszeit. Mit seinem Engagement für Völ-

kerversöhnung, Abrüstung und den Völkerbund hat er bei dem ersten großen öffentlichen 

Treffen der evangelischen Kirchen nach dem weltumspannenden Waffengang mit dem Krieg 

und seinen Begleitumständen im September 1919 sehr mutig abgerechnet. 

Auch sein ökumenisches Engagement kann vor dem Hintergrund der Völkerversöhnung ver-

standen werden. Titius sah die Kirchen in der Verantwortung, hier entscheidende Schritte zu 

gehen und aus dem Geist des Evangeliums zum Abbau der Gegensätze zwischen den Völkern 
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beizutragen. Darum widmete er sich als Mitglied des Deutschen Evangelischen Kirchenaus-

schusses, dem er nach dem ersten Deutschen Evangelischen Kirchentag 1919 in Dresden an-

gehörte, mit großer Ausdauer und forschem Zugriff auf die anstehenden Probleme den öku-

menischen Fragen. Als der weitaus größte Teil der evangelischen Kirche nach dem Ersten 

Weltkrieg noch in trotziger Isolation verharrte und verbleiben wollte, hatte Titius schon mit 

anderen Theologen und Kirchenführern Perspektiven der Ökumene entworfen, aufgegriffen 

und für sie geworben. Sein energischer Einsatz für das Zustandekommen einer sozialwissen-

schaftlichen Zeitschrift mit dem Titel „Stockholm“ und für das ökumenische sozialwissen-

schaftliche Institut als permanente Einrichtung der Stockholmer Bewegung war für die dauer-

hafte Etablierung der ökumenischen Idee nach der ersten großen ökumenischen Versammlung 

1925 in Stockholm von entscheidender Bedeutung für den weiteren Verlauf der Ökumene. 

Aber Titius war auch an der Rückgewinnung der Intellektuellen gelegen. Deren Glaube und 

Zugehörigkeit zur Kirche waren durch die Fortschritte der Naturwissenschaften und durch die 

vermeintlichen weltanschaulichen Implikationen in besonderer Weise angefochten. Darum hat 

sich Titius mit großem Eifer und einer Fachkenntnis, die Ihresgleichen sucht, mit den Fragen 

der modernen Naturwissenschaft beschäftigt, um sie als Theologe zu durchdenken. Wie nur 

sehr wenige andere Theologen seiner Zeit hat sich Titius mit dem Thema ‚Naturwissenschaft 

und Theologie‘ auseinandergesetzt. Allerdings kann diesem Aspekt, der in der gebotenen 

Ausführlichkeit dargelegt werden muss, in dieser Arbeit nicht nachgegangen werden. Er ver-

dient eine eigene Darstellung, wenn eine sachgemäße Einordnung seines Denkens und eine 

redliche Auseinandersetzung mit seiner Position geleistet werden soll. 

Die Beschäftigung mit Titius ist also darum fruchtbar, weil er sich Zeit seines Lebens an vie-

len entscheidenden Schnittstellen der neueren Geschichte und Kirchengeschichte mit persön-

lichen Initiativen engagiert hat oder in anderer Weise beteiligt war, um den Gang der ge-

schichtlichen Ereignisse in seinem Sinne zu beeinflussen. Dazu gehört auch – wenn auch we-

niger glücklich – sein Bemühen in einer besonders brisanten Phase des Kirchenkampfes durch 

eine eigene Befriedungsinitiative die erstarrten Fronten zwischen den Deutschen Christen und 

der Bekennenden Kirche aufzuweichen. 

Mit Adolf von Harnack und Hermann Schuster gab Titius 1910 die Theologische Literaturzei-

tung heraus. Nach von Harnacks Ausscheiden fungierten Titius und Schuster ab 1911 für ein 

weiteres Jahrzehnt als Herausgeberduo. 1928 begründete er zusammen mit Georg Wobber-

min1 die Zeitschriftenreihe „Studien zur systematischen Theologie“, die bei Vandenhoeck und 

                                                           
1 Wobbermin, Ernst Gustav Georg (1869 – 1943) studierte in Halle und Berlin Evangelische Theologie vor allem 
bei A. v. Harnack und J. Kaftan. 1898 habilitiert er sich für Systematische Theologie und Religionsphilosophie 
in Berlin und las dort als Privatdozent bis 1906. 1907 wurde er nach Breslau berufen. 1915 folgte er Troeltsch 
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Ruprecht in Göttingen verlegt wurde.2 Alle genannten Aspekte drängen zu einer Beschäfti-

gung mit Arthur Titius und lassen das großartige Profil seines wissenschaftlichen Denkens 

und seines kirchenpolitischen Verhaltens als noch heute bedenkenswert erscheinen. Darum 

zählt Titius zu den liberalen Theologen, deren Werk und Wirkung durch die nur selektive 

Wahrnehmung in der theologischen Diskussion nach 1945 zu Unrecht und fast vollständig bis 

heute in Vergessenheit geraten ist.3 

 

 

1.2. Methodisches Vorgehen 

 

Wolfes hebt als zentrales Charakteristikum der liberalen Theologie hervor,, dass sich in ihr 

die Begegnung von protestantischer Theologie und moderner Welt vollziehe. „Sie stellt den 

Versuch dar, die geistige und weltanschauliche, die soziale und politische Dimension der mo-

dernen Lebenswirklichkeit mit den Mitteln einer religiös bestimmten Weltdeutung theolo-

gisch adäquat zu erfassen.“ Diese Untersuchung versucht, den Protagonisten als liberalen 

Theologen in seinen jeweiligen historischen und kirchenpolitischen Zusammenhängen einzu-

zeichnen, um darin seine besonderen Positionen, Handlungen und Initiativen zu beschreiben. 

Sie folgt daher dem zeitlichen Ablauf seines Wirkens. Dabei ist dem Verfasser bewusst, dass 

sich Titius’ Beschäftigung mit einzelnen Themen oder Engagements sich nicht wie abge-

schlossenen Einheiten strickt hintereinander aufreihen lassen. Selbstverständlich durchdringen 

und überlappen sich Fragestellungen und seine Mitarbeit in Organisationen und Gremien in 

vielfältiger Weise und sind nicht so klar zeitlich voneinander abgrenzbar, wie es der Aufbau 

dieser Arbeit nahezulegen scheint. Dennoch hat der Verfasser dieser Anlage der Untersu-

chung gegenüber allen anderen Alternativen den Vorzug gegeben, weil er überzeugt ist, dass 

Titius’ beachtenswertes Profil nur auf diese Weise klar herausgearbeitet werden konnte. Diese 

Vorgehensweise kann zugleich davor schützen, Titius Denken und Handeln allein aus heuti-

ger Perspektive und mit dem Wissen eines heute lebenden und urteilenden Menschen zu be-

                                                                                                                                                                                     
auf seinen Lehrstuhl in Heidelberg. Nach dem Ersten Weltkrieg und dem Zusammenbruch der Monarchie in 
Deutschland brauchte er lange, um sich politisch neu zu orientieren. Schließlich landete er politisch im „Bund 
der Aufrechten“, einer antidemokratischen, monarchistischen und antisemitischen Gruppierung (Wolfes, Protes-
tantische Theologie, S. 290 u. 294 - 297). 1922 wird er Nachfolger von Titius in Göttingen. Durch eine ministe-
rielle Sondererlaubnis lehrt er ab 1935 jenseits der Altersgrenzenbeschränkung in Berlin als Nachfolger Lüttgers, 
während ihm E. Hirsch in Göttingen folgte. Mit Bultmann lieferte er sich eine Auseinandersetzung über die 
Einführung des Arierparagraphen in der Kirche, die er theologisch und kirchenrechtshistorisch für problematisch 
hielt, aus rassepolitischen Gründen aber befürwortete. Vgl. BBKL, Bd. XIII, 1998, Sp. 1455 – 1462.  
2 Darin boten die beiden, die sich seit gemeinsamen Studienzeiten bei Julius Kaftan kannten, ihren Schülern ein 
Forum, um mit Publikationen an die Öffentlichkeit zu treten. Matthias Wolfes, Protestantische Theologie und 
moderne Welt. Studien zur Geschichte der liberalen Theologie nach 1918, Berlin, New York, S. 301. 
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werten. Die Einbeziehung der historischen und kirchenpolitischen Kontexte bewahrt hier vor 

allzu naiven Urteilen. Gleiches gilt für theologische Denkmuster und Positionen. Auch hier 

besteht die Gefahr, aus der historischen Distanz in eine Haltung zu geraten, die die tatsächli-

chen Handlungsoptionen, Plausibilitäten, Selbstverständlichkeiten und Paradigmen der jewei-

ligen historischen Kontexte zu sehr vernachlässigen und darum auf der Basis heutiger Kennt-

nisse und auf die historischen Ereignisse zurückblickend zu Urteilen zu kommen, die den da-

mals handelnden Personen nicht gerecht wird. Insbesondere sollte bedacht werden, auf wel-

ches virulente Problem, welche Krise, welche offene Frage mit einem bestimmten Denkan-

satz, einer Position oder mit der Realisierung einer bestimmten Handlungsoption reagiert 

wird. Denn mit den eingenommenen Optionen sollte ja Herausforderungen bewältigt werden, 

die von den damals Handelnden als drängend und belastend empfunden wurden.  

An solchen Herausforderungen war die Zeit, in der Arthur Titius als Theologieprofessor öf-

fentlich wirkte, außerordentlich reich, insbesondere die Jahre von 1914 bis zu seinem Tode im 

Jahr 1936. Nicht nur die kontroverse theologische Debatte, sondern auch die antihistorische 

Liberalismuskritik der Nachkriegszeit, insbesondere ihre demokratiefeindlichen Teile, setzten 

die liberale Theologie und ihre bürgerlich-liberalen Wertentscheidungen unter starken Druck. 

Daher musste die liberale Theologie einerseits ihre Kontinuität zur neuprotestantischen Theo-

logietradition herausstellen, anderseits diese Traditionsbestände auf ihre Leistungsfähigkeit 

für eine modernitätsoffene Glaubensauslegung hin befragen.4 

Insofern präsentiert diese Darstellung Arthur Titius als einen liberalen Theologen, der auch 

„nach dem Ersten Weltkrieg die zentralen methodischen und sachlichen Fragestellungen der 

liberalprotestantischen Theologietradition“ mit dem theologischen „Selbstverständnis vom 

Bewußtsein eines Kontinuitätsverhältnisses gegenüber dieser Tradition“5 fortgeführt hat. 

Schließlich muss auch bedacht werden, dass sich seine Wirkung selbstverständlich nur im 

Zusammenhang der Institutionen, in denen er führend oder prominent mitarbeitete, entwi-

ckeln konnte. Erst durch seine Mitgliedschaften, Funktionen und Ämter konnten seine Ideen 

einen weiten Entfaltungsraum gewinnen, im Fall seines ökumenischen Engagements mit 

weltweiten Konsequenzen. 

Insgesamt muss man sagen, dass es in den Gesamtdarstellungen der Kirchengeschichte des 

letzten Jahrhunderts nicht gelungen ist, die Bedeutung der Vertreter der Liberalen Theologie 

und ihres Wirkens in der Zeit der Weimarer Republik bis in die Nachkriegszeit angemessen 

zu dokumentieren. Auch Werke, die sich zum Ziel gesetzt haben, wichtige theologische Den-

                                                                                                                                                                                     
3 Matthias Wolfes, Protestantische Theologie, S. 6. Wolfes nennt Titius hier im Zusammenhang mit anderen 
liberalen Theologen wie Herrmann Mulert, Otto Ritschl, Wilhelm Schubring und Heinrich Weinel. 
4 Matthias Wolfes. Protestantische Theologie, S. 16 
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ker und kirchenpolitisch engagierte Männer und Frauen dieser Zeit in ihrem Wirken zu skiz-

zieren, lassen die liberalen Vertreter oft aus oder scheinen ihr Wirken für unbedeutend zu hal-

ten. Damit bleiben solche Darstellungen notwendigerweise unvollständig.6 Mit dieser Arbeit 

über Arthur Titius soll diese Lücke wenigsten zu einem kleinen Teil ausgefüllt werden. 

 

 

1.3. Lebensdaten bis zum 1. Weltkrieg 

 

Arthur Titius7 wurde am 28.7.1864 in Sendsberg in Ostpreußen geboren. Er war der zweite 

Sohn der kirchlich verbundenen Familie Titius. Sein Vater Emil war Schulrektor und Predig-

tamtskandidat, seine Mutter Minna, geb. Hensel, Pfarrerstochter. Mit elf Jahren verlor er sei-

nen Vater, bald darauf auch seine Mutter. Eine Tante nahm sich seiner an. Er besuchte das 

Gymnasium in Königsberg und studierte dort ab 1883 Theologie und Philosophie. Ab dem 5. 

Semester setzte er sein Theologiestudium in Berlin fort. Für Berlin hatte er Empfehlungs-

schreiben für die Professoren J. Kaftan8 und B. Weiß9, den Vater des Neutestamentlers Jo-

hannes Weiß, der seit 1880 im Kultusministerium nebenamtlich zuständig für Personalange-

legenheiten der Evangelisch-Theologischen Fakultäten war.10 So berichtet Weiß, der auch im 

Centralausschuß für Innere Mission engagiert war, aus dem Jahr 1885, dass A. Titius und A. 

Bonus als „Freitischler“ jeweils mittwochs zu Gast waren und nennt sie „zwei hochbegabte 

Studenten…, die sich aus kargen Verhältnissen heraus den Weg zu hohen Zielen bahnten, und 

mit denen es oft sehr anregende theologische Gespräche ergab.“11 Dass sich Titius in den ers-

ten Jahren seines Schaffens mit dem Neuen Testament befasste und ebenfalls an den sozialen 

                                                                                                                                                                                     
5 Matthias Wolfes, Protestantische Theologie, S. 14. 
6 Matthias Wolfes, Protestantische Theologie, S. 15, besonders Anm. 6 und 7. 
7 Zum Folgenden vgl. Georg Wobbermin, Arthur Titius. Ökumenische Theologie zur Befriedung der Kirche. 
Eine Gedenkrede. Berlin 1937, S. 5ff. 
8 Kaftan, Julius Wilhelm Martin (1848 -1926), war Privatdozent in Leipzig, ab 1874 Professor in Basel für 
Dogmatik und Ethik.1883 übernehm er den früheren Lehrstuhl Schleiermachers von seinem Vorgänger Isaak 
August Dorners. 1890 beteiligte er sich an der Gründung des ESK und hielt sich ein Zeit lang zur Vereinigung 
der Freunde der Christlichen Welt. Ab 1904 bis kurz vor seinen Tod war er Mitglied des EOK der altpreußischen 
Kirche, zuletzt deren geistlicher Vizepräsident. Im deutschen Evangelischen Kirchenbund leitete er den Sozialen 
Ausschuss. Vgl. BBKL, Bd. XIV, 1998, Sp. 1128 – 1133. 
9 Karl Philipp Bernhard Weiß (1827 – 1918) studierte in Königsberg, seiner Heimatstadt, in Halle und Berlin 
Theologie und legte 1848 und 1849 das 1. und 2. Theologische Examen ab, wurde 1852 in Jena in absentia pro-
moviert, habilitierte sich im gleichen Jahr und begann seine Lehrtätigkeit in Königsberg als Privatdozent. 1861 
wurde er Divisionspfarrer in Königsberg, 1862 erhält er die theologische Doktorwürde der Universität Königs-
berg, im folgenden Jahr einen Ruf an die Universität Kiel. 1877 erhält er einen Lehrstuhl für Neutestamentliche 
Theologie in Berlin, den er bis 1910 behielt. Gleichzeitig wurde er in das Brandenburgische Konsistorium beru-
fen und 1880 zum Oberkonsistorialrat befördert. Darüber hinaus engagierte er sich an leitenden Positionen für 
die Innere Mission. Vgl. BBKL, Bd. XIII, 1998, Sp. 666 – 672. 
10 Hansgerhard Weiß (Hrsg.), Bernhard Weiß. Aus neunzig Lebensjahren 1827 - 1918, Leipzig 1927, S. 176. 
Hansgerhard Weiß bemerkt im Vorwort der Biographie, dass Titius das Manuskript vom theologischen Stand-
punkt überprüft habe, um Ungenauigkeiten und Irrtümern vorzubeugen (ebd. S. 8.). 
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Fragen seiner Zeit regen Anteil nahm, mag auch durch diese Bekanntschaft beeinflusst sein. 

Bei seiner ersten Begegnung mit J. Kaftan bekannte Titus, dass er ebenfalls Professor werden 

wolle.12 

In Berlin wurde Titius 1890 zum Lic. theol. promoviert. Er war dort Schüler von Julius Kaf-

tan.13 Ein Jahr später gelang sein zweiter Habilitationsversuch in Berlin. Als Titius den ersten 

Teil seines Werkes über die Seligkeit publizierte, wurde öffentlich über seine angeblich „dürf-

tige“ Habilitationsschrift geredet. Julius Kaftan war darüber verärgert und berichtete seinem 

Bruder Theodor Kaftan14, dass Titius einen ersten Habilitationsversuch mit einer Schleierma-

cherarbeit in Greifswald auf Anregung von Althoff15 gemacht habe. Cremer16 habe ihn jedoch 

„abgewimmelt“, weil, wie Kaftan meint, Titius’ Schleiermacherarbeit nicht mit Plato begon-

nen habe. In Berlin habe man die Schrift jedoch als genügend anerkannt.17 

Im gleichen Jahr, also im Jahr 1891, wurde er Privatdozent in Berlin. In dieser Zeit besuchte 

auch sein späterer Weggefährte Adolf Keller seine Lehrveranstaltung. Sie teilten ihr Interesse 

an sozialen Fragen, das auch später, als sie gemeinsam in der ökumenischen Bewegung mit-

arbeiteten und sie voranzutreiben suchten, noch einen gewichtigen Themenschwerpunkt dar-

stellte. 18Als Titius im Spätherbst 1895 eine außerordentliche Professur für Neues Testament 

in Kiel bekam und nach Kiel übersiedelte, trat er in den Gesichtskreis von Theodor Kaftan. Er 

mokierte sich darüber, dass Titius trotz seines geringen Gehaltes und seiner noch unsicheren 

Position zu heiraten beabsichtigte. Julius Kaftan zeigte in einem Schreiben an seinen Bruder 

Verständnis für diese Absicht und gab zu bedenken, „daß es kaum einen anspruchsloseren 

Menschen geben kann als ihn <Titius>, wenn es sein muß - bis zu gelindem Hungern und 

                                                                                                                                                                                     
11 ebd. S. 192. 
12 Georg Wobbermin. Arthur Titius. Ökumenische Theologie zur Befriedung der Kirche. Eine Gedenkrede. Ber-
lin 1937, S. 6. 
13 R. Kurz rechnet Titius zur zweiten Generation der Ritschlianer, die besonders durch Kaftans Theologie zum 
Thema Religion als Grundbegriff ihres theologischen Denkens gelangt seien. Vgl. R. Kurz, Nationalprotestanti-
sches Denken in der Weimarer Republik. Voraussetzungen und Ausprägungen des Protestantismus nach dem 
Ersten Weltkrieg in seiner Begegnung mit Volk und Nation, Gütersloh, München 2007, S. 304 und 308 – 311. 
14 Theodor Kaftan war Generalsuperintendent für Schleswig und wohnte in Kiel, so dass er in der Zeit von 1895 
bis 1906, Titius’ Zeit in Kiel, dessen Wirken verfolgen und beurteilen konnte. Der Briefwechsel der Brüder 
Kaftan ist für die Einschätzung der Persönlichkeit Titius’ aufschlussreich. W. Göbell, Kirche, Recht und Theolo-
gie in vier Jahrzehnten. Der Briefwechsel der Brüder Theodor und Julius Kaftan, 2 Bände, München 1967. 
15 Althoff war damals Geheimer Oberregierungsrat im preußischen Ministerium für geistliche Angelegenheiten. 
Althoff hatte ab Sommer 1882 das Referat für Personalien der theologischen Fakultäten inne, sein Korreferent ist 
Bernhard Weiß (Hansgerhard Weiß (Hrsg.), Bernhard Weiß. Aus neunzig Lebensjahren 1827-1918, Leipzig 
1927, S. 182). 
16 Hermann Cremer (1834-1903) wurde vor allem durch A. Tholuck und J. T. Beck als Theologe geprägt, zu-
nächst Pfarrer in der Nähe von Unna, später Professur für Systematische Theologie in Greifswald, kirchenpoli-
tisch aktiv, Haupt der Greifswalder Schule (W. Lütgert, E. Schaeder, J. Kögel, K. Bornhäuser, sozialpolitisch 
stand er A. Stoecker nahe, kirchenpolitisch gehörte er der „Positiven Union“ an. Art. Cremer, Hermann, in: 
BBKL, Bd. 1, Hamm 1990, Sp.1158f. 
17 W. Göbell, Kirche, Recht und Theologie in vier Jahrzehnten. Der Briefwechsel der Brüder Theodor und Julius 
Kaftan, 1. Bd., München 1967, Brief vom 14.5.1896. Titius habilitierte sich am 6. Juni 1891 in Berlin. 
18 M. Jehle-Wildberger, Adolf Keller (1872 – 1963). Pionier der ökumenischen Bewegung, Zürich 2008, S. 38. 



 7 

Frieren.“19 Titius predigte dann auch bald in Kiel und Theodor Kaftan schilderte seinem Bru-

der seinen Eindruck von dieser Predigt. Danach predigte er „zu langsam und zu lange“. Man 

sei jedoch teilweise sehr eingenommen von Titius’ Predigt gewesen, zum Teil aber auch in-

different. Eine Bekannte Kaftans habe die Predigt vom Inhalt sehr gelobt, Titius’ Aussehen 

aber mit dem eines „Räuberhauptmanns“ verglichen. Theodor Kaftan nahm Titius daraufhin 

in Schutz und sagte, dass er wohl eher wie „Johannes der Täufer in Gebhardtscher Auffas-

sung“ aussehe20. Weiter berichtete Theodor Kaftan in diesem Brief von einigen gesellschaftli-

chen Ungeschicklichkeiten, die Titius angeblich begangen habe. So wollte er zu unpassender 

Zeit den Konsistorialpräsidenten Chalybäus aufsuchen und als er diesen morgens um 9 Uhr 

nicht antraf, dessen Frau besuchen, was diese ablehnte. Dann beabsichtigte er seinen Amtseid 

vor den kirchlichen statt vor den staatlichen Behörden abzulegen. Theodor Kaftan beruhigte 

seinen Bruder mit dem Hinweis, dass O. Baumgarten21 sich Titius’ hilfreich annehme. Julius 

Kaftan stellte diese Gerüchte über Titius’ gesellschaftliche Fehltritte in einem der nächsten 

Briefe klar und zeigte, dass diese Ereignisse z. T. falsch dargestellt wurden und gab zu beden-

ken, dass Titius noch keine 48 Stunden in Kiel war, als diese Dinge passierten. Allerdings 

räumte er auch ein, dass Titius in Formsachen weniger geschickt sei, als andere junge Män-

ner. Dieser etwas ursprüngliche Wesenszug Titius’, der vielleicht manchmal die traditionellen 

Formen der Theologenschaft unbeachtet ließ, kam auch in dem Spitznamen, den Theodor 

Kaftan Titius gibt, gut zum Ausdruck. Er spricht seinem Bruder gegenüber von „deinem Sohn 

Ursus Titius“22, worin eine Anspielung auf dessen äußere Erscheinung und eine gewisse Un-

beholfenheit zu sehen war. Kurz darauf heiratete er die ebenfalls aus Ostpreußen stammende 

Emma Brandstätter. Sie war eine gebildete und engagierte Frau.23 Mehrere Male war sie als 

Teilnehmerin des Evangelisch-sozialen Kongresses verzeichnet, auf dem sie auch in die De-

batten eingriff. Im Titius-Nachlass finden sich einige offensichtlich von ihr verfasste Manu-

skripte vorwiegend zu Frauenthemen.  

                                                           
19 ebd., Brief vom 24.11.1895. Titus mietete als Student in Berlin ein Zimmer ohne Ofen. Auf die Frage, ob er 
bei großer Kälte nicht friere, antwortete er, „er habe nichts gemerkt, er habe ja immer zu arbeiten.“ Zit. nach: 
Georg Wobbermin, Arthur Titius. Ökumenische Theologie, S. 6. 
20 ebd., Brief vom 25.12.1895. E. von Gebhardt (1838 - 1925) war Maler und Lehrer an der Akademie in Düs-
seldorf. Er schuf eine Reihe von Bildern mit religiösen Motiven, z. B. die Wandbilder im Predigerseminar Loc-
cum. 
21 Baumgarten, Otto, (1858 – 1934), studierte in Straßburg, Göttingen und Zürich. Bis 1887 war er im badischen 
Kirchendienst. 1888 habilitierte er sich in Halle. Nach einer kurzen Zeit als Privatdozent in Berlin und gleichzei-
tig a. o. Professor in Halle lehrte er von 1894 bis 1926 in Kiel praktische Theologie. Gleichzeitig war er Univer-
sitätsprediger. Er war ein führender Kopf des Kulturprotestantismus, Mitbegründer des ESK und von 1912 – 
19245 dessen Vorsitzender. Vgl. BBKL I, 1990, Sp. 422-423.  
22 ebd., Briefe vom 25.12.1895, vom 2.4. 1896 und vom 22.2.1897. 
23 In Kiel hat sich Emma Titius sozial engagiert, sodass bei Titius’ Wechsel nach Göttingen im Jahr 1906 der 
Weggang des ‚sozialen Ehepaares‘ bedauert wurde. Vgl. dazu: Georg Wobbermin. Arthur Titius. Ökumenische 
Theologie, S. 6. 
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 Titius’ soziales Engagement spielte auch eine Rolle in dem Streit, der im Wintersemester 

1898 an der Theologischen Fakultät in Kiel darüber entbrannte, ob Titius für die Neubeset-

zung des systematischen Lehrstuhls in Frage komme. Die Brüder Kaftan nahmen in dieser 

Auseinandersetzung unterschiedliche Standpunkte ein. Die Fakultät hatte seit ihrer Gründung 

das Recht, Besetzungsvorschläge zu unterbreiten. Konnte sich die Fakultät nicht einigen, gab 

das begleitende Gutachten des Kurators24 der Universität den Ausschlag das neben charakter-

licher und wissenschaftlicher Qualifikation auch die fakultäts- und kirchenpolitische Bedeu-

tung bedachte. Es war zur Regel geworden, dass der Minister diesem Gutachten fast immer 

folgte.25 Während Theodor Kaftan eine „Revolution“ in der Schleswig-holsteinischen Kirche 

befürchtete, wenn Titius ernannt würde, bedauerte Julius Kaftan, dass sich sein Bruder nicht 

für Titius eingesetzt habe, nannte dessen Gründe für seine ablehnende Haltung „kurzsichtig“ 

und fragte: „Was ist mehr zu wünschen, als ein Mann, der durch seine innige Frömmigkeit 

und charaktervolle Persönlichkeit Ähnliches in den jungen Leuten weckt und pflanzt?“ Titius 

wirke enorm erzieherisch und sei eine Nuance positiver als er selbst.26 Theodor Kaftan vertei-

digte seine ablehnende Haltung mit dem Hinweis, dass nach seiner Auffassung Titius natio-

nal-soziale Agitation nicht mit der Stellung eines Theologieprofessors zu vereinbaren sei.27 

Auch O. Baumgarten geht in seinen Lebenserinnerungen auf die Ereignisse um die Berufung 

Titius’ ein. Er berichtet, dass der ehrwürdige Senior der Fakultät28 auf dem Sterbebett gegen-

über dem Kurator Titius als seinen Nachfolger gewünscht habe. Baumgarten unterstützte die-

sen Wunsch, denn er sah in Titius außer einem qualifizierten Mann vor allem „eine ganz fri-

sche, ursprüngliche und willensstarke Persönlichkeit.“29 Auch der damalige Dekan der Fakul-

tät, von Schubert, unterstützte Titius. Ihre Wahl fassten Baumgarten und von Schubert in dem 

Urteil zusammen, dass Titius „als Vertreter eines ebenso streng wissenschaftlichen wie kri-

tisch besonnenen und immer auf positiven Aufbau gehenden Standpunkts, der zudem von 

großer religiöser Wärme getragen ist, für würdig gelten <kann>, in das Erbe des verstorbenen 

Nitzsch einzutreten, und für geeignet, der lutherischen Landeskirche mit Frucht und Segen zu 

                                                           
24 Der Kurator ist ein Vertreter des preußischen Staates an preußischen Universitäten mit Aufsichtsfunktion 
ähnlich einem Rektor. 
25 Jendris Alwast, Baumgarten im Kreise seiner Fakultätskollegen an der Theologischen Fakultät der Christian – 
Albrecht - Universität zu Kiel, Schriften des Vereins für Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte, Reihe II, 
Bd. 41, 1986, S. 41.  
26 W. Göbell, Kaftan-Briefwechsel, Brief vom 15.1.1899. Wobbermin berichtet, dass für Titius die „starke aktive 
Teilnahme am kirchlichen Leben charakteristisch war“, ebenso wie sein kameradschaftlicher Umgang mit den 
Studenten. Georg Wobbermin. Arthur Titius. Ökumenische Theologie, S. 5. 
27 ebd., Brief vom 26.1.1899. 
28 Gemeint ist Friedrich August Berthold Nitzsch, der am 21.12.1898 in Kiel starb, wo er Systematische Theolo-
gie gelehrt hatte. 
29 O. Baumgarten, Meine Lebensgeschichte, Tübingen 1929, S. 100. 
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dienen.“30 Ein Gegengutachten von Klostermann und Mühlau sprach sich für Lütgert und E. 

Schäder31 aus. Konsistorialpräsident Chalybäus, der Kurator der Universität, schloss sich ge-

treu dem Wunsch des sterbenden Nitzsch in seinem Gutachten Baumgarten und von Schubert 

an, erwähnte auch eine Kandidatur Titius’ als Vertrauensmann des National-sozialen Vereins 

im 7. Wahlkreis Schleswig-Holsteins.32 Im Jahr 1899 wurde dennoch Schäder als Nachfolger 

von Nitzsch berufen. Baumgarten machte sich in diesem Zusammenhang wegen seiner Gut-

mütigkeit Vorwürfe, weil er Titius mit den anderen Kollegen nicht durchgesetzt habe und 

bekannte später, dass er den Verlust Titius’ nie verwunden habe.33 

Die enge Verbundenheit zwischen Baumgarten und Titius machte sich auch an der Auseinan-

dersetzung um den Kleinen Katechismus deutlich. Baumgarten setzte sich intensiv mit der 

dritten Auflage der Katechismus-Auslegung von Th. Kaftan auseinander und rief damit Em-

pörung in den Reihen der Geistlichkeit hervor. Schon vorher, im Januar 1901 war es zwischen 

Th. Kaftan und O. Baumgarten zum Bruch gekommen, als dieser die „Befreiung der Chris-

tenheit aus der Knechtung unter das Urchristentum und die Reformationstheologie“ als ein 

ihm wesentliches Ziel bezeichnete. Als Baumgarten dann in 15 Folgen zwischen September 

und Dezember 1901 die Katechismus-Auslegung Kaftans einer deutlichen Kritik unterzog, 

wurde der Konflikt zwischen der eher konfessionell-konservativen Mehrheit und der „moder-

nen“ bzw. „liberalen“ Minderheit in Schleswig-Holstein öffentlich.34 In einem Brief an seinen 

Bruder bedauerte Th. Kaftan, dass Titius Baumgarten in diesem Konflikt „den Schild“ halte.35 

Die Auseinandersetzung zwischen der konfessionell-konservativen Mehrheit und der „moder-

nen“ Richtung fand ihr Vorspiel in dem Streit um eine neue Kirchenzeitung für Schles-

wig-Holstein. Nachdem die Redigierung des Schleswig-Holstein-Lauenburgischen Kirchen- 

und Schulblattes von den „Liberalen“ als unzumutbar empfunden wurde, verlangte man eine 

Öffnung des Blattes auch für die liberale Richtung. Anderenfalls wollte man eine eigene Kir-

chenzeitung herausgeben. Während der Verhandlungen um diese Öffnung sorgten Baumgar-

ten und Titius dafür, dass das Projekt einer neuen Zeitschrift zunächst gestoppt wurde. Als die 

Öffnung schließlich scheiterte, entstand im September 1900 das „Schleswig-Holsteinische 

                                                           
30 J. Alwast, Baumgarten, S. 42. 
31 Erich Schaeder (1861 – 1936), systematischer Theologe, studierte in Berlin und Greifswald, lehrte in Greifs-
wald, Königsberg, Göttingen, Kiel und von 1918 bis zur Emeritierung in Breslau. Seine theozentrische Kritik 
richtete sich gegen den seit Schleiermacher favorisierten anthropologischen Ansatz, insofern in gewisser Weise 
Wegbereiter der dialektischen Theologie. Art. Schaeder, Erich, in: BBKL, Bd. VIII, Herzberg, 1995, Sp. 1508f. 
32 J. Alwast, Baumgarten, S. 42. 
33 O. Baumgarten, Lebensgeschichte, S. 100 
34 Zur Auseinandersetzung um die Katechismus-Auslegung, vgl.: Hasko von Bassi, Otto Baumgarten. Ein "mo-
derner Theologe" im Kaiserreich und der Weimarer Republik, Frankfurt a. M. u. a. 1988, S. 66ff., Europäische 
Hochschulschriften, Reihe 23, Theologie, Bd. 345. 
35 W. Göbell, Kaftan-Briefwechsel, Brief vom 21.5.1903. 
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Kirchenblatt“, das wesentlich von Titius und den Pastoren Jansen, Zillen, Feddersen und Pe-

tersen getragen wurde.36 

Im Jahr 1900 wurde Titius aber dann zum zweiten systematischen Ordinarius in Kiel ernannt, 

wo er bis 1906 blieb.37 Im gleichen Jahr verlieh ihm die Berliner Fakultät die Ehrendoktor-

würde. Am 3. September 1906 erhielt er einen Ruf nach Göttingen, wo er dann bis zum Jahr 

1921 lehrte.38 Ab 1910 folgte Titius mit Schuster den bisher Verantwortlichen Adolf von 

Harnack und Emil Schürer39 in der Herausgeberschaft der Theologischen Literaturzeitung, 

eine Aufgabe, die er bis zu seinem Wechsel nach Berlin wahrnahm. Beide waren um Kontinu-

ität bemüht, sodass es keine inhaltlichen Verschiebungen in der Arbeit gab. Ab Nr. 20/21 des 

42. Jahrgangs (1917) ist Titius dann allein verantwortlich, ohne dass dies in der Zeitschrift 

näher erläutert wird.40 Ab 1. Oktober 1921 war Emanuel Hirsch41 neuer Herausgeber, Titius 

steht als Mitherausgeber weiter beratend zur Seite, was ein bisschen verwundert, wenn man 

an Hirschs scharfe Kritik an Titius im Zuge der Neugestaltung der kirchlichen Verhältnisse 

nach dem Weltkrieg denkt. Erst im Jahr 1930 beendet Titius seine Mitarbeit vollständig. Im 

Sommer 1914 wechselte E. Troeltsch42 von der Heidelberger Fakultät, die damals als eine der 

bedeutendsten Wissenschaftseinrichtungen in Deutschland galt und neben der Berliner und 

Marburger Fakultät für die liberalprotestantische Richtung von besonderer Bedeutung war, an 

                                                           
36 Hasko von Bassi, Otto Baumgarten, S. 66. 
37 Hasko von Bassi, Otto Baumgarten, S. 55. 
38 Titius verließ die Göttingen Universität zum Wintersemester 1921/1922, weil er inzwischen einen Ruf nach 
Berlin erhalten hatte. Nachfolger als Ordinarius in der systematischen Professur in Göttingen wurde Georg 
Wobbermin. Wobbermin erwarb übrigens 1925 von Karl Barth das Göttinger Haus im Nikolausbergerweg 66, 
das Barth von Titius gekauft hatte, als dieser nach Berlin wechselte. Wolfes, Matthias, Protestantische Theologie 
und moderne Welt. Studien zur Geschichte der liberalen Theologie nach 1918, Berlin, New York, S. 297f. 
39 Emil Schürer (1844 – 1919) studierte Theologie in Erlangen, Berlin und Heidelberg, Dr. phil. 1868, Lic. theol. 
1869. Im gleichen Jahr habilitierte er sich in Leipzig und wurde dort Privatdozent für Neutestamentliche Wissen-
schaft. 1877 verlieh ihm die Theologische Fakultät Tübingen einen Ehrendoktor der Theologie. 1878 wurde er 
an die Universität Gießen berufen, wo er sich mit A. v. Harnack anfreundete. Er wandte die historisch-kritische 
Methode auf das Neue Testament und die frühe Kirchengeschichte an, betonte die jüdischen Wurzeln des Neuen 
Testaments. Die quellenkritischen und religionsgeschichtlichen Untersuchungen brachten Schürer nicht nur 
Zustimmung, sondern auch reichlich Kritik. 1876 gründete er die Theologische Literaturzeitung, Harnack wurde 
fünf Jahre später Mitherausgeber. Vgl. BBKL, Bd. IX, 1995, Sp. 1050 – 1053. 
40 Gerhard Karpp, Die Theologische Literaturzeitung. Entstehung und Geschichte einer Rezensionszeitschrift 
(1876 – 1975), Köln 1978. 
41 Emmanuel Hirsch (1888 – 1972) studierte Theologie in Berlin. Von 1912 bis 1914 war er Stiftsinspektor in 
Göttingen, wo er auch promovierte. 1915 habilitierte er sich an der Bonner Fakultät im Fach Kirchengeschichte 
und wirkte dort als Privatdozent. 1912 bekam er einen Ruf nach Göttingen. Als Vertrauensmann des Nationalso-
zialismus war er ständiger Dekan. 1936 wurde er Ordinarius für systematische Theologie bis zu seiner Dienstent-
lassung 1945. Vgl. BBKL, Bd. II, 1990, Sp. 893 -896. 
42 Ernst Troeltsch (1865 – 1923), studierte in Berlin, Göttingen und Erlangen. Ab 1894 ist er Professor für sys-
tematische Theologie in Heidelberg, seit 1910 auch mit einem Lehrauftrag an der Philosophischen Fakultät in 
Heidelberg. 1914 wird er an die philosophische Fakultät nach Berlin berufen, der er 1915 folgt. Er soll dort Kul-
turgeschichte, Gesellschafts- und Religionsphilosophie und christliche Religionsgeschichte lehren. Er gehörte zu 
den prominentesten Mitgliedern der DDP, war von März 1919 bis Juli 1920 Unterstaatssekretär im Preußischen 
Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung. Vgl. BBKL, Bd. XII, 1997, Sp. 497 – 562. 
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die Universität Berlin. Bei der Regelung seiner Nachfolge landete Arthur Titius auf Platz zwei 

der Berufungsliste hinter Wobbermin und vor Rudolf Otto.43 

Zunächst soll nun der Teil seines Wirkens beschrieben werden, der in der Zeit bis zum 1. 

Weltkrieg besonders ins Auge fällt, nämlich seine Beteiligung an den sozialpolitischen Debat-

ten und Aktivitäten, die besonders mit der Gründung des Evangelisch-sozialen Kongresses im 

Jahr 1890 ihren Anfang nahmen. 

 

 

2.  Titius’ sozialpolitisches Engagement bis zum 1. Weltkrieg 

 

2.1.  Die soziale Lage im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts und die sozialdemokratische 

Agitation 

 

Um Titius’ Position in den Auseinandersetzungen um die soziale Frage besser zu verstehen, 

müssen in einem kurzen Überblick die Probleme der Industrialisierung und ihre Behandlung 

im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts vorweg grob geschildert werden. 

Die nach dem deutsch-französischen Krieg und der Gründung des zweiten deutschen Kaiser-

reiches reichlich aus Frankreich fließenden Reparationen führten in Deutschland zu einem 

enormen Wirtschaftswachstum mit weit reichenden Konsequenzen für die sozialen Belange. 

Im Zuge dieses Wirtschaftsbooms kam es zu sprunghaften Anwachsen der Städte, wo sich in 

Elendsquartieren Hundertausende von Industriearbeitern mit ihren Familien drängten.44 Nied-

rige Löhne, lange Arbeitszeiten, unzureichende Wohnunterkünfte, mangelhafte soziale Absi-

cherung bei Krankheit, Unfällen und für das Alter und die Verweigerung demokratischer 

Grundrechte öffneten diesen Menschen die Ohren für die Ziele der Sozialdemokratie. 

Die 1875 durch das Gothaer Programm geeinten Sozialdemokraten setzten sich für soziale 

Probleme und gewerkschaftliche und demokratische Rechte ein. Nach dem Parteiprogramm 

war die Sozialdemokratie gegenüber der Religion neutral und verwies die Frage der Religion 

in den Privatbereich. Die inhaltliche Auseinandersetzung mit der Religion ging nicht über das 

hinaus, was auch an Kritik von „bürgerlichen“ Denkern geäußert wurde.45 Faktisch agitierte 

sie gegen Kirchenregiment und Kirche, weil diese bis auf seltene Ausnahmen mit der Klasse 

paktierten, die dem vierten Stand die gesellschaftliche Emanzipation verweigerte.46 Zu diesem 

                                                           
43 M. Wolfes, Protestantische Theologie, S. 289 -292. 
44 O. Shanahan, Der deutsche Protestantismus vor der sozialen Frage 1815-1871, München 1962, S. 406ff. 
45 G. Brakelmann, Die soziale Frage im 19. Jahrhundert, Bielefeld 1961, S. 99. 
46 Vgl.: G. Brakelmann, Kirche, soziale Frage und Sozialismus. Kirchenleitungen und Synoden über soziale 
Frage und Sozialismus 1871-1914, Gütersloh 1977, (Protestantismus und Sozialismus; Bd. 3), S. 18ff. 
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Verhalten der Kirche kam ein Umstand, der das Verhältnis von Kirche und Arbeiterschaft 

ebenfalls erschwerte: durch das rapide Anwachsen der Städte begann das Parochialsystem der 

Kirche in diesem Bereich in manchen Gegenden zusammenzubrechen.47 

Damit ist die Situation knapp geschildert, in der die sozialdemokratische Agitation gegen Kir-

che und Kirchenregiment sich auswirkte. „Diese Propaganda räumte auf mit Lassalles48 äuße-

rer Achtung der Religion sowie mit seiner Toleranz gegenüber vielfachen Versuchen, den 

Sozialismus mit biblischen Weisungen und Weissagungen zu verbrämen.“49 Vor dem Hinter-

grund der schlechten sozialen Lage der Arbeiter, in der sie von der Kirche weitgehend allein-

gelassen wurden, konnte die antireligiöse und antikirchliche Agitation50 ihre Wirkung entfal-

ten. P. Göhre51 berichtet in seinem Aufsehen erregenden Buch über seine persönlichen Erfah-

rungen als Fabrikarbeiter, „daß die Wirkung dieser vielseitigen und energischen sozialdemo-

kratischen Agitation bisher viel weniger tiefgreifend, nachhaltig und vor allem viel weniger 

verhängnisvoll für die politische Gesinnung und das wirtschaftliche Denken der Arbeiter... 

gewesen ist als eben für ihre geistige Bildung, ihre religiöse Überzeugung und ihren sittlichen 

                                                           
47 Ab 1870 kam es zu einem Mangel an Kirchen und Pfarrstellen. Im Zuge dieser Entwicklung wuchsen die 
Gemeinden auf bis zu 100.000 Menschen heran. Eine kirchliche Betreuung und Versorgung war so in weiten 
Bereichen nicht mehr möglich. (Vgl. hierzu: O. Shanahan, Der deutsche Protestantismus, S. 409f.) Siehe dazu 
unten auch die Auseinandersetzung zwischen Naumann und Titius um Berufs- bzw. Korporatiosgemeinden und 
das Lokalprinzip. 
48 Ferdinand Lassalle (1815 -1864), studierte in Berlin bei Hegel, war Mitarbeiter von Friedrich Engels und Karl 
Marx (Neue Rhein. Zeitung), verfasste 1862 „Das Arbeiterprogramm“ und das „Offene Anschreiben an das 
Zentralkomitee zur Berufung eines allgemeinen deutschen Arbeiterkongresses“ von 1863, daraus folgte die 
Gründung des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins in Leipzig, aus dem die SPD hervorging. Art. Lassalle, 
in: BBKL, Bd. XIV, Herzberg 1998, Sp. 1176ff.  
49 O. Shanahan, Der deutsche Protestantismus., S. 399. 
50 Ein Inbegriff sozialdemokratischer Agitation, allerdings in ihrer intoleranten und militant antireligiösen Form, 
ist in den siebziger Jahren Johannes Most. G. Brakelmann, Kirche, soziale Frage, S. 23. 
51 Paul Göhre (1864-1928) kam aus kleinen Verhältnissen. Durch ein Stipendium war ihm der Besuch der Fürs-
ten- und Landesschule St. Afra in Meißen möglich. Er studierte Theologie und Nationalökonomie an den Uni-
versitäten Leipzig und Berlin und zeigte Interesse für die soziale Problematik seiner Zeit. Martin Rade beschäf-
tigte Göhre ab 1888 für zwei Jahre als ersten Hilfsredakteur der „Christlichen Welt“ in seinem Schönbacher 
Pfarrhaus. Von der Not der Arbeiter angerührt und mit der Intention, ihnen das Evangelium zu verkündigen, 
wollte er als Fabrikarbeiter ihr Los teilen. Seine schwache Konstitution ließ sein Experiment nach einem Viertel-
jahr scheitern. Seine Erfahrungen und Einsichten fasste er in dem weitverbreiteten Buch „Drei Monate Fabrikar-
beiter und Handwerksbursche. Eine praktische Studie“ (Leipzig 1891) zusammen. In der Pfarrerschaft, der Kir-
chenleitung und in konservativen Kreisen wurde sein Vorgehen heftig kritisiert. Von 1891 bis 1894 war er Gene-
ralsekretär des Evangelisch-Sozialen Kongresses (ESK) und gehörte bald zu den „Jüngeren“ des ESK. Mit M. 
Weber fertigte er eine Studie über die Lage der ostelbischen Landarbeiter an. Für die Pfarrerschaft hielt er natio-
nalökonomische Kurse. Er war Herausgeber der „Mitteilungen des Evangelisch-sozialen Kongresses“. Im Febru-
ar 1894 übernahm er ein Pfarramt in einem Arbeiterbezirk in Frankfurt an der Oder. Die Anfeindungen gegen 
ihn erreichten bald auch die Berliner Kirchenbehörde. Ende des Jahres 1897 schied er aus dem Kirchendienst 
aus. Mit Naumann gründete er im November 1896 den Nationalsozialen Verein, übernahm das Amt des 2. Vor-
sitzenden und leitete die Geschäfte. Aber auch mit Naumann überwarf er sich über Fragen der kaiserlichen Poli-
tik. Im Mai 1900 trat er in die SPD ein. Es kam zum endgültigen Bruch mit der Kirchenleitung. Von 1910 bis 
1918 gehörte er dem Reichstag an, 1915 ließ er sich zum Militärdienst einziehen. Im November 1918 wurde er 
Unterstaatssekretär im preußischen Kriegsministerium, bald darauf Staatssekretär im preußischen Staatsministe-
rium. Dort führte er unter anderem die Geschäfte der drei „in evangelicis“ beauftragten Minister. Gesundheitli-
che Gründe erzwangen 1923 den Rückzug aus der Regierungsarbeit. Band XVI (1999) Spalten 562-575. Autor: 
Matthias Wolfes. 
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Charakter.“52 „Die monistisch-materialistische Logik, wie sie von Marx vervollkommnet 

wurde, war in der für den Massengebrauch bestimmten übersimplifizierten Form propagandis-

tisch äußerst wirksam.“53 Einen wesentlichen Grund für den enormen Erfolg dieser Propagan-

da sei die Tatsache, dass sie auf Menschen traf, die durch die rasche Umwälzung des sozialen 

Gefüges im Zuge der Industrialisierung ihre geistigen Traditionen verloren hatten. Die Propa-

ganda setzte sich allerdings nicht etwa in einer direkten Auseinandersetzung über die Geltung 

christlicher Maßstäbe durch, „sondern als der gerissene Usurpator von Rechten, die zuvor 

vom Christentum ausgeübt wurden. Eins der wichtigsten von diesen Rechten ist die Deutung 

und Klärung der menschlichen Existenz.“ 

Nach und nach übernahm die Sozialdemokratie einen nicht unwesentlichen Teil der gesell-

schaftlichen Funktionen der Kirche. „Durch die Dienstleistungen und ihre Lehre wurde die 

sozialdemokratische Partei die sichtbare Kirche einer säkularen Religion. Sie stellte eine erns-

te Bedrohung des Christentums dar, nicht nur, weil ihr die Massen zuliefen, sondern weil sie 

ein höheres Wissen von der Natur des Menschen, seiner Geschichte und seiner Bestimmung 

zu besitzen vorgab.“54 Zwei Attentate auf den Kaiser boten 1878 den willkommenen Anlass, 

der aufstrebenden Sozialdemokratie mit dem „Sozialistengesetz“ zu begegnen, das fast ohne 

Ausnahme „von kirchlichen Repräsentanten und Organen als notwendig und berechtigt be-

grüßt“55 wurde. 

 

 

2.2. Der Beginn der christlich-sozialen Bewegung 

 

Der Hofprediger A. Stöcker56 versuchte, der Sozialdemokratie mit der Durchsetzung berech-

tigter sozialer Reformen entgegenzutreten. Zu diesem Zweck gründete er mit dem Pfarrer 

Rudolf Todt57 und dem Nationalökonomen Adolph Wagner58 und anderen am 5.12.1977 den 

                                                           
52 P. Göhre, Drei Monate Fabrikarbeiter und Handwerksbursche, Leipzig 1891, S.107. 
53 O. Shanahan, Der deutsche Protestantismus, S. 411. 
54 ebd., S. 402, S. 403 u. S. 411. 
55 G. Brakelmann, Kirche, soziale Frage, S. 19. 
56 Adolf Stöcker wurde am 11.12.1835 in Halberstadt geboren, studierte Theologie in Halle und Berlin. 1863 
wurde er Pfarrer in Halberstadt, 1866 in Hamersleben. Nach dem Deutsch-französischen Krieg wird er 1871 
Divisionspfarrer in Metz, ab 1874 Hof- und Domprediger in Berlin. Seit 1877 leitet er die Stadtmission in Berlin. 
Er starb am 7.2.1909; Vgl. W. Frank, Hofprediger Adolf Stöcker und die christlich-soziale Bewegung, Berlin 
1928; G. Brakelmann, Die soziale Frage, S. 162ff. 
57 Rudolf Todt (1839 – 1887) stammte aus privilegierten sozialen Verhältnissen und besuchte ein entsprechendes 
Gymnasium in Berlin. In Halle und Berlin studierte er Theologie, war ab 1868 Pfarrer in Barenthin, wurde 1880 
Superintendent und Pfarrer in Brandenburg / Havel. In seinem Buch „Der radikale Socialismus und die christli-
che Gesellschaft“ von 1877 setzt er sich unvoreingenommen mit der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung 
auseinander. Den Sozialismus versteht er als Antwort auf die verdorbenen Strukturen der bürgerlich-
kapitalistischen Gesellschaft. Darum hält er ihn für sittlich berechtigt. Er steht mit seiner Einschätzung auf radi-
kalreformerischen Boden, obwohl er sich politisch sozialkonservativ orientiert. In enger Kooperation gründet er 
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„Central - Verein für Socialreform auf religiöser und konstitutionell-monarchischer Grundla-

ge“59 und im Januar 1878 in Berlin die „Christlich-Soziale (Arbeiter-) Partei“.60 Durch diese 

Parteigründung versuchte er den Übergang „von der Einzeldiakonie im Sinne der inneren 

Mission zur Sozialpolitik im Sinne einer Gesellschaftsreform“61. Sein oberstes Ziel war eine 

„Rechristianisierung der Gesellschaft durch das Zusammenwirken der Kirche mit politischen 

Mächten.“62 Stöckers Hauptzweck war gerichtet auf die “Erneuerung und Belebung des evan-

gelischen deutschen Volksgeists und auf eine Geltendmachung der Lebensmächte des Evan-

geliums für das gesamte öffentliche, sonderlich das soziale Leben.“ Wegen der völligen Er-

folglosigkeit bei der folgenden Wahl63 spielte dann ab Herbst 1879 der Antisemitismus in 

Stöckers Agitation eine zentrale Rolle64, weil sich Stöcker nun stärker an die Kleinbürger statt 

an die Arbeiterschaft wandte. Selbst eine so stark von konservativen Gedanken und ständi-

schem Denken beherrschte Parteigründung wie die Stöckers wird aber im Jahr 1879 durch 

eine „Ansprache an die Geistlichen und Gemeinderäte“ des preußischen EOK kritisiert.65 Die 

Geistlichen werden zur Zurückhaltung ermahnt, vor der einseitigen Vertretung von Interessen 

eines Standes gewarnt und darauf hingewiesen, dass sie die Grenzen ihres Berufes verlassen, 

wenn sie im Namen des Evangeliums Forderungen an die staatliche Gesetzgebung, z. B. zu 

sozialen oder Eigentumsfragen stellen.66 

 

                                                                                                                                                                                     
mit R. Meyer, A. Wagner und A. Stoecker den Evangelischen Zentralverein für Sozialreform. Über dessen re-
gelmäßige Publikation „Der Staatsozialist“ hat diese Gruppe Anteil an der staatlichen Sozialpolitik. Vgl. BBKL, 
Bd. XII, 1997, Sp. 255ff. 
58 Adolph (auch: Adolf) Wagner (1835 - 1917) war Ökonom und Finanzwissenschaftler. Mit ihm verbindet sich 
in besonderer Weise der Begriff des „Kathedersozialisten“. Er war Mitglied im Verein für Socialpolitik und 
Rektor der Friedrich-Wilhelms-Universität (heutigen Humboldt-Universität) zu Berlin. Bei vielen Gelegenheiten 
setzte er sich für eine durchgreifende Änderung der Wirtschaftsordnung ein. Durch seine Mitarbeit im Conser-
vativen Central-Comitee (CCC), das sich allmählich antisemitisch ausrichtete, arbeitete er mit A. Stoecker zu-
sammen. Wagner war von 1882 bis 1885 Mitglied des preußischen Abgeordnetenhauses, ab 1910 des preußi-
schen Herrenhauses. Vgl. BBKL, Band XV, 1999, Sp. 1426-1430. 
59 M. Greschat, Adolf Stöcker, in: M. Greschat (Hrsg.), Gestalten der Kirchengeschichte, Stuttgart, Berlin, Köln, 
Mainz 1985, S. 264; Bd. 9,2, Die neueste Zeit. 
60 Die Eiskellerversammlung ist ausführlich geschildert bei G. Brakelmann, Die soziale Frage, S. 163-166. Die 
Versammlung geht im Tumult fast unter, die eigentliche Parteigründung wird am 5. Januar im kleinen Kreis 
wiederholt, später ein Programm verabschiedet. Vgl. zu diesem Abschnitt auch: E. I. Kouri, Der deutsche Protes-
tantismus und die soziale Frage 1870-1919, Berlin/New York 1984, S.96f: Das Programm ist abgedruckt bei G. 
Brakelmann, Die soziale Frage, S. 167f. Greschat datiert die endgültige Gründung dagegen auf den 1.2.1878: M. 
Greschat, Adolf Stöcker, S. 265. 
61 G. Brakelmann, Die soziale Frage, S. 163. 
62 M. Greschat, Adolf Stöcker, S. 276.  
63 Ebd., S. 267 u. 269. 
64 M. Greschat, Protestantischer Antisemitismus in Wilhelminischer Zeit - Das Beispiel des Hofpredigers Adolf 
Stöcker, in: G. Brakelmann / M. Rosowski (Hg.), Antisemitismus. Von religiöser Judenfeindschaft zur Ras-
senideologie, Göttingen 1989, S. 30. 
65 Ansprache des Evangelischen Oberkirchenrates an die Geistlichen und Gemeindekirchenräte der evangeli-
schen Landeskirche, betr. ihre Aufgabe gegenüber den aus der sozialistischen Bewegung entstandenen Gefahren 
vom 20. Februar 1879, abgedruckt in: G. Brakelmann, Kirche, soziale Frage, S. 72ff. 
66 Ansprache des EOK vom 20. 2. 1879, abgedruckt ebd., S. 78. 

http://de.wikipedia.org/wiki/1835
http://de.wikipedia.org/wiki/1917
http://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96konomie
http://de.wikipedia.org/wiki/Finanzwissenschaft
http://de.wikipedia.org/wiki/Verein_f%C3%BCr_Socialpolitik
http://de.wikipedia.org/wiki/Humboldt-Universit%C3%A4t_zu_Berlin
http://de.wikipedia.org/wiki/Preu%C3%9Fisches_Abgeordnetenhaus
http://de.wikipedia.org/wiki/Preu%C3%9Fisches_Herrenhaus
http://de.wikipedia.org/wiki/Preu%C3%9Fisches_Herrenhaus
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2.3. Die Gründung des Evangelisch-sozialen Kongresses 

 

Das Jahr 1890 brachte eine Wende im kirchlichen Umgang mit der sozialen Frage. Nach dem 

Auslaufen der Sozialistengesetze und dem Rücktritt Bismarcks deuteten sich in den Febru-

ar-Erlassen des noch jungen Wilhelm II sozialpolitische Reformen an.67 Dadurch ermutigt, 

forderte auch der preußische EOK die Geistlichen auf, sich stärker in den sozialpolitischen 

Angelegenheiten zu engagieren.68 Die „Neue Ära“69, die sich hier in der Sozialpolitik andeu-

tete, weckte im sozial engagierten Teil des Protestantismus die Hoffnung auf ein „soziales 

Kaisertum“70, auf einen Fortschritt in der sozialen Funktion der Kirche und sogar auf eine 

Überwindung der protestantischen Zersplitterung durch diese große gemeinsame Aufgabe.71 

 

Stöcker befand sich wie viele seiner Zeitgenossen in einer Aufbruchstimmung durch den 

„Neuen Kurs“72 und leitete mit dem Nationalökonomen A. Wagner, dem Pfarrer L. Weber, 

der Vorsitzender des Gesamtverbandes der evangelischen Arbeitervereine73 war, und dem 

Schriftleiter der „Kreuzzeitung“74 Kropatschek, die Gründung des Evangelischsozialen Kon-

gresses ein75. Die Gründungsversammlung fand am 13.5.1890 im Saal der Berliner Stadtmis-

sion unter Beteiligung von ca. 800 Teilnehmern statt.76 Nach der Satzung hatte sich der Kon-

gress die Aufgabe gestellt, „die sozialen Zustände unseres Volkes vorurteilslos zu untersu-

chen, sie an dem Maßstabe der sittlichen und religiösen Forderungen des Evangeliums zu 

messen und diese selbst für das (heutige?) Wirtschaftsleben fruchtbarer und wirksamer zu 

machen als bisher.“77 Dieses Ziel sollte praktisch dadurch umgesetzt werden, dass man auf 

                                                           
67 G. Brakelmann, Kirche, soziale Frage, S. 25. Vgl. auch: A. Stöcker, Christlichsozial - evangelischsozial - 
kirchlichsozial, 1904, S. 166, in: R. Seeberg, Reden und Aufsätze von A. Stöcker, Leipzig 1913, und H. Eger, 
Der Evangelischsoziale Kongreß. Ein Beitrag zu seiner Geschichte und Problemstellung, Leipzig 1931, S. 11. 
68 In einem Erlass vom 17. April 1890 empfahl der EOK den Pfarrern, sich mit der sozialen Frage zu befassen, 
Arbeitervereine zu gründen und mit den Arbeitern zu diskutieren. Vgl. auch G. Kretschmer, Der Evange-
lisch-soziale Kongress. Der Protestantismus und die soziale Frage, Stuttgart 1972, S. 13. Vgl. auch G. Brakel-
mann, Kirche, soziale Frage, S. 87ff. 
69 G. Brakelmann, Die soziale Frage, S. 177. 
70 Ebd., S. 28. 
71 G. Brakelmann, Kirche, soziale Frage, S. 28. Die große praktische Aufgabe - allerdings von ganz anderem 
Charakter-, die die protestantische Zersplitterung zumindest zeitweise überwand, stellte sich dem Protestantis-
mus erst im Weltkrieg. 
72 E. I. Kouri, Der deutsche Protestantismus, S. 109. 
73 Der Gesamtverband wurde allerdings erst 1891 gegründet. Zu den Evangelischen Arbeitervereinen siehe G. 
Brakelmann, Die soziale Frage, S. 186-193. 
74 Stöcker empfahl dem Chefredakteur der Kreuzzeitung, dem Freiherrn von Hammerstein, die Zeitung so zu 
redigieren, dass die politische Differenz zwischen Wilhelm II. und Bismarck möglichst deutlich hervortrete. Der 
Monarch sollte so zur Entlassung Bismarcks gedrängt werden. Vgl. M. Greschat, Adolf Stöcker, S. 274f. 
75 G. Brakelmann, Die soziale Frage, S. 178. 
76 G. Kretschmer, Der Evangelisch-soziale Kongress, S. 9. Vgl. auch: H. Eger, Der Evangelisch-Soziale Kon-
greß, S. 11-35. 
77 G. Kretschmer, Der Evangelisch-soziale Kongress, S. 21; M. Schick meint, die Aufgabe, die sich der ESK 
gestellt habe, komme kurz und knapp in Titius’ Referatthema vom 22. ESK in Danzig im Jahr 1911 zum Aus-
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diesem Kongress Fachleute aus unterschiedlichen Fachgebieten zusammenführen wollte, um 

eine sachgerechte Aufarbeitung der Probleme zu ermöglichen. Gleichzeitig verpflichtete man 

sich zur parteipolitischen und kirchenpolitischen Neutralität. 

Dass es zu einer solchen Zusammenarbeit von Fachleuten nichttheologischer Herkunft und 

Theologen kam, vor allem aber zu einer Zusammenarbeit zwischen Theologen so unterschied-

licher Richtungen, die politisch Konservativen und theologisch-orthodox-Positiven auf der 

einen Seite und die politisch liberal-konservativen und theologisch Liberalen auf der anderen 

Seite, also Persönlichkeiten wie A. Harnack78, F. Naumann79 und A. Stöcker, ist tatsächlich 

ein erstaunlicher Vorgang.80 Er ist umso erstaunlicher, wenn man die Schärfe der Auseinan-

dersetzungen bedenkt, die z. B. beim Apostolikumsstreit81 1892 zu Tage trat, bei dem Stöcker 

und Harnack in gegnerischen Lagern standen82. Trotzdem arbeitete man bis weit über diesen 

Streit hinaus weiter im Evangelisch-sozialen Kongress zusammen.83 Dies zeigt auch, wie 

ernst alle Richtungen im Evangelisch-sozialen Kongress84 die sozialen Fragen trotz gegen-

                                                                                                                                                                                     
druck: "Wie lassen sich die sittlichen Ideale des Evangeliums in das gegenwärtige Leben überführen?". Aller-
dings ist Titius Position im Jahre 1911 nicht unbedingt die Richtung, die bei der Gründung des Kongresses vor-
herrschte (s. u.) M. Schick, Kulturprotestantismus und soziale Frage. Versuche zur Begründung der Sozialethik, 
vornehmlich in der Zeit von der Gründung des Evangelisch-Sozialen Kongresses bis zum Ausbruch des 1. Welt-
krieges (1890 - 1914), Tübingen 1970, (Tübinger wirtschaftswissenschaftliche Abhandlungen ; Bd. 10), S. 76. 
78 Harnacks Beziehung zum ESK und sein Verhältnis zu Naumann beleuchten die Beiträge von Kurt Nowak, 
Wege in die Politik. Friedrich Naumann und Adolf von Harnack und Klaus Erich Pollmann, Friedrich Naumann 
und der Evangelisch-soziale Kongreß, in: Rüdiger vom Bruch, Friedrich Naumann in seiner Zeit, Berlin, New 
York 2000, S. 27 – 48 bzw. S. 49 – 62. 
79 Th. Heuß, Friedrich Naumann. Der Mann, das Werk, die Zeit, Stuttgart 1937; Naumann wurde später M. Ra-
des Schwager, als dieser Naumanns Schwester Dora heiratete. 
80 Klaus Erich Pollmann, Friedrich Naumann und der Evangelisch-soziale Kongress, S. 49. 
81 Der Apostolikumsstreit wurde 1891 durch der württembergischen Pfarrer Christoph Schrempf ausgelöst. Aus 
Gewissensgründen könne er das Apostolikum während der Taufe nicht mehr sprechen, weil er einige Sätze ab-
lehne. Er wurde aus dem Dienst entlassen. A. v. Harnack wurde von Studenten um Rat gefragt, ob sie sich für 
Schrempfs Anliegen einsetzen sollten. Er riet ihnen ab, machte jedoch seine kritische Sicht der Dinge öffentlich 
und verlangte ein gleichrangiges Bekenntnis, dass sich mit der modernen Welt nicht stoße. Es folgte ein heftiger 
Streit zwischen Anhängern der theologisch liberalen Ritschl-Schule und den Anhängern der positiven Union. 
weiter wurde ein Irrlehregesetz erlassen, nach dem später Pfarrer Carl Jatho verurteilt wurde. Als weitere Folge 
wurde an der Berliner Fakultät eine zweite systematische Professur errichtet. 
82 Vgl. dazu: J. Herz, Aus der Geschichte der evangelisch-sozialen Bewegung, in: Evangelisch-Sozial. Viertel-
jahrsschrift für die sozial-kirchliche Arbeit. 33. Folge der Mitteilungen des Evangelisch-Sozialen Kongresses, H. 
4, Göttingen 1928, S. 161. siehe auch: H. Eger, Der Evangelisch-Soziale Kongreß, S. 13. 
83 Nach Stöcker sei in den fünf Jahren der Zusammenarbeit „nicht ein einziges Mal der Unterschied im Bekennt-
nis irgendwie störend hervorgetreten.", A. Stöcker, Christlichsozial, S. 166. 
84 Stöcker bekennt im Jahr 1904 rückblickend, dass er den Kongress am liebsten, wie seine frühere Parteigrün-
dung, christlich-sozial genannt hätte, um deutlich zu machen, dass diese Bewegung " einen rein kirchlichen Weg 
ginge." (A. Stöcker, Christlichsozial, S. 166.) Nach seinem Zeugnis bringt Pfarrer Weber ihn mit dem Argument 
davon ab, dass die Bezeichnung christlich-sozial für viele missverständlich sei, darum solle man evange-
lisch-sozial verwenden. Stöcker sieht in dieser Bezeichnung den Vorteil, dass damit diese Bestrebungen als Ak-
tionen des evangelischen Deutschland gekennzeichnet würden. Er führt auf diese Bezeichnung auch die Tatsache 
zurück, dass die liberalen Richtungen des Protestantismus sich anschlossen. Stöcker verwirft ausdrücklich den 
Gedanken, "Daß ... der Name: evangelisch-sozial einen anderen Sinn gehabt hätte als das bisherige Losungswort: 
christlich-sozial" (ebd., S. 167.) Stöcker lag mit seiner Zustimmung zu Webers Vorschlag, statt christlich-sozial 
von evangelisch-sozial zu reden, sehr richtig. Denn es gab tatsächlich auf Seiten der Liberalen im Protestantis-
mus, z. B. bei Harnack, Vorbehalte, sich unter dem Schlagwort christlich-sozial mit Stöckers inzwischen aufge-

http://de.wikipedia.org/wiki/Christoph_Schrempf
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sätzlicher Grundauffassungen nahmen. Allerdings konnte es bei den grundsätzlichen Unter-

schieden nicht auf Dauer bei einer engen Zusammenarbeit bleiben. Ein Grund, für den Kon-

gress den Namen „Evangelisch-sozial“ zu wählen, statt „Christlich-sozial“85, war die Sorge, 

mit Stöckers früherer Parteigründung in Zusammenhang gebracht zu werden. Hier also ordne-

te sich auch Titius in dem liberalen Flügel um Friedrich Naumann86 ein. 

 

 

2.4. Der Kongress für Innere Mission und der Evangelisch-soziale Kongress 

 

Titius engagierte sich also ab den neunziger Jahren in sozialen Fragen, auch in seiner Eigen-

schaft als Privatdozent. In seinem Kolleg über „Die Stellung der christlichen Kirchen zu den 

sozialen Problemen“ besuchte er z. B. mit seinen Studenten Einrichtungen der Inneren Missi-

on wie Diakonissenhäuser, Spitäler, Waisenhäuser und Blindenanstalten.87 Aber er nahm auch 

an den öffentlichen Diskussionen dieser Themen teil. So besuchte er im Jahr 1893 den 27. 

Kongress für Innere Mission, der mit dem Namen seines Lehrers B. Weiß verbunden war. 

Dieser Kongress fand vom 2.- 5.10.1893 in Dortmund statt. In der Zeitschrift „Christliche 

Welt“ berichtet er über dieses Ereignis.88 Sein Bericht gibt Einblick in Überlegungen seitens 

des Kongresses für Innere Mission, eine klare Akzentuierung der Aufgabenschwerpunkte ge-

genüber dem Evangelisch-sozialen Kongress zu erreichen. Gleichzeitig wird deutlich werden, 

welche Lösungsmöglichkeiten Titius selbst favorisiert. Titius beschreibt ausführlich den äuße-

ren Ablauf und das dicht gedrängte Programm des Kongresses. Die meisten anwesenden The-

                                                                                                                                                                                     
löster Arbeiterpartei und deren kleinbürgerlich antisemitischem Programm identifizieren zu lassen. Vgl. dazu: E. 
I. Kouri, Der deutsche Protestantismus, S. 113. 
85 Zur Namensgebung vgl. auch: H. Eger, Der Evangelisch-Soziale Kongreß, S. 12f. Der Begriff "christ-
lich-sozial" kann mit einigem Recht auf Wicherns Gedanken des "christlichen Sozialismus" zurückgeführt wer-
den. Wichern stellte 1848 auf dem Kirchentag in Wittenberg den christlichen Sozialismus dem revolutionären, 
materialistischen und atheistischen Sozialismus entgegen. Unter christlichem Sozialismus „ist in der Hauptsache 
nichts weiter zu Verstehen, als die Betonung der Notwendigkeit einer stärker als bisher hervortretenden sozialpo-
litischen Tätigkeit, die aber mit Sozialismus als Wirtschaftsweise nichts zu tun hat." (F. Karrenberg, Christen-
tum, Kapitalismus, Sozialismus, Berlin 1932, S. 16, Anm. 3.) Nach Wichern sollte der christliche Sozialismus 
unpolitisch sein und eine ideale Einheit zwischen christlichem Staat und christlicher Kirche bilden. (Vgl. dazu: 
F. Karrenberg in: Gottschalch, Karrenberg, Stegmann, Geschichte der sozialen Ideen in Deutschland. Deutsches 
Handbuch der Politik, Bd. 3, hrsg. von Helga Grebing, München / Wien 1969, S. 578.) Seine Mahnungen blie-
ben jedoch weitgehend ungehört. Wichern erreichte, dass am 9.1.1849 die vielfach zersplitterten Aktivitäten im 
Bereich der sozialen Hilfestellung im „Central-Ausschuss für die Innere Mission der Deutschen Evangelischen 
Kirche" sich ein gemeinsames Statut gaben. 
86 Zu Naumanns Rolle im und seiner Bedeutung für den ESK, vgl. auch: Klaus Erich Pollmann, Friedrich 
Naumann und der Evangelisch-soziale Kongress, in: Rüdiger vom Bruch, Friedrich Naumann in seiner Zeit, 
Berlin, New York 2000, S. 49 – 62. 
87 M. Jehle-Wildberger, Adolf Keller, S. 38. 
88 Christliche Welt. Evangelisch-lutherisches Gemeindeblatt für Gebildete aller Stände, 7. Jg. 1893, Nr. 43, Sp. 
1028ff, 2.Teil Nr. 45, Sp. 1078ff. 
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ologen gehören nach Titius zur orthodox-pietistischen Richtung.89 Als Hauptgedanken wur-

den in der Ansprache des Präsidenten Oberkonsistorialrat B. Weiß90 die Verkirchlichung der 

Liebesarbeit und die Ausbreitung dieser Liebesarbeit über alle gesellschaftlichen Notstände 

ausgesprochen.91 Hintergrund dieses zweiten Gedankens ist die Absicht, damit der herrschen-

den Weltanschauung, die vor allem naturwissenschaftlich oder vulgärnaturwissenschaftlich 

geprägt war, eine andere, die aus dem Evangelium fließt, gegenüberzustellen, „ohne welche 

die soziale Frage nie gelöst werden kann.“ 

Aufschlussreich ist die Kritik, die Titius im Zusammenhang mit einem Vortrag über „Die 

sittliche Bedeutung der Arbeit im Lichte des Evangeliums“ von Pfarrer Werner aus Becken-

dorf (Provinz Sachsen) übt. Titius kritisiert an dem Vortrag, dass er theologisch nicht tiefge-

hend genug sei, vor allem aber, dass keine greifbaren praktischen Reformen vorgeschlagen 

werden. Zugleich zeige die anschließende Debatte, dass es der Versammlung „an sozialpoliti-

scher Schulung durchaus gebrach.“92 

Mit diesem Mangel an sozialpolitischen Kenntnissen im Kongress für Innere Mission begrün-

det Titius u. a. sein Eintreten für eine klare Aufgabenteilung zwischen dem Kongress für In-

nere Mission und dem Evangelisch-sozialen Kongress. Er verweist dabei auf Äußerungen des 

Präsidenten des Kongresses für Innere Mission D. Weiß, der selbst eine klare Grenze zum 

Evangelisch-sozialen Kongress ziehe. Nach Weiß könne sich kein Freund der Inneren Missi-

on dieser Arbeit verschließen, aber solche Arbeit sei nicht Innere Mission, da Innere Mission 

nichts mit dem Gesetz zu schaffen habe, sondern ihre einzige Waffe das Evangelium bleibe.93 

 

Titius vermutet in dieser Äußerung ein altes Misstrauen gegen christliche Sozialpolitik, zum 

anderen sieht er darin ein richtiges Gefühl für die Tendenzen in der christlich-sozialen Bewe-

gung. „Wenn man wahrnimmt, wie auf dem Evangelisch-sozialen Kongreß der sozialpoliti-

sche Gedanke einen immer weitern Spielraum gewinnt, wie gerade mit der Enquete94 und 

                                                           
89 ebd., Sp. 1028. 
90 Titius war mit B. Weiß zu dieser Zeit schon mindestens 8 Jahre bekannt. Seit 1877 ist B. Weiß Mitglied im 
Zentralausschuß für Innere Mission, 1886 wird er dessen Präsident. Nach einer Diskussion über den Erlass des 
EOK vom 16.12.1895, der die Geistlichen zur Zurückhaltung in der sozialen Frage mahnte, trat Weiß von sei-
nem Amt zurück. Sein Versuch, dem EOK zu sekundieren, war besonders von seinem Vorgänger Meyeren 
scharf kritisiert worden. (B. Weiß, Aus neunzig Lebensjahren. 1827-1918, Hrsg. von Hansgerhard Weiß, Leipzig 
1927, S. 169, S. 194 u. S. 219). 
91 Christliche Welt, 7.Jg., 1893, Nr.43, Sp. 1029f. 
92 Ebd., Sp. 1082 u. Sp. 1031. 
93 Weiß sieht die Aufgabe des Evangelisch-sozialen Kongresses darin, „unsre sozialen Zustände an dem Lichte 
des Evangeliums zu prüfen, in seinem Geiste eine Reform anzuregen, immer weitere Kreise mit dem Verständnis 
dafür zu durchdringen und zu mutigem Eintreten dafür im öffentlichen Leben anzufeuern." (ebd., Sp. 1082). 
94 Zur "Enquete" s. u., gemeint ist Max Webers Studie über die soziale Situation der Landarbeiter besonders in 
den ostelbischen Gebieten, die bald zum Streitpunkt innerhalb des ESK wurde. 
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dem neuen sozialen Kursus95 der Kongreß überraschende Erfolge erzielt hat, so erhebt sich 

die Frage, ob nicht die Leitung wohl daran thäte, auf die Erörterung einer im christlichen 

Geiste betriebnen Sozialpolitik das Hauptgewicht zu legen und dem gegenüber die Diskussion 

des Gemeinde-Ideals in zweite Linie zu stellen.“96 Der Kongress für Innere Mission solle sich 

aber hauptsächlich auf die Diskussion der freien und kirchlichen Liebesarbeit beschränken, 

zumal es ihm an der sozialpolitischen Kompetenz fehle, der Aufbau von lebendigen Gemein-

den und organisierter Liebestätigkeit aber Aufgabe genug seien. Titius hofft, dass sich auf 

diese Weise viele Berührungspunkte zwischen beiden Kongressen ergeben, ohne dass eine 

Konkurrenz durch deckungsgleiche Bestrebungen entsteht. 

Den Vorschlag von B. Weiß, dass sich die Arbeit des ESK eher am Gesetz, die des Kongres-

ses für Innere Mission eher am Evangelium orientieren solle, lehnt Titius in dieser Form ab. 

Beide Kongresse leben seiner Auffassung nach von Gesetz und Evangelium. Titius Kritik an 

diesem Kongress zeigt, dass es ihm vor allem um die Sozialpolitik geht. Er vermisst nicht nur 

praktische Reformvorschläge, sondern auch eine den Themen angemessene sozialpolitische 

Schulung der Kongressteilnehmer. Er unterstützt darum den von Weiß vorgetragenen Gedan-

ken einer Unterscheidung zwischen dem Kongress für Innere Mission und dem Evangelisch-

sozialen Kongress. In seinem Artikel wandelt er den Gedanken in einen Vorschlag zur Ar-

beitsteilung um. Nach Titius’ Auffassung solle sich die Arbeit des ESK nicht am Aufbau einer 

idealen Kirchengemeinde orientieren, die auch soziapolitisch und diakonisch engagiert wirke, 

damit den Ansatz Wicherns vertrat,97 vielmehr solle sich der ESK seinen Arbeitsschwerpunkt 

in der Sozialpolitik suchen. Dadurch erhofft sich Titius auch eine stärkere Beteiligung von 

Fachleuten aus den nicht-theologischen sozialpolitisch relevanten Fachgebieten.98 

Titius Bericht macht deutlich, dass von der Gründung des Evangelisch-sozialen Kongresses 

bis zum Oktober 1893 eine sich verstärkende Tendenz hin zur Entwicklung von sozialpoliti-

schen Vorstellungen immer stärker in den Vordergrund trat. Dieser Richtung schenkte Titius 

seine Sympathie. Diese Form des sozialen Engagements wollte Titius auch als die eigentliche 

Aufgabe des Evangelisch-sozialen Kongresses verwirklicht sehen. 

 

 

                                                           
95 Damit spielt Titius auf die vom ESK eingerichteten Fortbildungskurse für christlich-sozial gesonnene Pfarrer 
und Laien an, in denen von Fachleuten Fachwissen zum Verstehen der wirtschaftlichen Vorgänge und ihrer 
sozialen Folgen vermittelt wurde. Vgl. z. B. Christliche Welt, 7. Jg., 1893, Sp. 1083ff.; und E. I. Kouri, Der 
deutsche Protestantismus, S. 123ff. 
96 Christliche Welt, 7. Jg., 1893, Sp. 1083. Zum Folgenden vgl. ebd., Sp. 1082f. 
97 Jochen-Christoph Kaiser, Naumann und die Innere Mission, in: Rüdiger vom Bruch (Hg.), Friedrich Naumann 
in seiner Zeit, S. 11- 26, besonders S. 25f. 
98 CW, Sp. 1083. 
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2.5. Erste Konflikte zwischen den „Jungen“ und den „Alten“ 

 

Diese Tendenz der wachsenden sozialpolitischen Ausrichtung war es auch, die die unter-

schiedlichen Gruppierungen im Evangelisch-sozialen Kongress zunehmend in Spannung ge-

raten ließ. 1893 nahm Naumann, der unumstrittene Führer der jüngeren Christlichsozialen, 

gegenüber der Sozialdemokratie einen völlig anderen Standpunkt ein, als der der Konservati-

ven Partei angehörende Stöcker. Acht Jahre früher hatte Naumann Stöcker sehr verehrt und 

hatte ein Angebot, nach dem bestandenen Zweiten Examen in der Berliner Stadtmission zu 

arbeiten auf Druck seines Vaters ausgeschlagen.99 Er bezeichnete auf der vierten Tagung des 

Kongresses die Sozialdemokratie als die „erste große evangelische Häresie“100, der gegenüber 

die Kirche ihren Standpunkt zu revidieren habe. Der offene Widerspruch der „älteren“ Christ-

lich-Sozialen um Stöcker war solchen Stellungnahmen sicher. 

Im gleichen Jahr gab es einen weiteren heftigen Streit zwischen jüngeren und älteren Christ-

lich-Sozialen im Zusammenhang der Entwicklung eines sozialpolitischen Reformprogramms 

für den 1891 gegründeten Gesamtverband der evangelischen Arbeitervereine. Ein erster Pro-

grammentwurf, von Naumann und seinen Freunden verfasst, ging wesentlich von dem Begriff 

„Reich Gottes“ aus, „der dem modernen Theologen ja weniger überweltlich ist, als vielmehr 

eine Darstellung der christlichen Gemeinschaft auf Erden, die nun auch zu den sozialpoliti-

schen Fragen eine den sittlichen Anforderungen des Evangeliums entsprechende Stellung 

einnehmen sollte.“101 Man ließ diese Formulierung aber später als zu theologisch fallen und 

erklärte zum Ausgangspunkt des Programms den Satz: „Wir stehen auf dem Grunde des 

evangelischen Christentums.“102 Die konkreten Forderungen erwiesen sich dann aber als reine 

sozialpolitische Forderungen, die allein vom Standpunkt der wirtschaftlichen Erkenntnis der 

jeweiligen Autoren geprägt war.103 

Auf der ein Jahr später folgenden Tagung 1894 in Frankfurt a. M. entbrannte ein heftiger 

Streit um die soziale Situation der ostelbischen Landarbeiter. Anlass war P. Göhres Referat 

mit dem Thema „Die Lage der Deutschen Landarbeiter“.104 Dieses Referat ging zurück auf 

eine im Auftrag des Evangelisch-sozialen Kongresses erstellte soziologische Studie Max We-

                                                           
99 Jochen-Christoph Kaiser, Naumann und die Innere Mission, S. 12. 
100 D. Düding, Der Nationalsoziale Verein 1896-1903. Der gescheiterte Versuch einer parteipolitischen Synthese 
von Nationalismus, Sozialismus und Liberalismus, München/Wien 1972, S. 24. 
101 M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen von 1895-1903, Berlin-Schöneberg 1905, S. 14. 
102 M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen, S. 14. 
103 Das Programm konnte mit einigen Änderungen durchgesetzt werden, wurde aber durch eine Art Präambel 
entschärft, indem man es nur als "Anhalt für Diskussionen" in den Vereinen gelten ließ. (M. Wenck, Die Ge-
schichte der Nationalsozialen, S.15f; Das Programm ist bei Wenck auf den Seiten 16 – 18 abgedruckt). 
104 G. Kretschmer, Der Evangelisch-soziale Kongreß, S. 119. 
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bers105, die als bedeutender Schritt der wissenschaftlichen Karriere Webers aufgefasst werden 

kann.106 Über dieses Thema kam es ebenfalls zum Streit, da die sozialkonservative Gruppe 

um Stöcker die Konsequenzen, die aus dieser Studie gezogen wurden, nicht mittragen woll-

ten.107 Im Herbst 1894 verwirklichte sich endlich Naumanns Wunsch, mit einer eigenen Zeit-

schrift eine größere Plattform für die christlich-soziale Position, wie sie von ihm und seinen 

Freunden vertreten wurde, zu schaffen. In der ersten Probenummer der „Hilfe“ vom 

10.12.1894 erschien auch Titius Name in der Liste der Mitarbeiter.108 

Diese Streitigkeiten zwischen den jüngeren und älteren Christlichsozialen wurden durch diese 

Zeitungsgründung zusätzlich verschärft, weil in der „Hilfe“ den jüngeren Christlich-Sozialen 

nun ein eigenes Organ zur Verfügung stand, in dem die sozialpolitischen Vorstellungen dieser 

Gruppe veröffentlicht und diskutiert werden konnten. Dadurch wurden die Konturen gegen-

über den älteren Christlich-Sozialen schärfer. 

 

 

2.6. Die Krise des Evangelisch-sozialen Kongresses 

 

Ein Jahr später kam es zu einem scharfen Angriff durch die „Konservative Korrespondenz“ 

auf die jüngeren Christlich-Sozialen im Evangelisch-sozialen Kongress in einen offiziösen 

Artikel der Konservativen Partei.109 Stöcker markierte daraufhin in der Deutschen Evangeli-

schen Kirchenzeitung überdeutlich die Trennungslinie zu den Christlich-Sozialen, weil er für 

                                                           
105 Max Weber (1864 – 1920), protestantischer deutscher Soziologe, Nationalökonom, Kultur-, Sozialhistoriker 
und Jurist. Seine Mutter versuchte, ihn in calvinistisch-hugenottischem Geist zu erziehen, sie selbst war in der 
Frauenfrage engagiert, sein Vater war religiös indifferent. Weber bezeichnet sich Naumann gegenüber in Fragen 
der religiösen Praxis als unmusikalisch. Er widmet sich neben vielen anderen Themen zusammen mit Paul Göhre 
im Auftrag des Evangelisch-sozialen Kongresses, dem er 1888 beigetreten war, in einer Untersuchung den Le-
bensbedingungen der ostelbischen Landarbeiter, der sog. Landarbeiter-Enquete. Dabei liegt sein Hauptinteresse 
auf der Sicherung der Nationalstaatlichkeit, die politisch und sozial gerecht gestaltet werden muss. Im Evange-
lisch-sozialen Kongress sah Weber eine wirksame sozialpolitische Plattform, ein Unternehmen, das aufklärend 
und reformerisch wirkte und das auch wissenschaftlich innovativ war. Seine wissenschaftliche und publizistische 
Arbeit wurde durch eine langjährige Erkrankung unterbrochen. Dennoch ist seine wissenschaftliche Leistung 
herausragend, insbesondere für die Soziologie. Ende 1918 gründet Weber mit anderen die „Deutsche Demokrati-
sche Partei“ (DDP). In Frankfurt berät er die Frankfurter Zeitung politisch und soll dort für den Reichstag kandi-
dieren, was aber letztlich verhindert wird. BBKL, Band XIII, 1998, Spalten 405-572. 
106 E. I. Kouri, Der deutsche Protestantismus, S. 124. 
107 Vgl. dazu Klaus Erich Pollmann, Landesherrliches Kirchenregiment und soziale Frage. Der evangelische 
Oberkirchenrat der altpreußischen Landeskirche und die sozialpolitische Bewegung der Geistlichen nach 1890, 
Berlin / New York 1973, G. Kretschmer, Der Evangelisch-soziale Kongress, S. 24. 
108 M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen, S. 23f. Weitere Namen: A. v. Harnack, J. Kaftan, v. Soden, 
Cremer, J. Weip. 
109 M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen, S. 37. D. Düding, Der Nationalsoziale Verein, S. 29. Es 
hatte schon ab April 1895 einen Zeitschriftenstreit zwischen der Stöcker nahe stehenden "Kreuzzeitung" und 
Naumanns „Hilfe“ gegeben, in der beide klar herausstellten, wo sie Trennendes von der jeweils anderen Rich-
tung erblickten. Siehe D. Düding, Der Nationalsoziale Verein, S. 26ff. Trotzdem bekundete man sich gegenseitig 
persönliche Hochachtung in einem Briefwechsel. Vgl. dazu: W. Frank, Stöcker, S. 251f. 
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deren Radikalismus nicht mitverantwortlich gemacht werden wollte.110 Er warf den jüngeren 

Christlich-Sozialen vor, dass sie „in einer gewissen Annäherung an Sozialdemokratie und 

Liberalismus die Sache des Proletariats vertreten und ... die Arbeiterbataillone zum Klassen-

kampf…“111 führten. In all diesen Auseinandersetzungen müssen wir uns Titius stets an der 

Seite Naumanns denken. 

Standhafter gegenüber dem Druck von konservativer Seite zeigte sich Stöcker noch auf der 

Tagung des Kongresses 1895 in Erfurt in der Frage der Beteiligung von Frauen am Kongress-

geschehen, indem er ein Koreferat zu dem Vortrag von Frau Gnauck-Kühne112 übernahm.113 

So hatte sich im Laufe des Jahres 1895 immer mehr Unmut auf konservativer Seite im Kon-

gress, in den Kirchenbehörden und in den politischen Parteien angehäuft, der schließlich auch 

seinen Niederschlag in einem neuen Erlass des Evangelischen Oberkirchenrates fand. Der 

Erlass vom 16. Dezember 1895 betreffend die „Beteiligung der Geistlichen der evangelischen 

Landeskirche an sozialpolitischer Agitation“114 warnte die Geistlichen vor einer zu starken 

Beteiligung an den politischen Auseinandersetzungen. Ansätze eines „sozialen Protestantis-

mus“, der über die rein karitative Betätigung hinaus sich gesellschaftlichen Strukturfragen 

zuwandte, sollten durch diesen Erlass zurückgedrängt werden, weil sie als „Bedrohung der 

                                                           
110 A. Stöcker, Konservativ und Christlichsozial, in: Deutsche Evangelische Kirchenzeitung, November 1895, 
nach: D. Düding, Der Nationalsoziale Verein, S. 29. 
111 A. Stöcker, Konservativ, zit. nach D. Düding, Der Nationalsoziale Verein, S. 29; Vgl. auch: Hilfe, 1. Jg., Nr. 
46, 17. Nov. 95, S. 2. Stöcker wird von der Konservativen Partei aufgefordert, seine Zeitschrift "Das Volk" auf 
Kurs gegen die Naumann-Gruppe zu bringen. Die verantwortlichen Redakteure Heinrich Oberwinder und Hell-
mut von Gerlach verweigern sich, denn sie stehen Naumann näher als der Stöcker Gruppe, obwohl sie das Par-
teiorgan der christlich-sozialen Bewegung Stöckerscher Richtung redigieren. Ihnen kommt später bei der Grün-
dung der Zeitschrift "Die Zeit" eine gewisse Rolle zu. ebd., S. 29. 
112 Caroline Franziska Elsbeth (genannt Elisabeth) Gnauck-Kühne (1850 – 1917) machte zunächst eine Ausbil-
dung zur Lehrerin, war dann als Privatlehrerin in London und Paris, bevor sie 1875 in ihrer Heimatstadt Blan-
kenburg ein "Institut für höhere Töchter", gründete, das sie bis 1888 führte. Die Ehe mit dem Nervenarzt Dr. R. 
Gnauck scheiterte nach vier Monaten und wurde 1890 geschieden. 1895 durfte sie als erste deutsche Frau mit 
einer Sondererlaubnis des preußischen Kultusministers an der Universität Berlin studieren. 1883 hatte sie ihre 
Untersuchung "Ursachen und Ziele der Frauenbewegung" vorgelegt. Ähnlich wie P. Göhre arbeitete sie drei 
Monate in einer Berliner Kartonagenfabrik, um die Lebensverhältnisse der Arbeiterinnen kennenzulernen. Zeit-
lebens engagierte sie sich für die Anliegen der einfachen Arbeiterinnen. Im "Evangelisch-sozialen Kongreß" und 
durch A. Stöcker wurde sie unterstützt. Ihr Vortrag auf dem ESK in Erfurt im Jahr 1895 hatte eine epochale 
Dimension. Mit ihrem Referat "Die soziale Lage der Frau" wurde sie berühmt und es war Grundlage für ihre 
Anerkennung als christliche Sozialpolitikerin und Frauenrechtlerin. Bis zu Ihrer Konversion zum Katholizismus 
war sie an der Gründung des Deutsch-Evangelischen Frauenverbandes wesentlich beteiligt. Später setzte sie ihre 
Arbeit in der katholischen Frauenbewegung fort. Sie war schriftstellerisch und publizistisch sehr aktiv. Vgl. 
BBKL, Bd. XX, 2002, Sp. 639 – 646. 
113 Nathusius, ein anderes konservatives Mitglied des Evangelisch-Sozialen Kongresses, lehnte die Beteiligung 
von Frauen an den Diskussionen und im Kongressausschuss ab, konnte sich aber nicht durchsetzen. Als mit Frau 
Gnauck-Kühne die erste Frau auf einer evangelisch-kirchlichen Versammlung 1895 in Erfurt einen Vortrag hielt, 
verließ Nathusius den Kongress. (Evangelisch-Sozial. Vierteljahrsschrift für die sozial - kirchliche Arbeit, 33. 
Folge der Mitteilungen des Evangelisch-Sozialen Kongresses, H. 4, Göttingen 1928, S. 163). Dazu schreibt H. 
Eger: "Das Erfurter Referat Gnauck-Kühnes über die Frauenfrage, sowie der Eindruck ihrer Persönlichkeit über-
haupt brachte es mit sich, daß die National-Sozialen 1896 in ihr Programm den Frauenparagraphen aufnahmen." 
(H. Eger, Evangelisch-Sozialer Kongreß, S. 96.) 
114 Der Erlass ist abgedruckt bei G. Brakelmann, Kirche, soziale Frage, S. 1329-19-3. (Protestantismus und Sozi-
alismus; Bd. 3) Vgl. auch: Evangelisch-Sozial, 33. F., H. 4, Göttingen 1928, S. 165. 
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eigentlichen Aufgabe der Kirche“ empfunden wurden.115 Denn das „Experiment einer sozia-

len Volkskirche drohte in die Praxis einer Kirche für das Volk umzuschlagen, die Konflikte 

mit den traditionellen Machtwaltern nicht mehr scheute.“116 Die „sozialpolitische Agitation“ 

wurde unter Androhung von Disziplinarmaßnahmen verboten und nach Göhres Urteil wurde 

dem Evangelisch-sozialen Kongress der kirchliche Charakter abgesprochen.117 Die Geistli-

chen wurden zur „Zurückhaltung“ ermahnt und an ihre eigentliche Aufgabe, nämlich „Seelen 

gewinnen“, erinnert.118 Damit wurde der EOK –Erlass vom 17. April 1890, der die Pfarrer 

aufgefordert hatte, sich mit der sozialen Frage zu befassen, Arbeitervereine zu gründen und 

die anstehenden Fragen mit den Arbeitern zu diskutieren, in sein Gegenteil verkehrt. 

Die Konservative Partei verstärkte in dieser Situation ihren Druck auf Stöcker, „der sich in 

besonders klarer und leidenschaftlicher Form gegen den Inhalt des Erlasses ausgesprochen 

hatte.“119 Es kam zu längeren Querelen, die in der Öffentlichkeit viel Aufsehen erregen. Der 

Evangelisch-soziale Kongress befürchtete, in diese Auseinandersetzung hineingezogen zu 

werden. Man fragte über den Vorsitzenden des Kongresses, Nobbe120, an, ob Stöcker nicht 

vom stellvertretenden Vorsitz zurücktreten möchte, um Schaden vom Evangelisch-sozialen 

Kongress abzuwenden.121 

Stöckers Streit mit den Konservativen endet mit einem erzwungenen Austritt Stöckers aus der 

Partei am 2. Februar 1896.122 Er gründete noch im Februar eine neue Christlichsoziale Partei. 

Naumann möchte mit seinen Freunden bei der Parteigründung erscheinen, doch Stöcker lehnt 

deren Teilnahme ab. Nach einiger Bedenkzeit trat Stöcker für alle überraschend auch aus dem 

Evangelisch-sozialen Kongress aus. Man muss an dieser Stelle ausdrücklich betonen, dass es 

nicht Naumann war, der Stöcker zu einem Rücktritt drängte. Für Stöcker bedeutete dies die 

politische Isolation, während die jüngeren Christlich-Sozialen durch diese Ereignisse Reputa-

tion und Anhängerschaft gewannen. Nicht nur die Kirche, auch der Staat ging zu dem sozial-

                                                           
115 G. Brakelmann, Kirche, soziale Frage, S. 41. 
116 ebd., S. 42. Freiherr von Stumm gelangte zu der Einschätzung, dass von den Christlich-Sozialen eine größere 
Gefahr ausging, als von der Sozialdemokratie. Wenn man bedenkt, dass diejenigen, die die soziale Frage struktu-
rell angingen, zum großen Teil auch für eine Trennung von Kirche und Staat eintraten, war das gesamte preu-
ßisch-deutsche System in seinem Wesen bedroht. (ebd., S. 42). 
117 P. Göhre, Die evangelisch-soziale Bewegung, ihre Geschichte und ihre Ziele, Leipzig 1896, S. 172f. 
118 G. Kretschmer, Der Evangelisch-soziale Kongreß, S. 29. 
119 G. Brakelmann, Kirche, soziale Frage, S. 45. Auch B. Weiß, der inzwischen Meyeren im Präsidentenamt des 
Zentralausschusses der Inneren Mission nachgefolgt war, wurde durch diesen Erlass in Turbulenzen geführt, in 
denen er schließlich sein Amt aufgab. Weiß versuchte mit seinen Thesen auf einer Sitzung des Ausschusses am 
14.1.96 dem EOK zu sekundieren. Als Weiß aber Kritik erfahren musste, besonders von Meyeren, trat er zurück 
(Hansgerhard Weiß (Hrsg.), Bernhard Weiß, S. 219.). 
120 Moritz August Nobbe (1834 – 1910) studierte Jura und Verwaltungswissenschaften in München und Berlin, 
hatte zahlreiche Ämter in der Verwaltung, besonders im Bereich Landwirtschaft, war von 1884 – 1890 Mitglied 
des Reichstages für die Deutsche Reichspartei und Vorsitzender des ESK von 1891 - 1902 
121 G. Kretschmer, Der Evangelisch-soziale Kongreß, S. 28ff. 
122 D. Düding, Der Nationalsoziale Verein, S. 29. Zum Folgenden vgl. S. 30. 
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politischen Engagement der Geistlichen auf Distanz. In einem Telegramm an seinen früheren 

Erzieher Geheimrat Hinzpeter vom 28.2.1896 schrieb Wilhelm II: „Stöcker hat geendigt, wie 

ich es vor Jahren vorausgesagt habe. Politische Pastoren sind ein Unding. Wer Christ ist, der 

ist auch ‚sozial‘, christlichsozial ist Unsinn und führt zu Selbstüberhebung und Unduldsam-

keit, beides dem Christentum schnurstracks zuwiderlaufend.“123 Er wandte sich scharf gegen 

eine politische Betätigung der Pastoren, die tatsächlich in der Konsequenz der Naumannschen 

Linie im ESK lag. 

Auch Naumann sah durch diese Reaktionen von Kirche und Staat die Wirkungsmöglichkeiten 

eines sozialen Engagements in einer evangelisch-kirchlich orientierten Organisation so sehr 

eingeschränkt, dass er, darin Stöcker gleich, einen weiteren Schritt in eine rein politische Be-

tätigung ging. Im Februar 1896 schlug Naumann auf einer vertraulichen Besprechung der 

jüngeren Christlich-Sozialen in Erfurt die Gründung eines politischen Vereins vor, die einer 

späteren Parteibildung vorarbeiten sollte.124 Ihr wenden wir uns jedoch erst später zu. Auch 

hier wird Titius wieder an der Seite Naumanns zu finden sein. 

Die Krise des Evangelisch-Sozialen Kongresses war aber auch die Folge eines Verlustes an 

geistige Klarheit. Naumann kam immer mehr zu der Anschauung, dass sich mit den Kräften 

des Christentums eine Umgestaltung der sozialen Verhältnisse nicht erzielen lasse. Naumanns 

Optimismus, als Christen die innere Einheit und als höchstes Gut das Reich Gottes zu haben 

und zu wissen, „daß von diesem höchsten Gut aus sich Weltansicht und Ethik, Theorie und 

Praxis einheitlich gestalten“125 geriet in seiner Perspektive immer stärker in die Krise. Der 

Abstand zwischen den Weisungen Jesu und den sozialen Problemen der Gegenwart lasse in 

Naumanns Augen nicht mehr zu, das Evangelium als unmittelbare Richtlinie für ein soziales 

Programm zu verwenden.126 Die sozialgeschichtliche Bedingtheit des Evangeliums Jesu wur-

de ihm besonders nach seiner Palästinareise im Spätsommer 1898 schmerzlich bewusst.127 

                                                           
123 Christliche Welt, 10. Jg., 1896, S. 492. Das Telegramm wurde von dem Konservativen Freiherr von Stumm in 
der Öffentlichkeit gegen die christlich-soziale Bewegung reichlich verwendet, jedoch erst am 10. Mai 1896 im 
Wortlaut veröffentlicht (ebd.). 
124 Der Gedanke wird im Freundeskreis diskutiert und durchdacht. Am 6. August trifft man sich erneut, diesmal 
in Heidelberg und beschließt, eine Tageszeitung mit dem Namen "Die Zeit" zu gründen, die "im Sinne eines 
nationalen Sozialismus auf christlicher Grundlage" redigiert werden sollte. Außer Naumann sollten H. Oberwin-
der und H. v. Gerlach, die vorher Stöckers "Das Volk" redigiert hatten, die Zeitschrift als verantwortliche Redak-
teure ab 1.10.1896 leiten. In einem zweiten Beschluss vereinbarte man ein Treffen aller nicht konservativen 
Christlich-Sozialen für den Herbst. (D. Düding, Der Nationalsoziale Verein, S. 44). 
125 Zit. nach: H. Timm, Friedrich Naumanns theologischer Widerruf. Ein Weg protestantischer Sozialethik im 
Übergang vom 19. zum 20. Jahrhundert, Theologische Existenz heute, Neue Folge Nr. 141, München 1967, S. 
18. 
126 H. Timm, Naumanns Widerruf, S. 22. P. Göhre, Die evangelisch-soziale Bewegung, S. 170. Vgl. auch J. 
Herz, Geschichte der evangelisch-sozialen Bewegung, S. 165f. 
127 H. Timm, Naumanns Widerruf, S. 22f. Zum Folgenden vgl. ebd., S. 37ff u. S. 45ff. Vgl. Th. Heuß, Friedrich 
Naumann, Stuttgart 1937, S. 184. 
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Darum verzichtete Naumann immer mehr auf eine exegetische oder biblische Begründung 

seiner Position. 

Durch die Freundschaft mit M. Weber und R. Sohm128 wurde Naumann zusätzlich im Sinne 

einer Scheidung des Christlichen und des Sozialen beeinflusst, wenn auch aus ganz unter-

schiedlichen Motiven. Weber ging es um die Reinhaltung des nationalen Machtstaatsideals, 

Sohm ging es um die Reinhaltung des religiösen Geistes vor jeder Art von rechtlicher und 

politischer Veräußerung. Insofern begann Naumann immer stärker überhaupt auf eine religiö-

se Begründung seiner Auffassung zu verzichten. In der Diskussion um die Richtlinien des 

National-Sozialen Vereins sollte dies deutlich werden. Titius nahm eine ähnliche Position ein, 

aber sein Verzicht auf eine religiöse Begründung seiner politischen Vorstellungen sollte we-

sentlich deutlicher ausfallen, wohl auch deswegen, weil ihm als historisch orientiertem Neu-

testamentler der historische Abstand der Evangelien sehr viel bewusster war als Naumann. 

Diese Erkenntnis brach bei Naumann erst nach seiner Palästina-Reise in vollem Maße 

durch.129 So geriet der Kongress 1895 / 96 auch geistig in eine Krise, weil die Konzepte der 

führenden Köpfe an ihre Grenzen stießen und sich die Frage nach einem Neuansatz der Theo-

logie als vordringliche Aufgabe stellte. Naumann sah die Theologie seiner Zeit nämlich nicht 

in der Lage, die Herausforderung der Sozialdemokratie anzunehmen, denn die Theologie ver-

harre bei der Diastase von Geist und Natur und der Konzentration ihrer Bemühungen auf die 

sittliche Persönlichkeit. 

Naumann sah in der Sozialdemokratie und in der Industrialisierung ein und dasselbe theologi-

sche Problem. Die Sozialdemokratie habe ein „negatives bekenntnisbildendes Herausforde-

rungsrecht“. Dadurch werde die Theologie vor die Aufgabe gestellt, wie sie den ersten Artikel 

des Credos angesichts des Maschinenzeitalters neu interpretieren wolle. „Die sogenannte mo-

derne Theologie <hat> nicht das fertiggebracht, was man von ihr fordern möchte: eine Glau-

bensform, die dem heutigen Großstädter so auf den Leib zugeschnitten ist, wie etwa Luthers 

Katechismus dem Bauern.“130 

                                                           
128 Der evangelische Jurist Rudolph Sohm (1841-1917) war ab 1870 Professor in Freiburg i. Br., 1872 in Straß-
burg, 1887 in Leipzig und beschäftigte sich mit der deutschen Rechtsgeschichte, besonders dem Kirchenrecht. Er 
förderte wesentlich die Erforschung der Grundlagen des Kirchenrechtes. Seine Forschungen dienten ihm zur 
Grundlage seiner radikalen Kritik am Kirchenrecht. Für die Entwicklung des evangelischen Kirchenrechtes seit 
Ende des 19. Jahrhunderts ist sein berühmter Satz „Das Kirchenrecht steht mit dem Wesen der Kirche in Wider-
spruch“ (Kirchenrecht I/1, 700) sehr wichtig geworden. BBKL, Bd. X, 1995, Sp. 743-745. 
129 Vgl. dazu: Th. Heuß, Friedrich Naumann, S. 184-199. Dort macht Heuß auch deutlich, dass Naumann eine 
theologische Neubesinnung unter Einbeziehung der Naturwissenschaften dringend forderte, sich selbst aber als 
unfähig ansah, dies zu leisten. "Artur Titius, in seinem Ausgang dem Freund nahe verbunden, ist dann auf diesen 
Wegen geschritten." (ebd., S. 193). 
130 ebd., S. 27. Vgl. F. Naumann, Werke, Bd. 1, Religiöse Schriften, Köln u. Opladen, 1964, S. 523. Timm sieht 
die Ursache für das Versagen der Theologie, sowohl der orthodoxen, als auch der sog. modernen Theologie in 
deren ungeschichtlichem Schöpfungsbegriff. Weiter schreibt Timm in Anm. 12, S. 27: "Die Schöpfungslehre 
leidet bis heute unter dem Joch jenes geschichtslosen Naturbegriffs, der entweder von der antiken Kosmophilo-
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Timm ist der Überzeugung, dass die Universitätstheologie das, was Naumann über die Ver-

flechtung von Schöpfung und Industriezeitalter, Reich Gottes, Sozialpolitik und Verantwor-

tungsethik äußere, nicht wahrgenommen habe, weil Naumann es in der Diktion des religiösen 

Schriftstellers formuliert habe. Die Universitätstheologie habe es nicht für nötig befunden, 

diese Fragen wenigsten als theologisch relevante Frage überhaupt ernst zu nehmen. In Wirk-

lichkeit ringe Naumann um einen neuen Begriff von systematischer Theologie. 

Ein weiteres Element der Krise des ESK bildete die Abtrennung der Evangelischen Arbeiter-

vereinsbewegung vom Kongress. Dies führte zu einer veränderten Zusammensetzung des 

Kongresses, nämlich zu einem fast vollständigen Ausscheiden des proletarischen Elementes. 

Hatten bis 1896 die Evangelischen Arbeitervereine ihre zentrale Tagung zusammen mit dem 

Evangelisch-Sozialen Kongress abgehalten, so fehlten nach der Abtrennung der Vereine um 

so deutlicher Arbeiter als Teilnehmer am Kongress. Dies führte zu einer „Aristokratisie-

rung“131 und Akademisierung des Kongresses. Die Anfeindungen der kirchlichen und politi-

schen Öffentlichkeit gegen den Evangelisch-sozialen Kongress waren so heftig, dass man 

1897 dem in Leipzig tagenden Kongress die Thomaskirche verweigerte. Im folgenden Jahr 

fand der Kongress keine Stadt, die ihn aufnehmen wollte.132 

 

 

2.7.  Titius’ Position in der Aufspaltung und Neuformierung der Christlich-Sozialen Be-

wegung 

 

Vor dem Hintergrund dieser Auseinandersetzungen beschrieb Titius im April 1896 den Stand 

der christlich-sozialen Bewegung aus seiner Sicht.133 Danach „haben sich zwei Richtungen 

unter den Christlich-Sozialen herausgebildet und bereits angefangen, sich zu organisieren, die 

in starkem Gegensatz zu einander stehen“. Trotzdem hoffte Titius zu diesem Zeitpunkt, dass 

sich in der Propaganda nach außen, vor allem aber beim Gedankenaustausch nach innen auf 

dem Evangelisch-sozialen Kongress „eine dauernde Verbindung und Gemeinschaft ... bei 

gutem Willen“ erreichen lasse. Als weiteren Grund für diese Hoffnung nannte Titius die Tat-

sache, dass sich ein großer Teil der im Kongress vertretenen Evangelisch-Sozialen weder 

                                                                                                                                                                                     
sophie, der modernen mechanistischen Naturwissenschaft, oder deren Gegenpol, der romantischen Gefühligkeit 
bestimmt wird; quartum non datur?" 
131 J. Herz, Geschichte der evangelisch-sozialen Bewegung, S. 166. 
132 G. Brakelmann, Die soziale Frage, S. 183. 
133 A. Titius, Der gegenwärtige Stand der christlich-sozialen Bewegung, in: Die Wahrheit, 6. Jg., Stuttgart 1896, 
S. 33-40. 
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durch die eine, noch durch die andere Seite repräsentiert sehe, vielmehr beiden Richtungen 

„neutral“ gegenüberstehe. 

Auch habe das „persönlich-freundschaftliche Verhältnis“ zwischen Stöcker und Naumann 

bisher keinen Schaden genommen. Titius begründet seinen relativen Optimismus, wie sich 

das zukünftige Verhältnis der beiden Richtungen gestalten könnte, auch mit seiner Einschät-

zung, dass die Unterschiede zwischen Stöcker und Naumann „nicht einmal so groß sind, wie 

sie namentlich Stöcker erscheinen.“ Groß seien die Unterschiede allerdings in der Frage der 

Stellung zur Sozialdemokratie. Während Stöcker die Sozialdemokratie nur als Verkörperung 

des Atheismus, der Vaterlandslosigkeit und der wirtschaftlichen Utopie verurteile, bekundete 

Titius Verständnis für Naumanns Anerkennung der relativen Berechtigung der Sozialdemo-

kratie. 

Das Recht der Sozialdemokratie bestand nach Titius darin, dass sie die wirtschaftlichen Fra-

gen in den Vordergrund gerückt habe und das Standesbewusstsein der Industriearbeiter ins 

Leben gerufen habe.134 Ihr Unrecht bestehe in ihrem „Doktrinarismus“, indem sie immer die 

Gesamtgesellschaft und den große Umschwung im Auge habe. Demgegenüber verteidigte 

Titius das Recht, mit Reformen bei vorgegebenen Formen von Teilgruppen der Gesellschaft 

anzuknüpfen. Weiter bestehe das Unrecht der Sozialdemokratie in ihrer Vaterlandslosigkeit. 

Titius griff hier auf den schon von Naumann benutzten Ausspruch Webers, was nütze die bes-

te Sozialpolitik, wenn die Kosaken kämen135, zurück und sprach sich für einen deutschnatio-

nalen Sozialismus aus. Wir können hier einen ersten Blick auf Titius’ latente nationale Grun-

dempfindung werfen, die uns später noch an verschiedenen Stellen wieder begegnen wird. 

Das dritte Unrecht der Sozialdemokratie sei ihr Materialismus. Sie habe sich mit einer Welt-

anschauung verbunden, die vor dreißig Jahren wissenschaftlich modern gewesen sei, zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt in den oberen Gesellschaftsschichten aber längst überwunden sei. 

Nach Titius entstamme der Sozialismus nicht der Wissenschaft und nicht dem Darwinis-

mus.136 Vielmehr sei das ideale Moment in ihm, seine Bruderliebe und menschliche Gemein-

schaft „ein Erbe Jesu Christi“. Darum sei der Sozialismus „zu klären, zu reinigen und ener-

gisch zu machen durch Jesus Christus.“ 

                                                           
134 A. Titius, Der gegenwärtige Stand, S. 33, S. 34 u. S. 35. 
135 Naumann kommentiert u. a. mit diesem Ausspruch M. Webers Antrittsvorlesung in Freiburg im Jahr 1895, in 
der dieser den nationalen Machtstaat als absoluten Wertmaßstab alles politischen und ökonomischen Handelns 
hinstellt. Vgl. A. Lindt, Friedrich Naumann und Max Weber. Theologie und Soziologie im wilhelminischen 
Deutschland, München 1973, S. 18ff, Zit. S. 25; Theologische Existenz heute 174. 
136 Titius benutzt den Begriff "Sozialismus" wie viele seiner Zeitgenossen noch ohne Scheu, da dieser noch nicht 
vollständig in seiner marxistischen Bedeutung aufgegangen war. Vgl. dazu: Th. Heuß, Friedrich Naumann, 
Stuttgart 1937, S. 85f. 
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Der „geistige Kern der Sozialdemokraten, der unverlierbare Fortschritt“ liege darin, „daß sie 

die soziale Frage vom Standpunkt der Bedrängten, für die Bedrängten und mit den Bedräng-

ten bearbeitet; und diesen Gesichtspunkt müssen wir uns aneignen.“ Wenn Naumann so weit 

gehe, dass er den christlichen Sozialismus als „Bruder des demokratischen Sozialismus“ be-

zeichne, so sei doch Stöckers Vorwurf, „als wollten die jungen Christlich-Sozialen die Klas-

senherrschaft des Proletariats aufrichten, ungerechtfertigt.“ 

Titius fasste die bisherige Darstellung so zusammen, dass Naumann in der Lage sei, „die So-

zialdemokratie gerechter und hoffnungsvoller beurteilen zu können als Stöcker.“ Es ergebe 

sich zwar eine erhebliche Differenz in der politischen Gesamtanschauung und der Stimmung 

gegenüber dem vierten Stand, aber in ihren deutlichen Vorstellungen zeige sich ein greifbarer, 

praktisch wichtiger Unterschied eigentlich nicht. Viel deutlicher seien die Unterschiede zwi-

schen Naumann und Stöcker in der Stellung zum Judentum. Während das Eisenacher Pro-

gramm der Stöckerschen Christlich-Sozialen konkrete Maßnahmen gegen die jüdische Bevöl-

kerung vorschlage, lehne Naumann jeden Antisemitismus ab. Die wirtschaftlichen Fragen 

seien Sachfragen, die sich nicht am Judentum festmachen ließen. Da Titius die Emanzipation 

der Juden bejahte, hoffte er, dass es „der Kraft des Volkstums und des Christentums gelingen 

wird, diesen Fremdkörper uns zu assimilieren.“ Dies ist für Titius unzweifelhaft der „allein 

gangbare und schließlich auch der dem Christentum zumeist angemessene Weg“137. 

Ein letzter wichtiger Differenzpunkt sei die Stellung zur konservativen Partei. Während Stö-

cker nur in Verbindung mit ihr Erfolg für die christlich-soziale Bewegung erringen zu können 

glaube, habe Naumann die konservative Partei stets für ein großes Hindernis für eine energi-

sche Sozialpolitik gehalten. Nach Titius hatten die Ereignisse138 der letzten Wochen aber 

Naumanns Auffassung deutlich bestätigt. Titius bedauerte am Ende seiner Einschätzung, dass 

Stöcker seine Richtung ohne Beteiligung der Jungen neu organisiert habe, da die Unterschiede 

eigentlich nicht tief greifend, die praktischen Forderungen und das praktische Verhalten oft 

sehr ähnlich seien. Titius hoffte, dass man, wenn nicht zu einer Fusion, so doch künftig zu 

einem freundlichen Zusammenwirken kommen werde. Für den in Kürze anstehenden Evange-

lisch-sozialen Kongress erhoffte Titius eine Betonung der Übereinstimmungen, weil davon 

zukünftig die Kraft des christlich-sozialen Gedankens abhängen werde. 

Mit dieser Einschätzung des aktuellen Standes der Konflikte innerhalb der christlich-sozialen 

Bewegung gab Titius sicher ein zutreffendes Bild, wenn er die Stellung zur Sozialdemokratie 

                                                           
137 ebd. , S. 36ff. 
138 Titius spielt an dieser Stelle auf die Auseinandersetzung zwischen Stöcker und der konservativen Partei an, 
die mit Stöckers erzwungenem Austritt im Februar 1896 endete. 
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als den Hauptkonfliktpunkt darstellt.139 Verwunderlich ist allerdings, dass er die Darstellung 

der unterschiedlichen Positionen zur konservativen Partei von diesem Hauptkonfliktpunkt 

völlig trennte. Allerdings drängt sich der Eindruck auf, dass Titius die Grundsätzlichkeit der 

Differenzen und ihre Schärfe bewusst abmilderte. Die geistige Orientierung an der Situation 

des Proletariats oder aber an der Konservativen Partei musste früher oder später eine Ent-

scheidung in der einen oder anderen Richtung herbeiführen.140 Es ist kaum vorstellbar, dass 

dies Titius nicht auch bewusst war. Also ist seine Tendenz zur Harmonisierung sicher mit 

Überlegungen zu erklären, die anstehende Tagung des Evangelisch-sozialen-Kongresses nicht 

noch durch Betonung der inneren Konflikte zu belasten und eher versöhnend zu wirken, da es 

genügend äußeren Druck auf die Teilnehmer des Kongresses gab. 

 

 

2.8. Bewertung Naumanns und Titius’ 

 

 Titius’ eigenes Profil soll in dieser krisenhaften Lage durch einen Vergleich mit Naumanns 

Position im Streit innerhalb der Christlich-Sozialen Bewegung noch deutlicher herausgearbei-

tet werden. Denn Naumann war zum einen der führende Kopf der „Jungen“ im Evange-

lisch-sozialen Kongress, als auch die treibende Kraft zur Gründung des National-sozialen 

Vereins, in dem wir auch Titius wieder finden werden. 

Titius stimmte mit Naumanns Einschätzung der Sozialdemokraten als „Gemeinschaft der ma-

terialistischen Chiliasten überein.“141 Er verteidigte wie Naumann die Berechtigung kleinerer 

und größerer Reformen, um „am alten Haus zu reparieren… bis es wohnlich wird.“142 Die 

Forderung der Sozialdemokratie, alle Bemühungen auf den großen Umbruch auszurichten, 

der alle Verhältnisse mit einem Schlag im Sinne des Proletariats wandele, wies Titius wie 

Naumann ab.143 

Naumanns Einschätzung der bürgerlichen Parteien als reaktionär und seine Übernahme der 

Weberschen Thesen über die fortschreitende politische Bedeutungslosigkeit der bürgerlichen 

                                                           
139 Zu einer ähnlichen Einschätzung der beiden Hauptrichtungen in der evangelisch-sozialen Bewegung gelangt 
P. Göhre im Mai 1896, wenn er auch ihre Stellung zur Sozialdemokratie m. E. zu Gunsten seiner eigenen Auf-
fassung zu verzeichnen scheint. (P. Göhre, Die evangelisch-soziale Bewegung). 
140 Aus einer späteren Rückerinnerung Göhres aus dem Jahr 1927 oder 1928 wird deutlich, dass in seinem Den-
ken das Engagement für die Arbeiterklasse im Jahr 1896 bzw. kurz danach einen deutlich höheren Stellenwert 
einnimmt als seine monarchische Gesinnung. Göhre bezeichnet dies als "die erste grundlegende Differenz" zwi-
schen sich und Naumann. (Vgl. G. Wünsch, Die Bedeutung Paul Göhres für die Religion des Proletariats, in: 
Evangelisch-Sozial. Vierteljahrsschrift für die sozial-kirchliche Arbeit, 33. Folge der Mitteilungen des Evange-
lisch-Sozialen Kongresses, H. 3, Göttingen 1928, S. 119.) 
141 A. Titius, Der gegenwärtige Stand, S. 34. 
142 H. Timm, Naumannns Widerruf, S. 21. 
143 A. Titius, Der gegenwärtige Stand, S. 35. 
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Schichten teilte Titius jedoch nicht. Er kritisierte, dass Naumann an dieser Stelle kritiklos 

Webers Ausführungen anlässlich seiner Freiburger Antrittsvorlesung über „Nationalstaat und 

Volkswirtschaftspolitik“ übernimmt. Ja, Titius ging soweit, dass er den Lesern Aussagen 

Naumanns vorführte, „die in eine andere Richtung weisen und seine eigentliche Meinung ent-

halten.“144 In diesen Äußerungen erkenne Naumann die Existenzberechtigung des Großbür-

gertums neben Kleinbürgertum und Arbeiterklasse klar an, weil der Dienst des Kapitals zur 

Organisation der Arbeit noch nicht entbehrt werden könne. Titius war auch wesentlich opti-

mistischer, was die Bedeutung des Großgrundbesitzes angeht. Während Naumann dessen ge-

genwärtige und besonders die zukünftige Rolle sehr skeptisch beurteilte, war Titius der Mei-

nung, „daß namentlich im deutschen Osten der Großgrundbesitz noch eine viel größere Le-

benskraft hat, als Naumann mit seinen Freunden anzunehmen geneigt ist.“145 Titius ging da-

von aus, dass der Großgrundbesitz auch in Zukunft Träger deutscher Kultur und deutscher 

Gesittung bleiben werde. 

Titius lehnte wie Naumann Stöckers Forderungen im Eisenacher Programm der Christ-

lich-Sozialen zur Judenfrage ab. Während Naumann sich gegen den Stöckerschen Antisemi-

tismus aussprach, weil wirtschaftliche Fragen, Ausbeutung, Wucher, Großkapitalismus Sach-

fragen und keine Personalfragen seien, empfahl Titius, „diesen Fremdkörper uns zu assimilie-

ren“146 als den dem Christentum zumeist angemessenen Weg, wobei er nicht klar machte, was 

er unter Assimilation hier verstand. Titius forderte die Anpassung des Fremden an Volk und 

Christentum als langfristige Aufgabe. Es bleibt aber offen, ob dabei auf Dauer die eigenstän-

dige kulturelle und religiöse Identität der Juden erhalten werden soll oder die Assimilation zu 

einem Aufgehen in der deutschen und christlichen Kultur führen soll. Naumann verzichtete 

hier ganz auf eine christliche Begründung seiner Ablehnung des Antisemitismus. 

Stärker als bei Naumann war bei Titius der Hang zur Harmonisierung entwickelt. So bedauer-

te Titius ausdrücklich, dass Stöcker „seine Richtung“ ohne die Jungen neu organisiert. 

Naumann dagegen hatte zu einer Klärung der Fronten beigetragen, wenn er etwa die These 

aufstellt: „Ihr könnt nicht konservativ sein und christlich-sozial.“147 Titius scheint hier die 

Vorteile, die eine Scheidung der beiden Richtungen bieten könnte, nicht zu sehen, mindestens 

nicht zu betonen. Die gegenseitige Blockierung in vielen tagespolitischen Fragen, die unein-

deutige Ausrichtung an Kleinbürgertum oder Proletariat könnte nach ihrer Beendigung Kräfte 

freisetzen und manches einfacher werden lassen. 

                                                           
144 ebd., S. 37. 
145 ebd., S. 38. 
146 ebd., S. 39. 
147 ebd., S. 39. 
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Neben taktischen Überlegungen kommt hier ein Grundzug Titius’ zum Tragen, der noch häu-

figer begegnen wird und der sein Denken und Handeln nicht unwesentlich bestimmt. Aber 

keineswegs geht es Titius um Harmonie um jeden Preis. Er kann auch sehr pointiert und klar 

Grenzen ziehen, wo ihm das geboten erscheint. Sein Eintreten für den Evange-

lisch-sozialen-Kongress und die Christlich-soziale Bewegung gerade in diesen Krisenzeiten 

ist dafür ein überzeugendes Beispiel. 

 

 

2.9. Titius’ Verteidigung des evangelisch-sozialen Anliegens 

 

Vor dem Hintergrund der oben beschriebenen Krisenerscheinungen des Evangelisch-sozialen 

Kongresses und den sich abzeichnenden Differenzierungsbestrebungen in eine Freie kirch-

lich-soziale Konferenz148, einen Evangelisch-sozialen Kongress und eine Organisation, die die 

Naumannschen Gedanken verbreiten soll, für die aber weder ein Name noch ein klares Kon-

zept vorlagen, verteidigte Titius das gemeinsame Anliegen aller Gruppierungen gegen jene, 

die die christlich-soziale Bewegung insgesamt verurteilen. 

Titius benutzte dazu die Besprechung eines biblisch-sozialen Vortrags des Generalsuperinten-

denten Pötter149 in einem Beitrag zur „Christlichen Welt“150. Allerdings betonte Titius gleich 

zu Beginn, dass dieser Vortrag nicht vom Inhalt her, sondern allein wegen der Person des 

Verfassers und vor allem dessen Stellung eine Besprechung verdiene. 

Titius wandte sich gegen Pötter, der zu einer „Selbstbesinnung auf das Evangelium“ und eine 

Rückkehr „zur Einfältigkeit in Christo“ aufrief. Darin sah Titius keinen Gegensatz zur christ-

lich-sozialen Bewegung. Wenn Pötter vor chiliastischen Träumen des Himmels auf Erden 

warnte, so stimmte ihm Titius darin zwar zu. Die christlich-soziale Bewegung sehe im Chris-

tentum aber keineswegs eine ausschließlich diesseitige Größe. Wenn aber der eine oder ande-

re Anhänger der christlichsozialen Bewegung in diesen Grundwahrheiten fehle, so wird es 

nach Titius „im Interesse der Christlich-Sozialen liegen, solche Auswüchse bei Zeiten zu be-

schneiden.“ Titius warf Pötter vor, dass dieser solche Einzelerscheinungen für das Ganze 

nehme, um so die ganze Bewegung zu schmähen. Titius sah in Pötter wohl zu Recht einen 

                                                           
148 Vgl. dazu G. Brakelmann, Die soziale Frage, S. 193f. 
149 Heinrich Pötter (1830 – 1918) studierte Theologie in Halle und legte sein Examen in Münster ab.1857 über-
nahm er eine Pfarrstelle in Heeren bei Unna, wo er bis 1868 blieb. Danach war er 10 Jahre Garnisonspfarrer in 
Wesel. 1874 wechselte er an die St. Simeonskirche in Minden, wo er zusätzlich als Garnisonspfarrer tätig war. 
Nebenamtlich war er Schul- und Regierungsrat der Mindener Regierung und Superintendent des Kirchenkreises 
Minden.1886 wurde er zum Generalsuperintendenten der pommerschen Provinzialkirche berufen. Dieses Amt 
übte er bis zu seiner Pensionierung im Jahr 1904 aus.  
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Vertreter jener Richtung, die nach dem Rückzug des Kaisers und des EOK von der Beschäfti-

gung mit der sozialen Frage nun alle, die noch in dieser Richtung arbeiten, von diesem Weg 

mit allen Mitteln abbringen wollen. 

Titius sprach ihm aber sowohl die Kenntnis der Nöte der Gegenwart, als auch Einblick in die 

christlich-soziale Bewegung ab. Pötter kenne sie weder aus eigener Mitarbeit noch durch ein-

gehendes Studium. „Da wird er sich nicht wundern können, daß man ihn das moralische 

Recht zum Bußruf nicht einräumt, sondern ihn bittet, sich vor allem mit dem bekannt zu ma-

chen, worüber er spricht.“ Titius rügte, dass ein Generalsuperintendent „mit einer so naiven 

Unkenntnis der Dinge“ den „christlichen Sozialismus so vorschnell aburteilt.“ 

Diese Stellungnahme aus dem Juni 1896 unterstreicht, dass trotz der Aufspaltung in unter-

schiedliche Gruppierungen die christlich-soziale Bewegung in ihrem gemeinsamen Engage-

ment für eine Verbesserung der Situation der Arbeiterschaft ein gemeinsames Fundament 

besaß, das sich gegen die Angriffe von außen als tragend erwies. Zugleich unterstreicht diese 

kurze Besprechung, dass sich Titius zu diesem Zeitpunkt sehr bewusst zu dem Kreis um 

Naumann rechnete. 

Diesen Eindruck vermittelte schon Titius’ Bericht vom 21. Kongress für Innere Mission mit 

seinem Eintreten für ein stärkeres sozialpolitisches Engagement. In der Übernahme der Be-

zeichnung wir „modernen Theologen“151 heftete sich Titius das Etikett einer Richtung an, vor 

der im Gründungsaufruf der Freien kirchlich-sozialen Konferenz ausdrücklich gewarnt wurde. 

Vor allem zeigt diese Besprechung, dass sich Titius trotz der öffentlichen Auseinandersetzun-

gen um den Evangelisch-sozialen Kongress, trotz der Anfeindungen gegen sozialpolitische 

Betätigung überhaupt, sehr bewusst und öffentlich zu dieser Arbeit als einer christlichen Auf-

gabe stellte. 

Von ganz anderer Art, nämlich eine sehr differenzierte inhaltliche Auseinandersetzung, ist 

Titius’ Besprechung der zweiten, verbesserten Auflage des aus drei Bänden bestehenden Bu-

ches „Die christliche Liebesthätigkeit“152 von G. Uhlhorn.153 Nach einem langen und sehr 

                                                                                                                                                                                     
150 D. Pötter, Onesimus. Ein Biblisch-sozialer Vortrag nebst einigen nachträglichen Zusätzen von D. Pötter, 
Gütersloh 1996. CW, 10. Jg., Sp. 597f. 
151 Ebd., alle Zitate Sp. 598. 
152 G. Uhlhorn, Die Christliche Liebesthätigkeit, Band 1: Die christliche Liebesthätigkeit in der alten Kirche; 
Band 2: Die christliche Liebesthätigkeit im Mittelalter; Band 3: Die Christliche Liebesthätigkeit seit der Refor-
mation, Stuttgart 1895. Die Besprechung ist abgedruckt in: CW, 10. Jg., 1896, Sp. 411-418; 435-438; 458-462; 
488-492. 
153 Gerhard Uhlhorn, (1826 – 1901) kam aus einfachen Familienverhältnissen, studierte in Göttingen, wurde dort 
Repetent. 1852 habilitierte er sich in für historische Theologie. Ab 1855 wurde er Hof- und Schlossprediger in 
Hannover, 1861 Primarius. Der Hof- und Schlossprediger ist zugleich Superintendent des Kirchenkreises Han-
nover, 1878 wird er zum Abt des Klosters Loccum gewählt. An den sozialen Themen seiner Zeit war er in eigen-
ständigen Positionen interessiert und engagiert. Zur Mitarbeit im Evangelisch-sozialen Kongress kam es wegen 
Differenzen mit Stoecker aber nicht. Uhlhorns „sozialdiakonisches Engagement will als Reich-Gottes-Arbeit 
verstanden werden, das in der Deutung wirtschaftlicher Schäden als sittlicher Probleme auf bußfertige Einsicht 
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ausführlichen Durchgang durch die Geschichte der Liebestätigkeit im Christentum, in dem 

besonders der Zusammenhang von Gemeindeentwicklung und Entfaltung der Liebestätigkeit 

beleuchtet wird, stimmte Titius Uhlhorn zu, wenn er in der Liebestätigkeit der Gemeinde „die 

eigentlich protestantische Art der Liebesübung“ feststellt.154 

Nach Uhlhorns Beschreibung habe sich die Verbindung von Gemeinde und Liebestätigkeit 

innerhalb des lutherischen Kirchenwesens stark gelockert. Er führte dies auf das lutherische 

Verständnis von Kirche, nämlich das Wort Gottes zu predigen und die Sakramente zu verwal-

ten, zurück. 

Titius versuchte, diese beiden Gedanken zu verbinden. Er hielt die traditionelle lutherische 

Lehre von der Kirche für einseitig. Nach Titius galt, dass Kirche zunächst Gemeinde der 

Gläubigen und Neuschöpfung der Menschheit aus dem Heiligen Geist als Produkt der Gnade 

Gottes in Christo ist. Darum sei Gemeinde als geistliche Gemeinschaft ihrem Wesen nach 

unveränderlich und stets sich selbst gleich, ganz im Gegensatz zu ihrer geschichtlichen Er-

scheinungsform. Darum zähle Verfassung und Regiment nicht zum Wesen der Kirche. Nach 

Titius gehörten aber auch ein besonderes Amt der Lehre und die übliche Form des Gottes-

dienstes oder der kirchlichen Unterweisung nicht zum Wesen der Kirche. Er stimmte dem 

Satz zu, dass die Wirksamkeit des Heiligen Geistes wesentlich an die Verkündigung des of-

fenbaren Gnadenwillens Gottes in Christo gebunden ist. Er hielt es jedoch für einen verhäng-

nisvollen Irrtum, „wenn man lange Zeit die Verkündigung des Wortes Gottes mit der Predigt 

identifizirt hat. Denn mag diese auch mit Recht im Mittelpunkt der Verkündigung stehen und 

ihren festen Kern bilden, so reicht dennoch die Verkündigung des Wortes weiter als die Pre-

digt.“ Titius forderte darum zur Ergänzung der Predigt Erziehungsarbeit, die befähigen soll, 

die rechte Erkenntnis auf das eigene Leben anzuwenden. Mit Blick auf die Armen werde die-

se Erziehungsarbeit zur Armenpflege. 

So ergab sich für Titius, dass Liebestätigkeit und Seelsorge ebenso wie Lehramt und Predigt 

aus innerer Notwendigkeit entstehen. Der Satz, dass die Verfassung nicht zum Wesen der 

Kirche gehöre, darf nicht zur „Gleichgültigkeit gegen das Streben führen, die relativ beste 

                                                                                                                                                                                     
und moralische Besserung aus dem Geist des Christentums setzt; es basiert sowohl auf eigenen wirtschaftsge-
schichtlichen und gegenwartsdiagnostischen Forschungen als auch auf der intensiven Rezeption wirtschaftstheo-
retischer und ökonomiehistorischer Studien (z.B. [s.d.] Adam Smith, Wilhelm Roscher) und bezieht die lutheri-
sche (Berufsbegriff!) und lutherisch-pietistische Tradition, sofern sie ihre volkskirchliche Orientierung erinnert, 
als normative theologische Reflexionsebene ein. Allerdings versagt sich U. dem Optimismus, daß Innere Missi-
on die Vision einer gerechten Gesellschaftsordnung realisieren könne, denn das bedeutete für U. die Verkennung 
der innerweltlichen Sündenmacht; Innere Mission habe vielmehr die Entchristlichung der Gesellschaft wahr- und 
ernst zu nehmen und ihr offensiv Sozialdiakonie aus und in dem Geist der Liebe Jesu Christi entgegenzusetzen.“ 
Vgl. BBKL, Band XII, 1997, Sp. 820-837. 
154 Titius verweist darauf, dass Uhlhorn durch ein Gespräch mit Theodor Fliedner zu diesem Buch inspiriert 
wurde. Er empfiehlt es besonders den Kandidaten der Theologie, da an ihm die sittlichen und kulturellen Wir-
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Form der kirchlichen Organisation zu verwirklichen.“155 Mit Uhlhorn sah Titius in einer ge-

nossenschaftlichen Organisation der Liebestätigkeit die beste Form, wobei der Schwerpunkt 

auf der einzelnen Gemeinde ruhen soll. Uhlhorn bezeichne diese Form auch zu Recht als 

evangelisch, da sie den Ansätzen zur Neuorganisation der Armenpflege in der Reformations-

zeit entspreche. Titius sah in den reformatorischen Prinzipien, dem Priestertum aller Gläubi-

gen, der Gleichheit aller vor Gott, einen starken Rückhalt für das genossenschaftliche Prinzip. 

 

Titius ging dann auf Gedanken Naumanns ein, die dieser in der Zeitschrift „Soziale Praxis“'156 

aufgeworfen hatte. Darin vermutet Naumann, dass die Bedeutung der Ortsgemeinde immer 

mehr abnehme, weil ihre Geschlossenheit durch „Verkehr, Freizügigkeit, Tagespresse und 

allgemeine Partei- und Volkseinflüsse gefährdet ist“, - eine andere Art der Organisation habe 

die evangelische Kirche überhaupt noch nicht gefunden, ihr ganzes System sei „auf der Orts-

gemeinde aufgebaut.“ Da sich einerseits der Organisationstrieb nach den Gesichtspunkten der 

Arbeitsteilung richte, andererseits viele, junge Geistliche sich sozialpolitischen Gruppen an-

schlössen, zeigte sich nach Naumann von fern die Bildung von Korporations- und Berufsge-

meinden.“ In der Tendenz auf Berufsgemeinden sah er die Konsequenz der veränderten Ver-

hältnisse.157 Dieser Analyse stimmte Titius durchaus zu. Titius verwies auf die geschichtliche 

Parallele der mittelalterlichen Berufsgenossenschaften. Aber er war gegenüber einer Neubele-

bung dieser Gedanken skeptisch. Um den leicht veränderlichen Berufsgemeinden oder Korpo-

rationsgemeinden kirchlichen Charakter zugestehen zu können, müsste seiner Meinung nach 

die kirchliche Hierarchie deutlich gestärkt werden, was nach Titius nicht im Sinne Naumanns 

sein könne, oder aber es entstehe ein „infusorisches kirchliches Gemeinschaftsleben“, das die 

großen Aufgaben der christlichen Gemeinde nicht tragen könne. Zudem befürchtete Titius, 

dass dieses Organisationsprinzip große Teile der Bevölkerung nicht erfassen könne, weil für 

diese Menschen das Organisationsprinzip der Arbeit zu schwach sei. Darum musste es nach 

Titius auf Dauer bei der Geltung des Lokalprinzips bleiben. 

Eine gleichzeitige Durchführung beider Formen erwog Titius merkwürdigerweise nicht. So 

wurzele das Gemeindeprinzip für die Organisation der Liebesthätigkeit einerseits in der Re-

formation, andererseits in den sozialen Verhältnissen der Gegenwart. Auch der Gegenstand 

                                                                                                                                                                                     
kungen des Christentums besonders intensiv studiert werden könnten. Lit.: Fr. Uhlhorn, Gerhard Uhlhorn., 1903; 
RE XX, S. 197ff.; C. Cordes, Uhlhorn und die soziale Frage seiner Zeit (JGNKG 50, 1952, 130 - 148). 
155 ebd. , Sp. 460 u. Sp. 461. 
156 F. Naumann, Das Problem der kirchlichen Sozialpolitik, in: Naumann, Soziale Praxis, 5. Jg., 1895, Nr. 14 
abgedruckt in: F. Naumann, Werke, Bd. 1, S. 480-486. 
157 ebd., S. 431, S. 482 u. S. 485. Die andere Konsequenz sei eine Loslösung der Kirchenleitung von der direkten 
Beeinflussung durch die Staatsregierung. Naumann hält das Schwanken der Kirchenleitung zwischen Besitz und 
Staatsregierung einerseits und der besitzlosen Masse andererseits für unerträglich. 
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der Liebesübung hänge von den sozialen Verhältnissen ab. Denn wenn sich zeige, „daß selbst 

ein tüchtiger Mann nicht imstande ist, durch seiner Hände Arbeit sich und die Seinen ehrlich 

und ohne die Barmherzigkeit Anderer für sich in Anspruch nehmen zu müssen, zu ernähren, 

so wird sie <die barmherzige Liebe> dadurch zur Kritik der bestehenden Verhältnisse und zur 

Forderung der unabweisbaren sozialen Reform auf dem Wege der Gesetzgebung geführt.“158 

Titius kritisierte, dass Uhlhorn nicht zu einer klaren Aussage über das Verhältnis von Liebe-

stätigkeit und sozialen Zuständen kommt. Er sehe in einem immer dichter werdenden Netz 

von Vereinen und Anstalten die einzige Möglichkeit, gegen die soziale Not vorzugehen. Den 

tiefsten Grund für diese Zurückhaltung Uhlhorns meinte Titius darin zu erkennen, dass er sich 

über die Frage, „ob eine Einwirkung des Christentums auf die Rechtsordnung möglich und in 

welchen Maße sie notwendig sei, nicht klar geworden ist.“ 

Titius wird an diesem Punkt deutlicher. Er sprach sich für eine Einwirkung auf die Sitte und 

auf das öffentliche Leben aus. Weil eine klare Grenzziehung zwischen der Beeinflussung der 

öffentlichen Meinung und der Sitte nicht gezogen werden konnte, dürfe keinem Staatsbürger, 

auch dem Pastor nicht, die öffentliche politische Wirksamkeit abgesprochen werden. Einer 

Beschreibung der Stellung der Reformatoren zu Eigentum und Privatbesitz und einem Durch-

gang durch die neutestamentliche Auffassung vom Reichtum, besonders der jesuanischen 

Stellung zum Reichtum, entnahm Titius den Antrieb, „soweit als angängig der im heutigen 

wirtschaftlichen Leben vorhandenen Tendenz der Kapitalanhäufung in wenigen Händen ent-

gegenzuwirken und auf eine Zerschlagung der vorhandenen Kapitalmassen hinzuarbeiten.“159 

 

 

2.10. Zwischenbilanz Titius’ sozialen Engagements 

 

Mit dieser Besprechung ordnete sich Titius, trotz gradueller und punktueller Differenzen zu 

Naumann, in der Frage, ob Korporationsgemeinden die soziale Arbeit wesentlich verbessern 

könnten, eindeutig in die Gruppe der „Jungen“ um F. Naumann und P. Göhre ein. Titius woll-

te nicht bei der Armenpflege in Vereinen und Anstalten stehen bleiben, sondern zog aus sei-

ner Analyse der sozialen Wirklichkeit den Schluss, dass barmherzige Liebe zur Kritik der 

sozialen Verhältnisse und zur Forderung der unabweisbaren sozialen Reform auf dem Gesetz-

                                                           
158 Christliche Welt. Evangelisch-lutherisches Gemeindeblatt für Gebildete aller Stände, 10. Jg., 1896, S. 487. 
159 Ebd., S. 488 u. S. 491. Titius vertritt hier ähnliche Gedanken zur Kapitalanhäufung wie Naumann in seinem 
Antwortschreiben an das Frankfurter Konsistorium vom 15.2.94. Naumann war am 22.1.94 eine "ernstliche 
Ermahnung" erteilt worden. Vgl. W. Bredendiek, Christliche Sozialreformer des 19. Jahrhunderts, Leipzig 1953, 
S. 363ff. 
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gebungsweg werden muss.160 Dabei gingen seine Vorstellungen über eine soziale Gesetzge-

bung im engeren Sinne hinaus. In der Forderung, der Kapitalanhäufung in den Händen Weni-

ger entgegenzuwirken und vorhandene Kapitalmassen zu zerschlagen, wurde Titius explizit 

politisch. Er sprach sich hier gegen die politische Zurückhaltung in der sozialen Frage aus, die 

sich in aller Regel auf Luthers Scheidung der Regimente beruft. Er ging auf die Frage nicht 

näher ein, ob das Argument zu Recht für diese Zurückhaltung in Anspruch genommen wird. 

Er selbst vertrat jedoch eine andere Auffassung. Indem für Titius feststand, dass der Prediger 

seinem Amt entsprechend „auf die Sitte einzuwirken hat, und nicht vor der Frage nach den 

sittlichen Maßstäben im wirtschaftlichen Leben halt machen kann, andererseits eine Grenze 

zwischen Einwirken auf die Sitte und Einwirken auf die öffentliche Meinung nicht erkennbar 

ist, kommt dem Prediger eine öffentliche politische Wirksamkeit“ zu. 

Diese Verteidigung einer politischen Wirksamkeit der Pastoren steht übrigens in der gleichen 

Ausgabe der „Christlichen Welt“, in der auch das schon oben erwähnte sogenannte „Kaiserte-

legramm“ abgedruckt ist, in dem Wilhelm II zu diesem Punkt eine völlig konträre Gesinnung 

vertrat. Danach sind politische Pastoren „ein Unding“. „Die Herren Pastoren sollen sich um 

die Seelen ihrer Gemeinden kümmern, die Nächstenliebe pflegen, aber die Politik aus dem 

Spiele lassen, dieweil sie das gar nichts angeht“.161 Dass Titius gerade im Jahr 1896 so deut-

lich, offen und öffentlich Position bezog, zeigt seinen Mut, wenn es um Dinge geht, für die er 

mit seiner ganzen Person einsteht. Dass dieses Engagement für seine weitere Laufbahn 

schwere Nachteile hätte bringen können und sicher manchen Vorbehalt gegen ihn auch her-

vorrief, nahm Titius bewusst in Kauf. Anders als Naumann stand Titius noch am Beginn einer 

etablierten Berufslaufbahn, anders als Naumann hatte sein Name in der Öffentlichkeit noch 

kein großes Gewicht. Umso höher ist sein Eintreten für die Belange und Ziele des Evange-

lisch-Sozialen Kongresses zu bewerten. 

Anders als viele seiner Universitätskollegen hat Titius die Herausforderungen, die die Sozial-

demokratie und die Soziale Frage bedeuteten, als theologisch relevantes Problem ernst ge-

nommen, vielleicht sogar so ernst, dass er aus der neutestamentlichen Wissenschaft zur sys-

tematischen Theologie wechselte. Titius Weg in seiner theologischen Arbeit erhält dadurch 

eine innere Logik: von der sozialen Frage und den unbefriedigenden Versuchen, mögliche 

christliche Antworten für diese Situation exegetisch zu begründen, geht er den ersten Artikel 

des Credo neu an, indem er die Herausforderung des Industriezeitalters, die Eigengesetzlich-

keiten in Wirtschaft, Technik und Naturwissenschaft als Hauptfrage seiner theologischen 

                                                           
160 Vgl. dazu auch Jochen-Christoph Kaiser, Naumann und die Innere Mission, in: Rüdiger vom Bruch (Hg.), 
Friedrich Naumann in seiner Zeit, Berlin, New York 2000, S. 11 – 26. 
161 Christliche Welt. Evangelisch-lutherisches Gemeindeblatt, 10. Jg., 1896, S. 492, Ausgabe vom 21. Mai 1896. 
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Denkens und als Schlüsselfrage der Theologie seiner Zeit in den Blick nimmt. Von Anfang an 

steht er der neukantianischen, lutherischen Lösung der zwei getrennten Bereiche skeptisch 

gegenüber und will an der Einheit der Welt festhalten. Daher erklärt sich auch in seinen sys-

tematischen Arbeiten die ständig zu beobachtenden Korrelation der Offenbarung mit der Er-

fahrungsdimension des Einzelnen, die Titius psychologisch interpretiert, mit der Naturwissen-

schaft, speziell dem Evolutions- und Entwicklungsgedanken und mit der Religionsgeschichte. 

Wir erkennen hier die Weite des Horizonts, den Titius sich eröffnet und in den er sich bewusst 

hineinstellt. 

 

 

2.11. Die Gründung des Nationalsozialen Vereins 

 

Ein Ergebnis dieser Differenzierungsprozesse im Evangelisch-sozialen Kongreß war ein 

Zusammenrücken aller nicht-konservativen Christlich-Sozialen, die sich wesentlich aus 

dem Freundeskreis der "Hilfe" bzw. dem Freundeskreis der "Zeit" rekrutierten. 162 Das 

für den Herbst in Aussicht genommene Treffen des Kreises um Naumann wurde der er s-

te Delegiertentag des Nationalsozialen Vereins, an dem auch Titius teilnahm. Der Dele-

giertentag fand vom 22.-25.11.1896 in Erfurt statt.163 Titius Stellung in diesem Zusam-

menhang müssen wir umso genauer betrachten, als er einer der wenigen im ESK war, 

der Naumanns Wendung mit vollzog. 

Naumanns Denken wurde seit der Mitte der neunziger Jahre ganz entscheidend von Max 

Weber und dessen in höchst wissenschaftlichem Gewande auftretenden nationalen Impe-

rialismus geprägt. Naumann verzichtete immer mehr auf eine christliche Begründung fü r 

diese Politik und begrenzte die Religion auf die private Sphäre. Seine Geschichtsauffas-

sung wurde immer mehr darwinistisch. Die Machtentfaltung Deutschlands nach außen 

wurde Vorbedingung für Sozialpolitik (so der erste Grundsatz des Nat. Soz. Vereins, 

s.u.). Der Name der neuen Vereinigung der jüngeren Christlich-Sozialen macht die neue 

                                                           
162 Zur Gründung des National-sozialen Vereins und zur Rolle Harnacks dabei siehe: Kurt Nowak, Weg in die 
Politik: Friedrich Naumann und Adolf von Harnack, in Rüdiger vom Bruch (Hg.), Friedrich Naumann in seiner 
Zeit, Berlin, New York 2000, S. 27 – 48. 
163 Titius ist einer der fünf anwesenden Professoren der Theologie neben Bousset, Drews, Gregory und 
Zimmer. Im Grußblatt des Delegiertentages, das neben einem Verzeichnis der Teilnehmer eine Au f-
schlüsselung nach ihrer sozialen Stellung enthält, ist Titius als Nr.98 der i nsgesamt 119 Teilnehmer ver-
zeichnet (Nachlass Titius). Vgl. auch die Präsenzliste in: Protokoll über die Vertreter -Versammlung aller 
National-Sozialen in Erfurt vom 23. bis 25. November 1896, S. 81-83. Zum National-sozialen Verein 
vgl. auch die Studie von Peter Theiner, Sozialer Liberalismus und deutsche Weltpolitik. Friedrich 
Naumann im Wilhelminischen Deutschland (1860 - 1919), Baden-Baden 1983, S. 53 - 128. Schriften der 
Friedrich-Naumann-Stiftung: Wissenschaftliche Reihe. 
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Ausrichtung seines Denkens über die Maßen deutlich: das Nationale hat fortan die ein-

deutige Präferenz.164 

Ein Programmentwurf, vom "Ausschuß der bisherigen jüngeren Christlich-Sozialen" für 

das Treffen im Herbst verfasst, sollte als Beratungsgrundlage dienen und wird in den 

Zeitschriften "Die Zeit" und "Hilfe" veröffentlicht.165 Da zahlreiche Änderungsvorschlä-

ge bis zum ersten Treffen eintrafen, präsentierte Naumann zur Eröffnung des Delegier-

tentages einen eigenen, völlig neuen Entwurf.166 

Naumanns grundsätzliche Bestimmung des Verhältnisses von nationalem Denken167 und 

Sozialpolitik findet sich im ersten Programmpunkt. Da heißt es: "Wir stehen auf nationa-

lem Boden, indem wir die wirtschaftliche und politische Machtentfaltung der deutschen 

Nation nach außen für die Voraussetzung aller größeren sozialen Reformen im Inneren 

halten, zugleich aber der Überzeugung sind, daß die äußere Macht auf die Dauer ohne 

Nationalsinn einer politisch interessierten Volksmasse nicht erhalten werden kann."168 

Naumanns Bezug auf das Christentum ist sehr interessant ausgefallen. Verpflichtet man 

sich im Entwurf des Ausschusses zur Mitarbeit an der Stärkung "der idealen Mächte des 

Volkslebens, in deren Mittelpunkt uns die evangelische Wahrheit steht" und zur "Bele-

bung des evangelischen Glaubens im Sinne der Reformation"169, bekennt Naumann in 

seinem Entwurf: "Im Mittelpunkt des geistigen und sittlichen Lebens unseres Volkes 

steht nach unserer Überzeugung der Glaube an Jesus Christus, der nicht zur Parteisache 

gemacht werden darf, sich aber auch im öffentlichen Leben als Macht des Friedens und 

der Gemeinschaftlichkeit bewähren soll."170 Bei Naumann ist zwar ein allgemeiner Be-

zug auf den Glauben an Jesus Christus vorhanden, es fehlt jedoch die ausdrückliche 

Nennung der evangelischen Position. Genau um diese Frage, wie und ob überhaupt der 

Nationalsoziale Verein in seinem Generalprogramm einen Bezug auf das Christentum 

aufnehmen sollte, gab es auf der Delegiertenversammlung eine langwierige und kontro-

verse Diskussion. Zwei Positionen standen sich gegenüber. Aus den Reihen der Vertre-

ter der evangelischen Arbeitervereine wollte man an einem deutlichen Bezug auf das 

Christentum mit einem Bekenntnis zum evangelischen Glauben festhalten, nur ein einzi-

                                                           
164 Vgl. hierzu: A. Lindt, Friedrich Naumann und Max Weber, 18ff. 
165 Abgedruckt bei M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen, S. 54f.  
166 M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen, S. 57; D. Düding, Der Nationalsoziale Verein, S. 48; 
Naumanns Entwurf in: Protokoll November 1896, S. 38f. 
167 Vgl. dazu auch: Gangolf Hübinger, Sakralisierung der Nation und Formen des Nationalismus im deutschen 
Protestantismus, in: Gerd Krumeich, Hartmut Lehmann, „Gott mit uns“ Nation, Religion und Gewalt im 19. und 
frühen 20. Jahrhundert, Göttingen 2000, S. 233- 247. 
168 Protokoll November 1896, S. 38. M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen, S. 57.  
169 Protokoll November 1896, S. 7. 
170 ebd., S. 39. Vgl. auch: M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen, S. 58.  
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ger Arbeiter habe sich, so berichtet Damaschke171, für eine strikte Trennung von Politik 

und Christentum ausgesprochen.172 Für die Beibehaltung eines deutlichen Bezuges auf 

den evangelischen Glauben sprach sich Stadtpfarrer G. Traub173 aus Stuttgart aus, weil 

er den jesuitisch eingeschätzten Katholizismus für gefährlicher hielt, als die Sozialde-

mokratie.174 

Dem stand eine Position gegenüber, wie sie vor allem von den Kieler Delegierten A. 

Damaschke und Titius vertreten wurde. Die Kieler Teilnehmer hatten sich bei einer Zu-

sammenkunft am 4.11.1896 im Hause Damaschkes mit anderen Anhängern Naumanns 

über den Religionsparagraphen des ersten Entwurfs ausgetauscht. Dabei hatte Baumgar-

ten deutlich gemacht, "daß er die Kraft zu aller sozialen Arbeit  aus dem Evangelium 

schöpfe, und doch würde er der neuen Organisation nicht beitreten können, wenn dieser 

Paragraph bliebe." Titius äußerte sich ähnlich. Die Delegierten Harder, Titius und Da-

maschke wurden schließlich von der Kieler Versammlung aufgefordert, "sogar eine selb-

ständige Parteigründung zu versuchen, wenn nicht in dieser Frage ein billiger Ausgleich 

gefunden würde."175 Dies unterstreicht, wie wichtig den Kielern die Trennung von Religi-

on und Politik war. Nachdem Naumann seinen Entwurf vorgestellt hatte, forderten Da-

maschke und Titius entsprechend ihrem Kieler Auftrag, den Religionsparagraphen aus 

dem Programmentwurf zu streichen, da sie eine saubere Trennung von Politik und Religi-

on wünschten. Wenn das Christentum nicht zur Parteisache werden solle, gehöre es auch 

                                                           
171 A. Damaschke war ein führender Vertreter der Bodenreformbewegung. Ab 1896 war er Chefredakteur der 
"Kieler Neuesten Nachrichten", der ersten im nationalsozialen Sinne redigierten Tageszeitung ( M. Wenck, Die 
Geschichte der Nationalsozialen, S. 90). Seit dem dritten Vertretertag des Vereins ist er stellvertretender Vorsit-
zender, was auch mit der Verlegung der Zentrale nach Berlin zusammenhing (ebd. S. 96f). Vgl. zu Damaschke 
auch: D. Düding, Der nationalsoziale Verein, S. 121 u. S. 170-175. 
172 A. Damaschke, Zeitenwende. Aus meinem Leben, 2. Bd., Leipzig u. Zürich, 1925, S. 83. 
173 Gottfried Traub (1869 – 1956), D. Lic. theol., nationalkonservativer protestantischer Theologe und Politiker , 
Pfarrerssohn, Studium der Theologie von 1887 bis 1891 in Tübingen. Er nahm an den sozialen Fragen seiner 
Zeit regen Anteil und war Pfarrer an der Reinoldi-Kirche in Dortmund ab 1901. Traub war über viel Jahre Ver-
trauensmann der „Vereinigung der Freunde der Christlichen Welt“ bzw. des „Vereins für Christliche Freiheit“ in 
Westfalen. Ende 1920 trennt er sich im Streit von dieser Gruppierung. Traub ging mit der preußischen Agende 
recht frei um, wollte die Konfirmanden auch nicht auf das Apostolicum verpflichten und trat für Carl Jatho ein. 
Darum drohte ein Lehrbeanstandungsverfahren gegen ihn. Aber schließlich eröffneten die Kirchenbehörden 
einen Disziplinarprozess gegen Traub. Zunächst resultierte daraus eine Zwangsversetzung, gegen die beide Sei-
ten Rechtsmittel einlegen. Das Ergebnis war Traubs Dienstentlassung unter Verlust der Pensionsansprüche. Die 
Vereinigung der Freunde der Christlichen Welt rief zu Spenden auf, um Traubs Prozesskosten zu decken. Es 
kam in der Öffentlichkeit zu großer Aufmerksamkeit um diesen Prozess und einem heftigen Streit zwischen O. 
Baumgarten, E. Foerster, M. Rade und Traub. Traub ging in den Vorstand des Protestantenvereins und bewarb 
sich um ein Mandat im preußischen Abgeordnetenhaus, rückte in seinen Auffassungen aber immer stärker nach 
rechts, sprach sich für Annexionen im Verlaufe des Krieges aus und gehörte nach Kriegsausbruch zur Deutsch-
nationalen Volkspartei. Wilhelm II schlägt vor, ihm seinen Ordinationsrechte wegen seiner vaterländischen Ver-
dienste wieder zuzuerkennen. Darum wurde Traub Mitglied im Vertrauensrat nach Zusammenbruch des Sum-
mepiskopats. Er wollte den Anschluss Österreichs an Deutschland und beteiligte sich am Kapp-Putsch. Vgl. 
BBKL, Bd. XII, 1997, Sp. 417-424. 
174 Protokoll November 1896, S. 47. 
175 A. Damaschke, Zeitenwende, S. 77. 
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nicht in das Programm hinein. Nicht die Not der Kirche, sondern die Not des Volkes habe 

die Versammlung zusammengeführt, erklärte Damaschke. Das soziale Moment sei das 

bestimmende und darum auch das allein einende Moment. Religion gehöre nicht in ein 

politisches Programm.176 

Titius betonte die Notwendigkeit der christlichen Überzeugung des Einzelnen. Um des 

Christentums willen bat er um Weglassung des Religionsparagraphen und fragte: "Wie 

kann ein Katholik, ein Jude mitmachen, wenn wir Paragraph 6 beibehalten. Wir dürfen es 

mit dem Bekennen nicht leicht nehmen." Schließlich stellte Titius den Antrag, dass der 

Delegiertentag feststellen möge, dass die überwiegende Mehrheit auf dem Grunde des 

Christentums stehe, aber auf eine solche Festlegung im Programm verzichte, um keinen 

Gewissenszwang auszuüben. Er erwarte, dass Mitglieder, die nicht auf diesem Grunde 

stehen, sich verletzender Äußerungen enthalten.177 

Die am Bekenntnis interessierten Kreise gingen im Laufe der Debatte von ihrer Forderung 

nach einer ausdrücklichen Nennung des evangelischen Glaubens und des Bekenntnisses zu 

Jesus Christus ab. Die Debatte, die sich hauptsächlich um den Religionsparagraphen dreh-

te, zog sich bis weit in den zweiten Verhandlungstag, den 24. November, hinein. Am 

Vormittag des zweiten Verhandlungstages wurde der Naumannsche Entwurf mit kleinen 

Änderungen (s.u.) des Religionsparagraphen als Grundlage für die Spezialdebatte ange-

nommen.178 

Der Kreis um Titius und Damaschke machte einen erneuten Vorstoß, um ihr Unbehagen 

am Religionsparagraphen zu verdeutlichen und beantragte eine Resolution: "Die Ver-

sammlung erklärt, daß sie sich der Gefahr der Veräußerlichung bewußt ist, die jede For-

mulierung des christlichen Standpunktes in einem Programm mit sich bringt, daß sie aber 

die Annahme des Paragraph 7 in unsere Grundlinien als durch unsere bisherige Entwicke-

lung veranlaßt ansieht, jedoch dabei jeden, der aus idealen Motiven ehrlich mitarbeiten 

will, unbedingt anerkennt."179 Dieser Vorschlag fand in der Versammlung allerdings keine 

Mehrheit. Eine von Damaschke180 und Prof. Trommershausen entworfene Resolution, die 

besonders Titius’ Warnung vor dem Gewissenszwang aufnahm, ergab schließlich den gesuch-

ten Kompromiss: "Der Delegiertentag erklärt ausdrücklich, daß der Paragraph 7 der Grundli-

                                                           
176 Protokoll November 1896, S. 45f. 
177 ebd., S. 46 u. S. 46f.; Vgl. auch: M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen, S. 61f. 
178 Protokoll November 1896, S.59. Zusätzlich wird ein Paragraph zur Frauenfrage nach einer Intervention 
von Frau Gnauck-Kühne verabschiedet (ebd., S. 50). Naumann greift auf den entsprechenden Paragraphen 
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eines Paragraphen ergibt sich eine neue Nummerierung des Religionsparagraphen. 
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nien nicht ein Gewissenszwang für die einzelnen Mitglieder sein soll. Jeder, der ehrlich an der 

Erreichung unserer nationalen und sozialen Ziele mitarbeiten will, ist uns zur Mitarbeit will-

kommen." Mit dieser den Religionsparagraphen interpretierenden Resolution wurde der Reli-

gionsparagraph von der Versammlung einstimmig verabschiedet. 

Der neue Religionsparagraph lautet in der endgültigen Fassung: "Im Mittelpunkt des geistigen 

und sittlichen Lebens unseres Volkes steht uns das Christentum, das nicht zur Parteisache 

gemacht werden darf, sich aber auch im öffentlichen Leben als Macht des Friedens und der 

Gemeinschaftlichkeit bewähren soll."181 

Weiterhin beschloss man, nicht eine Partei, sondern einen Verein mit dem Namen "National-

sozialer Verein" zu gründen.182 Auf regionaler Ebene folgten weitere Gründungen, die sich 

dann ebenfalls Nationalsoziale Vereine nannten. In Kiel wurden Dühring und Titius als Ver-

einsvorsitzende gewählt. Der Kieler Verein bildete in einigen Fragen durchaus eine eigen-

ständige Meinung aus, so z.B. in seinem scharfen Protest gegen einen im nationalsozialen 

Hauptblatt veröffentlichten Artikel von Karl Jentsch, in dem dieser die friedenserhaltende 

Aufgabe der "Kriegsmacht" als alberne Redensart kennzeichnet und behauptet, es frage sich 

nur, "mit wem wir Krieg zu führen haben."183 Titius hatte sich bald nach seiner Übersiedlung 

nach Kiel im Spätherbst 1895 mit 0. Baumgarten angefreundet und arbeitete auch auf sozial-

politischem Gebiet, wie die Diskussion bei der Gründung des National-sozialen Vereins zeigt, 

mit ihm eng zusammen. Theodor Kaftan sieht diese Zusammenarbeit sehr skeptisch und be-

richtet von einer kleinen Szene, in der Titius sich halb pathetisch, halb theatralisch als "Agita-

tor" bezeichnete. Kaftan bedauerte in einem Brief vom Februar 1897, also ein Vierteljahr 

nach der Gründung des National-sozialen Vereins, dass sich Baumgarten und Titius auf sozi-

alpolitischem Gebiet Hand in Hand mit Leuten befänden, "die vom Christentum erklärter 

Maßen nichts wissen wollen."184 

In allem schriftlichen Äußerungen Titius’ aus dem Jahre 1896 sehen wir ihn ganz auf der 

Seite Naumanns, ganz gleich, ob Titius in seiner Bilanz der bisherigen christlich-sozialen 

Bewegung Stöckers und Naumanns Position vergleicht, oder ob er die gesamte christlich-

soziale Bewegung gegen Angriffe von außen in Schutz nimmt, ob er sich im Bericht über 

                                                                                                                                                                                     
180 Damaschke befürchtete zu Recht, dass sein mit den Kieler Kollegen erarbeiteter Resolutionsentwurf keine 
Mehrheit finden werde, vgl. Protokoll November 1896, S. 64. 
181 ebd., S. 64 u, S. 59. 
182 Der Name "christlich-sozial" wurde wegen des nur schwachen Bezuges auf das Christentum als unpassend 
empfunden. Zudem wollte man eine Verwechselung mit Organisationen Stöckerscher Art vermeiden. Auch 
Göhres Vorschlag "Verein für nationalen Sozialismus", der die Arbeiterfreundlichkeit ausdrücken sollte, fand 
keinen Mehrheit. Vgl. M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen, S. 69; Zu den Organisationsstatuten 
siehe: Protokoll November 1896, S, 1-3. 
183 A. Damaschke, Zeitenwende, S. 84f. 
184 W. Göbell, Kaftan-Briefwechsel, Brief vom 22.2.1897. 
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den Kongreß für Innere Mission selbst als modernen Theologen bezeichnet oder in seiner 

Besprechung des Ulhorn Werkes. Wo sich Titius in einzelnen Sachfragen von Naumann 

unterscheidet, geht es überwiegend um praktische Fragen, wie ein bestehendes Problem 

besser gelöst werden kann. Insofern ist es folgerichtig, wenn wir Titius in den Turbulen-

zen, die des ESK erfassen, und in der folgenden Aufsplitterung der christlich-sozialen 

Bewegung weiterhin an Naumann Seite finden. 

 

 

2.12. Polarisierungen, Scheidungen und Auflösung 

 

Die politische Arbeit im Gesamtverein wird von Anfang an durch eine unklare Zuordnung 

zu einer bestimmten Klasse in der Gesellschaft behindert. Max Weber wirft dem 

Naumannschen Entwurf vor, er sei ein "Rückschritt", der "miserabilistische Gesichts-

punkt" sei zu Grunde gelegt, so dass die Partei zum Sammelbecken "der Mühseligen und 

Beladenen" werde, "die irgendwo der Schuh drückt"; nur der "Bodensatz der Bevölke-

rung" bleibe dieser Gründung, die darum nie die politische Macht erringen könne. "Die 

einzig klare politische Form", nämlich "Bewegung gegen die Großgrundbesitzer" zu sein, 

sei aus Unklarheit fallengelassen worden. Weber setzt sich für eine Politik gegen die agra-

risch-feudale Schicht ein, denn er sah nur die Alternative, entweder die agrarisch feudale 

oder die bürgerlich-kapitalistische Klasse zu unterstützen. Sowohl die Politik der Sozial-

demokraten, als auch der Versuch bürgerlicher Kreise, das soziale und wirtschaftliche 

Niveau der Arbeiterschaft zu heben, schwäche lediglich das kapitalist ische Bürgertum und 

bereite der Reaktion den Weg.185 Titius hatte in einem kurzem Begrüßungswort an die 

Delegierten sich den "Miserabilitätsstandpunkt" zu Eigen gemacht, als er bekannte: "Wir 

sind zusammengekommen in dem Gedanken, unserem Volke einen Dienst zu leisten, ge-

rade dem kleinen Manne zu dienen." 

Auch Göhre lehnte die Ansiedlung des Vereins zwischen den sozialen Klassen ab, sprach 

sich aber für eine eindeutige Haltung zugunsten des vierten Standes aus. Er betonte ent-

schieden, dass "wir auf der Seite der Arbeiter stehen. Die Arbeiterfrage ist der Mittelpunkt 

und Angelpunkt unserer Arbeit."186 

Sohm wiederum widersprach der Ausrichtung des Vereins an der Arbeiterklasse. Auch er 

sah die Widersprüche zwischen den Klassen der Gesellschaft, wollte aber statt eines Aus-
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fechtens dieser Konflikte eine Integration der sozial deklassierten und politisch rechtlosen 

Klasse durch Erziehungsarbeit der Gebildeten. Darum trat er für eine "Volkspartei" im Ge-

gensatz zur Klassen- oder Arbeiterpartei ein.187 

So fand sich denn der National-soziale Verein bei einigen politischen Fragen auf der Seite der 

Sozialdemokratie gegen die bürgerlichen Parteien, z.B. beim Hamburger Hafenarbeiterstreik 

im Winter 1896/97. Die Nationalsozialen unterstützten die Hafenarbeiter publizistisch und 

finanziell.188 Ein Professoren-Aufruf zur finanziellen Unterstützung der Hafenarbeiter löst 

heftige Reaktionen aus. Er wurde von Baumgarten, Herkner, Lehmann-Hohenberg, Naumann, 

von Egidy u. a. unterzeichnet. Gleichzeitig beteiligen sich Damaschke und Titius an einer 

weiteren Auseinandersetzung, als sie in Kiel wegen zunehmender Verkehrsunfälle eine Be-

schränkung der Arbeitszeit der Straßenbahnführer forderten. Emma Titius erledigte in diesem 

Zusammenhang umfangreiche Schreibarbeiten, um eine Resolution durch Unterschriften-

sammlung zu unterstützen. Arthur und Emma Titius werden von Damaschke als Personen 

genannt, die im Kieler National-sozialen Verein in erster Reihe standen. 

Der Hafenarbeiterstreik, später die Flottenfrage und die sogenannte "Zuchthausvorlage", die 

der Kaiser im September 1898 ankündigte und die jeden mit Zuchthaus bedrohte, der zum 

Streik aufrief, lassen die unterschiedlichen Pole im National-sozialen Verein immer deutlicher 

hervortreten. Göhre kämpft verbissen um eine Ausrichtung an den Interessen des vierten 

Standes.189 Sohm dagegen erklärt im Verein die Bekämpfung der Sozialdemokratie zur 

Pflicht.190 

Diese Polarisierung im National-sozialen Verein, die eine eindeutige Ausrichtung an der 

Interessenlage einer bestimmten sozialen Schicht verhinderte und die von Max Weber 

schon bei der Gründung des Vereins kritisiert worden war, läßt diesen schließlich sche i-
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Verbände teilgenommen und den Kampf gegen die Soldatenräte begonnen. Als Staatssekretär des preußischen 
Staatsministeriums hat er die Geschäfte der drei Minister in evangelicis geführt. 
190Protokoll September 1897, S. 6. Vgl. auch: Protokoll über die Verhandlungen des Nationalsozialen 
Vereins (VIII. Vertretertag) zu Göttingen am 29, und 30. August 1903, Berlin o. J., S. 41.  
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tern. Der Versuch der Nationalsozialen, über eine Beteiligung an Wahlen auch Mandate 

zu erringen, war bis auf geringe Achtungserfolge insgesamt erfolglos.191 

So beschließt man im August 1903 auf Antrag Naumanns die Auflösung der Zentralo r-

ganisation und den Beitritt möglichst vieler Mitglieder in den Wahlverein der Liberalen, 

während eine Fusion von National-sozialem Verein als ganzem mit der Freisinnigen 

Vereinigung von den Versammelten abgelehnt wird.192 Mit dem Ende des National-

sozialen Vereins verändert sich auch Naumanns theologisches und religiöses Denken 

und Handeln deutlich. Zwar betätigt sich Naumann weiterhin bis zu seinem frühen Tod 

1919 als religiöser Schriftsteller, aber was er in dieser Zeit geschrieben habe, so Timm, 

"hätte auch von irgendeinem der anderen spätliberalen Theologen geschrieben sein kön-

nen." Sohm und Weber hätten Naumann Adolf von Harnack in die Arme getrieben, so 

dass Harnack der „theologische Kronzeuge des späten Naumann"193 wurde. Seine theo-

logischen Gedanken finden sich nun vor allem in Briefen. 

Im Unterschied zu Naumann ist Titius’ Verhältnis zu Harnack krit ischer. So weiß Titius 

sehr wohl von der dauernden Unterschiedenheit von Gott und Welt zu reden und ahnt, 

dass das Verhältnis beider nicht in einer schnellen Harmonie oder Harmonisierung zu 

finden ist. Das wird deutlich, wenn Titius in einem Rückblick die Debatte um Harnacks 

Vorlesung vom "Wesen des Christentums" kommentiert. In diesem Zusammenhang kr i-

tisiert er - wir zitierten dies bereits - Harnacks Beschreibung des religiösen Erlebens. 

Zwar fehle es nicht an Tiefe und Innigkeit des religiösen Verhältnisses, es fehle aber 

"die Herbheit und Schroffheit, die flammende Glut, die unerbittliche Energie des relig i-

ösen Geistes, der eifersüchtig auf seine Distanz von allem Weltleben achtet"194 Titius 

hält dies für ein unaufgebbares Element des religiösen Erlebens, das nicht unterschlagen 

werden dürfe. 

Ein weiterer Punkt findet Titius’ Kritik. Titius fehlt in dem Harnackschen Konzept eine 

angemessene Reflexion über die religiöse Bedeutung der Menschheit und die Verwo-

benheit des Einzelnen in die Menschheit und ihre sozialen Untergruppen, um die indivi-

dualistische Engführung aufzuheben. 

Anders als Naumann wehrt sich Titius in der Zeit, als das Experiment "National -

Sozialer-Verein" endgültig scheitert und Naumann nun ganz in das Lager der Liberalen 

                                                           
191 D. Düding, Der nationalsoziale Verein, S. 124-132 u. S. 175-180. 
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Theologie überschwenkt gegen die auch von Naumann früher kritisierte Erhebung der 

sittlichen Persönlichkeit zur "dialektischen Vermittlungsinstanz" von biblischem Chri s-

tentum und Leben in der modernen technisch und wissenschaftlich orientierten Massen-

gesellschaft. 

 

 

2.13. Rückblick und Ausblick - Titius’ Versuch einer vorläufigen Bilanz der 

christlich-sozialen Arbeit 

 

Etwa acht Jahre nach dem Scheitern des Experimentes "National-sozialer Verein" zog 

Titius erneut eine Bilanz der christlich-sozialen Arbeit. Anlässlich seines Vortrages auf 

dem Evangelisch-Sozialen Kongreß vom 6.6. - 8.6. 1911 in Danzig schilderte und beur-

teilte er die Entwicklung des evangelisch-sozialen Gedankens in den zurückliegenden 20 

Jahren, warf aber auch interessante Seitenblicke auf Naumanns und seine eigene theolo-

gische und sozialpolitische Denkweise in den vergangenen Jahren. 

Im Evangelisch-Sozialen Kongreß waren Ermüdungserscheinungen aufgetreten. A. von 

Harnack deutete schon Ende 1910 an, dass er wegen Arbeitsüberlastung an einen Rück-

tritt vom Vorsitz des ESK denke. Er wollte Martin Rade als seinen Nachfolger vorschla-

gen. Rade lehnte dies in einem Brief an Harnack vom 4.12.1910 ab. Rade seinerseits 

wies auf die Vorzüge von E. Troeltsch und Titius hin. Auch Naumann fragte Harnack, 

ob er nicht Titius als seinen Nachfolger vorschlagen wolle.195 Dazu kam es aus unbe-

kannten Gründen jedoch nicht. Schließlich entschied man sich für O. Baumgarten, der 

am Tage der offiziellen Rücktrittserklärung Harnacks, am 1. Dezember 1911, zu dessen 

Nachfolger gewählt wurde.196 Auf der Tagung des Evangelisch-sozialen Kongresses im 

Frühjahr 1912 in Essen amtiert dann 0. Baumgarten zum ersten Mal als Vorsitzender.197 

Rade beklagte in dieser Zeit, dass sich der ESK theologisch immer monotoner darstelle. 

Nach seiner Einschätzung sei der Kongress "nach seinem kirchlich-theologischen Be-

standteile, ganz wesentlich auf die Freunde der Christlichen Welt gestellt". Er befürchte-

te, dass der Kongress darum an Anziehungskraft verlieren könne.198 

Titius hielt nun - genau im Jahr dieser Nachfolgeverhandlungen für den Kongressvor-

sitz- einen Vortrag zum Thema "Wie lassen sich die sittlichen Ideale des Evangeliums in 
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das gegenwärtige Leben überführen?"199 Titius legt dar, wie die religiös-sittlichen Kräfte 

fruchtbar zu machen sind "für die Gestaltung der Gegenwart und ihrer Verhältnisse" bzw. "was 

sich für unsere Arbeit und Aufgabe <des Evangelisch-sozialen Kongresses> aus dem Evangeli-

um ergibt."200 

Grundlegend ist für Titius aber nicht das Evangelium in seiner Urgestalt, sondern das "ewige 

Evangelium", das durch die Geschichte hindurchgehe und in ihr immer neue Formen und Ge-

stalten schaffe und dessen Produktionskraft auch heute noch nicht abgeschlossen sei. Titius geht 

von "Idealen des Evangeliums" aus, die schon den ersten Christen in anderer Form leuchteten, 

dann durch die Reformation zu einem vertieften Verständnis geführt worden seien und nun dem 

heutigen Zeitgenossen leuchteten. 

Den entscheidenden Grundzug im so verstandenen Evangelium erblickt Titius darin, dass durch 

es "Persönlichkeiten erweckt, gebildet werden." Dieser Grundgedanke setze das Evangelium in 

eine enge Beziehung zum Leben der Gegenwart. Diese Gegenwart werde freilich auch durch 

die bedeutenden Kreise, die die Kultur des Individuellen und die Persönlichkeitsmoral pflege, 

bestimmt. Von diesen Kreisen will sich Titius jedoch absetzten. Denn nach seiner Auffassung 

ist das Persönliche weit mehr als das Individuelle. Titius fordert, dass das Individuelle in der 

Persönlichkeit verklärt werden solle, und "zu einem Mittel des Allgemein-menschlichen ge-

macht werden. Wir wollen keine aristokratisch-individuelle Kultur, sondern wir wollen eine 

allgemein sittliche Kultur des ganzen Menschen, des ganzen Volkes." 

Damit stellt sich Titius auch in Gegensatz zu jenen, die er mit dem Schlagwort "Kulturethik" 

kennzeichnet. Den "kulturethischen" Standpunkt konsequent zu vertreten bedeute, ein aristokra-

tisches Ideal aufzurichten. Das Ideal, das Titius verfolgt, trägt dagegen "einen demokratischen 

Zug." Es gehe auf das Allgemein-menschliche zurück und lege keinen Wert auf die Höhe der 

besonderen Leistungen, sondern auf Entwicklung der Anlage, die auch im Einfachsten stecke. 

Das hält Titius für "wahre Persönlichkeitskultur!" 

Mit diesem Grundsatz sieht sich Titius auch in scharfem Gegensatz zu dem, was er als "bloße 

Nützlichkeitsmoral" bezeichnet. Denn das Ideal sei die Persönlichkeit, die aus sich selbst heraus 

handele, nicht aber jene, die den Nutzen berechne. Was der von Titius propagierten Persönlich-

keitskultur im Tiefsten zugrunde liege, seien nicht Gesetzte, sondern sittliche Ideale. Die Geset-

ze regelten lediglich komplizierte soziale Verhältnisse; für die Bildung sittlicher Persönlichkei-

ten tragen sie aber nichts aus. Ideale tragen dagegen einen Zug von Einheit und Ganzheit. So 

habe Jesus nicht Gesetzlichkeit, sondern ein sittliches Ideal gebracht, das man als Prinzip der 
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Liebe zusammenfassen könne. Vom Ideal her müsse dann auch die Masse der Gesetze erfasst 

und durchdrungen werden. 

Dieses Ideal der Sittlichkeit ist selbst ein Unbedingtes und trete dem Einzelnen als gebietender 

Wille entgegen, der die Richtung des Handels bestimme und eine Reaktion im Menschen her-

ausfordere. In diesem Prozess verbinde sich das Ideal mit dem eigenen Willen. Das sittl i-

che Ideal trete also nicht als fremdes Gebot auf, "sondern als unser eigener freier Wil-

le."201 Damit hebe das Ideal jeden über seine bloß natürliche Art hinaus in die Idealwelt. 

Darin liege die spezifische Würde des Menschen. Inhaltlich kennzeichnet Titius das Ideal 

durch die neutestamentliche Forderung, wie die Kinder zu werden, durch Heiligkeit, durch 

Menschenfreundlichkeit und Liebe. Die Liebe kennzeichnet er durch die Elemente Ge-

rechtigkeit, Achtung vor dem Mitmenschen und Wohlwollen ihnen gegenüber. Dass die-

ses Ideal sich tatsächlich verwirklichen lasse, leitet Titius aus der Tatsache ab, dass es 

dem innersten Wesen des Menschen notwendig entspreche. 

Am Schluss seines Vortrages fragt Titius, ob sich diese Ideale in der Wirklichkeit der Ge-

genwart bewähren. Die Brücke zwischen Ideal und Wirklichkeit sieht Titius vor allem in 

der reformatorischen Berufsauffassung: durch treue Ausübung des Berufes werde durch 

ein Zusammenwirken aller menschlichen Arbeit und in Verbindung mit einer sittlichen 

Entwicklung das ganze Volksleben mit dem Evangelium durchdrungen, auch wenn Ar-

beitsteilung und neue Berufe einen deutlichen Unterschied zu den Berufen früherer Zeiten 

aufweisen. 

Als konkrete Aufgaben für den Evangelisch-sozialen Kongreß beschreibt Titius den 

Kampf um ein neues soziales Recht, das dem Gedanken vertiefter Gerechtigkeit entspre-

che, Forschung, um in neuen Lebensgebieten die sittlichen Normen, die dort gelten sollen, 

zu erarbeiten und Vertrauen zwischen den Klassen und zum Ganzen. Als wichtigste Auf-

gabe nennt Titius, die Ideale des Evangeliums in den Kirchen und mit den Kirchen her-

auszustellen, denn dies sei das eine, was wahrhaft wirksam sei. 

An der anschließenden Debatte beteiligt sich auch Naumann. Er stellt fest, dass Titius in 

seinem Vortrag nicht die ursprüngliche Ausrichtung des Kongresses gekennzeichnet habe. 

Titius habe "eine ganze Periode gemeinsamer Arbeit sozusagen zurückgeschoben", indem 

er sich statt auf das historische Evangelium auf das ewige Evangelium bezogen habe. Die 

ursprüngliche Ausrichtung des Kongresses zeige sich in dem Satz: "Jesus bringt uns in 

seiner Person diejenigen Gebote und Vorschriften, die wir halten wollen." Hätte sich der 

Kongress schon damals den heute von Titius geäußerten Standpunkt zu Eigen gemacht, 
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dann hätte er sich "wahrscheinlich nicht evangelisch-sozial… sondern protestantisch-

ideal."202 genannt. In der Bezeichnung "evangelisch" drücke sich der Bezug auf das ge-

schichtliche Evangelium und seine Vorschriften aus. Im Begriff "protestantisch" äußere 

sich dagegen eine Weltanschauung, die in Wittenberg und Genf entstanden sei und in Kö-

nigsberg ihren höchsten wissenschaftlichen Ausdruck gefunden habe. Mit der Bezeich-

nung "sozial" habe man die Abhängigkeit der Einzelperson von ihrer sozialen Schicht und 

den materiellen Verhältnissen ausdrücken wollen, "um aus dem theologischen Einzelidea-

lismus herauszukommen." Heute dagegen gelte das Ideal, nämlich die "Prophetie vom 

Ideal des durchgebildeten Einzelmenschen inmitten aller Berufsteilung, Massenorganisa-

tion und Gesetzlichkeit." Der Grund für diese Verschiebung der ursprünglichen Ausrich-

tung liege im gemeinsamen wissenschaftlichen Lernen und in gemeinsamen praktischen 

Erfahrungen. Darum wertet Naumann Titius’ Position auch nicht als Einzelleistung, weil 

es ihm selbst, Naumann, ebenso ergangen sei, wenn auch nicht in aller Schärfe.  

Ursprünglich habe dem Kongress das "Christentum der absoluten Evangelischkeit, der 

imitatio Christi, der Nachfolge jenes Armen, der damals mit 12 anderen nur mit einem 

Kleide und ohne eine Heimat durch Palästina gegangen ist, diese Nachfolge Christi im 

Sinne des heiligen Franz v. Assisi ... als ein unerreichbares, aber ersehnenswertes christl i-

ches Ideal" vorgeschwebt, "als das Wort evangelisch-sozial geprägt wurde." Aber je mehr 

man versucht habe, dieses "franziskanische Evangelium" durch die Arbeit des Kongresses 

zu verwirklichen, umso weiter sei es in die Ferne gerückt. Naumann macht das an der 

Aufforderung, nicht zu sorgen auf der einen Seite und für die Arbeiterversicherung einzu-

treten auf der anderen Seite deutlich. "Die evangelische Einzelvorschrift war praktisch 

nicht möglich." 

Naumann gibt zu bedenken, dass der Bezug auf das ewige Evangelium, mit dem er durch-

aus einverstanden sei, nur dann eine lebendige Wirksamkeit entfalten könne, wenn sich 

immer wieder Menschen vom geschichtlichen Evangelium erfassen lassen und dieses im 

Hintergrund mit bedenken. 

Naumann kritisiert darum an Titius’ Vortrag, dass dieser die Verbindung der sittlichen 

Ideale mit dem täglichen Leben allein durch den Gedanken der evangelischen Berufsauf-

fassung herstellen möchte. Denn das wohlverstandene Selbstinteresse der Berufsorganisa-

tionen reiche nicht aus, um die Pflichten gegenüber den Schwachen und Untersten zu er-

kennen. Darum fordert er den Kongress auf, beides miteinander zu suchen: "jenes Evange-
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lium vom Berufe und jenes über dem Beruf und dabei nicht ganz vergessen das alte teure 

historische Evangelium von Galiläa!"203 

In seinem Schlusswort geht Titius auf Naumanns Diskussionsbeitrag ein. Zunächst betont 

Titius aber, dass er keineswegs das ewige Evangelium vom geschichtlichen Evangelium 

trennen wolle. Er wolle nur verhindern, dass die neutestamentlichen Lebensverhältnisse 

und neutestamentlichen Formulierungen selbst mit dem ewigen Gehalt des Evangeliums 

identifiziert werden, "denn das tun, heißt ganz unrettbar das Evangelium zu einem veralt e-

ten machen." 

Titius geht dann näher auf Naumanns Ausführungen ein. Naumann habe nicht die Ent-

wicklung des Evangelisch-sozialen Kongresses geschildert, sondern vielmehr seine eigene 

Entwicklung. Naumann gehöre zu jenen innerhalb der Christlich-sozialen, so Titius, die 

mit Ernst das "franziskanische" Ideal verwirklichen wollten. Dass Naumann und jene 

Gruppe an dieser Absicht scheiterten, sei nicht ein Mangel an Idealismus, sondern eine 

Zunahme an Besonnenheit und Nüchternheit. Er selbst, Titius, habe sich nie zu jenen ge-

rechnet, die meinten, "von dem Evangelium aus unmittelbar Gesetz und Richtschnur er-

halten zu können für unsere heutigen Zustände." 

Der zweite Teil seines Vortrags sei eine Auseinandersetzung mit Naumann gewesen, der 

als besonders lebendiges Exemplar der Christlich-sozialen Bewegung zahlreiche verjüng-

ende Häutungen durchgemacht habe. Nach der ursprünglichen Ausrichtung habe Naumann 

das Evangelium nur für die Persönlichkeitskultur bestimmt und berechtigt gesehen, um 

heute eine dritte Stufe jenseits der früheren Einseitigkeit zu erklimmen. Auf dieser Stufe 

spiele nicht der bloße Kampf der Klassen, Gewerkschaften die zentrale Rolle, sondern 

"ideale Kräfte des Ganzen, der Solidarität, des Gemeinsinns"204 wirkten mit, denn nur so 

könne Großes geschehen. 

Wenn Titius’ Einschätzung der Position Naumanns richtig ist, dann hat sich Naumann in 

den acht Jahren seit der Beendigung des Experiments "National-sozialer Verein" im Jahr 

1903 wiederum weiterentwickelt. Danach wäre Naumann nicht mehr in der gleichen 

Strenge und Ausschließlichkeit an der religiösen Einzelpersönlichkeit und an der sozial-

darwinistischen Terminologie orientiert wie zur Zeit seines "theologischen Rückzugs" im 

Jahr 1903.205 Nach H. Timm war Naumanns theologische Entwicklung 1903 eigentlich 

abgeschlossen. Naumanns Verharren beim religiösen Individualismus belegt Timm gar 

mit Zitaten aus der Debattenrede Naumanns aus dem Jahr 1911. Naumann sei es zu Be-
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ginn seiner sozialpolitischen Tätigkeit um ein Programm gegangen, "welches die christl i-

che Beantwortung der von der Sozialdemokratie aufgeworfenen Fragen enthalten soll." Da 

die Sozialdemokratie durch die Industrialisierung zu einer gesellschaftlichen Macht wur-

de, müssten sowohl die Sozialdemokratie als auch die Industrialisierung als das gleiche 

theologische Problem angeschaut werden. Für Naumann stellt sich damit der Theologie 

die Frage, wie sie im Horizont der Reichs-Gottes-Eschatologie den l. Artikel des Credos 

angesichts des Maschinenzeitalters neu interpretieren will. Luthers Katechismus sei den 

Bauern auf den Leib geschrieben. Jetzt müsse aber "das Bekenntnis der Schöpfungsgaben 

Gottes befreit werden von der Enge der traditionellen agrarwirtschaftlichen Interpretat i-

on." 

Bei diesem Problem fühlte sich Naumann sowohl von der orthodoxen als auch von der 

modernen Theologie allein gelassen. Beide sind nicht in der Lage diese Aufgabe anzuge-

hen, denn beide pflegen nach Naumann einen ungeschichtlichen Schöpfungsbegriff. Die 

Universitätstheologie sei zur Beantwortung dieser Fragen nicht in der Lage, weil sie "die 

spiritualistische Diastase von Geist und Natur, Innerlichkeit und Äußerlichkeit, Persön-

lichkeit und Dinglichkeit" für grundlegend hielt und um die Begriffe "sittlich-religiöse 

Persönlichkeit" und "Gotteserlebnis in der Seele des Einzelnen" kreiste.206 Naumanns ei-

gene Versuche, auf die Herausforderung durch die Sozialdemokratie zu reagieren, gingen 

zunächst von dem Ansatz aus, das Evangelium selbst für die Sozialpolitik fruchtbar wer-

den zulassen. Er protestierte dabei gegen die zum Dogma erhobene Zentralstellung der 

sittlichen Einzelpersönlichkeit, des Einzelpersonlebens „als dialektische Vermittlungs-

instanz“ zwischen biblischen Christentum und moderner Gesellschaftsordnung. Dabei 

verletzte er das spiritualistische Tabu der Ritschlschule und Universitätstheologie. Nach 

Timms Urteil waren diese Versuche gemessen am herrschenden Wissenschaftsbegriff 

mehr oder weniger "kathederunfähig". Timm geht sogar soweit, dass er Naumanns Bemü-

hungen um den Begriff des Christlich-Sozialen weniger als sozialpolitische Agitation, 

sondern als hilfloses Ringen um einen neuen Begriff von systematischer Theologie wer-

tet.207 

Als sich ihm immer deutlicher abzeichnete, dass die Lebensregeln Jesu aus dessen agra-

risch strukturierten Lebensverhältnissen in der technisierten Welt am Ende des 19. Jahr-

hunderts in Europa scheitern mussten, wandte sich Naumann einer stärkeren Trennung 

von Religion und Sozialpolitik zu. Er übernahm dabei z. T. die Begrifflichkeit von Max 

Weber und trat bisweilen als harter Machtpolitiker auf. Eine Einordnung der nun sozial-
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darwinistisch gefärbten Sozialpolitik in eine neue Theologie scheiterte an inneren Wider-

sprüchen. Heilsglaube und Weltleben führen nach Naumann zu einer unvermeidlichen 

Doppelheit der Seelen, so dass Naumann das Problem für sich so löst, dass er die Grenzen 

des Christentums zu erkennen sucht. So bleibt Naumann schließlich nach Timm nur das 

Einschwenken auf die breite Heerstraße des theologischen Spiritualismus, der sich im Du-

alismus seit Jahrzehnten eingerichtet habe. Sein kostbares Wissen um die theologische 

Problematik jener Dualismen von Liebe und Kampf, Glauben und Handeln, Hoffnung und 

Fatalismus, Innerlichkeit und Welthaftigkeit habe Naumann preisgegeben.208 

Titius ist einen anderen Weg gegangen. Er hat sich ab dem Jahr 1895, dem Jahr der Krise 

des ESK, literarisch nachweisbar mit der Weltanschauung befasst, auf die sich die Sozial-

demokratie ganz wesentlich stützte, einer Weltanschauung, die sich am naturwissenschaf t-

lichen Zeitgeist orientierte. Neben seine neutestamentliche Schriften und sein sozialpolit i-

sches Engagement tritt Titius nach dem Scheitern des National-Sozialen Vereins in eine 

intensive Beschäftigung mit dem exklusiven Weltanschauungsanspruch eines A. Laden-

burg ein. Ab dieser Zeit, ab dem Jahr 1904, hat sich Titius systematisch mit diesen grund-

sätzlichen Fragen bis an sein Lebensende beschäftigt. Das intellektuelle Niveau der Aus-

einandersetzung mit Ladenburg und die intellektuelle Redlichkeit des Theologen Titius 

verweisen auf eine Parallelität in der Behandlung der sozialen Frage: hier wie dort können 

Fragen und Probleme einer neuen komplexen Wirklichkeit, sei sie nun politisch-sozialer 

oder naturwissenschaftlich-technischer Art, aus der Sicht des Theologen nicht mit einer 

Entgegensetzung des schlichten Bibeltextes beantwortet werden. Für Titius kommt aber 

auch theologische Spiritualismus nicht in Frage, weil er weder bereit ist, die "Grenzen der 

Theologie" dort zu ziehen, wo Naumann sie meint, erkennen zu können, noch zulassen 

will, dass die "Welt" sich selbst und ihren Gesetzen überlassen bleibt. Titius ist mit dem 

Anspruch angetreten, Arbeitermassen und Intellektuelle mit Theologie und Kirche zu ver-

söhnen. Darum arbeitet er daran, einen neuen Begriff systematischer Theologie zu schaf-

fen, der das neue Denken in den Naturwissenschaften als Herausforderung an die Theolo-

gie ernst nimmt und - wo immer möglich - integriert, ohne den Kerngehalt des "ewigen 

Evangeliums" preiszugeben. 
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2.14. Zusammenfassung 

 

An dieser Stelle sei noch einmal an Titius’ Vorwort aus seinem neutestamentlichen 

Hauptwerk über die Seligkeit von 1895 erinnert. Zum einen berichtet Titius, dass ihn das 

Problem der Seligkeit seit Jahren beschäftigt habe. Damit ist sicher nicht allein die nötige 

Arbeit gemeint, um eben diesen ersten Teil seines Hauptwerkes zu veröffentlichen. Denn 

diese Vorbereitung ist selbstverständlich, Titius’ Mitteilung wäre dann trivial.  

Es kann sich demnach nur darum handeln, dass Titius diesem Problem in anderen Berei-

chen als in der neutestamentlichen Forschung auf der Spur gewesen ist. Über Titius’ Akt i-

vitäten zu jener Zeit ist nicht allzu viel bekannt. Allerdings berichtet er 1893 als Bericht-

erstatter der "Christlichen Welt" über den Verlauf des Kongresses für Innere Mission. 

Diese Aufgabe wird man ihm sicher nur dann zugetraut haben, wenn er sich mit den sozi-

alpolitischen Grundproblemen und Tagesfragen ein wenig auskannte. Es ergibt sich somit 

die Vermutung, dass Titius in diesen alltäglichen Fragen der Sozialpolitik dem Problem 

der Seligkeit, also den Folgen der Gottesgerechtigkeit im Alltag, auf der Spur war. 

Formal bestimmt Titius die Frage nach der Seligkeit als Haupt- und Kardinalaufgabe der 

evangelischen Theologie, weil er sich von einer befriedigenden Lösung dieser Aufgabe 

sowohl die Rückkehr der von der Kirche entfremdeten Arbeitermassen, als auch eine 

Wiedergewinnung der Intellektuellen verspricht.209 Inhaltlich geht es nach Titius bei die-

ser Grundfrage der Dogmatik um "das Verhältnis unseres Lebens in der Welt zum Leben 

in Gott, unserer gegenwärtigen Glückseligkeit zur ewigen Seligkeit", um "die noth-

wendige Wechselbeziehung zwischen einem sittlichen Leben in der Welt und dem Glau-

ben an die Heilsoffenbarung des ewigen Gottes in Christo"210. 

Anfang der neunziger Jahre stimmen Naumann und Titius in ihrer grundsätzlichen Bewer-

tung der gegenwärtigen Theologie angesichts der aktuellen Herausforderung zum großen 

Teil überein. Titius empfindet, ähnlich wie Naumann, die Theologie seiner Zeit als unbe-

friedigend und ungenügend gegenüber den brennenden Fragen, die die Sozialdemokratie 

als soziale Bewegung und das naturwissenschaftlich-technische Denken als konkurrieren-

de Weltanschauung aufgeworfen haben. Naumann forderte von der Theologie eine inten-

sive Bearbeitung der Reich-Gottes Frage in allen theologischen Disziplinen.211 
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In seinen neutestamentlichen Schriften widmet sich Titius diesem Thema durchaus, al-

lerdings bleibt sein Werk zunächst vor allem ein neutestamentliches Werk. Wie denn 

von seinen neutestamentlichen Erkenntnissen die Brücke zu den von Titius als brennend 

geschilderten Fragen zu schlagen sei, wie nämlich die Intellektuellen und die Arbeiter-

massen für die Kirche wiedergewonnen werden können, blieb einstweilen offen. Titius 

scheint aber die Antwort auf diese offene Frage nicht so sehr auf der Ebene einer neuen 

evangelischen Soziallehre oder Sozialethik gesucht zu haben, sondern auf der grundsätz-

licheren Ebene der Möglichkeit von Theologie im Kontext eines ziemlich ausgereiften 

naturwissenschaftlichen Zeitgeistes. Im Unterschied zu Titius hat E. Troeltsch den von 

Naumann beklagten Missstand mit einer umfangreichen Arbeit über die Soziallehren der 

christlichen Kirchen zu beheben versucht.212 

Während Naumann die von ihm eingeklagte theologische Arbeit nicht voranschreiten 

sah, geriet er unter Webers und Sohms Einfluss immer mehr zu einem theologischen 

Denken, das die Religion ausschließlich in die Innerlichkeit verlegte und auf eine theo-

logische Begründung des sozialpolitischen Wollens verzichtete. Für Titius war dagegen 

die Flucht in die religiöse Spiritualität, die die Welt sich selbst, ihrer gottfernen oder 

"gottlosen" Eigengesetzlichkeit überlässt, nicht Endpunkt und Höhepunkt der evangel i-

schen Theologie. Anders als Naumann schwenkte Titius nach 1903 nicht in die "breite 

Heerstraße" des theologischen Spiritualismus ein, sondern machte sich an die Arbeit, 

eine solche Theologie, die Christsein nicht in die Innerlichkeit verbannt und die Welt 

nicht sich selbst überlässt, allmählich zu entwerfen und zu entwickeln, auch wenn seine 

Rede vor dem ESK von 1911 doch noch sehr stark an der "Persönlichkeit" orientiert war. 

Titius hat dieser Aufgabe, die ihm gewissermaßen auch von Naumann gestellt war, zeit 

seines Lebens einen erheblichen Teil seiner theologischen Schaffenskraft gewidmet und 

der evangelischen Theologie und Kirche einen Weg gezeigt, der ihr aus ihrer schwierigen 
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tes" (ebd., 202). 
212 "Der einzige, der die vom jungen Naumann so lebhaft empfundene sozialethische Unergiebigkeit g e-
genwärtiger Theologie wohl sah und auf seine Weise aufzuarbeiten unternahm, war Ernst Troeltsch. 
Aber sein monumentales Werk über die Soziallehren der christlichen Kirchen erschien erst 1912 und war 
historische Grundlagenforschung, nicht wegweisendes Wort zur Gegenwart." (A. Lindt, Friedrich 
Naumann und Max Weber, S. 37.). 
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Situation helfen konnte. So werden zwei wesentliche Betätigungsfelder seiner Lebensar-

beit noch vor der Jahrhundertwende von Titius in Angriff genommen: während er sich bis 

in die Zeit des Nationalsozialismus hinein an exponierter Stelle im Evangelisch-sozialen 

Kongreß engagierte, um die Rückkehr der der Kirche entfremdeten Arbeitermassen durch 

ein praktisches Engagement zu erleichtern, entwickelte er in beharrlicher theologischer 

Arbeit ein Konzept von Theologie, das intellektuell redlich und von erheblichem theologi-

schem Niveau die Rückgewinnung der Intellektuellen und Arbeitermassen auf theoret i-

scher Ebene für die Kirche zum Ziel hat, speziell in kritischer Auseinandersetzung mit der 

als Weltanschauung auftretenden und das Weltdeutungsmonopol reklamierenden Natur-

wissenschaft. 

 

 

3. Titius’ wissenschaftliche Arbeit bis 1914 

 

3.1. Die neutestamentliche Lehre von der Seligkeit und ihre Bedeutung für die Gegenwart 

 

Zwischen 1895 und 1900 erschien in vier Folgen Titius’ neutestamentliches Hauptwerk. Es 

trägt den Titel „Die neutestamentliche Lehre von der Seligkeit und ihre Bedeutung für die 

Gegenwart. Erster Theil: Jesu Lehre vom Reiche Gottes“213. Mit dieser Schrift ehrte Titius 

seine Lehrer Julius Kaftan und Bernhard Weiss. Der zweite Teil erschien 1900 unter dem Ti-

tel „Der geschichtlichen Darstellung zweite Abtheilung. Der Paulinismus unter dem Gesichts-

punkt der Seligkeit“214. Noch im gleichen Jahr wurde auch der dritte Teil mit dem Titel „Der 

geschichtlichen Darstellung dritte Abtheilung. Die johanneische Anschauung unter dem Ge-

sichtspunkt der Seligkeit“215 veröffentlicht. Schließlich lautet der letzte Teil „Die vulgäre An-

schauung von der Seligkeit im Urchristentum. Ihre Entwicklung bis zum Übergang in katholi-

sche Formen.“216 Diesen letzten Teil widmete Titius der theologischen Fakultät zu Berlin als 

Dank für die Verleihung der theologischen Doktorwürde. 

                                                           
213 A. Titius, Die neutestamentliche Lehre von der Seligkeit und ihre Bedeutung für die Gegenwart. Erster Theil: 
Jesu Lehre vom Reiche Gottes, Freiburg i. B., Leipzig 1895. 
214 A. Titius, Die neutestamentliche Lehre von der Seligkeit Und ihre Bedeutung für die Gegenwart. Der ge-
schichtlichen Darstellung zweite Abtheilung: Der Paulinismus unter dem Gesichtspunkt der Seligkeit, Tübingen, 
Freiburg i. B., Leipzig 1900. 
215 A. Titius, Die neutestamentliche Lehre von der Seligkeit und ihre Bedeutung für die Gegenwart. Der ge-
schichtlichen Darstellung dritte Abtheilung: Die johanneische Anschauung unter dem Gesichtspunkt der Selig-
keit Tübingen, Freiburg i. B., Leipzig 1900. 
216 A. Titius, Die neutestamentliche Lehre von der Seligkeit und ihre Bedeutung für die Gegenwart. der ge-
schichtlichen Darstellung vierte (Schluß-) Abtheilung: Die vulgäre Anschauung von der Seligkeit im Urchristen-
tum. Ihre Entwicklung bis zum Übergang in katholische Formen, Tübingen, Freiburg i. B. , Leipzig 1900. 
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Bemerkenswert ist, dass Titius im Vorwort zum ersten Teil bekennt, dass ihn das Problem der 

Seligkeit „seit Jahren“ beschäftigt habe. Er vertrat die Auffassung, dass das Problem der Leh-

re von der Seligkeit „die eigentliche Grundfrage der Dogmatik zu sein scheint, die hiermit 

aufgeworfen wird. Deutliche, vollständige und darum allseitig richtige Sätze über das Ver-

hältnis unseres Lebens in der Welt zum Leben in Gott, unserer gegenwärtigen Glückseligkeit 

zur ewigen Seligkeit aufzustellen, dies ist die Haupt- und Kardinalaufgabe unserer evangeli-

schen Theologie.“217 Erst wenn es von diesem „Centrum der Heilsanschauung“ aus gelungen 

sein werde, „die nothwendige Wechselbeziehung zwischen einem sittlichen Leben in der Welt 

und dem Glauben an die Heilsoffenbarung des ewigen Gottes in Christo deutlich zu machen 

… dann erst werden die religionsfeindlichen Mächte wissenschaftlich völlig überwunden 

werden können, dann erst dürfen wir darauf rechnen, jene breiten Schichten der Gesellschaft, 

auch der Gebildeten, welche sich von der Kirche gelöst haben, dauernd wieder zu gewinnen 

für den Glauben ihrer Väter.“218 

Dieses Vorwort ist in mehreren Hinsichten aufschlussreich. Es ging Titius mit dieser Prob-

lemstellung in seinen neutestamentlichen Studien um eine dogmatische Grundfrage, die seiner 

Meinung nach der Klärung bedarf, weil sie ein wesentlicher Baustein, wenn nicht der Eck-

stein zur Bewältigung der damals aktuellen Auseinandersetzungen um das Zeugnis der Kirche 

angesichts der sozialen Frage und weltanschaulichen Herausforderungen darstellte. Inhaltlich 

zeigt dieses Vorwort, wo Titius das entscheidende Problem seiner Zeit sah: in der Frage der 

Seligkeit des Christen. Für Titius ging es an diesem Punkt nicht nur um „das objektiv gegebe-

ne Heil, das 'höchste Gut', sondern zugleich um die innerliche Aneignung und den Genuss 

davon, um die Lebensauffassung und die Gesamtstimmung, die aus dem Gedanken des höchs-

ten Gutes entspringt. An beides miteinander denken wir aber, wo wir von Seligkeit reden.“219 

Titius ging es also um die Frage, wie denn das sich Gegründet- und Geborgenfühlen in Gott 

zurückwirkt auf das Leben in der Welt und welche Konsequenzen das Leben in der Welt in 

seiner Endlichkeit, Schuld und Sinnlosigkeit für das Leben in Gott haben muss. Titius gab 

auch eine erste, hier noch nicht näher begründete Antwort auf dieses Problem. Wenn er von 

einer „nothwendigen Wechselbeziehung“ sprach, die zwischen sittlichem Leben und einem 

Glauben an die Heilsoffenbarung des ewigen Gottes in Christo besteht, so behauptete er 

nichts weniger, als dass eine sittliche Lebensweise seiner Auffassung nach ohne einen Gottes-

gedanken nicht auskommen kann. 

                                                           
217 A. Titius, Jesu Lehre, Vorwort, S. I. 
218 ebd., S. 1. 
219 ebd., S. 4. 
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Das Vorwort ist zum anderen darum aufschlussreich, weil Titius hoffte, dass eine wissen-

schaftlich plausible Klärung dieser Wechselbeziehung nicht nur die Gebildeten, sondern vor 

allem die Arbeitermassen wieder mit der Kirche versöhnen kann. Somit schien es Titius an 

der Deutlichkeit dieser Wechselbeziehung zu fehlen. Er vermutete darin zumindest eine der 

Ursachen für das Auswandern der Arbeitermassen und Gebildeten aus der Kirche. Einmal 

abgesehen davon, ob Titius mit dieser Analyse tatsächlich eine Ursache für die Entfremdung 

der genannten Kreise von der Kirche getroffen hat, so zeigt doch seine Hoffnung überdeut-

lich, dass er mit seinem neutestamentlichem Werk vor allem eines beabsichtigt: er will in sei-

ner neutestamentlichen Studien von den Grundlagen der Theologie her die Berechtigung die-

ser Wechselbeziehung zwischen dem Leben in der Welt und dem Leben in Gott erweisen. Vor 

allem ging es ihm um den Nachweis, dass vom Evangelium her die sozialen Lebensbedingun-

gen der Menschen in den Blick genommen und verbessert werden müssen, wie sein schon 

zuvor begonnenes Engagement in sozialen Fragen zeigte. Damit verfolgte er zugleich ein apo-

logetisches Interesse. Darum erscheint es als Titius’ wichtigstes Anliegen, „dazu mitzuwirken, 

dass der Betrieb der theologischen Wissenschaften auf diese Fragestellung eingerichtet wer-

de.“220 

Bezeichnend ist auch der Beginn der Einleitung zum ersten Teil seines Werkes, das den Titel 

„Jesu Lehre vom Reiche Gottes“ trägt. Titius begann mit einem Lob Ferdinand Christian Bau-

r's für die Einführung des Entwicklungsgedankens in die neutestamentliche Theologie. Die 

Tatsache, dass Jesus als Jude gelebt habe, ein Jahrhundert später aber eine urchristliche Ge-

meinde in bewusster Distanz zum Judentum bestanden habe, nötige nach Titius zu der Er-

kenntnis, dass eine Entwicklung des Urchristentums angenommen werden muss. Dann erge-

ben sich für Titius die Fragen nach den Ursachen, dem Umfang und der Bedeutung dieser 

Entwicklung, die man auf zwei Ebenen verfolgen könne: einmal äußerlich als Entwicklung 

des Kreises der Bekenner und der Gestaltung der gottesdienstlichen Formen, zum anderen mit 

Blick auf die Gesamtanschauung von Gott und vom Heil und der damit zusammengehörenden 

Welt- und Lebensanschauung221. Die Entwicklung dieser Ideen des Urchristentums könne 

man wieder nach zwei Seiten erforschen, nämlich durch Beobachten der Einflüsse aus ande-

ren Kulturkreisen und anderen Religionen oder philosophischen Systemen, oder aber man 

gehe der Frage nach, wie sich das Christentum nach den ihm immanenten Ideen von selbst 

entwickeln musste. Diesen letztgenannten Gesichtspunkt wollte Titius für den Gedanken der 

Seligkeit in seiner Untersuchung herausarbeiten. 

                                                           
220 ebd. , Vorwort, S. 1. 
221 ebd. , S. 1. 
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Titius verteidigte die letztere Fragestellung gegen jene, die sie in der neutestamentlichen For-

schung für nicht zulässig erachten. Er betonte, dass die Frage nach den immanenten Entwick-

lungsursachen im Urchristentum nur dann abgewiesen werden könne, wenn man überhaupt 

den Entwicklungsgedanken aus der neutestamentlichen Theologie verweise, wie in gewisser 

Weise selbst B. Weiss.“ Dessen „Lehrbuch der biblischen Theologie des Neuen Testaments“ 

lobte Titius zwar wegen seiner Zuverlässigkeit im Material, sah aber zugleich in der man-

gelnden Abstufung der Grundgedanken gegenüber dem Detail „einen Übelstand, der mit dem 

Außerachtlassen der genetischen Methode gewiss enge zusammenhängt.“ Dagegen lag es für 

Titius auf der Hand, dass die drei Typen der urchristlichen Predigt, die synoptische, die pauli-

nische und die johanneische Tradition neben der individuellen Artverschiedenheit verschiede-

ne Entwicklungsstufen repräsentiren.“222 

Gegen die Bedenken, die hiergegen mit dogmatischen Gründen vorgetragen werden könnten, 

stellte Titius seinen Glauben, „daß auch mit der Anerkennung der unbedingten Gültigkeit der 

Offenbarung Gottes in Jesu Christo jene Betrachtungsweise sehr wohl vereinigt werden 

kann.“223 

Nach Kümmel war man sich zu dieser Zeit in der Anerkennung der Grundsätze der von D. F. 

Strauß und F.C. Baur ausgehenden neutestamentlichen Forschung bis hinein in konservative 

Kreise einigermaßen einig.224 Wie konsequent die historische Methode zum tragen kommen 

konnte, darüber bestanden weiterhin unterschiedliche Auffassungen, die sich natürlich auch in 

den Ergebnissen niederschlugen. Auch die Frage, ob und in welcher Maße und mit welcher 

Aussagekraft außerbiblische Quellen zur Interpretation herangezogen werden sollten, war 

umstritten. Titius kritisierte jedenfalls Pfleiderers Heranziehung hellenistischer Einflüsse und 

insistierte zunächst auf der Prüfung der immanenten Entwicklungsursachen für ein neutesta-

mentliches Problem.225 Für Titius ergab sich als Grundproblem der neutestamentlichen Theo-

logie „die Frage nach der Entwicklung der neutestamentlichen Vorstellungen von der Selig-

keit zu stellen.“ Wenn es aber um eine Untersuchung über Jesu Auffassung von der Seligkeit 

gehe, sei „auszugehen von der centralen Bedeutung, die in seiner Predigt dem Reiche Gottes 

                                                           
222 ebd. , S. 3 
223 ebd. , S. 3. 
224 "Auch ein so konservativer Forscher wie der durch seine im Meyerschen Kommentarwerk erschienenen 
Kommentare über zahlreiche Bücher des Neuen Testament so einflußreiche Berliner Neutestamentler Bernhard 
Weiß konnte sich trotz seines betonten Gegensatzes zur Tübinger Schule diesen Anschauungen nicht verschlie-
ßen." (W. G. Kümmel, Das Neue Testament. Geschichte der Erforschung seiner Probleme, Freiburg/München 
1958, S.215) Mit diesen Anschauungen sind die Grundsätze der strengen geschichtlichen Erforschung des Neuen 
Testaments, der Verständlichmachung jeder neutestamentlichen Schrift durch Einordnung in den geschichtlichen 
Ablauf und die Anerkennung des Konfliktes zwischen Juden- und Heidenchristen als entscheidender Triebkraft 
urchristlicher Entwicklung gemeint. 
225 A. Titius, Jesu Lehre, S. 2f. 
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zukommt. Denn man wird geradezu sagen müssen: Jesu Anschauung von der Seligkeit lässt 

sich zusammenfassen in den Einen Begriff, besser in das Eine Bild des Reiches Gottes.“226 

Schon der Titel des ersten Teiles lässt erahnen, was sich bei näherem Hinsehen bewahrheitet: 

Titius Schrift war zu großen Teilen eine Auseinandersetzung mit der Schrift von J. Weiss 

„Die Predigt Jesu vom Reiche Gottes“ von 1892. Darin vertrat J. Weiss die Auffassung, dass 

Jesus in den synoptischen Evangelien vom Reich Gottes nur als einem in naher Zukunft her-

einbrechendem geredet habe. Wo Jesus in den Evangelien von einer Gegenwart des Reiches 

Gottes redet, hält J. Weiss dies für „Augenblicke erhabener prophetischer Begeisterung, wo 

ihn < Jesus > ein Siegesbewußtsein überkommt.“227 Neben solchen vereinzelten Aussagen 

„steht aber die ganze Fülle der Worte, in welchen die Reichserrichtung einer näheren oder 

ferneren Zukunft vorbehalten bleibt.“ J. Weiss bezweifelte, ob die Gerechtigkeit, die Bedin-

gung für den Eintritt in Gottes Reich sei, im modernen Sinne als Sittlichkeit verstanden wer-

den könne. Darum kommt B. Weiss zu dem Schluss, „dass von einer innerweltlichen Ent-

wicklung des Reiches Gottes im Gedankenkreise Jesu die Rede nicht sein kann.“228 

Im Vorwort zur zweiten Auflage seines Werkes im Jahr 1900 bekannte J. Weiss auch offen, 

dass er damit einen zentralen Begriff der Ritschlschen Theologie229 vom Neuen Testament in 

Frage stelle, indem er konstatierte, dass Ritschls Reich-Gottes-Begriff und „die gleichnamige 

Idee in der Verkündigung Jesu zwei sehr verschiedene Dinge seien.“230 Titius widersprach in 

seiner Schrift J. Weiss nicht nur in vielen Einzelfragen, die hier nicht näher interessieren. 

Wichtig ist vor allem Titius’ Ablehnung der Weisschen Auffassung vom Reich Gottes als 

einer ausschließlich zukünftig - eschatologischen Größe, die er antizipatorisch dachte. Die 

größte Zurückhaltung sei notwendig „gegenüber dem von J. Weiss so stark verwerthetem Ge-

danken an die unmittelbare Nähe des Endes.“231, urteilte Titius. Im Gleichnis vom vielerlei 

Acker stelle Jesus den Zusammenhang seiner Predigt mit dem Reich Gottes her, indem er 

durch seine Tätigkeit „Frucht für das Reich Gottes schaffe.“ Dies zeige, dass Jesu Wirksam-

keit eine geistige sei, die still und unscheinbar wirke. Darum konnte Jesus, „wo Gerechtigkeit 

und Liebe Gottes die Herrschaft führten, bereits die Reichszeit angebrochen sehen“232. „In 

und mit seiner Erscheinung setzen sich aber auch die Kräfte der messianischen Zeit, der 

himmlischen Welt bereits in Bewegung. Insofern ist das Reich Gottes bereits da.“233 

                                                           
226 ebd., S. 3 u. 4. 
227 J. Weiß, Die Predigt Jesu vom Reiche Gottes, Göttingen 1892, S. 21. 
228 ebd., S. 22, 42f u. 49f. 
229 A. Ritschl war der Schwiegervater und Lehrer von J. Weiss und verstarb 1889. 
230 J. Weiss, Die Predigt Jesu vom Reiche Gottes, 2.Aufl. Göttingen 1900, S. V. 
231 A. Titius, Jesu Lehre, S. 17.  
232 ebd., S. 88.  
233 ebd., 9. 176.  
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Dann stellte sich aber für Titius die Frage nach dem Verhältnis dieses Reiches Gottes zum 

zukünftigen Reich der Vollendung. Da aber zwischen dem gegenwärtigen Reich Gottes und 

der zukünftigen Vollendung eine Kluft liege, die nur durch Abbruch der Weltentwicklung und 

Neuschöpfung überwunden werden könne, schloss Titius wie J. Weiss den Gedanken von 

verschiedenen Entwicklungsstadien für diese beiden Vorstellungen vom Reiche Gottes aus. 

Die Gegenwart sei kein „Stadium“ des Reiches Gottes, es könne vom Reiche Gottes nur mit 

Blick auf die Kräfte geredet werden, die schon gegenwärtig wirksam seien. „Deshalb ist 

schon in der Gegenwart Gottes Reich wirksam vorhanden, wo Gottes Geist wirkt, wo das 

Evangelium im Schwange steht. Überall, wo der Begriff des Reiches Gottes ausdrücklich auf 

die Gegenwart angewendet wird, oder das Zeitmoment doch außer Betracht bleibt, herrscht 

deshalb statt der lokaltemporalen eine dynamische oder modale Beziehung des Begriffs vor.“ 

Titius gab aber zu bedenken, dass Jesus in solchen Worten den Begriff nicht in seinem vollen 

Umfang, sondern in einer gewissen Unvollständigkeit gebrauche.  

Für die religiöse Stimmung Jesu sei aber nicht die Hoffnung, sondern der gegenwärtige geis-

tige Besitz das Ausschlaggebende, nämlich das Verhältnis gegenseitiger geistiger Liebe und 

Gemeinschaft mit dem väterlichen Gott. Wenn man darum die Gesamtheit aller Güter Gottes 

als Reich Gottes bezeichne, dann sei Reich zwar nicht in seiner supranaturalistischen, pneu-

matischen Existenz, aber „in der Hauptsache wirklich und wirksam vorhanden, nämlich in 

geistiger Weise. In einer Summe von innerlich zusammenhängenden Gütern, die im Worte 

geistig dargeboten und in Glauben innerlich angeeignet werden, ist der geistige, innerlich der 

persönlichen Aneignung fähige Inhalt des Reiches Gottes schon gegenwärtig da.“ Das ent-

scheidende in der Anschauung Jesu vom Reiche Gottes sei nicht Ethik, sondern Religion, 

nicht Gerechtigkeit, sondern Gotteskindschaft. Dass solche Gotteskindschaft das Streben nach 

Gerechtigkeit anregt und fördert und der bleibende Besitz der Gottesgemeinschaft von der 

Übung der Gerechtigkeit abhängt, ergibt sich für Titius aus dem Wesen dieser Begriffe.234 

Mit seiner Ablehnung der Weisschen Auffassung vom Reiche Gottes steht Titius keineswegs 

allein. Weiss Deutung des Reiches Gottes fand nicht nur bei den konservativen, sondern auch 

bei den liberalen Bibelforschern und den Vorläufern der religionsgeschichtlichen Schule re-

gen Widerspruch.235 Titius selbst unterscheidet sich von der konservativen Bibelforschung 

durch seine starke Betonung der historisch-genetischen Methode und der Annahme innerer 

Entwicklungsursachen im Urchristentum. Er steht aber auch in Gegensatz zu der konsequen-

ten Eschatologie, wie sie J. Weiss, vertritt und wenig später A. Schweitzer. Hier denkt Titius 

                                                           
234 ebd. , S. 17 1 , 193 u. S.194. 
235 Vgl. hierzu: W.G. Kümmel, Das Neue Testament, S. 310ff. und S. 288ff. 
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wie der Ritschl236-Schüler J. Kaftan, sein Lehrer. Eine religionsgeschichtliche Betrachtung 

liefert Titius an dieser Stelle aber auch nicht, da er sich in seiner Untersuchung ausdrücklich 

auf die immanenten Entwicklungsursachen im Urchristentum beschränkt. Am nächsten steht 

er noch der liberalen Bibelforschung, die das „geistige Gottesreich der Innerlichkeit“237 ver-

tritt.  

Damit bleibt er näher an der Reich Gottes Vorstellung Ritschls mit dem Aspekt einer in Jesu 

Wirken gegenwärtigen und sich von da aus durch das Evangelium verbreitenden ansatzweisen 

Verwirklichung des Reiches Gottes238. Indem Titius die praktische Dimension seiner Reich-

Gottes-Vorstellung betont, die sich im sittlichen Handeln bewährt, steht er auch in einem ge-

wissen Gegensatz zu der Reich-Gottes-Vorstellung der „liberalen“ Theologie als rein innerli-

cher frommer Anschauung. A. Schweitzer gesteht denn auch zu, dass Titius „aus einer origi-

nalen religiösen Anschauung heraus“239 die Lehre Jesu vom Reiche Gottes entwickele. 

Im zweiten Teil seiner Untersuchung widmet sich Titius dem „ Paulinismus“. Ihm geht es 

darum, den Paulinismus als einen Teil der urchristlichen Lehre von der Seligkeit im „Zusam-

menhang mit der Predigt Jesu und als ihre Fortsetzung zu begreifen.“240 Denn nur in dem Ma-

ße, in dem dieser innere Zusammenhang aufzuweisen sei, lasse sich trotz aller persönlichen 

Eigenheiten, Bedürfnisse, Erlebnisse, Bildungseinflüsse und trotz des geschichtlichen Fort-

gangs der Wirkungen der Predigt Jesu, die apostolische Heilanschauung verstehen. 

Zum methodischen Vorgehen bemerkt Titius, dass er auch außerkanonische Schriften in sei-

ner Untersuchung zu Grunde legen will. Mit Blick auf die Datierungen neutestamentlicher 

Schriften Harnacks ergebe sich dies schon „rein zeitlich“.241 Am Ende seines Vergleichs der 

jesuanischen und paulinischen Heilsanschauung kommt Titius zu dem Ergebnis, dass Paulus 

„die Gedanken Jesu voraussetzt an sie anknüpft und fortbildet.“ Mit Blick auf den Gottesge-

danken, die Eschatologie, die religiöse Stimmung und Lebenshaltung, das Verhältnis von Re-

ligion und Sittlichkeit sei die „Übereinstimmung mit der Anschauung Jesu und die direkte 

Anlehnung an sie unverkennbar“ und auch in seinen originellsten Gedanken, im Abendmahl 

und Rechtfertigungslehre erreiche Paulus „geistige Fühlung mit der Art und Intention Jesu 

selbst.“242  

                                                           
236 Albrecht Ritschl (1822 – 1889) war von 1846 bis 1852 Privatdozent, von 1852 bis 1864 Professor in Bonn, ab 
1864 in Göttingen. Ritschl wirkte stark schulbildend, gilt als Wegbereiter des Kultusprotestantismus, hatte als 
Berater der Preußischen Regierung auch kirchpolitischen Einfluss. Vgl. BBKL, Bd. VIII, Sp. 396 – 401. 
237 ebd., S. 290. 
238 Titius nimmt so Ritschl gegen seinen Schüler und Schwiegersohn J. Weiss in Schutz, wie er übrigens ebenso 
F. Chr. Baur gegen dessen Schüler in Schutz nimmt. 
239 A. Schweitzer, Geschichte der Leben Jesu Forschung, 6. Aufl., 1951, s. 244. 
240 A. Titius, Der Paulinismus, S. 8 
241 A. Titius, Der Paulinismus, S. 5. 
242 ebd., S. 289. 
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Auch auf Titius Werk über den „Paulinisnus“ geht Schweitzer ein. Titius Werk sei in einer 

Situation entstanden, in der die Paulus-Forschung durch die „Ultra-Tübinger“ nicht beunru-

higt, andererseits durch Holtzmann auch nicht beruhigt sei.243 Die Forschung sei verzweifelt 

darüber gewesen, dass der Paulinismus so kompliziert sei, weshalb man die Ergebnisse der 

Forschung nicht mehr mit der früheren Zuversicht habe vortragen können. Gleichzeitig sei 

innerhalb der Theologie ein Drang zur Popularisierung entstanden, der die Paulusforschung 

unter Druck setzte, mit klaren Ergebnissen aufzuwarten. Obwohl Titius zugestehe, dass der 

paulinischen Theologie, hellenistische Züge anhaften, verfolge er doch eher den Zusammen-

hang mit der Lehre Jesu, dem Urchristentum und den Judentum. Schweitzer kritisiert diesen 

zurückhaltenden Umgang mit Einflüssen des Hellenismus. Weiterhin missfällt ihm, dass Titi-

us die Grundbegriffe nicht konsequent analysiere, sondern den historischen Stoff mit den Fra-

gen und Distinktionen der modernen Theologie behandelt. Darin sieht Schweitzer ein bewuss-

tes Modernisieren, das er umso mehr bedauert, als er in Titius einen „Beobachter mit schar-

fem Blick für das wirklich Geschichtliche“ erblickt, der nur „durch einen gewaltsamen Akt 

des Willens und des Verstandes“ Vergangenes und Gegenwärtiges zu vereinigen können mei-

ne.244  

Schweitzer lobt vor allem, dass Titius’ Paulinismus der modernen Religion mehr zu bieten 

vermag als der des einseitig historisch orientierten nachbaurschen Liberalismus.245 Vor allem 

habe Titius endlich einmal die Frage nach den Gemeinsamkeiten zwischen Jesu Lehre und 

den paulinischen Vorstellungen aufgegriffen und einen Fundus von Gemeinsamkeiten festge-

stellt. Auch Feine hebt hervor, dass Titius durch sein Paulus-Werk Einseitigkeiten überwun-

den habe. Er begrüßt, dass Titius mit dem einseitigen Intellektualismus aufgeräumt habe und 

den Paulinismus unter praktisch-religiösen Gesichtspunkten dargestellt habe. Zugleich stellt 

er heraus, dass Titius soviel historisches Verständnis aufgebracht habe, dass er die Briefe 

nicht als Dokumente abgeschlossener Lehrstufen aufgefasst habe.246 

Den dritten Teil der Untersuchung über die Seligkeit führt Titius nach eigenem Bekunden vor 

allem auch in Auseinandersetzung mit B. Weiss. Das habe seinen Grund zum einen in der 

Tatsache, dass Titius in „langjähriger Aneignung und Ausscheidung seiner <Weiss'> Auffas-

sung vom vierten Evangelium“ das eigene Urteil gebildet habe, zum anderen darin, dass B. 

                                                           
243 A. Schweitzer, Geschichte der Paulinischen Forschung von der Reformation bis auf die Gegenwart, Tübingen 
1911, S. 120. 
244 ebd., vgl. S. 120 u. S. 124. 
245 ebd., S. 123. Besonders zu erwähnen ist hier noch Titius Verständnis des Abendmahls und der Taufe bei 
Paulus. Seine Interpretation treffe die liberale Vorstellung "ins Herz" (ebd. S. 129) Titius rechne mit Holtzmanns 
symbolischer Auffassung von Rö 6 ab und rede von realer Anteilnahme an der Auferstehung und realer Eintau-
chung in den Tod. 
246 P. Feine, Theologie des Neuen Testaments, 8. Aufl., Berlin 1951, S. 147. 
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Weiss ein besonders fest gefügtes und markantes System der johanneischen Lehre vorgelegt 

habe. Er betont, dass man seine Polemik „als Zeichen des Dankes für die dargebotene Förde-

rung werthen“247 möge.  

Nach Titius ist der Autor des vierten Evangeliums am stärksten von der Tradition Jesu beein-

flusst. Die geschichtlichen Stoffe seien bei ihm aber durch ein starkes Medium hindurchge-

gangen, so dass das geschichtliche Interesse des Autors noch weiter in den Hintergrund trete 

als bei Synoptikern. Titius sieht in der Gedankenwelt des Johannes-Evangeliums eine Synthe-

se der apostolischen Überlieferung mit dem Paulinismus. Deutlich sei aber auch, dass die jü-

dischen Gedanken bei Johannes im Gegensatz zu Paulus kaum noch eine Rolle spielten. We-

der spiele die Antithese von Gesetz und Glaube eine Rolle, noch habe das jüdische Gesetz für 

die sittliche Haltung eine Bedeutung. Auch die spiritualistische Auffassung des ewigen Le-

bens in der Gegenwart zeige die Entfernung vom jüdischen Denken.  

Im Unterschied zu Paulus sei für den Autor des Johannes - Evangeliums wahres Leben „In-

nenleben, das seine kraftvolle Darstellung in hellenisch-philosophischer Bildung“ erfahre. An 

die Stelle von Enthusiasmus und Pneuma bei Paulus treten im Johannes-Evangelium der Geist 

und die Erkenntnis, weil in der Zwischenzeit in der Gemeinde Lehrfragen aufgetaucht seien. 

Daher entspreche der Anlehnung des Evangeliums an die Logosspekulation der hellenisti-

schen Philosophie die Darstellung des ewigen Heils im Medium der Erkenntnis. Gegenüber 

Jesu eigener Gedankenwelt kann Titius trotz dieser Umschmelzung keine sachliche Verände-

rung erkennen, wohl aber Ansätze für die weitere Entwicklung. Von daher, betont Titius, sei 

für die gesamte Untersuchung die genetisch-komparative Vorgehensweise angebracht.  

Als Ergebnis dieses Teiles der Untersuchung stellt Titius fest, dass mit der johanneischen An-

schauung „innerhalb des Urchristentums der Höhepunkt jener Entwicklung der Seligkeitsidee 

gesetzt <sei>, welche von Jesus in jüdischer Form im Gegensatz gegen den Geist des Juden-

thums ausgesprochen, von Paulus mit den Mitteln jüdischer Schriftgelehrsamkeit und eines 

glühenden Enthusiasmus direkt gegen die jüdische Religion des Nomismus gekehrt war.“ Die 

Eigenart der johanneischen Anschauung ist in Titius Augen „die Umschmelzung der geistig - 

religiösen Heilsidee in die hellenischen Denkformen“ und eine „neue Werthschätzung der 

Erkenntnis“. Titius fordert, die johanneische Anschauung stets als Glied einer Entwicklungs-

reihe zu sehen und nicht zu isolieren. Für alle übrigen neutestamentlichen Schriften bzw. au-

                                                           
247 A. Titius, Johanneische Anschauung, S. VI. Ein anderes Zeichen der Dankbarkeit gegenüber B. Weiß ist 
Titius Beteiligung an der Festgabe für B. Weiß anlässlich des siebzigsten Geburtstages mit Harnack, J. Weiss, 
Gregory u. a im Jahr 1897. 
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ßerkanonischen Schriften bis zu den Zeiten der Apologeten gelte, dass sie entweder das glei-

che Ziel verfolgten oder aber als Reaktion gegen dieses Ziel zu verstehen seien.248 

In Vorwort zum vierten Teil der neutestamentlichen Untersuchung über die Seligkeit bekennt 

Titius, dass seine Absicht, die christliche Heilsanschauung der Gegenwart und ihre Mittel-

glieder, die sie mit der urchristlichen Auffassung verbinden, darzustellen, erst in einer „sys-

tematischen Gesamtdarstellung der Lehre von der Seligkeit“ erfolgen könne. Für dieses Vor-

haben lägen ihm Vorarbeiten und Entwürfe vor, doch werde es „mehrjähriger Arbeit bedür-

fen“249, um seine Absichten in der geplanten Form zu verwirklichen. 

Mit den vierten Teil seines Werkes über die Seligkeit verfolgt Titius die Absicht, die „Umbil-

dung des Urchristentums in die altkatholischen Formen in ihrer Kontinuität aufzuweisen“, 

doch möchte Titius sich dabei nicht auf eine isolierte Betrachtung der Koryphäen festlegen. 

Ihm geht es vielmehr auch um die Männer zweiten und dritten Ranges und um das Milieu, in 

das die Großen einzuzeichnen sind, um die Verbindungslinien zwischen dem paulinisch-

johanneischen zum altkatholischen Typ des Christentums aufzeigen zu können. Wenn sie 

auch nicht an die ersten Größen heranreichten, „so sind doch auch sie Geistesträger und haben 

aus dem sprudelnden Born religiöser Erfahrung einen tiefen Trunk gethan.“ 

Weiter geht es Titius auch um den Aufweis von frühen christlichen Gedanken, die sich dem 

paulinisch-johanneischen Typ nicht zuordnen lassen.  

Am Schluss seines monumentalen Werkes über die Seligkeit erinnert Titius kurz daran, dass 

er diesem Thema neben der neutestamentlichen Untersuchung einen aktuellen Bezug abge-

winnen wolle. Dass er diese Arbeit im Rahmen des vorliegenden Werkes nicht leisten mochte, 

hatte er bereits im Vorwort ausgesprochen (s. o.) Er widersteht aber der Versuchung, anzu-

deuten, „was sich meines Erachtens daraus für uns lernen lässt.“ Er hebt lediglich hervor, dass 

ein wichtiges Ergebnis der Untersuchung die Feststellung sei, „dass die religiösen Gedanken 

des Urchristentums bei aller inneren Einheit im steten Fluss gewesen sind und, den geistigen 

Bedürfnissen entsprechend, eine fortgehende Umbildung erfahren haben.“ Daraus ergibt sich 

für Titius Recht, und Pflicht, „die Heilsgedanken des Christentums in einer Form zu reprodu-

ziren, die den Bedingungen unseres heutigen geistigen Lebens Rechnung trägt.“ Diese Aufga-

be werde aber nicht durch bruchstückhafte Übernahme alter Gedanken in eine anders gewor-

dene Welt erfüllt, sondern nur durch eine Darstellung, die wie das Urchristentum „aus einem 

Guss ist und der Gegenwart ebenso ein Ganzes bietet.“250 Wie sehr sich Titius diesen Grund-

                                                           
248 ebd., S. 1 - 8 u. 141 - 143 , Zit. S. 7 u. S. 143. 
249 A. Titius, Vulgäre Anschauung, S. VII. 
250 ebd., S. 1, S. 4 u. S. 250. 



 64 

gedanken zu Eigen gemacht hat und durchgeführt hat und welche mühevollen Wege er dabei 

gegangen ist, zeigen die folgenden Kapitel. 

 

 

3.2. Titius Stellung in der neutestamentlichen Wissenschaft  

 

Nach diesem kurzen Überblick über Titius neutestamentliche Arbeiten kann man Titius auf 

der Seite derer einordnen, die die neutestamentlichen Texte ohne supranaturalistischen Ballast 

allein aus ihren erkennbaren historischen Entstehungsbedingungen verstanden wissen wollen. 

Dabei will Titius das vorhandene Textmaterial als Stufen einer Entwicklung begreifen, die 

sich nach gewissen immanenten Regeln oder Gesetzen in ihrer Abfolge darstellen lassen, Er 

beruft sich ausdrücklich auf den Entwicklungsgedanken bzw. die genetische Methode. In sei-

nem Paulus-Werk greift Titius auch über die kanonischen Schriften hinaus und nähert sich, 

fünf Jahre nach seinem Werk über Jesu Lehre vom Reiche Gottes, methodisch der religions-

geschichtlichen Schule an. 

Titius stellt sich bewusst in eine Tendenz, die im Laufe des 19. Jahrhunderts besonders nach 

der kräftigen Anregung durch F.C. Baur immer stärker hervortrat, nämlich der immer intensi-

veren Historisierung der Theologie. Unvermeidlich waren die Konflikte, die sich aus diesem 

Forschungsansatz mit der konservativ-orthodoxen Richtung ergeben mussten, da wichtige 

dogmatische Grundsätze bei einer historischen Betrachtung der Anfänge des Urchristentums 

in Zweifel gezogen werden mussten. Nach und nach drang die historisch-genetische Methode 

in unterschiedlicher Intensität jedoch auch in die konservativ-orthodoxen Kreise ein, so dass 

sich der Gegensatz zwischen den Lagern an diesem Punkt allmählich entspannte. Mit einigen 

kurzen Bemerkungen soll an dieser Stelle unterstrichen werden, dass Titius hier in seinem 

neutestamentlichen Werk vorentscheidende Sätze zur Grundauffassung seiner Theologie, zum 

Verhältnis von Gott und Welt und zum Heil und seiner innerlichen Aneignung ausspricht. 

Titius erkennt die Fragestellung nach immanenten Entwicklungsursachen des Christentums an 

und fasst die Traditionen des Neuen Testaments, die er in seinem Werk untersucht, entspre-

chend als unterschiedliche Entwicklungsstufen auf. Weiter spricht er von einer notwendigen 

Wechselbeziehung zwischen sittlichem Leben und „dem Glauben an die Heilsoffenbarung des 

ewigen Gottes in Christo“, d.h., dass nicht nur das Leben in Gott seine Auswirkungen und 

Konsequenzen für das Leben in der Welt hat, sondern dass auch eine umgekehrte Wirkung 

besteht. 
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Schließlich betont Titius, dass ihm die Aneignung des Heils und die daraus resultierende Le-

bensauffassung und Gesamtstimmung ein wesentlicher Bestandteil der Frage nach der Selig-

keit sei. Damit wird eines gleich am Anfang deutlich: die Anwendung der historisch-

genetischen Methode führt bei Titius - und nicht nur bei ihm - zu Ergebnissen, die wegen ih-

rer historischen Bedingtheit der traditionellen dogmatischen Denkweise suspekt erscheinen 

müssen. Allerdings geht Titius davon aus, dass eine historisch-genetische Betrachtungsweise 

und die Konstatierung von Entwicklungsstadien innerhalb des Neuen Testaments innerhalb 

der christlichen Religionsgeschichte nicht die absolute „Gültigkeit der Offenbarung Gottes in 

Jesu Christo“251 in Frage stellen. 

Zum anderen erwartet Titius gerade von dieser Anerkennung immanenter Entwicklungsten-

denzen in der christlichen Religion und von einer Beachtung der Wechselbeziehung des Le-

bens in Gott und des Lebens in der Welt eine Überwindung der damaligen Entfremdung zwi-

schen Kirchen und breiten Schichten der Arbeiter und großen Teilen der Gebildeten. 

Vor allem aber Titius’ Verständnis vom Reiche Gottes einerseits als einer eschatologischen 

Größe, dann aber vor allem auch als einer Größe, die sich durch Jesu Wirken zu verwirklichen 

beginnt, mündet in eine Theologie, die sich engagiert mit den Bedingungen und Gegebenhei-

ten der Welt, in der diese Verwirklichung stattfindet, beschäftigen muss.252 Titius neutesta-

mentliche Arbeit führt ihn so zu einer intensiven Beschäftigung mit der Welt und dem Men-

schen in der Welt, mit den Mächten und Weltanschauungen, die um die Anerkennung durch 

den Menschen werben. 

 

 

3.3. Frühe systematisch-theologische Arbeiten 

 

Im nun folgenden Abschnitt sollen frühe systematische Schriften Titius’ dargestellt und erör-

tert werden. Schon früh nämlich hat Titius neben seinem Engagement in der neutestamentli-

chen Wissenschaft Interesse an systematisch-dogmatischen Fragen gezeigt. Griff er zunächst 

nur anlässlich aktueller Streitfragen das Wort und publizierte kleinere Aufsätze in der Christ-

lichen Welt, so geht er später zu umfangreichen Rezensionen für die Theologische Rundschau 

über, um schließlich zu ganz eigenen Schriften zu kommen. 

 

 

                                                           
251 A. Titius, Jesu Lehre, Vorw., S. I u. 3. 
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3.3.1. Titius’ rezensierende Arbeiten 

 

In der Zeitschrift „Patria“ bespricht Titius im Jahr 1903 die Debatte über Harnacks „Wesen 

des Christentums“.253 Er beschreibt, wie weit Harnacks Werk gewirkt habe und wie positiv es 

in freireligiösen, freimaurerischen, sozialdemokratischen und reformjüdischen Kreisen, aber 

auch im Bereich der katholischen Kirche aufgenommen worden sei. Auch aus dem Ausland 

seien sehr zahlreiche positive Besprechungen zu vermelden. Im deutschen Protestantismus 

habe es aus allen Lagern Zustimmung und Anerkennung gegeben, aber auch Kritik. Die Kritik 

werfe Harnack von Verletzung des Bibelwortes bis zur Erneuerung des Rationalismus oder 

deistischer Denkweise auf der einen Seite, bis zu Vorhaltungen wegen seiner Mystik fast alles 

vor. Gegen all diese Vorwürfe nimmt Titius Harnack in Schutz. Titius selbst macht zwei kur-

ze Anmerkungen zu Harnacks Werk. Ihm fehlt „bei Harnack in etwas die religiöse Würdi-

gung der Menschheit und der Verflochtenheit des Einzelnen in sie.“254 Titius sind Harnacks 

Ausführungen, die ihren Kristallisationspunkt in dem Schlagwort „Gott und die Seele“ finden, 

zu individualistisch. Die andere Anmerkung bezieht sich auf die Beschreibung des religiösen 

Erlebens. Er lobt die Tiefe und Innigkeit des religiösen Verhältnisses, es fehle aber „die 

Herbheit und Schroffheit, die flammende Glut, die unerbittliche Energie des religiösen Geis-

tes, der eifersüchtig auf seine Distanz von allem Weltleben achtet“255. Dies hält Titius aber für 

einen charakteristischen Zug des religiösen Erlebens. Mit dieser Kritik steht er nicht allein. Er 

bezieht sich dabei auch auf Rolffs und H. Cremer. Es sind dies zwei sehr typische Anmerkun-

gen für Titius. Denn zum einen unterstreicht er den sozialen Aspekt des Menschen auch im 

religiösen Bereich und zeigt so sein Interesse an den sozialen Aspekten in allen Fragen des 

Lebens. Dieser Aspekt scheint Titius in Harnacks Entwurf zu kurz gekommen zu sein, trotz 

Harnacks Engagement im Evangelisch-Sozialen Kongress. Zum andern legt Titius mit Rolffs 

und Cremer den Finger auf einen sehr wunden Punkt der ganzen liberalen Theologie seiner 

Zeit: wenn er die Herbheit und Schroffheit des religiösen Geistes, vor allem aber seine eifer-

süchtige Distanz zu allem Weltleben betont, so deutet er damit an, dass es an Bewusstsein für 

eine dauernde Unterscheidung von Gott und Welt mangelt. Denn wäre diese Unterscheidung 

                                                                                                                                                                                     
252 Vgl. dazu insbesondere R. Kurz, Nationalprotestantisches Denken in der Weimarer Republik. Voraussetzun-
gen und Ausprägungen des Protestantismus nach dem Ersten Weltkrieg in seiner Begegnung mit Volk und Nati-
on, Gütersloh, München 2007, S. 311. 
253 Die Zeitschrift "Patria" ist als Jahrbuch der "Hilfe" eine Schrift Naumanns, die grundsätzliche und geschicht-
lich orientierte Erörterungen zu den großen Themen der Zeit darbot. Die Zeitschrift erschien 12 Jahre bis zum 
Kriegsbeginn. Vgl. dazu: Th. Heuß, Friedrich Naumann, Stuttgart 1937, S. 207. 
254 Die Debatte über Harnacks "Wesen des Christentums", in: Patria, 1903, S. 87.  
255 ebd., S. 88.  



 67 

in Titius Augen hinfällig, dann bräuchte er diese Distanz für den religiösen Geist nicht anzu-

mahnen, da das Objekt, auf das sich seine Energie richtet, mit der Welt zusammenfiele. 

 

Im Jahr 1907 schreibt Titius eine Artikelserie in der Theologischen Rundschau, in der er sich 

mit neueren dogmatischen Entwürfen auseinandersetzt.256 Titius geht der Frage nach, ob denn 

ein Weg zwischen den Alternativen einer lehrgesetzlichen Auffassung der Glaubenswahrheit 

und der Auflösung der Glaubenswahrheit in einzelne „Geistesblitze“ gefunden werden könne. 

Er bezieht sich auf Schleiermacher, der die Eigenart der Frömmigkeit als individuelle symbo-

lisierende Vernunfttätigkeit bestimme, also nichts schlechthin Individuelles oder Subjektives, 

sondern etwas Allgemeingültiges in individueller Form. 

Darum lehnt Titius die Behauptung eines ausschließenden Gegensatzes zwischen dem 

„Nachweisbaren“ und dem „nur Erlebbaren“, bzw. zwischen „Allgemeingültigem“ und „Indi-

viduellen“ ab. Für Titius ist in der Religion Vernunft wirksam. Darum ist im Glauben des 

vernunftbegabten Menschen nach Titius auch „etwas höchstes Geistiges, also Übersubjekti-

ves, höchste 'Vernunft‘„257. Dieser allgemeingültige Gehalt der Religion sei daher feststellbar 

und in unendlicher Annäherung wie in jeder anderen Wissenschaft durch Gedanken und Spra-

che darstellbar. Titius betont, dass er mit einer allgemeingültigen Darstellung der religiösen 

Erkenntnis nicht behaupten wolle, dass sich diese Erkenntnis unabhängig von der geschichtli-

chen Entwicklung denken lasse. Vielmehr ist die Glaubenserkenntnis für Titius vom allge-

meinen Stande der geistigen Kultur, ... von dem religiösen Leben der Zeit und des Einzelnen“ 

bedingt. Aus diesem Grunde ergibt sich für Titius in der Dogmatik nicht nur die Aufgabe 

„Glauben an sich“ darzustellen, sondern den Punkt aufzuweisen, „an dem die umfassende 

Einheit sich in unerschöpflicher Weise zu individualisieren vermag.“ Stelle man ein allgemein 

Geistiges und Allgemeingültiges als Kern des religiösen Erlebnisses heraus, dann sei damit im 

Grunde auch das Verhältnis von Wissen und Glauben geregelt, insofern es bei einem aus-

schließenden Gegensatz von Erlebbarem und Beweisbarem nicht bleiben könne. Wenn man 

eine Durchdringung des Lebens in der Welt von der Religion verlange, und nicht bei einem 

Dualismus von Religion und Weltleben stehen bleiben wolle, müsse die Religion nicht auf 

eine besondere Provinz im Gemüt bezogen werden, sondern auf eine Bereicherung und Ver-

tiefung des Lebensganzen. Ist die Wertung des Lebensganzen das grundlegende Thema der 

Religion, so sei bei aller Wahrung ihrer Eigenart die Religion mit der Gesamtheit des Lebens 

                                                           
256 A. Titius, Zur Dogmatik der Gegenwart, in: Theologische Rundschau, 10. Jg. ,1907, S. 365-379; 399-411; 
447-469.  
257 A. Titius, Zur Dogmatik I, S. 369. 



 68 

so eng verflochten, dass die Scheidung der Gebiete, die stets das erste Wort haben müsse, 

nicht in eine Trennung der Gebiete umgewandelt werden könne. 

Wie nun die Krisis der Religion durch geschichtlichen und geistig-intellektuellen Fortschritt 

der Menschheit ausgelöst wurde, so werde neben der spezifischen Reaktion der Religion auch 

das gesamte geistige Leben auf diese Krisis reagieren. Wie es keinen sturmfreien Grund gebe, 

von dem aus der Krise begegnet werden könne, so dürfe nicht darauf verzichtet werden, aus 

dem Gesamtleben, aus Wissenschaft und Sittlichkeit, Natur und Geschichte und allem Leben 

Antriebe zur religiösen Selbstbesinnung und Hinweise auf die religiöse Wahrheit zu empfan-

gen. „Denn der Mensch ist in der Welt geschaffen zur Religion, darum muss schliesslich alles 

in der Welt zur Religion konvergieren. Diese entsteht zwar in Erfahrungen spezifischer Art, 

aber wie sie,… ihre Vorbereitung findet in Erfahrungen allgemein geistiger, insbesondere 

ethischer Art... so würde sie auch schwerlich sich dauernd aufrechtzuerhalten vermögen ohne 

alle Anknüpfung und Bestätigung ihres Geheimnisses durch die Welt, die doch ihrem Gott 

und somit ihr selbst gehören soll.“258 

In einer weiteren Rezension, in der es vor allem um Schriftverständnis und Offenbarungs-

glaube259 geht, fasst Titius noch einmal das Ziel der dogmatischen Arbeit zusammen. Als sol-

ches bezeichnet er „eine das individuelle religiöse Erleben nicht nur freilassende, sondern 

zugleich fördernde, allgemeingültige Darstellung des wahren Glaubens und der in ihm gesetz-

ten Erkenntnis, die als mit aller sonst gegebenen Erkenntnis zu einer Gesamtanschauung der 

Wirklichkeit zusammenlaufend gedacht werden muß.“ Dass dabei ein prinzipieller und fun-

damentaler Gegensatz zwischen frommem Glauben und wissenschaftlichem Erkennen vo-

rausgesetzt bleibt, hält Titius für vorausgesetzt und allgemein unumstritten. 

Auch in diesem Aufsatz verteidigt Titius den religiösen Subjektivismus als individuelle Form 

eines Allgemeingültigen. Gegen den Vorwurf des schrankenlosen Subjektivismus durch Ein-

führung von Werturteilen in die Theologie sei Ritschls260 Auffassung durch die Ergänzung 

der religiösen Werttheorie durch den christozentrischen Offenbarungsglauben geschützt. 

Stange261 trete ebenfalls für die Offenbarungstheologie gegen die beiden Formen der Erfah-

                                                           
258 ebd., S. 372f, S. 373 u. S. 376.  
259 A. Titius, Zur Dogmatik II, S. 399-417.  
260 Eckhard Lessing rechnet Titius zu den Ritschlianer mit Harnack, W. Herrmann, J. Kaftan, G. Wobbermin, E. 
Lessing, Geschichte der deutschsprachigen evangelischen Theologie von Albrecht Ritschl bis zur Gegenwart, 
Bd. 2, 1918 bis 1945, Göttingen 2004, S. 120. 
261 Erich Stange (1888 – 1971) studierte Theologie in Leipzig, Berlin und Greifswald.1920 wählte die National-
vertretung der Evangelischen Jünglingsbünde ihn zu ihrem Reichswart. Er arbeitete auf den Zusammenschluss 
aller Jünglingsbünde und verwandten Vereinigungen hin, z. B. Schülerbibelkreise, Christliche Studentenvereini-
gungen. Angesichts der neuen politischen und kirchlichen Verhältnisse wollte er die Jugend zu einer inneren 
Einheit unter Gottes Wort führen. Im Juli 1933 erfolgte die Gründung des Evangelischen Jugendwerkes, eine 
Vereinigung des Jungmännerwerkes und des Reichsverbands weiblicher Jugend. Gleichzeitig wurde seine Stel-
lung und das Jugendwerk von staatlicher und kirchlicher Seite angegriffen. Stane und dem Jugendwerk nütze es 
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rungstheologie, nämlich Bewusstseinstheologie und Biblizismus ein. Seine Bestimmung des 

Verhältnisses von religiöser Erfahrung und Offenbarung ist Titius allerdings zu äußerlich, 

denn Stange meine, dass der Inhalt der religiösen Erfahrung kritisch am Offenbarungsbegriff 

gemessen werden müsse. Titius kehrt diesen Gedanken um. „In Wahrheit schafft sich jede 

wirkliche Gottesoffenbarung auch bleibend Gläubige, schafft Erfahrung; wo sich daher die 

Wahrheit angeblicher Gottesoffenbarung nicht innerlich zu erfahren gibt, da ist wirkliche Got-

tesoffenbarung auch nicht anzuerkennen. Der religiöse Subjektivismus ist also insofern als 

Kriterium aller Glaubenssätze geltend zu machen, als er die Mechanisierung der verpflichten-

den Gottesoffenbarung ausschließt.“ Titius erkennt so den Wert der Offenbarung an, nimmt 

ihr aber durch die Forderung, subjektiv erfahrbar zu sein bzw. „glaubenserzeugend“262, allen 

sozusagen „automatischen“ Wahrheitsanspruch. Im dritten Artikel dieser Serie geht es vor 

allem um den Supranaturalismus und seiner Bedeutung in der zeitgenössischen Theologie.263 

Zunächst kritisiert Titius Kählers264 Entwurf, den er „Suprahistorismus des Glaubens“ nennt. 

Die ausschließliche Vermittlung des Heiles durch die geschichtliche Person Christi werde bei 

Kähler zur Grundlage der Behauptung, dass nur das Christentum. wahre Religion sein könne. 

Titius lehnt diese Schlussfolgerung als dem Geiste Jesu wie den Tatsachen widersprechend 

ab. Dass der Menschheit ohne Jesus „jede reale Beziehung zu Gott, alle wahre Gottesgemein-

schaft gefehlt hat, muss ich bestreiten. Widerspricht dem die Rechtfertigungslehre - nicht das 

Erlebnis des Glaubens - in ihrer überlieferten Gestalt, so muss sie den Tatsachen gemäß um-

gebildet werden. Titius will die außerchristlichen Religionen nicht zur massa perditionis her-

abwürdigen, sondern will auf diese zugehen. Wenn denn der Glaube als Zusammenhang mit 

der unsichtbaren Welt zum geschichtlich sich verwirklichenden Wesen des Menschen gehöre, 

„so muss er,..., überall zu finden sein, wo Menschen leben und kann doch, ja ich möchte sa-

gen muss doch, irgendwo seine Strahlen zusammennehmen zu menschheitumfassender und 

menschheitbildender Wirkung.“  

                                                                                                                                                                                     
nichts, dass er Kooperationsbereitschaft signalisierte. Reichsjugendführer von Schirach ließ sich auf keine Kom-
promisse ein, Reichsbischof Müller entband ihn von seinen Verpflichtungen. 1934 gründete die Bekennende 
Kirche eine Arbeitsgemeinschaft der Führer der Jugendverbände, aus der 1936 die Jugendkammer der BK ent-
stand. Stange blieb Reichsjugendwart bis 1954, aber spielte keine führende Rolle mehr. Alle entscheidenden 
Positionen wurden von BK-Leuten besetzt. Stange übernahm ein Pfarramt in Kassel, bis im Oktober 1943 das 
Pfarrhaus und die Kirche einem Bombenangriff zum Opfer fielen. Nach dem 2. Weltkrieg baute Stange das Ju-
gendwerk wieder mit auf, allerdings immer in nachgeordneten Positionen. Hilfreich für die Anerkennung der 
deutschen evangelischen Jugend im Ausland war die Positionierung des Jungmännerwerkes hinter dem Stuttgar-
ter Schuldbekenntnis. Vgl. BBKL, XX, 2002, Sp. 1355 – 1367. 
262 A. Titius, Zur Dogmatik II, S. 399, S. 402 u. S. 413. 
263 A. Titius, Zur Dogmatik III, S. 447-469.  
264 Martin Kähler, (1835 – 1912), besonders geprägt durch F. A. Tholuck, J. Müller, R. Rothe und J. T. Beck, 
lebenslange Freundschaft mit H. Cremer, Professor für Systematische Theologie und Neues Testament, rechnet 
sich selbst der „Biblischen Theologie“ zu. Art. Kähler. Martin, in: BBKL, Bd. III, Herzberg 1992, Sp. 925ff. 
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Nach Titius gehört zum Wesen des Glaubens, dass er „Wirklichkeit sieht über die mecha-

nisch-kausal erfassbare Wirklichkeit hinaus,... und insofern ist die Setzung von Übernatür-

lichkeit seine Grundthese und kann ihm nie fraglich sein, solange er sich nicht selbst aufgibt.“ 
265 Ob es aber notwendig ist, darum in der Welt mechanisch-kausal nicht einzugliedernde Tat-

sachen anzunehmen, bleibt Titius fraglich. Wer diese Notwendigkeit behaupte, der müsse 

seine Behauptungen vor dem Verdacht der Kritiklosigkeit gut schützen. Wer diese Notwen-

digkeit ablehne, der müsse vor allem darlegen, dass seine Gedanken und Ausführungen nicht, 

als „höhere Phraseologie“ abgelehnt werden. Drei Jahre später bespricht Titius in der Theolo-

gischen Rundschau erneut einige dogmatische Entwürfe und Spezialprobleme.266 

Hier soll Titius’ Auseinandersetzung mit E. Schäder kurz dargestellt werden, weil sie einer-

seits die Frage nach der Bedeutung der Werturteile bzw. des religiösen Subjektivismus erneut 

zum Thema erhebt und weil die Auseinandersetzung durch frühere persönliche Konfliktkons-

tellationen eine gewisse Pikanterie hat. E. Schäders setze sich in seiner Schrift „Theozentri-

sche Theologie. Eine Untersuchung zur dogmatischen Prinzipienlehre267 vor allem mit den 

anthropozentrischen Entwürfen auseinander, die durch Schleiermacher eingeführt bis in die 

Gegenwart weite Verbreitung gefunden hätten und besonders durch Ritschl und Troeltsch 

repräsentiert würden. Schäder kritisiere, dass der Gedanke, vom erfahrbaren neuen Lebensbe-

sitz des Christen Gott und Jesus Christus nur schmälern könne. Ebenso wirke die einseitige 

Betonung der Soteriologie. Gerade bei Ritschl und Troeltsch werde Gott so zum Mittel für 

menschliche Zwecke. Dagegen setze Schäders als Zentralgedanken die Betonung der Her-

renmacht Gottes über den Menschen, über die Natur und die Geschichte. Die theozentrische 

Methode beende nach Schäder die Vorherrschaft der Wertbeurteilungen auf dem Gebiet der 

religiösen Erkenntnis und damit die Bestreitung des objektiven Charakters der Erkenntnisse, 

denn die theozentrische Methode beschreibe Gottes Wahrheit, die seinen Wert mit umfasse, 

aber eben mehr als seinen Wert enthalte. 

Dem Gedanken der Herrenmacht Gottes kann Titius nur dann zustimmen, wenn damit in der 

Hauptsache Gottes geistige Größe gemeint sei. Titius weist Schäders Angriff auf die Gewiss-

heitslehre anderer Theologen zurück. Auch Schäder könne den Bereich des Subjektiven nicht 

verlassen. Ebenso lehnt Titius den Vorwurf ab, als wolle irgendein namhafter Theologe das 

Heil auf menschliche Produktion und nicht auf Gottes Wirken zurückführen. Schäder vertrete 

hier „ein sehr einfaches Verfahren.“ Nach Titius „haben Schleiermacher und seine viel ge-

                                                           
265 A. Titius, Zur Dogmatik III, S. 455, S. 463 u. S. 463f.  
266 A. Titius, Dogmatische Probleme der Gegenwart I, in: Theologische Rundschau, XIII. Jg., 1910, S. 77-94, 
267 F. Schäder, Theozentrische Theologie. Eine Untersuchung zur dogmatischen Prinzipienlehre. Erster ge-
schichtlicher Teil, Leipzig 1909. 
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scholtenen Nachfolger es ernster genommen mit dem Anspruch reformatorischer Theologie, 

zeigen zu können, quomodo - detur spiritus sanctus.“ 

Titius meint, dass sich ein echter, materialer Theozentrismus und ein echter, d.h. formaler 

Anthropozentrismus nicht ausschließen. Weil kein Theologe um den Tatbestand eines „sub-

jektiven Ausgangspunktes im wertenden Erleben göttlicher Wirklichkeit“268 herumkomme, 

müsse Schäders Versuch, außerhalb dieses Tatbestandes eine objektive Grundlage für die 

religiöse Erkenntnis zu legen, notwendig scheitern, und Schäder habe den Gedanken, dass 

sich subjektiver Wert mit der Idee eines Allgemeingültigen verbinden könne, nicht wirklich 

registriert. Für die Idee des höchsten Gutes als höchstem Wert sei dieser Gedanke aber konsti-

tutiv, denn es verbinde sich hier der allgemeingültige Gedanke des an sich selbst Guten mit 

dem Gedanken des für uns Guten. Darum sei selbstverständlich, dass Wert für uns nur haben 

könne, was auch irgendwie real sei. Damit setze aber der Begriff des Wertes den Begriff des 

Seins logisch voraus. Der höchste Wert erscheine als wirklich, weil er nicht als Produkt freier 

Phantasietätigkeit erscheine, sondern unsere Gefühle und Vorstellungen überwältige. Darum 

weist Titius Schäders Kritik ab. 

 

 

3.3.2. Der Ursprung des Gottesglaubens 

 

Im Jahr 1913 gibt Titius darüber Auskunft, wie er sich den Ursprung des Gottesglaubens vor-

stellt. Zunächst stellt Titius einige methodische Vorüberlegungen an. Er möchte das Problem 

nicht mit ausschließlichem Bezug auf die christliche Religion behandeln. Für ihn ist klar, dass 

das Problem nicht allein auf historischem Weg angegangen werden könne, da der Ursprung 

des Gottesglaubens in vorhistorischer Zeit liege. Er hält es für ebenso verfehlt, eine psycholo-

gische Analyse gegenwärtigen religiösen Lebens in die Vergangenheit zurückzuprojizieren, 

vielmehr müssten beide Methoden kombiniert werden. 

Damit scheidet Titius von vornherein zwei Theorien über die Entstehung des Gottesglaubens 

aus: zunächst die Theorie, die die reine Religion, einem hochintelligenten Menschen durch 

direkte Offenbarung mitgeteilt, an den Anfang setzt, und die idealistischen Nachfolger dieser 

Theorie. Weiter scheidet Titius jene Theorie aus, die auf der Grundlage der Deszendens-

theorie den Ursprung der Religion in einem Zustand der rein tierischen Art des Menschen 

setzt. Entstehung von Religion ist für Titius mit der Eigenart des Menschen verbunden. Wie 

alles geistige Leben müsse das Entstehen von Religion wie auch der Ursprung des Gottes-
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glaubens vom Entwicklungsgedanken aus betrachtet werden. Nach Titius Auffassung entwi-

ckele sich der geistige Faktor aus dem Sinnlichen „unter steter Umbildung der Motive 

(Wundts ‚Heterogonie der Zwecke’).“ Es gelte hier nicht das „Gesetz der Evolution“, des blo-

ßen Auswickelns eines schon Vorhandenen, sondern der „Epigenese“, d. h. eines Neuwer-

dens, das freilich einer bestimmten Gesetzmäßigkeit folgt.269 Die Einführung des Entwick-

lungsgedankens habe für die traditionelle Theologie allerdings eine bedenkliche Konsequenz: 

Man müsse annehmen, dass es nicht zu aller Zeit einen Gottesglauben gegeben habe. Dann 

stelle sich aber die Frage, ob eine solche Annahme nicht im Widerspruch zu „der Vorausset-

zung einer allgemein menschlichen Anlage zur Religion“ stehe. 

Was Titius unter einer solchen Anlage zur Religion versteht, erläutert er in einer Anmerkung: 

„Unter Anlage verstehe ich nicht irgendein besonderes Organ für Religion, sondern die geisti-

ge Art des Menschen selbst. Da es zu seinem Wesen gehört, in keinem Moment den Vollgeh-

alt seines individuellen und sozialen Wesens zu erleben, so treibt ihn dieses stets über die je-

weilige Bewußtseinslage hinaus, wirkt also als Potenz oder Anlage zu geistiger, auch religiö-

ser Entwicklung.“270 Dass man eine solche Anlage annehmen müsse, ergebe sich aus der Tat-

sache, dass sich etwas Unwahres und Zweckwidriges nicht entfalten könne. 

Titius weist aber darauf hin, dass man Anlage zur Religion und Gottesglauben unterscheiden 

müsse, denn Gottesglauben sei zum Gedanken erhobene Religion, also mehr als Stimmung 

und Gefühl. Da zwischen objektiver Religion und subjektiver Religiosität, ihrer inneren Be-

zogenheit und gegenseitigen Bedingtheit unterschieden werden müsse, ergebe sich, dass der 

Gottesglaube auf die Seite der objektiven Religion gehöre. Einem solchen Gedanken gehe 

aber eine Äußerung subjektiver Religiosität stets voraus, ohne sie in den rohen Anfängen vo-

raussetzen zu wollen. Die psychischen Grundvoraussetzungen, aus denen sich objektive reli-

giöse Gebilde erzeugen, seien in den Gefühlen des Erhabenen und Gewaltigen, Geheimnisvol-

len und Furchtbaren, der demütigen Beugung und des frohen Dankes, Reue und Scham zu 

finden. Auf dem Gebiet der Religion müsse der Entwicklungsgedanke gemäß der Eigenart der 

Religion angewendet werden. Zwischen unstetiger Entwicklung und dem Anspruch der Kon-

tinuität, zwischen dem Individualismus und der Gemeinschaft ist der Entwicklungsgedanke 

sicher schwerer zu verfolgen, als in anderen Gebieten des geistigen Lebens. 

Um die Entwicklung der Religion zu verstehen, sei die Triebkraft der Sprache für diese Ent-

wicklung von großer Bedeutung. Auf der Sprache baue der Mythos auf, der für die Religions-

entwicklung ebenfalls wichtig sei. Am wichtigsten für das Verständnis der Religionsentwick-

lung sei aber das Verständnis des Ritus, den der Mensch vollziehe. Titius schließt sich dem 
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Gedanken Crawleys271 und Maretts272 an, die die Verbindung von Bedenken, die das Handeln 

einschränken, mit einer gefürchteten Macht mit dem „zugleich objektiven wie subjektiven 

Begriff der sacra“ bezeichnen.273 Charakteristisch für das sacrum sei, dass es mit der Aura des 

für den Durchschnittsmenschen Verbotenen behaftet sei, dass es machtvoll und geheimnisvoll 

sei, dass es belebt sei und von altersher geboten. All diese Merkmale lassen sich nach Titius 

aus dem Empirischen erheben und leicht verbinden. 

Dann wendet sich Titius der Frage zu, ob Zauberei als die Wurzel des Gottesglaubens angese-

hen werden könne. Titius lehnt diese Theorie ab, nicht nur, weil Zauberei und Gottesdienst 

schon in früher Zeit von ganz unterschiedlichen Funktionären getragen werde, sondern auch, 

weil der Zauberer versuche, durch seine magische Praxis die Gottheit durch seinen Willen zu 

zwingen. Ebenso scheide der Animismus als Wurzel des Gottesglaubens aus. Gottheit einer-

seits und Geister andererseits haben nach Titius eine völlig unterschiedliche Beziehung zum 

Menschen. Im Unterschied zu Geistern habe die Gottheit eine feste Beziehung zum Men-

schen, die sich in kultischer Verehrung durch die Gemeinschaft der Menschen ausdrücke. 

„Der Kult ist es letztlich allein, welcher Gott und Geist unterscheidet, der Kult nicht eines 

Einzelnen, sondern Aller, die in den Herrschaftsbereich des Gottes eintreten. Mit dieser Aus-

führung dürfte es deutlich geworden sein, inwiefern wir den Ursprung des Gottesglaubens als 

einer objektiven in der Gemeinschaft gegebenen Größe mit der Entstehung der objektiven 

Religion im eigentlichen Sinne (also unter Ausschluss des Zaubers) gleichsetzen können.“ 

Gegen die Annahme, dass der Totenkult die einzige Wurzel des Gottesglaubens sei, spreche 

vor allem, dass die Verschmelzung von Naturgewalten und Totengeistern eine seltene Aus-

nahme bilde. Zudem zeige die Analyse der ältesten Kulte, „daß eine strenge Scheidelinie zwi-

schen dem Dienst der himmlischen und der unterirdischen Götter gezogen wird.“274 Das be-

deutet nach Titius, dass es in der Ausbildung des Gottesglaubens Motive gebe, die mit dem 

Totenkult nichts zu tun haben. So muss man den Naturdienst, die Verehrung von Naturkräften 

nach Titius als eine eigenständige Wurzel des Gottesglaubens ansehen. So zeige sich, dass der 

Ursprung des Gottesglaubens nicht mit dem Glauben an die hohen Götter gleichgesetzt wer-

den könne, sondern vielmehr in der Verehrung von Mächten liege, die beständig auf das Le-

ben der Menschen Einfluss nehmen. Die denkende Bearbeitung des Gottesgedankens lasse 
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dann die Züge des einheitlichen Wesens gegenüber der Vielfalt der mythologischen Elemente 

immer stärker in den Vordergrund treten. 

 

 

4. Die Kriegszeit 

 

Im nun folgenden Kapitel wollen wir untersuchen, welche Stellung Titius während des ersten 

Weltkrieges und in der Zeit danach zu den Auswirkungen des Krieges und seinen Folgen für 

Theologie und Kirche bezogen hat. Von besonderem Interesse ist dabei, ob sich seine Einstel-

lung zum Krieg und der ihn führenden Staatsgewalt unter dem Eindruck der Ereignisse verän-

dert hat und ob dies gegebenenfalls Auswirkungen für Titius’ theologisches Denken hatte. 

 

Der Kriegsbeginn in Deutschland war mit einer „nationalen Aufwallung des deutschen Vol-

kes“ in den ersten Augusttagen des Jahres 1914 verbunden, „einem Überschwang der Begeis-

terung“'275 die von den national-konservativsten Richtungen bis weit in das Lager der Sozial-

demokratie reichte. Auch durchaus besonnene Menschen ließen sich von dieser Begeisterung 

anstecken. 

So rief Troeltsch kurz nach der Mobilmachung anlässlich einer vaterländischen Kundgebung 

am 8.8.1914 in Heidelberg aus: „Was gibt es da zu tun? Es gibt nur eines, den Ruf: Zu den 

Waffen, zu den Waffen! ... Was sollen in diesem Moment neben den Waffen und den Taten 

die Worte? ... Oh, könnte der Redner dieser Stunde jedes Wort verwandeln in ein Bajonett, 

verwandeln in ein Gewehr, in eine Kanone! ... Heute und insbesondere in dieser Stunde, wo 

wir nicht bloß Kaiser und Reich, sondern auch den lebendigen Atem Gottes fühlen und haben, 

wo aus Ehrfurcht und Hoffnung, Sorge und Glaube gemischt das Gefühl der Allgewalt Gottes 

uns durchdringt, in dieser Stunde beten wir zugleich mit jenem Gebet das tiefe und ernste, 

feurige und feste Gelübde: Mit Gott für Kaiser und Reich! Gott helfe uns, es zu erhalten.“276 
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Einen „staunenswerten Umschwung“ in den mittleren und unteren Schichten gegenüber der 

Religion, dem Christentum, vor allem auch der Kirche konnte man ebenfalls feststellen.277 

„Die Volksstimmung gegenüber Religion und Kirche schien mit einem Schlage umgewandelt 

... Niemals ist weniger an der Kirche kritisiert worden als damals, niemals ist dankbarer ge-

nommen worden, was sie zu geben hat.“278 

Dies hatte Auswirkungen auf den kirchlichen Nationalismus. „Zum einen erlebten viele Pfar-

rer zum ersten Mal, daß die evangelische Kirche Volkskirche war.“279 Nicht nur die Arbeiter-

schaft kehrte zu großen Teilen in die Gottesdienste zurück, auch jene, die aus intellektuellem 

Protest gegen die Lehren der Kirche oder aus politischen Protest gegen die Staatsform früher 

der Kirche fern standen, fanden den Weg zur Kirche zurück. 

Zum anderen begrüßten viele Pfarrer und Theologen die „Erlösung von den materiellen Bin-

dungen und vom Egoismus.“280 durch die neue Begeisterung für das große, gemeinschaftliche 

Ziel. Der materielle Wohlstand des letzten Jahrzehnts der wilhelminischen Zeit hatte in ihren 

Augen „Mammonismus“, „Materialismus“ und „Egoismus“ genährt, während der Kriegsbe-

ginn einen Aufstieg „zu den altruistischen und damit geistigen Motiven.“281 des Handelns 

bedeutete. Insofern war es kaum erstaunlich, dass die nationalen Töne in der Predigt stärker in 

den Vordergrund rückten. 

Dass die Pfarrer sowohl zur „protestantischen Bildungsschicht, die der Kirche als Gemein-

schaftsform nicht bedurfte“, als auch zur „Arbeiterschaft, die sich zum größten Teil von der 

Kirche noch entschiedener und aus anderen Motiven zurückgezogen hatte“ wieder Zugang 

bekamen, bewirkte, dass „sie nun vom Volk mehr redeten als von der Kirche, von Gott, dem 

Schlachtenlenker, eindringlicher zu predigen wußten als vom Christus der Versöhnung“282. 

Die Massen waren begeistert und erregt, man sang auf Straßen und Plätzen patriotische Lieder 

in dem Gefühl, Opfer einer jahrelangen Einkreisung missgünstiger Feinde gewesen zu sein, 

gegen die man sich nach wohlgeplantem Überfall nun verteidigen müsse.283 Die evangeli-

schen Kirchen Deutschlands mit dem gesamten deutschen Volk einschließlich seiner Sozial-

demokratie war nach M. Schians Eindruck „felsenfest davon überzeugt, daß es ein von 
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Deutschland nicht gewollter, von seinen Feinden ihm aufgezwungener Verteidigungskrieg 

war.“284 

Die offizielle Parole vom Verteidigungskrieg verbirgt allerdings nur sehr oberflächlich, dass 

die deutsche Führung beabsichtigte „diesen Krieg zum Durchbruch Deutschlands zur Stellung 

einer Weltmacht zu benutzen.“285Darum kann die Stimmung von einem kritischen Betrachter 

eher als allgemeine „Verblendung“286 gekennzeichnet werden, die eine „permanente Verken-

nung der Realitäten“, die eine weit zurückreichende „Kontinuität des Irrtums“ bildet, zur tie-

feren Ursache haben könnte.287 Allerdings ist die ganze Frage nach den Motiven, die schließ-

lich zum Ausbruch des Krieges führten, inzwischen durch neuere Untersuchungen in Fluss 

gekommen, ohne dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein greifbares Ergebnis abzusehen wäre. 

 

Die Mobilisierung der antizaristischen Affekte in der SPD und der Verzicht des 

SPD-Vorsitzenden und Fraktionsführers im Reichstag Haase auf einen Redepassus gegen die 

Ausweitung des Krieges zum Eroberungskrieg am 4. August 1914, ermöglichten den „Burg-

frieden“ zwischen der größten Oppositionspartei und den die Regierung tragenden Parteien.288 

Der „Burgfrieden“ erstreckte sich auf die gesamte innenpolitische Auseinandersetzung. Der 

Kaiser kannte keine Parteien mehr, keine Standes- und Religionsunterschiede mehr, sondern 

nur noch Deutsche.289 Die Auseinandersetzungen zwischen den Konfessionen traten sofort 

völlig in den Hintergrund. Die antiultramontane Polemik spielte im Protestantismus keine 

Rolle.290 Aber auch die internen Auseinandersetzungen im Protestantismus verstummten.291 J. 

Kaftans „Vorkriegsschlachtruf“ in der AELKZ, der mit Blick auf den Gegensatz von liberal 

und positiv-orthodox von zwei Religionen sprach und dem Rade in der letzten Ausgabe der 

Christlichen Welt vor Kriegsbeginn entgegentrat, verhallte ohne weitere Streitigkeiten.292 

Auch die Polemik gegen die „gottlose“ Sozialdemokratie verstummte während des Krieges. 

Die antireligiöse Propaganda der Sozialdemokraten unterblieb ebenfalls. Untereinander ver-

zichteten alle gesellschaftlichen Gruppen auf ihre Auseinandersetzungen zugunsten der gro-

ßen vaterländischen Aufgabe. Sowohl die Katholiken, als auch die Sozialdemokraten hatten 
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bis zum Kriegsausbruch im Protestantismus unter dem Verdacht mangelnder nationaler Zu-

verlässigkeit gestanden. Im Krieg bemühten sich beide Gruppen, das Gegenteil zu beweisen. 

 

Dieser nationalen Erregung, diesem eindrücklichen Gefühl einer Einheit im ganzen Volk, das 

sich jenseits aller politischen und sozialen, aller religiösen und weltanschaulichen Grenzen 

dieser einen Aufgabe stellte, konnten sich auch die Theologen nicht entziehen. Dieser „Geist 

von 1914“293 war ein immer wieder in den Kriegspredigten beschworener Gedanke von reli-

giöser Qualität, sah man doch mit erstauntem Verzücken, wie breite Bevölkerungsschichten, 

die man für die Kirche verloren glaubte, unter dem Eindruck des Kriegsbeginns sich schein-

bar zu neuer Religiosität bekannten und „Ein feste Burg“ singend freudig in den Krieg zogen. 

Und entsprechend äußerte sich die überwiegende Mehrheit der deutschen Theologen jener 

Zeit. Zwar schworen jene, die an der Front die Realität des Krieges mit Schrecken erfuhren, 

von diesem „Geist“ sehr rasch wieder ab.294 Auch blieb die Stimmung so „ausgeprägt religiös, 

wie im August 1914“ nicht sehr lange, doch hat sie sich immerhin „monatelang auf ansehnli-

cher Höhe gehalten.“ Vor allem die geistig führenden Schichten beschworen diesen Geist nun 

umso intensiver. Die Theologen und Prediger versuchten, diesem Geist immer neues Leben 

einzuhauchen, sah man doch darin eine wichtige Voraussetzung für den erfolgreichen Kriegs-

ausgang für Deutschland.295 Die Anzahl jener Theologen, „die sich von dem allgemeinen pat-

riotischen Rausch nicht anstecken ließen und das Evangelium als Krisis aller falschen Götter 

zu verkündigen wagten“296 war verschwindend gering. Und so findet sich zunächst auch Titi-

us, wenn auch inhaltlich und sprachlich maßvoller als viele andere, mit auf der breiten Straße 

jener, die mit ihren theologischen Äußerungen die deutsche Politik vorbehaltlos unterstützten. 
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4.1. Titius’ Stellung zu verschiedenen Aspekten des Krieges in dessen Anfangsphase 

 

In mehreren Vorträgen, die in Heft 17/18 in der fünften Reihe der Religionsgeschichtlichen 

Volksbücher aus dem Jahr 1915 zusammengefasst sind, befasst sich Titius mit verschiedenen 

Aspekten des Krieges. Im Vortrag „Krieg und Frieden“ aus dem Jahr 1915 geht Titius der 

Frage nach, ob denn der Krieg als absolutes sittliches Übel aufgefasst werden könne, und da-

rum theologisch geächtet werden müsse. Titius beurteilt den aus der pazifistischen Bewegung 

stammenden Gedanken, Streit zwischen den Nationen durch ein internationales mit exekutiver 

Gewalt ausgestattetes Organ regeln zu lassen, sehr skeptisch. Eine unentbehrliche Vorausset-

zung für das Funktionieren einer solchen Konfliktregelung setzt seiner Meinung nach eine 

sittliche Gesinnung der Regierungen der Völker voraus. Dies sieht er aber nicht gegeben. Da-

rum sei dieser Gedanke schon von dieser Seite aus sehr fragwürdig. In der Anthropologie 

sieht Titius eine weitere Begründung für seine Zweifel an dieser Form der Konfliktregelung. 

Da der Mensch wesentlich durch seine Leidenschaften bestimmt werde, diese sich aber in der 

Masse besonders krass auswirkten, seine Gleichgültigkeit gegen Fremde schnell in Feind-

schaft umschlagen könne, rechnet Titius nur mit einem begrenzten Durchdringen der Frie-

denstendenzen in der künftigen Entwicklung. Dass es solche Friedenstendenzen gebe, und 

dass sie an Einfluss im Laufe der Geschichte gewonnen hätten, zeige die Tatsache, dass der 

Krieg im Gegensatz zu früher immer stärkerer sittlicher Rechtfertigungen bedürfe. Auch Titi-

us beschreibt die Schrecken des Krieges als Übel, aber eben nicht als das größte oder gar ab-

solute Übel. Gegenüber einem Frieden, der Ungerechtigkeit konserviert, der von Misstrauen 

der Völker und Wettrüsten geprägt ist, der der Steigerung materieller Kultur, sinnlichen Ge-

nusses, geistiger Verflachung dient, ist der Krieg für ihn das geringere Übel. „Wahrhaft wert-

voll ist nur ein solcher Frieden, der die Völker in echtem Vertrauen verbindet und ihnen zur 

Entfaltung aller wirtschaftlichen und geistigen Kräfte freie Bahn schafft.“297 Einen solchen 

Frieden hält Titius aber trotz dieses Krieges als seine Vision fest als ein Ziel, auf das hin sich 

die Völkerfamilie langfristig entwickeln muss. 

„Freie Bahn“ sieht Titius für Deutschland nicht gegeben, denn die volle Unabhängigkeit, die 

für Titius ein sittliches Recht ist, werde nicht gewährt. Das Recht auf volle Unabhängigkeit 

habe sich der deutsche Nationalstaat aber durch das Nationalitätsprinzip und vor allem durch 

seine Mitarbeit an den Kulturaufgaben der Menschheit erworben. Das Nationalbewusstsein 

sei dann ein Ergebnis hoher Kulturentwicklung, denn es setze gemeinsame geschichtliche 

Erfahrung und gemeinsame Kulturarbeit voraus. Unter Nationalbewusstsein versteht Titius 
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„die Erkenntnis und die Anerkennung der der nationalen Kulturgemeinschaft innewohnenden 

Kraft und Ideale in ihrer eigentümlichen Spannung mit denen anderer Völker.“298 Im Natio-

nalgefühl kristallisieren sich nach Titius die Gefühle von Heimat, Familie und Volk, insbe-

sondere der Stolz auf seine Größe und Vergangenheit. Titius hält das Nationalbewusstsein für 

eine „notwendige Lebensäußerung“299. Eine dauerhafte Behauptung des Nationalgefühls bzw. 

der nationalen Begeisterung sieht er aber nur dann gewährleistet, wenn die geschichtliche 

Wahrheit zur Grundlage genommen und berechtigte Kritik nicht verschwiegen wird. Der blo-

ße Appell an die kriegerischen Instinkte der männlichen Jugend werde sich als schädlich er-

weisen. Titius lehnt die Verabsolutierung des Nationalbewusstseins. Genau dies macht für ihn 

auch den Unterschied zum Chauvinismus aus. Das berechtigte Nationalgefühl erkennt sowohl 

die Leistungen anderer Nationen als auch deren natürlich-geschichtlichen Volkscharakter an. 

Zugleich zeichnet es sich durch den ernsten Willen aus, gemeinsam mit den anderen Völkern 

an den großen Kulturgütern der Menschheit zu arbeiten. Eine gemeinsame geschichtliche Er-

fahrung dieses Krieges ist die neue Einigkeit im Volk, die Titius als eine Lichtseite des Krie-

ges bezeichnet. Darin begründet sich eine Gesamtverantwortung und Gesamtschuld für den 

Krieg, aber auch das Gefühl, diesen Krieg als eine gemeinsame Leistung des gesamten Volkes 

zu vollbringen. Die Kritik, die den Führenden vorwerfe, das Volk in den Krieg geführt zu 

haben, kann Titius darum nicht akzeptieren. 

Titius wendet sich dann dem Verhältnis von Deutschtum und Menschentum zu. Er zeigt auf, 

dass es starke reale und geistige Bestrebungen gibt, die auf eine einheitliche Kultur der 

Menschheit drängen. Ein Beispiel ist die internationale Arbeiterbewegung. Er stellt die Frage, 

ob die Nationalstaaten dem Druck solcher Tendenzen auf Dauer widerstehen können. Durch 

diese auf Vereinheitlichung ausgerichteten Tendenzen werde das Existenzrecht des einzelnen 

Nationalstaates in Frage gestellt. Andererseits darf man nicht übersehen, dass die Vorausset-

zung für jede Rechtsordnung eine Staatsform welcher Art auch immer sei. 

Dann bleibt die Möglichkeit, dass die Tendenz zur einheitlichen Kultur in der Form eines um-

fassenden Weltstaates zum Zuge kommt. Aber auch hier ist Titius pessimistisch. Dieser Welt-

staat müsste ja die Autorität besitzen, Konflikte zwischen seinen Gliedern zu regeln. Dem 

steht aber nach Titius auf Seiten Deutschlands die Tatsache entgegen, dass die Deutschen 

„Gott und sonst nichts auf der Welt“300 fürchten, wie es der erste Reichskanzler einmal ausge-

drückt habe. 
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Zur Geringschätzung des Staates habe die christliche Religion lange beigetragen. Besonders 

in der Alten Kirche sei damit meistens auch eine Distanzierung von Staatsämtern, besonders 

aber eine Verachtung des Kriegsdienstes verbunden gewesen. Nach Titius muss es im gegen-

wärtigen Krieg als ein Gebot der Nächstenliebe gelten, gegenüber der Gesamtheit der Nächs-

ten, dem Volk, seine Pflicht im Krieg zu tun. Dieser Liebesdienst steht an Heiligkeit über al-

lem, was die Menschen persönlich angehe. Nach Titius wird diese Liebe zum Volk „neben 

und unter Gott selbst treten, der in und mit unserem Volk auch uns Heil und Leben bestimmt 

hat.“ Aus all diesen Gründen kann es kein allgemeines Menschentum über dem Deutschtum 

geben. Ein allgemeines Menschentum erreiche man allenfalls durch Vertiefung und Verede-

lung des Deutschtums. Auch Wissenschaft und Kunst können nicht als Ausdruck eines allge-

meinen Menschentums genommen werden, denn beide sind abhängig von dem Volkstum, aus 

dem ihre Schöpfer stammen. Selbst die Religion wurzelt nach Titius derart in der geistigen 

Kultur und im Volksgeist, dass sie nationale Sonderprägungen hervorruft. Wenn aber alles 

geistige Leben im Volksgeist wurzelt, dann darf die Freude am eigenen Volkstum nicht ver-

dorben werden. Wenn man vom Wert der deutschen Kultur überzeugt sei, dann müsse man 

auch für die nationale Grundlage dieser Kultur eintreten. Titius ist überzeugt, dass die Welt 

noch der vollen Auswirkung deutschen Geistes und deutscher Art bedarf. 

Er warnt aber auch vor Überheblichkeit: Deutschland muss offen bleiben für Anregungen aus 

allen anderen Ländern. Die Aufnahme immer neuer Formen geistigen Lebens ist für ein Volk 

unentbehrlich, „das sich zu geistiger Führung in der Menschheit berufen weiß.“301 Die Offen-

heit für Anregungen von außen findet ihre Grenze in der völkischen Identität. Darum darf 

Deutschland nicht nur Anwender fremder Ideen und Nachahmer sein, sondern muss die Anre-

gungen so verarbeiten, dass Unübertroffenes daraus entsteht. Neben der unbeschränkten Emp-

fänglichkeit und der Kraft deutscher Umprägung ist die deutsche Organisationsfähigkeit für 

ihn die dritte Säule der Hoffnung im Krieg. 

Der Ausgang des Krieges hängt nach Titius aber ganz stark von der moralischen Kraft der 

ringenden Parteien ab. Darum stellt sich die Frage, welches denn im Einzelnen die Kraftquel-

len sind, auf die sich die deutsche Art der Charakterbildung in diesem Kampf stützt. Titius 

bezieht sich auf Moltke, der die Disziplin als die wichtigste Soldatentugend herausstellte. Der 

hohe Stand der Kriegstechnik weise in die gleiche Richtung: Draufgängertum und Tapferkeit 

haben in gegenwärtigen Krieg nicht mehr den gleichen Stellenwert, wie in früheren Ausei-

nandersetzungen. Allerdings war nach Titius von Disziplin im Deutschen Volk vor Beginn 

des Krieges nichts zu spüren. Erst das Bewusstsein einer gemeinsamen nationalen Aufgabe 

                                                           
301 ebd., S. 21 u. S. 26. 



 81 

habe die Disziplin mit einem Schlage zur Erscheinung gebracht. So könne die neue Einigkeit 

und Disziplin im Volk dem Heer den notwendigen Rückhalt an der Front geben. 

So kann man nach Titius als Gesamtertrag der deutschen Kulturentwicklung für die Charak-

terbildung einen individuellen Freiheitsdrang in Verbindung mit völliger Anerkennung der 

gemeinsamen Lebenszusammenhänge und Unterordnung unter die gemeinsamen Lebensnot-

wendigkeiten feststellen. Einen Widerspruch zwischen dem individuellen Freiheitsdrang und 

der Unterordnung unter gemeinsame Lebensnotwendigkeiten sieht Titius dagegen nicht. Die 

Ziele ‚edler Menschlichkeit‘ und die Pflege eines nationalen Sinnes könnten vielmehr gut 

miteinander vereinbart werden, weil der nationale Sinn seiner Natur nach für alle Güter und 

Ideale der Menschheit offen ist. Zum einen sei der Mensch ein soziales Wesen, das seine volle 

Entfaltung zur sittlichen Persönlichkeit nur in einer staatlich organisierten nationalen Kultur-

gemeinschaft erreichen könne. Zum anderen sei das sittlich Gute ein Ergebnis der gemeinsa-

men Tätigkeit der Guten und ihr gemeinsamer Besitz. Die höchste sittliche Kraft werde dort 

entbunden, wo die sittliche Forderung nicht als heteronomer Anspruch empfunden werde, 

sondern wo sie mit dem Ich verschmelze und zur persönlichen Überzeugung, zum Ideal und 

zur Gewissensregung geworden sei. Damit sei die Kraft zur eigenen Entscheidung verbunden. 

Diese Möglichkeit zur eigenen, persönlichen Entscheidung gestehe dem Menschen zu, sein 

Handeln nach den Kriterien zu beurteilen, die sich ihm innerlich als sittliche Notwendigkeit 

bezeugen. Dieses hohe Niveau der Autonomie erreiche allerdings nur die wenigsten Men-

schen. 

Auf dem Weg zu dieser Autonomie müsse es gelingen, Ideal, Ich und Welt in einen Einklang 

zu bringen. Um diesen schweren Weg zu gehen, brauche man ein Fundament, das unerschüt-

terlich diesen Weg verfolgen lasse: nur in Gottesgewissheit und Gottverbundenheit könne 

dieser Weg beschritten werden. Recht und Liebe seien Mittel, mit denen man sich auf diesen 

Weg begeben könne. Der Krieg könne als letztes Mittel der Nationalstaaten aufgefasst wer-

den, sein Recht mit Gewalt gegen jene durchzusetzen, die dieses Recht vorenthalten. Für Titi-

us bedeutet das, dass die gewaltsame Durchsetzung eines Rechtsstandpunktes, als letztes Mit-

tel in der Form des Krieges, letztlich der Aufrechterhaltung der umfassenden sittlichen Ge-

meinschaft aller Menschen dienen kann. In der vierten These seiner „Nationalen Jugenderzie-

hung“ wird dies deutlich- „ist die sittliche Volksgemeinschaft notwendige Voraussetzung 

einer alle Menschen umfassenden sittlichen Gemeinschaft, so muss ihre Selbstverantwortlich-

keit (wie sie in der staatlichen Souveränität sichtbar hervortritt) mit allen ihr zu Gebote ste-
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henden Mitteln und mit Aufopferung aller ihrer Kräfte gegen jede Gefährdung aufrechterhal-

ten werden.“302 

Die moralische Kraft zum Durchhalten des Krieges beruhe auf der Grundlage von Gottesge-

wissheit und Gottverbundenheit. Der Ausbruch des Krieges habe das Maß der Verwurzelung 

des christlichen Glaubens im deutschen Volk in erfreulicher Weise deutlich gemacht. Die 

gegenwärtigen Ereignisse werden nach Titius als Walten Gottes begriffen und Gott werde 

darin Vertrauen entgegengebracht. In der Vorkriegszeit hatten nach Titius viele Intellektuelle 

ihre Gottesverehrung in einen engen Zusammenhang mit der Natur gebracht. Mit Blick auf 

den Krieg werde aber eine Naturverehrung mit ihrem steten Wechsel von Werden und Verge-

hen obsolet, da sie den Begriffen Recht und Gerechtigkeit nicht gerecht werden könne. Dies 

könne nur ein einheitlicher, zielgerichteter Geist, der allein in diesem Völkerringen durch 

seine Weisheit und Gerechtigkeit Vertrauen verdiene. 

Titius meint darum in aller Demut aussprechen zu können, „daß in diesem weltgeschichtli-

chen Moment unser Volk die Sache der göttlichen Gerechtigkeit gegen Habsucht, Herrsch-

sucht, blinde Leidenschaft vertritt, daß, wenn je einmal, gewiß auch diesmal unsere Sache 

Gottes Sache ist, unser Krieg Gottes Krieg ist und daß, je größer die Opfer sind, die Gott uns 

auflegt, um uns zu heiligen, auch die Erwartungen sein dürfen von der Größe und der Herr-

lichkeit der weltgeschichtlichen Aufgabe, die Gott als Ergebnis dieses Krieges unserem Volke 

stellen wird.“303 In diesem Ringen sei dem Christen die Unermesslichkeit und Unfassbarkeit 

des Grauens des Todes Abertausender vertraut. Denn nach Titius ist der Christ der Welt längst 

abgestorben, gibt der Christ den äußeren Menschen preis, um die ewigen Güter zu erlangen. 

Die christliche Ewigkeitshoffnung gebe dem Tod des Soldaten über die Sicherung des künfti-

gen Sieges für Deutschland hinaus die Gewissheit, dass dieser Tod die Anlage zum Ewigen 

nicht zerstören kann.304 

Das besondere am Evangelium sei aber die Sündenvergebung und Zusicherung ewigen Le-

bens trotz der Unwürdigkeit derer, denen diese Zusage gelte. Dadurch sei eine wirklich realis-

tische Selbsteinschätzung ohne Selbstbetrug und Schönfärberei möglich. Darum ist die christ-

liche Predigt nach Titius dazu angehalten, den Krieg auch als Bußruf an das deutsche Volk zu 

deuten. Dann sollte sich der Blick auf die preußische Uneinigkeit, Ungehorsam, Kastengeist, 

aber auch auf das „Sedanlächeln“305 und das deutsche Überlegenheitsgefühl richten. Der Buß-
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ruf an das deutsche Volk könne aber nicht ohne Gnadendarbietung getan werden, wie sie in 

Christi Kreuz unübertroffen zum Ausdruck komme. Die darin sich offenbarende Erlösung 

betreffe nicht nur den Einzelnen, sondern ganze Völker, in dem die einzelnen zu einer Ar-

beits- und Geistgemeinschaft zum Dienst am Volk gerufen werden. Indem das deutsche Volk 

den Gekreuzigten in sein Herz aufnehme, sich läutere und zu Gott bekenne, werde Gott sein 

Volk annehmen und zur nationalen Sicherheit und neuen Geistesfrühling führen. 

Im gleichen Jahr setzt sich Titius mit dem Theologieprofessor William Sanday aus Oxford 

auseinander, der „Stimme der Mäßigung und der Vernunft“306, wie Titius ihn nennt. In dieser 

Auseinandersetzung nennt er den Krieg aufgezwungen und verteidigt die Verletzung der bel-

gischen Neutralität als von den Kriegsnotwendigkeiten gefordert.307 Er hofft aber auch auf 

einen vernünftigen Interessensausgleich der beiden Länder für die weitere Zukunft. Trotz ge-

wisser nationaler Spitzensätze zeigt sich Titius insgesamt nicht national-rasend, sondern nati-

onal-abwägend, also als jemand, der in dieser emotional hochaufgeladenen Situation mit küh-

lem Kopf und nüchternem Blick für die Interessen seines Landes eintritt, ohne doch dem 

Kriegsgegner jede Berechtigung eigener Ziele und Interessen abzusprechen. 

 

 

4.2.  Die Kriegsziel-Resolutionen 

 

Einen ähnlichen Eindruck über Titius’ Position gewinnen wir, wenn wir seine Stellung zu den 

verschiedenen Resolutionen zu den deutschen Kriegszielen in den Jahren 1914 und 1915 be-

trachten. Schon am 28. August 1914 legte der Alldeutsche Verband eine „Denkschrift zum 

deutschen Kriegsziel“ vor. Ähnlich weit reichende Annexionen strebten Vertreter der deut-

schen Schwerindustrie im September 1914 an. Die großen Wirtschaftverbände folgten mit 

Eingaben auf dem Wege des Petitionsrechtes im März und Mai 1915.308 Als Reichskanzler 

Bethmann-Hollweg am 28. Mai 1915 mit einer eher gemäßigten Erklärung zu den deutschen 

Kriegszielen vor den Reichstag trat, verschärfte sich die Diskussion. Die so genannte „Intel-

lektuellen - Eingabe“ vom 20. Juni 1915, von R. Seeberg309 und dem Berliner Historiker Diet-
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rich Schäfer310 wesentlich initiiert, vertrat inhaltlich die Position des Alldeutschen Verbandes 

mit weitgehendsten Annexionen in Europa und Übersee und fand 1347 Unterzeichner aus 

dem öffentlichen Leben, darunter 352 Professoren.311 Bethmann-Hollweg geriet durch die 

Meinungsäußerung so vieler bedeutender Persönlichkeiten unter Druck. 

Daraufhin entschloss sich eine Gruppe von Persönlichkeiten, die sich regelmäßig am Mitt-

wochabend bei dem Berliner Historiker Hans Delbrück312 traf, zu einer Gegenerklärung. Zu 

diesem Kreis gehörten Persönlichkeiten wie A. von Harnack, Delbrücks Schwager, Friedrich 

Meinecke313, Ernst Troeltsch, hohe Beamte aus der Verwaltung, Politiker, besonders aus der 

Nationalliberalen Partei, der Freisinnigen Volkspartei und der Freikonservativen Partei. Del-

brück selbst hatte enge Verbindungen zur Regierung, so dass man zunächst Bethmann Holl-

weg unterstütze, später dann die Regierung des Prinzen Max von Baden. Der Delbrück - Kreis 

kann als „Keimzelle der demokratischen Hochschullehrerschaft“314 der Weimarer Republik 

bezeichnet werden. Delbrück verfasste mit Theodor Wolff315, dem Chefredakteur des Berliner 
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310 Dietrich Schäfer (1845 – 1929) stammt aus ärmlichen Verhältnissen. Der Sohn eines Hafenarbeiters fand 
finanzielle Förderer, die sein Studium der Geschichte finanzierten. Nach der Promotion 1872 wurde er 1877 
Professor für mittelalterliche Geschichte zunächst in Jena, dann Breslau, Tübingen, Heidelberg und ab 1903 in 
Berlin. Er war politisch konservativ und antisemitisch eingestellt. Wikipedia, Art. Dietrich Schäfer. 
311 Vgl. dazu: G. Brakelmann, Protestantische Kriegstheologie im Ersten Weltkrieg. Reinhold Seeberg als Theo-
loge des deutschen Imperialismus, Bielefeld 1974, S. 73-98. Seeberg hält bei der Versammlung der Unterstützer 
dieser Eingabe im Künstlerhaus in Berlin am 20.6.15 die Eröffnungsansprache. 
312 Hans Delbrück (1848 – 1929) studierte ab 1868 Geschichte und promovierte 1873. Fünf Jahre lang, bis zum 
Tod des preußischen Prinzen Waldemar im Jahr 1879, war er dessen Erzieher. 1881 habilitierte er sich. Vier 
Jahre später wurde er zunächst a. o. Professor, 1890 dann ordentlicher Professor in Berlin auf dem Lehrstuhl von 
Treitschkes. Mit Heinrich von Treitschke gab er die Preußischen Jahrbücher heraus. Die politischen Differenzen 
mit von Treitschke nahmen Ende der 80ger Jahre zu, sodass Delbrück ab 1889 bis 1919 die Jahrbücher allein 
herausgab. Von 1882 – 1885 war er Mitglied des Preußischen Abgeordnetenhauses, von 1884 – 1890 Mitglied 
des Reichstages für die Freikonservativen /Deutsche Reichspartei. Während des 1. Weltkrieges ging er zu dem 
immer heftigeren Militarismus und Nationalismus auf Distanz, kritisierte die Positionen des Alldeutschen Ver-
bandes und die Strategie der deutschen Militärführung. Wikipedia, Art. Hans Delbrück. 
313 Friedrich Meinecke (1862 – 1954) studierte ab 1882 Geschichte in Berlin und wurde 1886 promoviert. Die 
Habilitation erfolgte 1896. An der Universität in Berlin lehrte er als Privatdozent, bis er 1901 einen Ruf an die 
Universität Straßburg erhielt. 1906 wechselte er an die Universität Freiburg. Ab 1914 war er in Berlin. Schon 
1915 trat er für einen Verständigungsfrieden ein und gründete 1917 den Volksbund für Freiheit und Vaterland 
als Gegengewicht zur annexionistischen und extremistischen Deutschen Vaterlandspartei. 1918 gehörte er zu den 
Mitbegründern der Deutschen Demokratischen Partei. Dem Nationalsozialismus stand er ablehnend gegenüber. 
314Hasko von Bassi, Otto Baumgarten, S. 134. Vgl. zu diesem Problemkreis auch die Studie von H. Döring, Der 
Weimarer Kreis. Studien zum politischen Bewußtsein verfassungstreuer Hochschullehrer in der Weimarer Re-
publik, Meisenheim am Glan 1975. Wikipedia, Art. Friedrich Meinecke. 
315 Theodor Wolff (1868 – 1943) wuchs in einer großbürgerlichen jüdischen Familie auf. Kurz vor dem Abitur 
verließ er das Königliche Wilhelms-Gymnasium in Berlin und trat in die Redaktion des Mosse-Verlags seines 
Vetters Rudolf Mosse ein. Einige Jahre arbeitet er als Paris-Korrespondent des Berliner Tageblattes. 1902 heirate 
er in Paris die protestantische Schauspielerin Anna Hickethier. Ihre drei Kinder wurden evangelisch getauft. 
1906 wurde Wolff Chefredakteur des Berliner Tageblattes und konnte diese Zeitung bis 1933 zum einfluss-
reichsten Blatt der Hauptstadt entwickeln. Die freiheitlich-demokratische Richtung der Zeitung schaffte auch 
Gegnerschaft. Wolff verfasste den Aufruf zur Gründung der Deutschen Demokratischen Partei, erstrebte aber 
keine einflussreiche Position in ihr. Für rechtsradikale und völkische Gruppe war Wolff auch wegen seiner jüdi-
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Tageblattes, eine so genannte „Gegenadresse“, die am 9. Juli 1915 veröffentlicht wurde. Sie 

fand allerdings nur etwas mehr als 140 Unterzeichner, darunter Albert Einstein, Max Planck, 

O. Baumgarten316, A. von Harnack, E. Troeltsch, M. Rade und M. Weber. Auch Titius gehört 

zu den Unterzeichnern dieser Erklärung. Diese „Gegenadresse“ war keineswegs prinzipiell 

antiannexionistisch eingestellt. Mögliche Grenzveränderungen wurden nicht grundsätzlich 

ausgeschlossen. Aber sie war doch wesentlich moderater und verwarf im Unterschied zur „In-

tellektuellen-Eingabe“ die mögliche Annexion Belgiens.317 

So zeigt sich auch in der Frage der deutschen Kriegsziele, dass Titius mit einer qualifizierten 

Minderheit von Theologen und Politikern eine moderatere Position vertrat, die sich im Laufe 

des Krieges für seine Person noch profilierter entwickeln sollte und die schließlich in Vorträ-

gen im Jahr 1917 auf der Tagung des ESK und im Jahr 1919 vor dem ersten Deutschen Evan-

gelischen Kirchentag zu beeindruckenden, aber selbstverständlich auch sehr umstrittenen 

Auftritten führte. 

 

 

4.3.  Bewertung der Stellung Titius’ zum Krieg 

 

Titius Haltung in diesen frühen Stellungnahmen zum Krieg unterscheidet sich auf den ersten 

Blick eigentlich nur wenig von der Kriegstheologie, wie sie in Kirchenzeitungen, Predigten 

und Gottesdiensten, in der von Arper und Zillessen herausgegebenen Kriegsagende und bei 

anderen Gelegenheiten zum Ausdruck kam318. Vom Anfang des Krieges bis zu seinem Ende 

wurde die evangelische Predigt von der Idee der Gerechtigkeit der deutschen Sache be-

herrscht319. 

Nicht ungewöhnlich ist auch Titius’ Stellungnahme zu den im Pazifismus vertretenen Gedan-

ken an eine internationale Rechtsordnung, die Kriege in Zukunft durch konfliktregulierende 

Rechtssprechung vermeiden soll. Titius bietet verschiedene Argumente auf, um seine Skepsis 

diesem Gedanken gegenüber zu begründen. Andererseits bekennt er, an einem solchen Ge-

danken als Vision festzuhalten, wenn er sagt- „Wahrhaft wertvoll ist nur ein solcher Frieden, 

                                                                                                                                                                                     
schen Herkunft eine Hassfigur. Nach dem Reichstagsbrand flüchtete er aus Deutschland, hielt sich zeitweilig in 
Tirol und der Schweiz auf und ließ sich schließlich in Nizza nieder. 1943 wurde er verhaftet und in das KZ Sach-
senhausen überstellt. Er starb an einer schweren Erkrankung im Jüdischen Krankenhaus in Berlin im September 
1943. Wikipedia, Art. Theodor Wolff. 
316 Baumgartens Haltung im Krieg ist ausführlich dargestellt in: G. Brakelmann, Krieg und Gewissen. Otto 
Baumgarten als Politiker und Theologe im Ersten Weltkrieg, Göttingen 1991. 
317 Hasko von Bassi, Otto Baumgarten, S. 137. Vgl. dazu auch H. Döring, Der Weimarer Kreis, S. 24 - 34. 
318 G. Mehnert, Evangelische Kirche und Politik 1917-1919. Die politischen Strömungen im deutschen Protes-
tantismus von der Julikrise 1917 bis zum Herbst 1919, Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der 
politischen Parteien, Bd. 16, Düsseldorf 1959, S. 32f. 
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der die Völker in echtem Vertrauen verbindet und ihnen zur Entfaltung aller wirtschaftlichen 

und geistigen Kräfte freie Bahn schafft.“320 Einen solchen Frieden hält Titius aber trotz dieses 

Krieges als seine Vision fest als ein Ziel, auf das hin sich die Völkerfamilie langfristig entwi-

ckeln muss. Dies zeigt zumindest, dass sich Titius mit dem prinzipiellen Gedanken des Völ-

kerbundes befasst, ihn zurzeit aber noch sehr skeptisch beurteilt. Titius erwähnt auch den Ge-

danken, dass die Vereinheitlichung der Nationalstaaten, vorangetrieben z. B. durch die inter-

nationale Arbeiterbewegung, dereinst zu einem Weltstaat führen könne, der seine inneren 

Konflikte quasi als Weltinnenpolitik reguliere. Bei genauerem Hinsehen ergeben sich aber 

Anhaltspunkte, die seine später kritische Haltung zum Krieg vorbereiten. Zwar kann auch 

Titius soweit gehen, dass er den deutschen Krieg mit Gottes Krieg gleichsetzt. Damit verleiht 

er dem Krieg, wie andere Theologen jener Zeit auch, „eine religiöse Weihe“321. 

Titius kann auch die Verletzung des Völkerrechts durch die Besetzung Belgiens als „Pflicht 

nationaler Selbsterhaltung“ (s. o.) rechtfertigen, aber er kann auch auf andere Dimensionen 

hinweisen. So ist er in der Lage, durchaus auch die Sichtweise der Gegner Deutschlands ein-

zunehmen und Verständnis für deren Handlungsweise aufzubringen, wenn er anerkennt, dass 

England die Verletzung der belgischen Neutralität nicht dulden konnte. In der Auseinander-

setzung mit William Sanday kann er die Hoffnung auf eine künftige Verständigung mit Eng-

land aussprechen, die in dieser Zeit selbst in kirchlichen Kreisen als Verrat und Schwächung 

der deutschen Widerstandskraft gewertet wurde.322 

Titius Stellungnahme spiegelt aber keinen „blanken Haß“ wieder, der in vielen Stellungnah-

men aus der „enttäuschte<n> Haßliebe zu England“ resultierte323. Besonders wichtig ist m. E. 

aber Titius’ Deutung des Krieges als Bußruf an das deutsche Volk. Die Chiffre vom Krieg als 

Bußruf an das deutsche Volk war durchaus auch in den Predigten konservativ-nationaler The-

ologen und Pfarrer zu finden. Allerdings muss man genau unterscheiden, worauf sie denn die 

Buße erstrecken sollte. Im national-konservativen Lager erstreckte sich der Bußruf auf keinen 

Fall auf das deutsche Überlegenheitsgefühl, den Kastengeist, die preußische Uneinigkeit und 

das „Sedanlächeln“, sondern eher auf Verfehlungen wie Materialismus, Mammonismus, sitt-

lichen Verfall, Defätismus, Gottlosigkeit und in späterer Zeit, als die militärische Lage für 

Deutschland schon sehr ernst war, gegen den „Abfall vom 'Geist von 1914'“324. Titius’ Bußruf 

ergeht aber gegen Kerngedanken des politischen und theologischen Nationalismus und Kon-

                                                                                                                                                                                     
319 G. Mehnert, Evangelische Kirche und Politik 1917-1919, S. 33. 
320 A. Titius, Unser Krieg, S. 4. 
321 F. Fischer, Griff nach der Weltmacht, S. 179. 
322 A. Titius, England und wir, S. 548f. 
323 ebd., S. 179. E. Troeltsch und M. Scheler z. B. waren in ihren Stellungnahmen auch nicht gerade maßvoll, 
ebd. 
324 W. Pressel, Die Kriegspredigt, S. 302. 
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servatismus. Wichtig ist diese Deutung des Kriegs als Bußruf zum einen auch darum, weil sie 

schon früh erfolgte. 

Dass sich nach der „Julikrise“325 1917 auch im deutschen Protestantismus zwei unterschiedli-

che Lager mit gegensätzlichen Auffassungen über die Art und Weise, wie dieser Krieg zu 

beenden sei, herausbildeten, ist nicht überraschend. Titius Stellungnahme stammt aus dem 

Jahr 1915. Daher gehört Titius mit dieser Auffassung geistig schon früh zu jenen, die später, 

nach der „Julikrise“ 1917, vor allem im „Bund für Freiheit und Vaterland“ ihr Forum fanden. 

Im Spätherbst 1915 war aber auch die religiöse Bewegung Deutschlands, durch den Geist der 

Augusttage 1914 ausgelöst, vorüber.326 Zum einen hatten die täglichen Sorgen um den Alltag 

im Krieg die Menschen eingeholt, zum anderen warf der Krieg eine große Zahl von schwieri-

gen ethischen, theologischen Fragen auf. 

Ab 1915 gilt, dass der Krieg „ein mächtiges Hindernis kirchlicher Wirksamkeit geworden 

ist.“ Es beginnt zu dieser Zeit die allmähliche Trennung von evangelischer Kirche und Teilen 

des Volkes, besonders aus der Arbeiterschicht, die noch im August 1914 in Übereinstimmung 

waren. Denn die evangelischen Kirchen bejahten „im großen ganzen den Krieg auch in sei-

nem späteren Stadium…, während immer wachsende Teile des Volkes ihn mit steigender 

Leidenschaft verneinten.“327 Zum anderen ist diese Stellungnahme wegen ihrer inhaltlichen 

Ausrichtung wichtig. Titius versteht den Krieg nicht als Bußruf allgemein gegen Sittenverfall 

und Unmoral, gegen private und individuelle Verfehlungen, sondern ganz direkt und konkret 

auf politische Missstände bezogen. Titius kritisiert die preußische Uneinigkeit, den Ungehor-

sam, vor allem aber den Kastengeist und das „Sedanlächeln“ und das deutsche Überlegen-

heitsgefühl, also zentrale Gedanken des deutschen Chauvinismus und Nationalismus. 

Mit diesen Differenzierungen bringt Titius einen Missklang in den Chor der kirchlichen 

Kriegsbegeisterung, ähnlich wie Rade zu Beginn des Krieges. Denn schon zu dieser Zeit hatte 

er es als einen schweren Mangel der Kirchen und Theologie angesehen, „daß sie eine Lehre 

vom sittlichen Recht des Krieges, aber nicht des Friedens entwickelten.“328 Auch Rade teilt 

die Hoffnung, dass der Kriegsbeginn aus der Kulturkrise durch den „Kurssturz alles sonst so 

Wichtigen!“ herausführe.329 Vor allem ist aber Rade einer der wenigen Persönlichkeiten, die 

bei Kriegsbeginn öffentlich der These vom reinen Verteidigungskrieg widerspricht, wenn er 

am 2. August 1914 schreibt: „Des realen Gewinns winkt uns wenig in diesem Krieg, und sehr 

                                                           
325 Zur Julikrise vgl. unten und: F. Fischer, Griff nach der Weltmacht, S. 506-523. 
326 M. Schian, Kirche im Weltkriege, Bd. II, S. 5. 
327 ebd., S. 7 u. S. 6. 
328 M. Rade, Der Beitrag der christlichen Kirchen zur internationalen Verständigung, Stuttgart 1912, S. 14, Zit. 
nach W. Huber, Kirche und Öffentlichkeit, S. 184. 
329M. Rade, Christliche Welt, 28. Jg. 1914, Sp. 767. zit. nach: W. Huber, Kirche und Öffentlichkeit, S. 185. 
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von ferne. Und doch können wir von keinem reinen Verteidigungskrieg reden. Wir waren 

auch mitschuldig an dem bisherigen Zustande, der nur einen Nicht-Krieg bedeutete, aber kei-

nen Frieden.“ Rade will auch in der Kriegszeit die christliche Ethik nicht suspendieren und 

will die Gesinnung der Bergpredigt auch im Krieg zur Geltung und Wirkung bringen. Klarer 

als viele andere kommt er daher zu der Erkenntnis, dass die Tatsache des Krieges den „Bank-

rott der Christenheit“ als eines völkerverbindenden Ganzen bedeutet.330 Solche Töne hatte 

Titius bis zu diesem Zeitpunkt nicht angeschlagen. Auch für Titius ist der Krieg mehr als eine 

persönliche Krise. Er ist die Infragestellung wesentlicher Überzeugungen auf politischem, 

kirchlichem und christlichem Gebiet. Bei seinem Vortrag beim 26. Evangelisch-sozialen 

Kongress wird Titius den Krieg als Ursache der Krise von Kultur und Christentum in scharfen 

und eindringlichen Worten beschreiben und zu sehr eigenen Schlussfolgerungen kommen. 

 

 

4.4.  Das Krisenjahr 1917 

 

Der Jahreswechsel 1916/1917 bedeutete eine Zäsur in der Geschichte des Ersten Weltkrieges 

in Deutschland. Politische und militärische Stagnationen bzw. Misserfolge führten im Inneren 

zu einer materiellen, physischen und psychologischen Krise.331 

Die russische Märzrevolution und die in ihr entstehende Parole des Petrograder Arbeiter- und 

Soldatenrates vom baldigen Frieden ohne Annexionen und Kontributionen verfing in der 

deutschen Arbeiterschaft immer mehr, so dass die sozialdemokratische Führung in immer 

größere Rechtfertigungsschwierigkeiten der Notwendigkeit des Krieges gegenüber ihrer An-

hängerschaft geriet.332 

Noch im März versuchte Bethmann Hollweg, eine Krise im Inneren abzuwenden, indem er 

die SPD durch eine sofortige Reform stärker an der Macht beteiligen wollte. Sein Appell an 

das bürgerlich-aristokratische Preußen verstärkte jedoch nur den Widerstand der Konservati-

ven. Er verfolgte diesen Plan, der im Kern eine Wahlrechtsreform vorsah, unter dem Eindruck 

des angekündigten und am 6. April erklärten Kriegseintritts der USA weiter. Als preußischer 

Ministerpräsident legte er ihn dem Staatsministerium vor, musste ihn aber auf Druck seiner 

Ministerkollegen abschwächen. In der abgeschwächten Form, die erst nach Kriegsende vor-

                                                           
330 ebd., S. 185 u. S. 186. 
331 F. Fischer, Griff nach der Weltmacht, S. 419f. 
332 ebd., S. 420f. 
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sichtige Reformen in Aussicht stellte, wurde er als „Osterbotschaft“ des Kaisers veröffent-

licht.333 

Auf Ersuchen des Kanzlers hatte Adolf von Harnack schon im Sommer 1916 ein Memoran-

dum verfasst334, das aus der Situation des Krieges die Notwendigkeit umfassender Reformen 

ableitete. Diese Reformvorschläge bezogen sich vor allem auf eine Stärkung der Position der 

Arbeiterschaft. Harnack forderte zum einen ein allgemeines und geheimes Wahlrecht, ande-

rerseits eine Stärkung der Gewerkschaften. Die friedlichen Streiks wurden schon nach weni-

gen Tagen beendet, Gewerkschaften und Führung der SPD versuchten alles, um das Zuge-

ständnis der Regierung gegen den linken Flügel ihrer Partei als Erfolg auszuwerten. Doch 

setzten die Konservativen mit Hilfe der Kirche allen Reformen und Veränderungen hartnäcki-

gen Widerstand entgegen. Vor allem steht Bethmann Hollweg nach dieser Initiative bei den 

preußischen Konservativen unter dem Verdacht, „Neigungen zur Demokratie“ verfallen zu 

sein.335 

Aber auch die SPD begnügte sich nicht mit den Ankündigungen, nach dem Krieg vorsichtige 

Reformen durchzuführen, zumal ihr in der Gruppierung der Unabhängigen Sozialdemokraten 

(USPD) zu Ostern 1917 auf dem linken Flügel ein gefährlicher Gegner entstand, der den Kon-

sens der im Reichstag vertretenen Parteien zur Fortführung des Krieges nicht teilte. Im April 

wurde der Druck in Richtung auf einen Frieden ohne Annexionen und Kontributionen durch 

Eingaben der SPD, der neu entstandenen USPD und der pazifistischen Verbände immer stär-

ker. Mit diesen Zielen wurden auch innenpolitische Reformen, besonders demokratische Er-

neuerungen336, verbunden. Die national-konservativen Kreise befürchteten einen wachsenden 

Einfluss der SPD nach dem Krieg bis hin zur Revolution, wenn nicht Annexionen als sichtba-

re Erfolge den heimkehrenden Soldaten den Sinn ihrer Leiden im Krieg deutlich vor Augen 

führten.337 

 

 

 

 

 

                                                           
333 Zu Bethmann Hollwegs Bemühungen um eine Stabilisierung der innenpolitischen Situation im März und 
April 1917 vgl. ebd., S. 429- 434. 
334 A. von Zahn-Harnack, Adolf von Harnack, Berlin 1936, S. 453ff. 
335 F. Fischer, Griff nach der Weltmacht, S. 434f. Bethmann Hollweg wurde im Juni 1917 gestürzt, weil er in den 
Augen Ludendorffs nicht "machtpolitisch" zuverlässig genug schien und "pazifistisch" verdächtig war. 
336 U. Fortuna, Der Völkerbundsgedanke in Deutschland während des Ersten Weltkrieges, (Diss. phil.), Zürich 
1974, S. 90. 
337 F. Fischer, Griff nach der Weltmacht, S. 424-429. 
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4.5. Titius auf dem 26. Evangelisch-sozialen Kongress im April 1917 

 

Zwischen der Osterbotschaft, die auf eine Befriedung der innenpolitischen Lage abzielte, und 

der Resolution der SPD für einen Verständigungsfrieden und rasche demokratische Reformen, 

der den Riss in der Gesellschaft offenbarte, tagte der 26. Evangelisch-soziale Kongress am 11. 

und 12. April 1917 in Berlin.338 

Otto Baumgarten lobte in seiner Begrüßungsansprache die Osterbotschaft des Kaiser aus-

drücklich als „Morgenröte einer neuen Zeit“339, sah er doch darin einen ähnlichen Aufbruch 

wie in den Februarerlassen des Kaisers aus dem Jahr 1890, die der Gründung des Evange-

lisch-sozialen Kongresses den Weg geebnet hatten. Titius hielt auf diesem Kongress einen 

Vortrag, in dem seine veränderte Auffassung vom Krieg, seiner Berechtigung und seinen 

Auswirkungen auf Theologie und Kirche deutlich hervortrat.340 Sein Vortrag mit dem überra-

schenden Titel „Die gegenwärtige Krise von Kultur und Christentum“ zeigt, wie sehr die 

Kriegsereignisse auf ihn gewirkt hatten. Die ungeheuren Menschenopfer auf allen Seiten der 

Kriegsteilnehmer, die schrecklichen Verletzungen der Soldaten, die gigantischen Material-

schlachten, aber auch das kühle, von sittlichen Erwägungen freie Kalkül der Militärs ließen 

Titius zu einer neuen Lageeinschätzung kommen. 

Er schildert die Situation so, dass eigentlich kein Christ in dieser Zeit ohne große Anfechtung 

leben könne. Er bezeichnet es als das Höchste, in der gegenwärtigen Situation das Walten 

Gottes zu erkennen und dann seine Pflicht zu tun. Aber genau hier ergebe sich die große 

Hemmung: „denn es wird so schwer, gegenwärtig über all dem Unreinen, Trübenden, 

Menschlichen Gott selber walten zu sehen, hier in diesem furchtbaren Gebraus und Getöse die 

Stille zu gewinnen, um das Unendliche selbst erleben zu können.“341 Zu Beginn des Krieges 

konnte Titius noch ganz anders von Gottes Walten sprechen, wenn er das Ergreifen der Waf-

fen durch den“ deutschen Michel“ als „Gehorsam gegen Gottes Walten“ verstand und sagte: 

„Gott will es, dessen sind wir innerlich gewiß geworden.“342 

Diese Interpretation der Situation vertrat Titius unter dem Eindruck der Kriegsereignisse in-

zwischen nicht mehr. Seine Einschätzung des Krieges fällt jetzt deutlich kritischer aus. In 

                                                           
338 Zunächst hatte man nicht gewagt, im Krieg eine ESK - Tagung durchzuführen, weil viele Mitglieder Dienst 
an der Front leisteten und weil die grundlegenden sozialen Reformen erst nach dem Kriegsende angegangen 
werden sollten. Als die Kirchlich-Soziale Konferenz im Herbst 1915 tagte, wagte man ein Treffen als geschlos-
sene Mitgliederversammlung. Vgl. dazu: J. Herz (Hrsg.), Evangelisches Ringen um soziale Gemeinschaft. Fünf-
zig Jahre Evangelisch - Sozialer Kongreß, 1890-1940, Leipzig 1940, S. 74. 
339 57 G. Brakelmann, Der deutsche Protestantismus 1917, S. 27ff.  
340 Vgl. dazu: H.-W. Krumwiede, Evangelische Kirche und Theologie in der Weimarer Republik. Grundtexte zur 
Kirchen- und Theologiegeschichte, Bd. 2, Neukirchen-Vluyn 1990, S. 21. 
341 A. Titius, Die gegenwärtige Krise von Kultur und Christentum, in: Verhandlungen des 26. Evange-
lisch-sozialen Kongresses in Berlin vom 11. und 12. April 1917, Göttingen 1917, S. 5. 



 91 

seiner ersten von sieben Thesen, die dem Vortrag zu Grunde liegt, reicht seine Einschätzung 

des Krieges dicht an eine Bezeichnung als absolutes Übel heran. Der Krieg vernichte nicht 

nur immer mehr materielle Kulturgüter, sondern belaste die Zukunft unabsehbar und bedrohe 

den Fortbestand der Kulturnationen durch die Zerstörung ihrer Volkskraft. Die Abwägung, 

dass Krieg ein geringeres Übel sei als ein ungerechter Friede, ist angesichts mehrerer Jahre 

Krieg nicht mehr im Blick. Mit Blick auf die Werte und Güter, die durch den Krieg in ihrer 

Existenz bedroht sind, wird der Krieg neu gewogen und nun für zu leicht empfunden. Denn 

über die genannten Bereiche hinaus, gefährde dieser Krieg die Grundlagen und den Gedan-

kenunterbau der ganzen westlichen Kultur. 

Diesen Gedankenunterbau verdeutlicht er durch einen Vergleich mit der amerikanischen Kul-

tur, weil dort die geschichtlichen Verhältnisse unkompliziert seinen und weil so die geistigen 

Kräfte eines Gegners im Kampf deutlich würden. Grundlegend für diesen Kulturraum seien 

die Gedanken der Demokratie, der Menschenrechte und des Pazifismus. Ähnlich seien aber 

auch die Gedankenunterbauten der anderen Kriegsgegner Deutschlands, nämlich Englands, 

Frankreichs und in gewisser Weise auch Russlands. Darum sieht er den Krieg auch als einen 

Kampf zweier Kulturbildungen auf Leben und Tod, denn die Gegner Deutschlands fühlten 

ihre Ideale ohne Zweifel zu Tode bedroht. Er bekennt aber auch, „daß diese Ideale ja ohne 

Zweifel im gewissen Sinne des Abbruchs und der Zertrümmerung wert sind“343 da sie die 

ungeheure Verlogenheit hervorgebracht hätten, die jetzt augenfällig geworden sei, indem man 

diese Ideale opportunistisch je nach Situation gelten lasse oder außer Kraft setze. 

Ursache dieser Verlogenheit ist die Zwiespältigkeit dieser Kulturbildung, die wichtige Wahr-

heiten nicht zur Kenntnis nehme. Dazu rechnet er das Ignorieren des Machtgedankens und der 

Verschiedenheit der Menschen, aber auch die Unmöglichkeit eines oberflächlichen Optimis-

mus mit Blick auf die menschliche Entwicklung und den Gedanken der sittlichen Freiheit.344 

Titius weist aber auch darauf hin, dass diese Infragestellung der Ideale durch die Wirklichkeit 

„auch unter uns“ gelte. Er bezieht sich ausdrücklich auf das Ideal des englischen Parlamenta-

rismus, den er mit Demokratie schlechthin gleichsetzt. „Wir sehen unsere Ideale davon 

schwimmen, sehen sie erschüttert und vernichtet werden“ stellt er fest. Die schwerste Erschüt-

terung resultiere aus der Infragestellung und Auflösung dieser Ideale in der Neuen Welt und 

damit verbunden der Diskreditierung dieser Grundgedanken Kants. Denn alle diese Ideale 

wurzelten in der Grundüberzeugung, die der westlichen Kultur gemeinsam sei, im Christen-

tum. „Ist es nun das Christentum selbst, in dem diese Ideen lebendig wurden und das sie aus-
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gelöst hat, so scheint in ihre Auflösung auch das Christentum selbst verwickelt werden zu 

müssen.“345 Wenn so die Geltung des Christentums in der Neuzeit schon durch die Emanzipa-

tion der Kultur vom Christentum geschwächt werde, und nun die neuen Ereignisse die christ-

lichen Ideale immer stärker isolierten, sei der christliche Glaube immer stärker in der Gefahr, 

zur Bedeutungslosigkeit herabzusinken. 

Das furchtbare Erleben der Gegenwart sei, dass sie zu zeigen scheine, dass das Christentum 

auf seinem ureigensten Boden, dem sittlich - religiösen Boden, nicht auszureichen, um die 

Konflikte zu beschwören und zu lösen. Für Titius steht damit fest, „daß die gegenwärtige Kri-

se des Christentums neben der fortschreitenden Isolierung durch ein Versagen der ethischen 

Wirkungen weithin ihren bezeichnenden Charakter erhält.“ Er konstatiert, dass die Botschaft 

erlösender Liebe in schwerstem Gegensatz zu dem stehe, was man täglich erfahre und wie 

täglich gehandelt werde. Er glaubt nicht, dass es heute jemanden gebe, der als Christ daran 

ohne innere Gebrochenheit vorbeikomme. Hier sei der Kern der Krise des Christentums er-

reicht, eine glatte Lösung sei nicht in Sicht und wäre nach Titius auch unangemessen. Aber 

damit sei nicht das Ende, sondern gerade der Anfang aller Religion erreicht. Eine Religion, 

die nur von Gottes Liebe und Gnade rede „die aber nicht zuvor gelernt hat sich fürchten, eine 

solche Religion kann nichts taugen.“ Der Missakkord zwischen Liebe und ewigem Gericht 

müsse bleiben. „Gott muß groß werden und erhaben, unerkennbar in seinen Wegen, uner-

forschlich in seinem Tun. Überweltlich muß er werden. Das war er dem echt Religiösen schon 

von jeher.“346 

Denselben Weg weist auch Titius Beschäftigung mit dem Weltbild der modernen Naturwis-

senschaften. „Wenn nicht der religiöse Mensch in seinem Glauben dieser Welt eine andere 

Welt, die des Glaubens, massiv und trotzig und mit Kraft zur Seite und gegenüber stellen 

kann als eine Überwelt, die neben ihr steht, ja die mächtig und gebieterisch auftritt, sie umfaßt 

und umgrenzt, in Bann und Gehorsam zwingt, dann gibt es für die Religion keine Möglich-

keit, zu bestehen.“ D. h. die Lehre, die Titius aus den Ergebnissen der modernen Wissenschaf-

ten, vor allem aber aus den Kriegserfahrungen der letzten Jahre zieht, ist die Rückbesinnung 

und neue Betonung der alten Lehre von der dauernden Unterschiedenheit Gottes von der 

Welt, aber auch die Absage an allen allzu oberflächlichen Kulturoptimismus und eine vor-

schnelle Identifikation von göttlichem Willen und geschichtlichen Entwicklungen oder gar 

politischen Zielen und Absichten. Andererseits warnt Titius aber auch vor einer endgültigen 

Zerreißung von Gott und Welt: „Aber wie Gott nie ohne Welt, so kann auch der Glaube nie 

ohne Schöpfung von Kulturidealen gedacht werden.“ Damit ist für ihn ein sicheres Funda-

                                                           
345 ebd., S. 9, 11. 



 93 

ment für eine Kritik der alten Ideale, aber auch zur Gewinnung neuer Ideale gefunden, denn 

das Christentum sei „etwas anderes als seine unaufhörlich werdenden und wechselnden Kul-

turgedanken und Kulturwirkungen.“347 Grundlegend für eine Neubesinnung ist nach Titius ein 

intensiver Realismus, ein Wahrheitsfanatismus, der die Ideale auf ihre Brauchbarkeit und 

Triebkraft für die Zukunft prüft.348 Dann sei der Kampf als eine geschichtliche und natürliche 

Notwendigkeit aller Kulturentwicklung als erstes zu nennen, wenn er um heilige Ziele geführt 

werde. 

So werde ein neuer Idealismus gewonnen, ein realistischer Idealismus, der neben den Kampf 

die Solidarität stelle, die ebenfalls aus natürlichen Gegebenheiten abzuleiten sei. Titius glaubt, 

dass die Solidarität unter den Völkern durch diesen Krieg wachsen wird. Unter dem Eindruck 

der Kriegsereignisse bildet sich für Titius auch ein neuer Staatsgedanke. Darin solle das 

Staatsoberhaupt erster Diener des Staates sein. Zugleich solle gelten, dass die Massen „zur 

Mitbestimmung herangezogen, ja in erhöhtem Maße herangezogen werden können. Warum? 

Weil sie begonnen haben, sich verantwortlich zu fühlen für das Staatsganze ... Dem kann man 

Macht geben, ganze, volle Macht, der sich verantwortlich fühlt.“ Titius liefert auch gleich ein 

Argument mit, warum auch die religiösen Menschen zu einer solchen Beteiligung Zutrauen 

haben können. Eine Politik, die sich bewusst vor der Vergangenheit und Zukunft des Volkes 

verantworte, vor dem ewigen Wesen der Dinge, dem höchsten Richter der Menschheit, sei für 

ihn eine ethische und religiöse Größe, der Vertrauen entgegengebracht werden kann. Im neu-

en Staatsideal möchte Titius eine enge Beziehung von Freiheit und Autorität, von Verantwort-

lichkeit und Rechten. Dieses Ideal möchte Titius nicht nur in Deutschland verwirklicht sehen, 

sondern erwartet es auch als Ideal für die anderen Völker. Eine Rückkehr zu den alten Idealen 

der Völker einschließlich Deutschlands hält er nach diesem Krieg für ausgeschlossen. 

Schließlich geht Titius darauf ein, welche Ziele der ESK in der Nächsten Zeit verwirklichen 

soll. Er nennt als Ziele die Rückkehr zur „Ökumenizität alter Zeit“ und hofft auf eine Ver-

ständigung in praktischen Fragen selbst mit dem Katholizismus auf der einen Seite und den 

freien Gemeinden und Monisten auf der anderen Seite. Weiter fordert er, eine Volkstümlich-

keit der Kirche und der Predigt zu verwirklichen. Er denkt dabei besonders daran, dass durch 

den Krieg viele Soldaten und viele Frauen selbständiger und gereifter geworden sind. Darum 

sei Volkstümlichkeit, also „vor allem Heraushebung der Gedanken des Evangeliums, die der 
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großen Zahl aller mündigen Evangelischen gemein sind, das Gebot der Stunde.“ Er betont 

zwei Züge, die ihm daran als besonders wichtig erscheinen. Zunächst fordert Titius unter Bei-

behaltung „der überweltlichen Eigenart des Evangeliums ein Gegenwartschristentum, in dem 

wir mit vollem Bewußtsein die Gestaltung unserer gemeinsamen Lebens- und Gedankenfor-

men selbst in die Hand nehmen und nicht uns ängstlich nur darauf einrichten, zu erhalten, was 

wir von den Vätern ererbt haben.“349 

Als Gebot der Stunde bezeichnet Titius auch den „Christlichen Sozialismus“. Titius geht da-

mit noch einmal indirekt auf das Telegramm Wilhelm II. an seinen früheren Erzieher Geheim-

rat Hinzpeter vom 28.2.96 ein. Darin hatte Wilhelm II. geschrieben: „Politische Pastoren sind 

ein Unding. Wer Christ ist, der ist auch ‚sozial‘, christlich-sozial ist Unsinn und führt zu 

Selbstüberhebung und Unduldsamkeit, beides dem Christentum schnurstracks zuwiderlau-

fend. Die Herren Pastoren sollen sich um die Seelen ihrer Gemeinden kümmern, die Nächs-

tenliebe pflegen, aber die Politik aus dem Spiele lassen, dieweil sie das gar nichts angeht.“350 

Titius gesteht zu, dass dieses Wort in eine Zeit der Trübungen auf allen Seiten gehört, das 

aber die jetzige Situation dieses Wort vergessen lässt. Darum sagt er, dass christlicher Sozia-

lismus nicht Unsinn sei, sondern das Gebot der Stunde351, in dieser Einschätzung sicher auch 

durch die kaiserliche Osterbotschaft bestärkt. Der Neubau nach dem Krieg, die Ideale, die 

Staat und Volksleben brauchen, die großen Schäden, die eingebracht werden müssen, lassen 

sich nicht auf der Grundlage einer rein nationalen Ethik bewältigen. Große Teile des Volkes, 

und nach Titius Meinung nicht die schlechtesten, seien mit einer rein nationalen Ethik nicht 

zu erreichen. Hier sei eine vaterländische - christliche Ethik auf der Grundlage des ewig und 

unveränderlich bleibenden Evangeliums gefordert.  

Baumgarten beschreibt in seinen Lebenserinnerungen, dass die Zuhörer „unter dem Eindruck 

der Gewalt, die das große Erlebnis des Krieges auf den Redner ausgeübt hatte“ standen.352 Für 

J. Herz bedeutete Titius’ Vortrag „eine Herausarbeitung der höchsten Ideale des Kongresses: 

aus Glaubensmut erwuchs die Kraft zum sittlichen Handeln in aller Not, zugleich das tiefste 

Vertrauen zur Zukunft des deutschen Volkes.“ Für J. Herz war es „eine der ernstesten und 

größten Stunden des Evangelisch-Sozialen Kongresses, als Prof. Titius diese Gedanken ent-

wickelte - wenn irgendwann vom deutschen Idealismus und seinen innersten Kräften gespro-
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chen werden konnte, so war es hier, und man empfand, daß dieser Redner seine Ideale bis 

zum letzten verkörperte.“353 

Tatsächlich steht diese Rede Titius’ mit seiner Einschätzung einer radikalen Krise von Kultur 

und Christentum, ausgelöst durch den Weltkrieg, einzigartig im Raum von Theologie und 

Kirche. Niemand außer ihm kam zu einer solchen Beurteilung der Auswirkungen des Welt-

krieges auf Theologie und Kirche, aber auch auf die Grundlagen der europäischen Kultur. Mit 

dieser Einschätzung und seinen Versuchen, Auswege aus dieser krisenhaften Situation anzu-

deuten, steht Titius einzigartig dar. Allenfalls mit Baumgartens Vorlesungen aus dem Sommer 

1917 ist Titius’ Position in gewisser Weise vergleichbar. Baumgarten läßt sich durch Titius’ 

Vortrag zu einem Sinneswandel anregen, greift Titius’ Gedanken auf und bestimmt in diesem 

Sinne die Tendenz dieser Vorlesungen.354 Baumgarten selbst nannte im Oktober 1918 Titius 

und R. Otto als diejenigen Theologen, die in ähnlicher Weise die Krise von Kultur und Chris-

tentum erlebt und beschrieben haben. 

Nach Brakelmanns Urteil stehen Titius, Baumgarten und Otto für die „radikale Selbstkritik 

des bürgerlich-religiösen Selbstbewusstseins, das die realen emotionalen und intellektuellen 

Belastungen eines Völkerkrieges nicht durchstehen konnte.“355 In der dem Vortrag folgenden 

Diskussion übte Rade Kritik. Rade, der alte Freund Englands, konnte nicht nachvollziehen, 

wieso der Abstand zwischen Ideal und Wirklichkeit von Titius in England als Ursache der 

Verlogenheit bezeichnet wurde, da Rades Meinung nach ein Abstand zwischen beiden doch 

immer bestehe. Er fragte an, ob nicht auch in Deutschland ein solcher Abstand bestehe und ob 

nicht Luthers Gedanke, dass alle Menschen allzumal verlogen und sündig sind, hier zum tra-

gen kommen muss. Zugleich gab er zu bedenken, dass eine Ausrichtung der Ideale an der 

Wirklichkeit die Gefahr beinhalte, dass „wir dann zu Sklaven der Wirklichkeit“356 werden, 

dass die Ideale mit der Wirklichkeit nivelliert werden. In seiner Antwort gestand Titius zu, 

dass Ideale nicht restlos durchzuführen seien, dass aber die Differenz zwischen Ideal und 

Wirklichkeit in England ungleich größer sei als in Deutschland. 
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4.6.  Positionen und Ereignisse nach der Beendigung des Burgfriedens 

 

Im Juni und Juli 1917 wurde der Ruf nach innenpolitischen Reformen lauter. Harnack forder-

te die Verwirklichung des sozialen Kaiser- und Königtums, das gleichzeitig Demokratie nach 

westlichem Muster abwehren sollte. Im Juli fordert er mit anderen Intellektuellen wie F. Mei-

necke, E. Troeltsch und F. Thimme357 die Einlösung der Versprechen der kaiserlichen Oster-

botschaft.358 

Während Harnack und seine politischen Freunde für den Gedanken des Verständigungsfrie-

dens eintraten, versuchten die „Alldeutschen“ im Bündnis mit nationalen und konservativen 

politischen Vereinen, großen Wirtschaftsverbänden aus Industrie und Landwirtschaft, aber 

auch mit national gesinnten kirchlichen Vereinigungen wie der Kirchlichsozialen Konferenz, 

dem Gesamtverband der Evangelischen Arbeitervereine und dem Verband Katholischer Ar-

beitervereine, ihre Vision vom „deutschen Frieden“ oder vom „Siegfrieden“ durchzusetzen. 

 

Damit verbanden sie die Forderung nach Annexion Belgiens, der französischen Erzgruben, 

Annexionen im Osten, vor allem im Baltikum und hohe Kriegsentschädigungen.359 In diesen 

Auseinandersetzungen um die Kriegsziele und die demokratischen Reformen, in denen er eine 

gemäßigte Position vertrat, kam der Kanzler Bethmann Hollweg in so große Schwierigkeiten, 

dass er zurücktreten musste. So wird am 14. Juli 1917 der ziemlich unbekannte Georg Micha-

elis360 Nachfolger von Bethmann Hollweg.361 Parallel zur Aufhebung des politischen Burg-

friedens, der sich eigentlich schon im April 1917 abzeichnete, um dann im Juli durch den 

Kanzlerwechsel und eine auf Verständigung zielende „Friedensresolution“ der Reichstags-

mehrheit in offenen Streit umzuschlagen, wurde auch der innerprotestantische Burgfrieden 

aufgekündigt.362 

Gegen diese Friedensresolution der Reichstagsmehrheit erhoben 1100 Professoren und Do-

zenten ihre Stimme. Dieser Protestaufruf klammerte die Frage nach den umstrittenen Kriegs-
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zielen allerdings aus und nahm für sich einen überparteilichen Standpunkt in Anspruch, der 

allein aus Sorge „um die Zukunft des Vaterlandes“ dem Reichstag das Recht absprach, den 

Volkswillen im Sinne eines Verständigungsfriedens unter Verzicht auf erzwungene Gebiets-

abtretungen in unzweifelhafter Weise zum Ausdruck zu bringen. 

Titius unterzeichnete diesen Protestaufruf gegen die Resolution der Reichstagsmehrheit, ob-

wohl Troeltsch und Rade, Männer die ihm politisch und theologisch viel näher standen, einen 

Gegenaufruf der „Gemäßigten“ vorbereiteten.363 Während der „theologische Liberalismus“ 

immer stärker auf die Seite derer trat, die einen vernünftigen Frieden und eine Demokratisie-

rung Deutschland befürworteten, sahen sich große Teile der nationalen Opposition und der 

konservativen protestantischen Presse ermutigt, die Friedensresolution als Schwäche und Ver-

rat zu diffamieren und deren Friedensvorstellung als „Verzichtfrieden“ herabzuwürdigen, um 

selbst weiterhin die Forderung nach einem Siegfrieden zu erheben.364 Reichskanzler Michae-

lis setzte sich im Laufe des Sommers in einen so starken Gegensatz zur Reichstagsmehrheit, 

dass er am 31. Oktober durch den Grafen Hertling, einen bayrischen Katholiken vom rechten 

Flügel des Zentrums, ersetzt wurde. Der deutsche Protestantismus war düpiert, ausgerechnet 

in der Zeit der Reformationsjubelfeiern einen Katholiken als Kanzler und preußischen Minis-

terpräsidenten akzeptieren zu müssen.365 Einen neuen Höhepunkt in der seit der Julikrise 1917 

offen ausgetragenen Auseinandersetzung um die deutschen Kriegsziele bildet die Gründung 

der Deutschen Vaterlandspartei durch Großadmiral Tirpitz, Generallandschaftsdirektor Kapp 

und Herzog Johann Albrecht von Mecklenburg am 2.9.1917 in Königsberg.366 

Sie war gegen die Politik der Reichstagsmehrheit eingestellt, wie sie sich in der Reichstagsre-

solution vom 19.7.1917 dokumentierte. Damit war sie ein Sammelbecken der „rechtsnationa-

len Gruppen aus dem konservativen und nationalliberalen Lager“, Deutsch-Nationalen, der 

Chauvinisten, der Alldeutschen und derer, die für Annexionen und hohe Kriegsentschädigun-

gen, also einen Frieden nach deutschen Bedingungen, eintraten. Die Deutsche Vaterlandspar-

tei hielt ihre ersten öffentlichen Versammlungen am 24. September in Berlin ab.367 Indem sie 

das Vaterland über alle parteipolitischen Ziele zu stellen vorgab, erweckte sie den Eindruck, 

eine Bewegung jenseits aller Parteidifferenzen zu sein.368 
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Daher glaubten manche, „die Mitwirkung des kirchlichen Apparates als selbstverständlich 

fordern und gewähren zu dürfen“, so dass zwar nicht die Kirchenregierungen, aber nachge-

ordnete kirchliche Instanzen, zuweilen sogar amtlich, für die Vaterlandspartei eintraten.369 

Zum Teil schlossen sich ganze Pfarrkonvente oder Presbyterien dieser Bewegung an.370 Die 

national gesinnte konservativ-orthodoxe Mehrheit des deutschen Protestantismus fand sich in 

den Zielen der Deutschen Vaterlandspartei richtig repräsentiert, allen voran die Stoeckerschen 

Christlich-Sozialen mit ihrer Zeitschrift „Reformation“. Die Zeitschrift „Reformation“ be-

grüßt die Gründung der Vaterlandspartei „mit großer Freude“ und ermuntert die Leser „alles 

zu tun, was in ihren Kräften steht, damit der Erfolg nicht ausbleibt.“371 Wenige Wochen später 

entstand „als bewußte Gegengründung“ der „Volksbund für Freiheit und Vaterland“.372 Der 

Gründungsaufruf erschien in Naumanns „Die Hilfe“373 F. Meinecke, A. Grabowsky374 und E. 

Troeltsch waren die Gründungsväter. Der Aufruf wurde vorwiegend von christ-

lich-gewerkschaftsnahen Verbänden unterzeichnet, „Teile des liberaldemokratischen Bürger-

tums“375 rechneten sich hinzu. Der Volksbund trat am Januar 1918 an die Öffentlichkeit und 

agierte im Sinne der Reichstagsmehrheit für einen Verständigungsfrieden ohne Annexionen 

und Kriegsentschädigungen. 

Man wird Titius ganz auf der Linie des Volksbundes für Freiheit und Vaterland vermuten 

dürfen, auch wenn uns eine Mitarbeit nicht bezeugt ist. Die Gründung der Vaterlandspartei 

und die darauf reagierende Gründung des Volksbundes bedeuteten „die endgültige politische 

Spaltung des Weltkriegsprotestantismus.“ Bis zum Ende des Krieges führten diese beiden 

Gruppen ihre Polemik gegeneinander, ohne selbst in der äußersten Not des Reiches eine ge-

meinsame politisch tragfähige Verständigung zu erreichen. Während der Volksbund in etwa 

die Gruppen umfasste, die später zunächst die Weimarer Koalition trugen376, bezog sich die 

Vaterlandspartei auf jene Gruppen, die der Republik, die sie als Resultat der Politik der „Ver-

zichtler“ auffassten, ihre innere Zustimmung auf Dauer versagten. 

Als im Juli 1918 die deutsche Offensive zusammenbrach und die oberste Heeresleitung eine 

Fortsetzung des Krieges für aussichtslos erklärte, versteifte sich die Haltung in den natio-
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nal-konservativen Kreisen zur Alternative „Sieg oder Untergang“.377 Gleichzeitig wurde die 

Diskussion und der Streit um den vom amerikanischen Präsidenten Wilson forcierten Völker-

bundsgedanken in Deutschland immer breiter und erfasste immer größere Teile der Öffent-

lichkeit, wobei die Positionen der Lager immer weiter auseinander drifteten. Im September 

und Oktober 1918 erreichte diese Diskussion ihren Höhepunkt, um dann von der Katastrophe 

des Zusammenbruchs verdrängt zu werden.378 

Die Träger des Völkerbundsgedankens in Europa entstanden z. T. spontan und nahmen dann 

untereinander im nationalen Rahmen Kontakt auf. „Ihre Entwicklungsmöglichkeiten waren 

von Land zu Land verschieden. Recht ungünstig waren sie bis in die Endphase des Krieges 

hinein im Deutschen Reich. Kanzler von Bethmann-Hollweg hatte zwar am 9. November 

1916 vor dem Reichstag förmlich erklärt, Deutschland sei bereit, in einem künftigen Völker-

bund führend mitzuarbeiten“, aber die immer mehr der „Machtpolitik“ verfallende Oberste 

Heeresleitung setze durch, „daß die führenden Pazifisten und Völkerbundsanhänger, Quidde, 

Schücking, Wehberg und andere, überwacht und in ihrem Aktionsradius durch Dienstver-

pflichtungen und ähnliches erheblich eingeengt wurden.“379 

Trotz der ständig zunehmenden Diskussion fand der Völkerbundsgedanke in der deutschen 

Bevölkerung nur wenig Rückhalt. „Der Canossagang der Mehrheit des deutschen Volkes in 

dieser Hinsicht fand - so traurig dies Geständnis ist - erst an dem Tage statt, als die deutsche 

Front vor dem Ansturm der Gegner zu weichen begann. Erst da griff man zu dem Rechtsge-

danken wie zu dem letzten Rettungsmittel. Es entstand der Erzbergersche Völker-

bund-Entwurf sowie der Völkerbundentwurf der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht, und 

in der Presse erlangten die einst verspotteten Ideen des Völkerbunds zum ersten Male größere 

Anerkennung.“380 Mit diesen kurzen Schilderungen der politischen Situation und der knappen 

Beschreibung der sehr unterschiedlichen Kräfte, die versuchten, in ihr Einfluss zu nehmen, ist 

der Hintergrund aufgezeigt, vor dem Titius Position gesehen werden muss. 

 

 

4.7. Bewertung der Entwicklung Titius’ 

 

Diese Ereignisse bilden die Folie für Titius’ Positionsbestimmung. Außer in den genannten 

Aufsätzen, Vorträgen und als Unterzeichner der genannten öffentliche Aufrufe hat sich Titius, 

                                                           
377 Christliche Freiheit, 39. Jg., 1917. 
378 U. Fortuna, Der Völkerbundsgedanke, s. 96. 
379 A. Pfeil, Der Völkerbund. Literaturbericht und kritische Darstellung seiner Geschichte, Darmstadt 1976, S. 
36f. 
380 H. Wehberg, zit. nach: A. Pfeil, Der Völkerbund, S. 36. 
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soweit wir feststellen können, nicht weiter zum Krieg, seinen theologischen und politischen 

Folgen und Möglichkeiten, ihn zu beenden, geäußert. Nach allem, was wir aus seinen bekann-

ten Stellungnahmen schließen können, besonders aus seinen Äußerungen auf der Tagung des 

Evangelisch-sozialen Kongresses 1917 in Berlin, ist aber zu vermuten, dass wir Titius auf der 

Seite derer finden, die sich im Volksbund für Freiheit und Vaterland organisierten. Allerdings 

ist eine direkte Mitgliedschaft oder gar Mitarbeit nicht nachweisbar. 

Sein Vortrag auf der Tagung des 26. Evangelisch-sozialen Kongresses zeigt, dass Titius im 

Gegensatz zu vielen seiner Zeitgenossen aus dem kirchlichen Bereich die Kriegsereignisse 

und ihre gesellschaftspolitischen und kirchlichen Folgen ausgesprochen kritisch beobachtete 

und weit reichende theologische und philosophische Schlüsse daraus zog. Er hat in diesem 

Vortrag ein bis dahin von vielen im deutschen Protestantismus vertretenes Denken aufgege-

ben, das die deutschen Lebensinteressen und Kriegsziele mit einer religiösen Überhöhung 

versah.381 Insofern drang Titius zu Auffassungen durch, wonach dem Kulturprotestantismus382 

durch die Weltkriegsereignisse eine tödliche Krise bereitet werde. 

Dies hat Titius in seinem ESK - Vortrag klar erkannt und diese Erkenntnis, die gleichzeitig 

eine Krise für Titius theologisches Denken war, machte eine Neubesinnung nötig. Die Au-

thentizität, mit der sich Titius zur Erkenntnis dieser Krise durchrang und mit der er in sehr 

persönlichen Sätzen nach Auswegen suchte, macht ein Stück der Faszination aus, die von 

seinem ESK-Vortrag ausgeht. 

Zugleich war er damit zum Teil zu Überzeugungen und Einsichten vorgedrungen, die dann 

auch in der neu entstehenden dialektischen Theologie eine wichtige Rolle spielten. Eine dieser 

Auffassungen war Titius’ Bekenntnis zu einem gewandelten Gottesbegriff, der sich unter dem 

Eindruck der Ereignisse nach Baumgartens Urteil „in der Richtung auf den deus absconditus 

vertieft“383 habe. So gelangte Titius durch die Reflektion seiner Kriegseindrücke zu einer Got-

tesauffassung, in der „Gott für ihn der Unerkennbare <wird>, dessen Wege unerforschlich 

sind“ schon vor dem Aufkommen der Dialektischen Theologie.384 

Baumgartens Einsicht, dass die Theologie nach diesem Krieg einen Neuansatz finden müsse, 

ist nach Brakelmanns Auffassung „der erste nennenswerte literarische Niederschlag eines 

beginnenden theologischen Umdenkens“385, offensichtlich von Titius mitinspiriert. Dies zeigt, 

dass Titius mit zu den ersten gehörte, die eine Neuorientierung des theologischen Denkens für 

                                                           
381 H.- W. Krumwiede, Kirche und Theologie in der Weimarer Republik, S. 21. 
382 Vgl. dazu auch Gangolf Hübinger, Drei Generationen deutscher Kulturprotestanten 1860 – 1918, in: J. Danti-
ne, K. Thien, M. Weinzierl (Hg.), Protestantische Mentalitäten, Wien 1999, S. 181 – 193. 
383 O. Baumgarten, Meine Lebensgeschichte, S. 305. Dies war für ihn so eindrücklich, dass er noch Jahre später 
darauf zurückgriff, vgl. ebd., S. 346.  
384 H.- W. Krumwiede, Kirche und Theologie in der Weimarer Republik, S. 21. 
385 G. Brakelmann, Der deutsche Protestantismus 1917, S. 309 
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nötig befinden. Titius forderte deutliche Konsequenzen sowohl für den Bereich des Staates als 

auch für die Kirche. Für den kirchlichen Bereich forderte Titius eine breite Zusammenarbeit 

in den praktischen Fragen von den Katholiken bis zu den Monisten, wahrlich eine sehr breite 

Koalition. Er strebte eine volkstümliche Kirche an, die sich dem Sozialismus öffnet. Für den 

politischen Bereich verlangte Titius Mitbestimmung und eine Machtbeteiligung der Massen, 

die seiner Meinung nach darum gerechtfertigt war, weil sich die Massen als verantwortliche 

Glieder des Staates erwiesen hatten.386 

Allerdings muss man sich klar machen, was es heißt, wenn Titius solche Forderungen stellte, 

denn eine Demokratie nach dem zeitgenössischen westlichen Muster lehnte Titius ab. So hielt 

er das Ideal der Demokratie - wie übrigens ein großer Teil der „Naumannianer“ unter den 

Professoren - in der gleichen Ansprache, in der er die Machtbeteiligung der Massen einklagte, 

„durchaus für zertrümmernswert“387. Bemerkenswert ist auch, dass Titius’ nationales Empfin-

den doch stärker und intensiver ausgeprägt war, als bei seinen theologischen und politischen 

Freunden wie z. B. Troeltsch und Rade. So konnte er als einer der ganz wenigen einerseits die 

so genannte „Gegeneingabe“ als Reaktion auf die Intellektuelleneingabe vom Juni 1915, an-

dererseits auch die Protestkundgebung gegen die Friedensresolution des Reichstags unterstüt-

zen.388 

 

 

4.8. Titius’ Ausblick auf die Nachkriegszeit 

 

In dem Sammelband „Die Zukunftsaufgaben der evangelischen Kirchen in Niedersachsen“ 

legte Titius noch einmal kurz vor den revolutionären Ereignissen in November 1918 seine 

Erwartungen an die kirchliche Rechte dar. 

Zunächst betonte Titius, dass er kein Recht habe, „im Namen einer bestimmten Gruppe oder 

gar der theologischen Linken insgesamt zu sprechen.“389 Er stellte die Frage, ob es Chancen 

für eine Verständigung gebe. Den breiten Graben sah er vor allem durch die konsequente 

Anwendung der historisch-kritischen Methode und die Einordnung des Christentums in das 

geistige Leben der Menschheit, speziell der Gegenwart verursacht. 

                                                           
386 A. Titius, Die gegenwärtige Krise, S. 18. 
387 A. Titius, Die gegenwärtige Krise, S. 8. Vgl. dazu: K. Schwabe, Wissenschaft und Kriegsmoral. Die deut-
schen Hochschullehrer und die politischen Grundfragen des Ersten Weltkrieges, Göttingen, Zürich, Frankfurt 
1969, S. 243.  
388 Vgl. dazu die Materialtabellen in H. Döring, Der Weimarer Kreis, S. 255ff. und ebd., S. 53, Anm. 138. 
389 A. Titius, Was erwarten wir von der kirchlichen Rechten? in: Rolffs, Meyer (Hrsg.) Die Zukunftsaufgaben 
der evangelischen Kirchen in Niedersachsen, Hannover 1918, S. 101. 
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Er wies aber auch auf eine Reihe von Punkten hin, die zwischen Linken und Rechten in der 

Kirche eigentlich nicht oder nur wenig umstritten sind: innere und äußere Mission, die lan-

deskirchliche Arbeit, Fragen der Kirchenverfassung. Eine Einigkeit des deutschen Protestan-

tismus war nach Titius aus einer Vielzahl von Gründen notwendig. Zum einen darum, weil 

sich das deutsche Volk nach dem Krieg mit Blick auf das Ausland eine Uneinigkeit nicht leis-

ten konnte, zum anderen darum, weil die zugesagte Neuorientierung des Staatslebens für lan-

ge Zeit Grundlage des gesellschaftlichen und kirchlichen Lebens sein wird. 

Zu dieser Neuorientierung sollte der Protestantismus eine einheitliche Haltung einnehmen. 

Schließlich erfordere die Machtstellung des Katholizismus ein einheitliches Gegenüber im 

Protestantismus, wenn nicht der Katholizismus diese Machtposition im Zuge der Neugestal-

tung auf Kosten des Protestantismus ausbauen soll. Darum hielt Titius nichts von den von 

links und von rechts kommenden Vorschlägen, die Kirche in eine liberal-neuprotestantische 

und eine orthodox-altprotestantische Kirche zu zerspalten. Er verwies dabei auf Luther, der 

doch bei allerschärfster Kritik an der altgläubigen Kirche solange als möglich an ihr festgehal-

ten habe. Was sich als tragender Grund der Reformation erwiesen habe, sollte nach Titius 

auch jetzt Basis der Verständigung sein: der Ernst des in Gott gebundenen Gewissens und die 

strenge theologisch-wissenschaftliche Arbeit. 

Auf protestantischem Boden könne seiner Meinung nach niemandem das Heimatrecht bestrit-

ten werden, der sich dem Geist der Zeit widme und seinen theologischen Ertrag erarbeite. 

Dies sei stets Ziel der theologischen Linken gewesen. Darum bezeichnete er es als „Alte, üble 

Angewohnheit kirchlicher Kreise“ jenen einen charakterlichen oder sittlichen Defekt anzu-

dichten, die von der Tradition abwichen. „Die wahren Gotteskinder gehören nicht nur dieser 

oder jener Partei an; alle aber sind dadurch gekennzeichnet, daß sie ihrem Gotte nicht nach 

eigener Willkür dienen, sondern im Gehorsam gegen die Fügungen und Offenbarungen, die er 

sie hat erleben lassen.“ 

Titius warnt davor, die beiden theologischen Richtungen, Liberale und Positive gegeneinan-

der zu isolieren, weil die Positiven dann in der Gefahr stünden, zu verknöchern, während ein 

großer Teil der Wirksamkeit im deutschen Volke eben auf „verdünnten und verblaßten christ-

lichen Gedanken, die durch den theologischen Liberalismus zu Gemeingut der deutschen Kul-

tur geworden sind“ beruhe. Schließlich weist er darauf hin, dass die Verständigung zwischen 

Linken und Rechten auch dadurch erleichtert würde, dass der reformatorischen Grunder-

kenntnis „von den verschiedensten Richtungen aus mit Ernst und Erfolg, ob auch auf recht 
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verschiedenen Wegen zugestrebt worden ist, und daß das Verständnis für das religiöse Erleb-

nis, auf dem die Reformation beruht, weithin gewachsen ist.“390 

 

 

5.  Titius Rolle in der kirchlichen Neuordnung nach der Novemberrevolution  

 

5.1.  Der Neubeginn im November 1918  

 

Die Novemberereignisse von 1918 stellten die evangelischen Kirchen in Deutschland mit ei-

nem Schlage in eine neue Situation und vor große Probleme. Nachdem am 9. November Phil-

lip Scheidemann die Republik ausgerufen hatte, war die Revolution über Gesellschaft und 

Kirche hereingebrochen.391  

Was war geschehen? Nach rund vier Jahrhunderten kirchlicher und gesellschaftlicher Praxis 

zogen sich die Landesherren aus ihren politischen und kirchlichen Machtpositionen zurück. 

Das alte, in den Augen der großen Mehrheit der kirchlichen Öffentlichkeit bewährte Bündnis 

von Thron und Altar war zerbrochen. Exemplarisch drückte eine Stellungnahme des Evange-

lischen Oberkirchenrates die Stimmungs- und Gemütslage des weit überwiegenden Teiles des 

Protestantismus angesichts der grundlegenden Veränderungen aus: „Kaiser und Reich, wie es 

in einer Geschichte ohnegleichen uns teuer und wert geworden war, ist dahin. Es ist uns nichts 

von Bitterkeit und Demütigung erspart worden. Unsere Herzen sind wie erstarrt und zerrissen 

in namenloser Trauer, in bängsten Sorgen.“392 

Die SPD, der die überwiegende Mehrheit der kirchlichen Kreise distanziert bis feindlich ge-

genüberstand, trat in die Regierung ein. Welchen Folgen könnte dies für die politischen Ver-

hältnisse in Deutschland haben? Welche Auswirkungen würde dies für das Verhältnis von 

Kirche und Staat haben? Gerade in den konservativen, auf Thron und Altar eingeschworenen 

Kreisen innerhalb von Kirche und Theologie löste die Regierungsbeteiligung der Sozialde-

mokraten schlimmste Ängste und Befürchtungen aus. 

                                                           
390 A. Titius, Was erwarten wir, S. 106, 107, 109f. 
391 G. Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution von 1918 auf die altpreußische evangelische Landes-
kirche, Diss. Berlin 1967, S. 17. Zum Folgenden vgl. auch J. Jacke, Kirche zwischen Monarchie und Republik. 
Der preußische Protestantismus nach dem Zusammenbruch 1918, Hamburg 1976.  
392 Der Evangelische Oberkirchenrat, in: Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 7, Berlin 1918, S. 49f. 
zit. nach: M. Greschat , Der deutsche Protestantismus im Revolutionsjahr 1918-19, Politik und Kirche, Bd. 26 
Witten 1974, S. 26. 
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Über diesen Fragen schwebte der Name von Adolph Hoffmann393, der als USPD-Mitglied 

zusammen mit dem SPD-Mitglied Konrad Hänisch394 Kultusminister der Revolutionsregie-

rung wurde. Hoffmanns Name war ein „Schibboleth, warnende Losung... für eine der als am 

gefährlichsten empfundenen Bedrohungen“395 wegen seiner radikalen antikirchlichen Hal-

tung. Das Parteiprogramm der SPD und ihre Stellung zur Kirche waren den kirchlichen Krei-

sen hinlänglich bekannt. Ebenfalls bekannt war, dass es auch in der SPD durchaus Kräfte gab, 

die radikalere Positionen als die im Parteiprogramm festgeschriebenen vertraten. 

Von daher bestanden Befürchtungen für den Erhalt der evangelischen Kirchen als öffent-

lich-rechtliche Körperschaften mit all den gewachsenen Privilegien und der geschichtlich ge-

wordenen gegenseitigen Durchdringung keineswegs zu unrecht. Für die Mehrheit der kirchli-

chen Kreise waren die Ereignisse und damit verknüpften Erwartungen ein Schock und ein 

schmerzlicher Abschied von einer geliebten Institution und Tradition. Besonders die Vermu-

tung, dass der „Revolutionäre Rat der Volksbeauftragten“ eine Politik der radikalen Trennung 

von Kirche und Staat betreiben werde, wirkte „wie ein Blitzschlag in das Sekuritätsgefühl des 

Pfarrerstandes“, von dem sich die politische Mentalität der Pastoren während der Weimarer 

Republik nie mehr recht erholen sollte.396 

Die überwiegende Mehrheit der kirchlichen Kreise erwartete von den neuen Machthabern 

nichts Gutes, schon gar nicht für Kirche und Theologie. Obwohl sich die Neuordnung der 

kirchlichen Angelegenheiten nach anfänglichen Irritationen insgesamt durchaus produktiv 

entwickelte, saßen doch die Angst und der Schock über den radikalen Wandel und Macht-

wechsel in weiten Kreisen der Kirche tief. Symptomatisch für diese Einstellung ist E. v. Dry-

ander397, der als Oberhofprediger engen Kontakt zum Kaiserhaus besessen hatte und rückbli-

ckend noch das Entsetzen und die Wut über die neuen Machthaber erkennen läßt. „In unver-

                                                           
393 A. Hoffmann (1858-1930), Graveur, später Politiker der SPD, dann der USPD. Sein Buch "Die Zehn Gebote 
und die besitzende Klasse" (1891) wies ihn als radikalen Kirchengegner aus. Seine Pläne beinhalteten u. a.: 
Streichung von Staatszuschüssen, Umwandlung kirchlicher Feiertage in Naturfeste, Einzug von Kirchenvermö-
gen, Verlust des beamtenanalogen Status der Geistlichen und ihres passiven Wahlrechts. (Vgl. K. W. Dahm, 
Pfarrer und Politik. Soziale Position und politische Mentalität des deutschen Pfarrerstandes zwischen 1918 und 
1933, Köln / Opladen 1965, S. 135.). 
394 K. Hänisch (1876-1925) war Mitglied der SPD und wurde zusammen mit A. Hoffmann Kultusminister im 
"Revolutionären Rat der Volksbeauftragten". Er blieb auch im Amt, als Hoffmann sein Amt aufgab und war 
noch in der Regierung Scheidemann bis November 1921 preußischer Kulturminister (Vgl. K.-W. Dahm, Pfarrer 
und Politik, S. 135.). Zum Verhältnis Hänisch und Hoffmann vgl. C. Motschmann, Evangelische Kirche und 
preußischer Staat in den Anfängen der Weimarer Republik. Möglichkeiten und Grenzen ihrer Zusammenarbeit, 
Lübeck/Hamburg 1969, S. 50ff. 
395 K.-W. Dahm, Pfarrer und Politik, S. 134. 
396 ebd., Zitat S. 135, 136. 
397 Ernst von Dryander (1843 – 1922), Studium in Halle und Tübingen, lernte als Pfarrer in Bonn 1874 Prinz 
Wilhelm, den späteren Kaiser, kennen. Ab 1882 war er Pfarrer an der Dreifaltigkeitskirche in Berlin, 1890 zu-
nächst vertretungsweise, ab 1897 endgültig Schlossprediger, 1898 Oberhofprediger, gleichzeitig Generalsuperin-
tendent, 1903 Mitglied des EOK, 1906 dessen geistlicher Vizepräsident. Er begleitete den Kaiser und dessen 
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ständlichem Wahnsinn zerschlug die Revolution alles, was war, alte Autoritäten und bewährte 

Ordnungen, ohne sich auch nur zu überlegen, was sie an die Stelle setzen sollte.“ Ihm ist un-

vorstellbar, dass diese Vorgänge anders als durch jahrzehntelange Hetze und russischen Ein-

fluss und russisches Gold möglich gewesen wären398. 

Nur eine Minderheit in den kirchlichen Kreisen sah sich endlich von der Last einer überholten 

Tradition und überlebten Institution befreit und hoffte auf einen „demokratischen“ Neubeginn 

in Kirche und Staat. Die rauschhafte Euphorie des Geistes von 1914, die in manchen Köpfen 

den realistischen Blick auf die militärische und politische Lage bis in die letzten Kriegstage 

hinein vernebelt hatte, wurde durch die bittere Realität, der man nun nicht mehr ausweichen 

konnte, ernüchtert. Allerdings wurden Niederlage und Revolution in diesen Kreisen als Abfall 

vom Geist von 1914, als Nachlassen in der religiösen Gestimmtheit für die große vaterländi-

sche Aufgabe, und in diesem Sinne vielleicht als „Gericht Gottes“. „Ihr habt nicht gewollt“ ist 

denn auch der Titel der „Gedanken zur Gegenwart“ von B. Döhring aus jener Zeit.399 Ganz 

gleich, ob im Laufe des Krieges eine allmähliche Ernüchterung eintrat oder ob der November 

1918 als plötzlicher Kollaps erlebt wurde, es gilt wohl Baumgartens Einschätzung, „daß die 

meisten bürgerlich führenden Männer von der Revolution völlig überrascht wurden.“400 

Noch im November verkündete der Rat der Volksbeauftragten das Recht der freien Religions-

ausübung und versprach, bis zum Zusammentritt einer neuen Legislative keine großen Verän-

derungen im Bereich der Kirche durchzuführen.401 Trotzdem begann A. Hoffmann, allerdings 

im Streit mit K. Hänisch, auf dem Wege der Verordnungen die Trennung von Staat und Kir-

che einzuleiten und kündigten an, die staatlichen Zuschüsse auslaufen zu lassen.402  

 

 

5.2.  Die Erneuerungsbestrebungen in den evangelischen Kirchen 

 

So gab es einige gewichtige Motive, sich der Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse auf 

Seiten der Kirche zu widmen. Zum einen führte der Fortfall des Summepiskopats zu einem 

Vakuum an der Spitze der Kirche, das irgendwie neu gefüllt werden musste. Darüber ent-

                                                                                                                                                                                     
Familie bei zahlreichen Auslandsreisen und steht auch nach der Abdankung treu zum Kaiserhaus. Vgl. BBKL, 
Bd. I, 1990, Sp. 1398 – 1399. 
398 E. von Dryander, Erinnerungen aus meinem Leben, 4. Aufl., Bielefeld-Leipzig 1924, Zitat S. 317. Vgl. auch 
317ff. 
399 B. Döhring, Ihr habt nicht gewollt. Gedanken zur Gegenwart, 4. Folge, Berlin 1919. Bruno Döhring (1879 – 
1961) studierte in Halle, Berlin und Königsberg, war nach anderen Pfarrstellen ab 1914 hof- und Domprediger in 
Berlin, wo er von 1923 – 1953 Praktische Theologie lehrte. Vgl. BBKL, Bd. 1, 1990, Sp. 1343. 
400 O. Baumgarten, Lebensgeschichte, S. 356. 
401 C. Motschmann, Evangelische Kirche und preußischer Staat, S. 29. 
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brannte eine Diskussion, welches Organ die Rechte des Summusepiskopus nun ausfüllen soll-

te. Zum anderen setzten sich viele für den Erhalt kirchlicher Einrichtungen und Rechte in dem 

Moment ein, in dem sie ernsthaft gefährdet schienen. Und schließlich wollten manche Kräfte 

in der Kirche den gesellschaftlichen Schwung zur Hinwendung zu Demokratie und zum Par-

lamentarismus ausnutzen, um auch die Gestalt der Kirche von diesem neuen Geist verwandeln 

zu lassen. „Das alle Lager überwölbende Stichwort hieß Volkskirche.“403 

Besonders die letzen beiden Motive verbanden sich zum Teil in spontan entstehenden Organi-

sationen, die die Verteidigung der Stellung der Kirche in der Gesellschaft, aber auch eine ver-

antwortliche Erneuerung der Kirche, die den revolutionären Entwicklungen ein Stück weit 

Rechnung trug, auf ihre Fahnen geschrieben hatten. Im folgenden Abschnitt soll nicht die 

ganze Fülle des Schrifttums, das sich an dieser Diskussion beteiligte, vorgestellt werden, son-

dern lediglich die überregional bedeutenden Organisationen, die sich zur Bewältigung dieser 

Fragen neu bildeten, um das Profil des von Titius inspirierten Volkskirchenbundes darzustel-

len. 

Eine dieser neu entstehenden Organisationen war der „Berliner Volkskirchendienst 1918“, der 

am 15. November 1918 entstand.404 Der Kirchenjurist Kahl405 wurde 1. Vorsitzender, 2. Vor-

sitzender Mahling406, der aus dem Bereich der Inneren Mission stammte. Diese Gründung 

stützte sich auf die freien kirchlichen Verbände und war durch ihre personelle Nähe zu den 

Kirchenleitungen in ihrer Ausrichtung eher einer bewahrenden Zielsetzung verschrieben.407 

Der „Berliner Volkskirchendienst 1918“ befasste sich in Unterausschüssen mit den Proble-

men, die sich aus dem Zusammenbruch des landesherrlichen Kirchenregiments ergaben. So 

gab es einen „Ausschuß zur Klärung des Verhältnisses von Staat und Kirche“. Man verfasste 
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406 Friedrich Mahling (1865 – 1933) studierte Theologie in Leipzig, Greifswald und Marburg, wurde 1889 ordi-
niert. Nach einem kurzen Zwischenspiel in Hessen wurde er Vorsteher der Hamburger Stadtmission. In diesen 
zwölf Jahren befasste er sich intensiv mit Wicherns Lebenswerk. Als Pfarrer an der Frankfurter Lutherkirche ab 
1904 wird er Mitglied der Frankfurter Kirchenleitung. 1909 wird er auf die Stelle des praktischen Theologen 
Paul Kleinert nach Berlin berufen. Er arbeitete im Central-Ausschuß der Inneren Mission mit und in der Konfe-
renz der deutschen evangelischen Arbeitsorganisationen. BBKL, Bd. V, Sp. 555-557. 
407 Vgl. J. Jacke, Kirche zwischen Monarchie und Republik, S. 54. Jacke nennt dort den 14. (!) November 1918 
als Tag der Konstitution. 



 107 

etliche Flugblätter, die sich mit der Trennung von Staat und Kirche befassten.408 Des Weiteren 

gab es den „Ausschuss für kirchliche Verfassungsfragen“.409 Er legte einen ersten Tätigkeits-

bericht vor, in dem die Folgen des Fortfalls des Summepiskopats beschrieben wurden. Nach 

Auffassung des Ausschusses gingen die Rechte des Obersten Bischofs auf die Kirche als Ge-

meinschaft der Gläubigen über. Die neue Verfassung der Kirche sollte aus Gründen der „Er-

haltung der geschichtlichen Verbindung“ von den Organen der alten Kirche vorbereitet wer-

den, wobei das verfassungsgebende Organ durch unmittelbares Wahlrecht gewählt werden 

sollte. Dieser Ausschuss tagte bis November 1919, bis also die entscheidenden Weichenstel-

lungen vollzogen waren. Besonders starken Zulauf hatte der „Ausschuss für christliche Ju-

genderziehung“. Er trat für die Beibehaltung des „öffentlichen Schulwesens auf dem Funda-

ment christlicher Bildung und Gesittung“ ein, demgegenüber „religionsloser Moralunterricht“ 

ein völlig unzureichendes und die deutsche Kultur zerstörendes Unternehmen sei.410 Weiter 

wurden Ausschüsse „für die volkstümliche Verkündigung“, „zur Belebung der Einzelgemein-

de“ und für „interkonfessionelle, internationale und politische Beziehungen“ gebildet.411 Der 

Ausschuss für christliche Jugenderziehung legte eine Entschließung vor, die im Sinne einer 

Briefaktion unterschrieben an die neuen Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 

geschickt werden sollte, um auf sie Druck auszuüben. Es gelang, innerhalb kurzer Zeit über 

8,5 Millionen Unterschriften zu sammeln.412 

Während es beim Berliner Volkskirchendienst vor allem um Erhalt der kirchlichen Wir-

kungsmöglichkeiten ging und um eine pragmatische, vorsichtige Klärung der offenen juristi-

schen Fragen ohne Absicht, deutliche Reformen durchzuführen, vertraten die Religiösen So-

zialisten ein dem Proletariat zugewandtes Volkskirchenkonzept: Die proletariatsoffene 

Volkskirche. Entflechtung der Kirche aus den Schichten des Besitzes und der Bildung, De-

mokratisierung, Parlamentarisierung, Bejahung des Klassenkampfes des Proletariats waren 

ihre Forderungen. Inspiriert vor allem durch die Schweizer Religiös-Sozialen, sahen sie ein 

wesentliches Defizit der vergangenen Obrigkeitskirche im Mangel an „volkskirchlicher Ver-

antwortung gerade gegenüber dem Proletariat“413 Eine Gruppe, die solche Forderungen ver-

trat, waren die „Werkleute Gottes“. Ausdrücklich wurde die neue Zeit begrüßt und für eine 

                                                           
408 EZA 1/ A3/ 42, Notiz vom 23.11.1918. Mitglieder: Kahl, Everling, Prof. Dunkmann, Fabricius und Hinderer. 
409 EZA 1/ A3/ 42, Notiz vom 23.11.1918. Mitglieder: Senatspräsident Berner, Konsistorialrat Holl, Spiero, 
Axenfeld, Dross, Dunkmann, Fischer, Heydt, Irmer, Krämer, Pauli und Schneider. 
410 EZA 1/ A3/ 42, Notiz vom 23.11.1918. Zu diesem Ausschuss gehörten V. Hegel, Hofprediger Döhring, Böt-
ticher, Gräber, von der Heydt, Holstein, Irmer, Mahling, Moldänke, Patuschka, Schneemelcher, Warneck, 
Schlemmer, Ulrich, Schröder, F.J. Schmidt, Lüttgert, Händler, Kunst u. a.) Vgl. auch: G. Mehnert, Evangelische 
Kirche und Politik 1917-1919, S. 121ff.  
411 EZA 1/ A3/ 42, Notiz vom 23.11.1918. 
412 G. Mehnert, Evangelische Kirche und Politik 1917-1919, S. 121ff. 
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Zusammenarbeit mit den neuen Machthabern freudige Bereitschaft signalisiert. Die Erlösung 

aus den Ketten der „alten eingerosteten ... unvolkstümlichen Pastoren- und Behördenkirche“ 

wird als Ruf Christi in jener Stunde aufgefasst. Ein „Freier Volkskirchenrat“ stellte einen Ka-

talog von Forderungen auf, dessen „Freiheitliches Wahlsystem auf Volksherrschaftsgrundla-

ge“ vor allem gegen die kirchlichen Verwaltungseinrichtungen gerichtet waren. Neben struk-

turellen Reformen wurden auch Forderungen nach Erneuerung des Gottesdienstes, des Religi-

onsunterrichts, der Ausbildung, der Beteiligung von Frauen (Frauengeistliche) erhoben. Zu-

sammengefasst wurde die Botschaft in dem Satz: „Überall Ausgestaltung des reinen Jesusso-

zialismus.“414 

Der Wegfall des Summepiskopats, die unübersichtliche politische Situation, aber auch das 

Vakuum, in das religiöse Gruppen und Kräfte von der Basis her einzuströmen suchten, veran-

lasste auch die Kirche in Preußen zu einer sehr schnellen Reaktion. So berief am 15. Novem-

ber der Evangelische Oberkirchenrat und der Generalsynodalvorstand in Berlin aus allen 

kirchlichen Lagern und Vereinen einen Vertrauensmännerrat415. Bereits im Heft 24 des All-

gemeinen Kirchenblattes für das evangelische Deutschland vom 23.11.1918 wurden die Ziele 

und Aufgaben des Vertrauensmännerrates in einer Ansprache des Evangelischen Oberkir-

chenrates und des Generalsynodalvorstandes an die evangelischen Gemeinden erläutert. Unter 

Vorbehalt der Zuständigkeiten einer künftig zusammentretenden Generalsynode sollte er zu-

nächst den Fortbestand des kirchlichen Gemeindelebens sichern. Weiterhin war geplant, dass 

der Vertrauensmännerrat das Recht der Kirche und ihrer Diener nach außen vertrete. Schließ-

lich wurde dem Vertrauensmännerrat die Aufgabe zugedacht, die Zukunft der Kirche mit Um-

sicht vorzubereiten. Man hätte zu diesem Zweck in Preußen auch die Generalsynode einberu-

fen, aber der Evangelische Oberkirchenrat und der Generalsynodalvorstand befanden sich in 

einem Dilemma: Das Recht zur Einberufung der Generalsynode hatte der Summusepiscopus. 

Gleichzeitig hatte er das Recht, dreißig Mitglieder der Synode zu benennen. Nach der Abdan-

kung des Kaisers war niemand vorhanden, der diese Rechte ausüben konnte. Der Evangeli-

sche Oberkirchenrat und der Generalsynodalvorstand konnten sich andererseits auch nicht 

dazu durchringen, diese Rechte für den Evangelischen Oberkirchenrat oder den Generalsyno-

dalvorstand oder für beide einfach zu beanspruchen. 

                                                                                                                                                                                     
413 K. Meier, Volkskirche 1918-1945. Ekklesiologie und Zeitgeschichte, (Theologische Existenz heute, Nr. 213) 
München 1982, S. 19f. 
414 Friedrich, Herpel, Schultheiß, Roth, Überall Ausgestaltung des reinen Jesussozialismus, in: Christliche Welt, 
Jg. 32, Nr. 50/51, 12. Dez. 1918, Sp. 488f. zit. nach: M. Greschat, Protestantismus im Revolutionsjahr, S. 152, 
153. 
415 Zu diesem Abschnitt vgl. auch: G. Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, S. 38ff. 
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Geschäftsführer dieses 48 Mitglieder zählenden Organs wurde Otto Dibelius.416 Das Amt 

wurde ihm vom geistlichen Vizepräsidenten des Evangelischen Oberkirchenrates Lahusen417 

am 30. November angetragen.418 Es bestand eine personelle Verknüpfung mit dem „Berliner 

Volkskirchendienst 1918“ durch Mahling und Spiecker419. Auch G. Traub420, der seine geist-

lichen Rechte wegen seines Engagements für den pantheistisch denkenden Pfarrer Jatho ver-

loren hatte, gehörte, nachdem er rehabilitiert worden war, diesem Gremium an.421 Auf einer 

ersten Sitzung am 29. und 30. November 1918 fand zunächst eine Ergänzung der Teilnehmer 

„aus weiteren Teilen der Landeskirche und auch eine Heranziehung von kirchlich interessier-

ten und bewährten Frauen“422 statt. Sodann wurde eine gemeinsame Erklärung vom Evangeli-

schen Oberkirchenrat, Generalsynodal-Vorstand, die ebenfalls Mitglieder des Vertrauens-

männerrates waren, und Vertrauensmännerrat verabschiedet, in der man sich gegen einseitige 

Maßnahmen des Staates zur Durchsetzung der Trennung von Staat und Kirche aussprach.423 

Insbesondere mahnte die Erklärung den gesetzlichen Weg an und verwahrte sich gegen Ver-

fügungen einer vorläufigen Regierung und forderte schließlich, Versuche zur vorgängigen 

Verständigung zu unternehmen, bevor einschneidende Veränderungen vorgenommen werden. 

                                                           
416 Verzeichnis der Mitglieder des Vertrauensrates in: Allgemeines Kirchenblatt für das evangelische Deutsch-
land, 68. Jg., Stuttgart 1919, S. 37ff. Zu O. Dibelius’ Rolle, siehe: R. Stupperich, Otto Dibelius. Ein evangeli-
scher Bischof im Umbruch der Zeiten, Göttingen 1989, S. 79-91 und Hartmut Fritz, Otto Dibelius: Ein Kirchen-
mann in der Zeit zwischen Monarchie und Diktatur, Arbeiten zur Kirchlichen Zeitgeschichte: Reihe B, Darstel-
lungen; Bd. 27, Göttingen 1998, S. 23ff. 
417 Christoph Friedrich Lahusen (1851 -1927) studierte in Berlin, Tübingen und Bonn. Er war Pfarrer in Mett-
mann, Hamm in Westfalen und 13 Jahre in Bremen, seiner Heimatstadt. 1899 wurde er Nachfolger von E. v. 
Dryander an der Dreifaltigkeitskirche in Berlin, 1902 trat er in das Brandenburger Konsistorium ein, bald darauf 
wurde er Oberkonsistorialrat im Evangelischen Oberkirchenrat. 1911 wurde er Generalsuperintendent von Berlin 
und von 1918 – 1921 geistlicher Vizepräsident des EOK. BBKL, Bd. IV, Sp. 994 – 996. 
418 R. Stupperich, Otto Dibelius, Göttingen .1989, S. 79. 
419 Hans Spiecker (1891 – 1968) studierte Theologie und Philologie, legte 1914 sein Staatsexamen ab und arbei-
tete ab 1919 als Gymnasiallehrer. In Essen war er Vorsitzender des christlich-sozialen Volksdienstes. 
420 G. Dehn berichtet dazu: "D. Lahusen (Dehns Schwiegervater!) sagte mir damals: "Der Oberkirchenrat habe 
gemeint, man sei es diesem Manne schuldig, ihm wegen seiner im Krieg bewiesenen vorbildlichen patriotischen 
Haltung die Rechte des geistlichen Standes wiederzugeben". G. Dehn, Die alte Zeit. Die vorigen Jahre, Lebens-
erinnerungen, München 1962, s. 208f zit. nach: K. Hammer, Deutsche Kriegstheologie, S. 71. 
421 Traub war in der ersten Sitzung nach seinem Bericht „seltsam zu Mut“, tagte er doch über Maßnahmen zum 
Heil der Kirche unter Vorsitz des Geistlichen, der ihn vor sieben Jahren aus dem Pfarrstand geworfen hatte. 
"Aber in wirklicher Not hat man keine Zeit, viel zu überlegen, hier ist nur Hilfe am Platze. So sagte ich zu und 
kam nach Berlin." G. Traub, Erinnerungen, zit. nach: G. Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, S. 
39, Anm. 4. Traub selbst berichtete kurz und knapp: "1918: Wiedereinsetzung in die Rechte des geistlichen 
Standes ("infolge kaiserlicher Anregung"); Vertrauensrat Berlin; 1919: Abgeordneter der Deutschnationalen 
Volkspartei in der Weimarer Nationalversammlung; Gründung der Eisernen Blätter als Wochenzeitung; vorher 
seit 1914 als Flugblätter, Ende der Eisernen Blätter „infolge Eingreifens der Hitlerregierung"; 1920: 13. März, 
Beteiligung am „Kapp Unternehmen", im Oktober desselben Jahres amnestiert; 1940: "In der ganzen Hitlerzeit 
wöchentliche Zusammenkünfte zwecks Widerstand gegen ihre antichristliche und politische Diktatur." (G. 
Traub, Erinnerungen, München o. J., S. 6f.). 
422 Allgemeines Kirchenblatt für das evangelische Deutschland, 68. Jg., Stuttgart 1919, S. 30. 
423 Gemeinschaftliche Ansprache des Evangelischen Oberkirchenrates, des Generalsynodal-Vorstandes und der 
Vertrauensmänner an unsere Gemeinden und Verwahrung gegen Maßnahmen der derzeitigen Regierung zur 
einseitigen Durchführung des Programms der Trennung von Kirche und Staat, in: Allgemeines Kirchenblatt für 
das evangelische Deutschland, 68. Jg., Stuttgart 1919, S. 30ff. 
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Der Vertrauensmännerrat bildete vier Arbeitsausschüsse zu den Themen Trennung von Kir-

che und Staat, Verfassung, Unterricht und Öffentlichkeitsarbeit. Er war ein beratendes Organ, 

denn eine verfassungsmäßige Legitimation besaß er nicht. Er wirkte, wenn er wirkte, durch 

die Autorität seiner Mitglieder.424 Schon die Berufung des Vertrauensmännerrates durch den 

EOK und den Generalsynodalvorstand legt nahe, dass hier kein Organ geschaffen wurde, das 

durch weitgehende strukturelle und inhaltliche Forderungen die Gestalt der Kirche erheblich 

verändern sollte. Vielmehr war er ein Instrument, das als zeitweilige Konzession an die vielen 

spontanen Regungen in der Kirche gedacht war und vermittelnde Funktion zwischen der auf 

Beharrung und Rechtskontinuität bedachten Behördenkirche und den zum Teil recht grund-

sätzliche Erneuerungen fordernden Reformgruppen haben sollte. Dabei versuchte man den 

Schwung und den Impuls der Reformgruppen vor allem für eine Verteidigung der gesell-

schaftlichen Stellung der Kirche zu nutzen. Dafür war auch der Vorsitzende O. Dibelius ein 

Garant. Er verstand die Aufgabe des neuen Gremiums so: „Die neue Körperschaft soll ja auch 

nichts entscheiden, nicht „machen“ - sie soll nur vorbereiten, nur Waffen schmieden für den 

Kampf und Schädigungen der Kirche durch etwaige plötzliche Maßnahmen des Staates ver-

hindern.“425 

Die Blätter, die in zwangloser Folge über die Arbeit des Vertrauensmännerates berichteten, 

sollen „Kundgebungen und Beschlüsse, die für den Kampf der Kirche gegen den Geist der 

Christusfeindschaft von Wichtigkeit sind, auf schnellstem und kürzestem Weg in die Ge-

meinden tragen.“ In der ersten Ausgabe dieser Blätter über die Arbeit des Gremiums wird 

„die Mobilmachung der Gemeindeglieder zur rechten Ausübung ihrer Wahlpflicht für die 

Nationalversammlung“ als erstes Ziel ins Auge gefasst. Zwar sagte auch der Vertrauensmän-

nerrat: „Der Bau der Kirche wird erneuert werden müssen von Grund auf.“ Und Dibelius 

mahnte, dass „Das Neue, das kommen wird und kommen muß,… nur „von unten her“ nur aus 

dem Gesamtwillen der Kirche geboren werden <kann>.“426 Aber Vorschläge zu einer Verfas-

sungsreform, neue Kompetenzen für die Synoden, Wahlverfahren machten weder der Ver-

trauensmännerrat noch Dibelius. Die Tendenz dieses Gremiums lag eindeutig in der Bewah-

rung der gesellschaftlichen Stellung der Kirche und in der weitgehendsten Bewahrung ihrer 

Struktur. Das wird auch deutlich, wenn man Dibelius' Briefe an Rade beachtet, in denen Di-

belius versucht, Rade von seinen kirchenpolitischen Aktivitäten abzuhalten. 

                                                           
424 R. Stupperich, Otto Dibelius, S. 80. 
425 O. Dibelius, Zum Geleit. Mitteilungen aus der Arbeit der Vertrauensmänner, Nr. 1, 17.12.1918, Sp. 1-3, zit. 
nach: M. Greschat, Protestantismus im Revolutionsjahr, S. 158. 
426 O. Dibelius, Zum Geleit, zit. nach: M. Greschat, Protestantismus im Revolutionsjahr, S. 158, 156, 156, 158. 
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Rade hatte noch schneller als die evangelische Kirche in Preußen auf die neuen Verhältnisse 

reagiert. Schon am 14.11.1918 rief er in der 48./49. Nummer der „Christlichen Welt“ zur 

Gründung der „Volkskirchen-Räte“427 auf. Er reagierte damit auf die Ankündigung des Minis-

ters für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung Adolf Hoffmann, die oben erwähnte Trennung 

von Kirche und Staat zum 1.4.1919 durchzuführen. In einem Artikel zu den Volkskirchenrä-

ten erläuterte er seinen Entschluss. Er wies alle endzeitlichen Stimmungen und Erwartungen, 

die manche in der gegenwärtigen Situation hegten, ab. Gerade in dieser Situation wollte Rade 

den Glauben an das Volk, aus der Quelle des Glaubens an Gott, als Lösung weitergeben. Als 

Beweis dieses Glaubens stellte Rade die Volkskirchenräte hin. Die Staatskirche sei dahin und 

keiner solle auf ihre Wiederherstellung rechnen. Jetzt sei die Zukunft wichtiger als die Ver-

gangenheit. Rade traute dem Volk soviel Frömmigkeit zu, dass es die notwendigen Konse-

quenzen aus dem Zusammenbruch selber ziehen könne. Er mahnte, sich nicht an dem Begriff 

Volkskirchenrat zu stoßen. Entscheidend und wichtig sei ihm allein der Begriff der Volkskir-

che. Auf welchem Weg sich die Situation zur Volkskirche verdichte, sei ganz unwichtig, 

wenn es nur nicht der weltliche sei. Dass er mit seiner Wahl des Begriffs Volkskirchenräte 

allerdings an die politische Begrifflichkeit der linken Parteien und die z. T. spontan entstan-

denen revolutionären Gremien erinnerte, wird die die bürgerlichen Kräfte irritiert haben und 

die Wähler der Linken Parteien werden es unter Umständen als durchsichtige Anbiederung 

empfunden haben. 

Rade setzte seine Hoffnung, reichsweit für die Sache der Volkskirche Partei zu ergreifen und 

initiativ zu werden, in die Konferenz deutscher evangelischer Arbeitsorganisationen, den Zu-

sammenschluss der großen evangelischen Verbände und Vereine. Die Konferenz hielt er für 

die berufene Stelle, „dem deutschen Kirchenwesen volkskirchlichen Charakter zu erhalten 

oder zu schaffen.“428 Der Arbeitsausschuss deutscher evangelischer Arbeitsorganisationen 

verhielt sich gegenüber Rades Initiative zunächst sehr zurückhaltend. Anfang Dezember 1919 

forderte er dann den Vorstand des Berliner Volkskirchendienstes auf, dem Arbeitsausschuss 

geschlossen beizutreten.429 Damit zeigte der Arbeitsausschuss, dass er insgesamt eine viel 

moderatere Linie im Sinne der alten Kirchenleitungen vertrat, als Rade gehofft hatte. Mit Da-

tum vom 20.11.1918 wurden dann die „Grundlinien“ für die Volkskirchenräte nachge-

                                                           
427 M. Rade, Bildung von Volkskirchen-Räten, in: Christliche Welt, Jg. 32, Nr. 48/49, 28.11.1918, Sp. 466. Zum 
folgenden Abschnitt über Rades Volkskirchenräte siehe auch: G. Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevo-
lution, S. 63ff. 
428 J.- Ch. Kaiser, Sozialer Protestantismus im 20. Jahrhundert. Beiträge zur Geschichte der Inneren Mission 
1914 -1945, München 1989, S. 50. 
429 J.- Ch. Kaiser, Sozialer Protestantismus, S. 51f. 
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reicht.430 Hauptforderung war die Einberufung einer deutschen Kirchenversammlung, die die 

Neuordnung durch die Trennung von Kirche und Staat in einer „anständig bemessenen Über-

gangsfrist“ mitbestimmen soll. Weiter sollte eine Reichssynode, die aus freien Wahlen, die 

allgemein, geheim und direkt sein sollten, hervorging, die „dauernde Grundlage unseres Ver-

fassungslebens“431 sein. Rade wollte eine im ganzen Reich einheitliche Verfassung, wobei die 

territorialen und konfessionellen Besonderheiten mit Ehrfurcht behandelt werden sollten. Die 

evangelische Kirche solle sich ihre Organe durch freie Wahl selbst schaffen. Neben der Ge-

staltung der neuen kirchlichen Verhältnisse war ein wichtiges Ziel, kirchenferne Menschen 

für die Kirche und den kirchlichen Neubau zu gewinnen. 

In Nr. 50/51 der „Christlichen Welt“ wurden noch einmal der Aufruf zur Bildung von Volks-

kirchräten und Namen der Unterzeichner dieses Aufrufs abgedruckt, sowie „Richtlinien“ der 

Volkskirchräte veröffentlicht.432 In zehn Punkten gab Rade Auskunft, wonach sich die Volks-

kirchenräte ausrichten sollten. Er verlangte „Ehrfurcht vor dem bisherigen Bestande der Kir-

che, aber keinen Respekt vor ihren Mängeln und keine Schonung ihrer Versäumnisse und 

Sünden.“ Der Neubau solle aber nicht Künstliches bewirken, nicht irgendetwas um jeden 

Preis erzielen. Eine Besonderheit der Volkskirchenräte solle nach Rade die Einbeziehung der 

Kirchenfernen sein. Er wolle mit denen zusammenarbeiten, die für die Zukunft der Kirche 

eintreten. Dann dürfe die Organisation kein Selbstzweck sein, sondern der beste Weg zur Er-

reichung der Ziele solle gegangen werden. Er wollte die Organisation nach allen Seiten offen 

halten und auch mit Freien Gemeinden, Sondergemeinden und Katholiken zusammenarbeiten, 

um eine Volkskirche zu bekommen.433 

Mit Datum vom 9.12.1918 folgten schließlich die „Ziellinien“ der Volkskirchenräte.434 Darin 

trat Rade für eine vom Staat unabhängige „Freie Evangelische Volkskirche“ ein, „die Rechts-

nachfolgerin der bisherigen Landeskirche“435 werden sollte. Sie sollte den konfessionellen, 

geschichtlichen und völkischen Mannigfaltigkeiten breiten Raum einräumen. Zum zukünfti-

gen Verhältnis von Staat und Kirche führte Rade aus, dass die Parteien die Bedeutung der 

Religion beachten sollten, besonders die sozialdemokratische Partei und die demokratische 

Partei. Der Religionsunterricht und das Theologiestudium sollten so organisiert bleiben, wie 

bisher. In einem begleitenden Artikel drückte Rade die Hoffnung aus, dass „jetzt oder nie ... 

                                                           
430 Zum Folgenden vgl.: M. Rade, Grundlinien für die Volkskirchen-Räte, in: Christliche Welt, Jg. 32, Nr. 48/49, 
28.11.1918, Sp. 466. 
431 M. Rade, Grundlinien, Sp. 466. 
432 Zum Folgenden vgl.: M. Rade, Richtlinien für die Volkskirchen-Räte, in: Christliche Welt, Jg. 32, Nr. 50/51, 
12.12.1918, Sp. 491f. 
433 M. Rade, Richtlinien, Sp. 491f. 
434 Zum Folgenden vgl.: M. Rade, Ziellinien für die Volkskirchen-Räte, in: Christliche Welt, Jg. 32, Nr. 52, 
26.12.1918, Sp. 497-501. 
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die Pastorenkirche der Laienkirche, die Konsistorialkirche der Gemeindekirche“ weichen mö-

ge. Ebenso hoffte Rade auf das Fallen der Schranke zwischen Sekten und Kirche und auf eine 

neue Öffnung für die Kirchenfernen. Kirche solle „Keine charakterlose Union, kein Religi-

onsgemenge“, sondern „ein großer Rahmen“ sein, „innerhalb dessen religiöses Leben der 

mannigfaltigsten Art Raum hat, je bewußter, treuer, imponierender desto besser.“436 

Die Forderung nach der Einrichtung von Volkskirchen-Räten „aus allen Ständen“ erhob auch 

A. v. Bröcker437. Aber seine Vorstellungen und Absichten, die er damit verband, bleiben in 

vielen Punkten profillos. Sie lesen sich wie ein Wunschkatalog, der ebenso gut 10 Jahre frü-

her oder später verfasst sein könnte. Dass die Gottesdienste verständlich, die Liturgie frischer, 

die Gebete einfach und erhaben sein sollten, wurde der geschichtlichen Stunde kaum gerecht. 

Seine liberale Grundeinstellung äußerte sich noch am Klarsten in seiner Forderung nach Sy-

noden aller Ebenen, die „wahrhaft christliche und kirchliche Volksvertretungen werden.“ Ob 

damit auch geänderte Wahlverfahren intendiert waren, ließ er offen. Außerdem stellte er den 

Gebrauch des Apostolikums im Gottesdienst zur Disposition, da es „sich nicht als Einigungs-

band der evangelischen Gemeindeglieder“438 erwiesen habe. 

Dies waren die Kontexte und Rahmenbedingungen, in denen Titius seine Aktivitäten entfalte-

te. Am 18. November entstand aus einer Versammlung der reformierten und lutherischen Kir-

chenvorstände in Göttingen unter Titius’ Leitung der „Volksbund für evangelisch-kirchliches 

Leben“, auch kurz „Volkskirchenbund“ genannt.439 An dieser Versammlung in der Jakobi-

Kirche nahmen ca. 1200 Menschen teil.440 Schon am nächsten Tag schrieb Titius an den Prä-

sidenten des Evangelischen Oberkirchenrates in Berlin, Voigts, und bat ihn um Unterstützung 

für seine Gründung.441 In seinem Brief gibt Titius zunächst eine Lagebeurteilung. Nach den 

Äußerungen des Rates der Volksbeauftragten und der neuen Regierung, nach der Beauftra-

gung von Adolf Hoffmann mit der Aufgabe, Kirche und Staat zu trennen, war für Titius die 

                                                                                                                                                                                     
435 M. Rade, Ziellinien, Sp. 497-501. 
436 M. Rade, Freie evangelische Volkskirche - jetzt oder nie!, in: Christliche Welt, Jg. 32, Nr. 52, 26.12.1918, Sp. 
497-501. 
437 Theodor Paul Oskar Arthur Bröcker (1846 – 1915) studierte Theologie in Breslau und Berlin. Er war zunächst 
Divisionspfarrer der 6. Division in Chalon s./ Marne, danach in Verdun. 1873 wird er zur 9. Division nach 
Schleswig versetzt. 10 Jahre später wird er zum Pastor an der Hauptkirche St. Jacobi gewählt, 1887 wird er dort 
Hauptpastor. Vgl. BBKL, Bd. XVI, 1999, Sp. 231 – 245. 
438 A. von Bröcker in: Christliche Welt, 32. Jg., Nr. 50/51, 12.12. 1918, Sp. 487f. 
439 D. Bormuth, Die Deutschen Evangelischen Kirchentage in der Weimarer Republik, Konfession und Gesell-
schaft, Bd.41, Stuttgart 2007, S. 99. 
440 Vgl. Christliche Welt, Jg. 32, Sp. 466f und Sp. 485f. Schneider, Kirchliche Zeitlage , in: Kirchliches Jahr-
buch, Bd. 46, Berlin 1919, S. 324.  
441 J. Kaftan hat diesen Brief in Berlin überbracht und in einem Begleitschreiben Titius als einen der Männer 
beschrieben, "die, wenn sie sich einer Sache annehmen, rastlos dafür tätig sind und keine Mühe scheuen", auch 
"auf dem Gebiet sozialer Fürsorge manches, was bleibenden Bestand gewonnen" hat, getan habe. Außerdem 
schildert Kaftan Titius als klugen und überlegten Mann mit großen organisatorischen Fähigkeiten. Siehe G. Köh-
ler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, S. 69.  
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Marschrichtung der nächsten Jahre klar: „Trennung der Kirche von Staat und von der Schu-

le.“442 Titius befürchtete sogar, dass das preußische Ministerium443 noch vor dem Zusammen-

tritt der Nationalversammlung die bestehende Ordnung aufheben werde, um vollendete Tatsa-

chen zu schaffen. 

Dass Titius zu diesem Zeitpunkt diese Befürchtungen hegte, ist nicht abwegig. Die Ziele und 

Absichten des USPD-Politikers waren sicher hinlänglich bekannt, und die Tatsache seiner 

Ernennung zum Kultusminister und die ersten an die Öffentlichkeit dringenden Nachrichten 

ließen in dieser unübersichtlichen Lage Schlimmes befürchten. Die Einstellung aller Zahlun-

gen des Staates an die Kirche hätte schwere Änderungen der Kirche zur Folge gehabt. Die 

Infragestellung der materiellen Sicherheit löste nach den ersten Ankündigungen des neuen 

Ministeriums gleichsam einen Schock in der Pfarrerschaft aus, die auch in der Folgezeit die 

neue politische Ordnung mindestens mit Misstrauen begleitete. 

Titius widmete sich in seinen Aktivitäten den Problemen, die durch den Wegfall der staats-

kirchlichen Ordnung im Begriffe waren geschaffen zu werden. Immerhin hielt auch er durch 

die Absichten der neuen politischen Macht ein rasches Handeln für nötig. In seinem Brief 

berichtete Titius von der Gründung des Volkskirchenbundes am Vortage in Göttingen und 

davon, dass er den Vorsitz dieses Bundes innehabe. Am folgenden Tag sollte die Notwendig-

keit des Bundes und seine Prinzipien allgemeinverständlich erläutert werden. Der evangeli-

sche Preßverband sollte in Kürze von der Gründung im ganzen Reich berichten, um zu analo-

gen Gründungen anzuregen. Sodann gab Titius Voigts Auskunft über die Ziele des Bundes: 

„1) Vertretung des christlichen Glaubens im öffentlichen Leben, insbesondere Überleitung der 

bestehenden Zustände in staatsfreie Kirchen ohne Gefährdung der kirchlichen Lebensinteres-

sen. 2) der neuen Lage angepaßte Gestaltung der kirchlichen Organisation und Pflege des 

kirchlichen Lebens. 3) öffentliche Mission an den der Kirche Entfremdeten.“444 Titius betonte 

gegenüber Voigts, dass schnelles Handeln notwendig sei, damit noch vor der Wahl zur Natio-

nalversammlung die Kandidatenbefragung hinsichtlich ihrer Einstellung gegenüber der Kir-

che erfolgen könne. Nach Titius Vorstellungen sollten die Untergruppen des Volkskirchen-

bundes den Grenzen der Wahlkreise angepasst werden, damit allen Bewerbern um ein Mandat 

eine Untergruppe des Volkskirchenbundes gegenüberstehe. Vor oder gleichzeitig mit der Na-

tionalversammlung sollte eine Delegiertenversammlung des Volkskirchenbundes tagen, die 

die Forderungen an die Nationalversammlung formulieren sollte. 

                                                           
442 Brief Titius an Voigts vom 19.11.1918, in: EZA, Gen. 11/27/1 E. O. 1. 3708. 
443 Titius meint hier sicher das preußische Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung. 
444 Brief Titius an Voigts vom 19.11.1918. 
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Zur Organisation des Bundes hielt es Titius für wichtig, dass er den Charakter eines Laien-

bundes trage. Die Pastoren sollten sich darum bei der Besetzung von Ämtern stark zurückhal-

ten. Jeder konfirmierte Christ beiderlei Geschlechts konnte nach Titius vollberechtigtes Mit-

glied werden. Ein fester Mitgliedsbeitrag wurde nicht vorgesehen, denn alles komme darauf 

an, möglichst große Zahlen der in den Volkskirchenbünden Organisierten zu erreichen. Titius 

kündigte an, dass er sofort den Eintritt der großen Evangelischen Vereine und „vor allem aber 

sämtliche(r) Kirchenvorstände“445 einleiten wolle. Abschließend bat Titius Voigts um Unter-

stützung bei der Bildung von Ortsgruppen. 

Voigts lehnte die erbetene Unterstützung freilich ab, was kaum verwundert, wenn Voigts 

schon den frei von allen spontanen, oder gar subversiven oder revolutionären Tendenzen und 

aus honorigen und anerkannten Persönlichkeiten bestehenden Vertrauensmännerrat für eine 

„revolutionäres Gebilde“446 hielt und sich in der Zusammenarbeit äußerst spröde zeigte. Die 

Intentionen des Volkskirchenbundes sah er daher im Evangelischen Gemeindetag abgedeckt. 

So bewertete er den Volkskirchenbund als eine Gefahr für die Einheit, die lediglich Kräfte 

zersplittere.447 

Eine Woche später, am 25.11.1918, wandte sich Titius an seinen Kollegen R. Seeberg in Ber-

lin. Er meinte, bei den Berliner Reaktionen auf die neuen Verhältnisse sei ein wichtiger Punkt 

übersehen, nämlich die Frage, wie die Vorstellungen der kirchlichen Kreise über eine Neufas-

sung des Verhältnisses zum Staat in „eine politisch verwertbare kirchenpolitische Organisati-

on“ überführt werden könne.448 Titius nannte seine Gründung des Volkskirchenbundes als 

Beispiel für eine politisch verwertbare Form. Als Ziele des Bundes führte er an „1. Vertretung 

des evangelischen Christentums im öffentlichen Leben, insbesondere Überleitung der beste-

henden in staatsfreie Kirchen ohne Gefährdung des kirchlichen Lebens. 2. Ausgestaltung der 

Kirchen zu wahren Volkskirchen und Pflege des kirchlichen Lebens. 3. Bekämpfung der Kir-

chenfeindschaft und öffentliche Mission an den Entfremdeten. Er betonte, wie schon im Brief 

an Voigts, für wie wichtig er es hielt, dass die Kandidaten für die Nationalversammlung schon 

vor der Wahl befragt werden könnten, ob sie einen wohlwollenden Standpunkt in der Frage 

Trennung von Kirche und Staat einnehmen wollten. 

Zugleich schlug er erneut eine Delegiertenversammlung vor, die an die Nationalversammlung 

entsprechende Wünsche herantragen sollte. Er unterstrich auch in diesem Brief den Charakter 

                                                           
445 ebd. 
446 O. Dibelius, Ein Christ ist immer im Dienst, Stuttgart 1961, S. 130f. zit. nach: M. Greschat, Protestantismus 
im Revolutionsjahr, S. 45. 
447 Brief Titius an Voigts vom 19.11.1918. 
448 Brief Titius an R. Seeberg vom 25.11.1918, in: Nachlass R. Seeberg (Bundesarchiv Koblenz, NL 52, Akten-
band 121, Blatt 33). 
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des Laienbundes und die demokratischen Grundsätze. Zusätzlich berichtete er von der Me-

thode in der Werbearbeit des Bundes. Danach sollten die inzwischen über 1000 Mitglieder 

(eine Woche nach der Gründung!) nach sozialer Schichtung zur Werbung veranlasst werden. 

Titius versprach sich davon an Kreise heranzukommen, die sich sonst nicht erreichen ließen. 

Abschließend bat er Seeberg, sich im Zentralvorstand für Innere Mission dafür einzusetzen, 

dass die „einsetzende Bewegung in die politisch allein wirksame Form“449 überführt werden 

könne. 

Am 12. Dezember 1918 erschien dann ein kurzer Artikel von Titius mit der Überschrift 

„Volkskirchenbund“ in der „Christlichen Welt“450. Auch hier nannte Titius seine beiden 

Hauptforderungen, nämlich die Befragung der Kandidaten für die Nationalversammlung hin-

sichtlich ihrer Einstellung zur Kirche und zum andern die Einberufung einer Delegiertenver-

sammlung, die kirchliche Forderungen an die Nationalversammlung richten soll. Die vorhan-

dene kirchliche und Vereinsorganisation solle möglichst schnell in eine „politisch verwertbare 

kirchenpolitische Organisation“ transponiert werden, um entsprechende politische Einfluss-

möglichkeiten wahrnehmen zu können. Aus diesen Überlegungen heraus habe man den 

„Volkskirchenbund“ gegründet. Die Aufgaben des Volkskirchenbundes definierte Titius 

gleichlautend mit den Formulierungen aus dem Brief an Seeberg. Titius berichtete auch hier, 

dass jeder konfirmierte Christ Mitglied werden könne, auf diese Weise „die demokratischen 

Grundsätze überbietend“. Einen besonderen Appell verband Titius mit diesem Bericht von 

seinen Aktivitäten nicht. Er berichtete diese Dinge vielmehr, weil sie „vielleicht manchen 

zum Nachdenken über den in seinen Verhältnissen besten Weg anregen können.“451 In der 

Folgezeit kam es in vielen Teilen Deutschland zu ähnlichen Gründungen, die auch vergleich-

bare Absichten verfolgten.452 Im April 1919 schlossen sich die verschiedenen Vereine unter 

dem Namen „Deutscher Volkskirchenbund“ unter Titius’ Vorsitz zusammen. 

Geben Titius’ Briefe und sein kurzer Artikel in der „Christlichen Welt“, die in den aufregen-

den Tagen der Revolution geschrieben wurden und eine ganz direkte Reaktion auf diese Er-

eignisse darstellen, Aufschluss darüber, wie Titius den Einfluss der Kirche politisch umzuset-

zen gedenkt, so zeigt ein kurzer Text, der nur wenig später geschrieben wurde, welche Orga-

nisationsform der protestantischen Kirchen Titius für erstrebenswert hielt. 

                                                           
449 ebd., Blatt 33 
450 A. Titius, Volkskirchenbund, in: Christliche Welt, 32. Jg., 1918, Sp. 487. 
451 ebd., Sp. 487. 
452 Volkskirchliche Vereinigung in Marburg, Evangelischer Volksbund für Ostpreußen, Schutzverband der Kir-
chen in Pommern, Volkskirchlicher Laienbund für Sachsen, Evangelischer Treubund in Mecklenburg, Evangeli-
scher Kirchenbund in Westfalen, Evangelischer Volksbund in Württemberg, Deutsch-evangelische Volksverei-
nigung Frankfurt a. M., Volkskirchlicher Arbeitsverband Berlin. Vgl. dazu und zum Folgenden: RGG, 2. Aufl., 
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5.3. Titius’ Gedanken über die kirchliche Neuorganisation nach den Wirren der Revolution  

 

In einem Aufsatz, den er im Januar 1919 schrieb und der in dem Band „Revolution und Kir-

che“ abgedruckt ist, beschäftigte sich Titius mit den Folgen der politischen Veränderungen für 

die Kirche.453 Zugleich zeigte er in groben Umrissen auf, was seiner Meinung nach an Neuge-

staltung in dieser Situation sinnvoll und notwendig war. 

Zunächst analysierte er die Auswirkungen des Zusammenbruchs des Summepiskopats auf die 

protestantischen Kirchen. Er stellte klar, dass das alte Verhältnis von Staat und Kirche nicht 

wieder hergestellt werden könne, dass diese Wiederherstellung in seinen Augen aber auch 

nicht wünschenswert sei. Damit musste seiner Meinung nach aber insgesamt von der Vorstel-

lung Abschied genommen werden, dass die Leitung der kirchlichen Angelegenheiten staatli-

cherseits betrieben werde. Denn Titius ging davon aus, dass unter demokratischen Bedingun-

gen durch wechselnde Parteimehrheiten die Kirchen in den Parteienstreit einbezogen würden, 

was aber niemand wünschen könne. 

Eine andere wichtige Veränderung sah Titius darin, dass mit dem Fortfall des Summepisko-

pats in Preußen die aus der Familientradition des preußischen Königshauses stammende 

kirchliche Unionspolitik ein für alle mal ein Ende gefunden habe. Damit seien auch die Vor-

behalte der lutherischen Landeskirchen gegen das preußische Übergewicht ebenfalls gegen-

standslos geworden. Der Fortfall des Staatskirchentums wirke zusätzlich in Richtung Eini-

gung dadurch, dass die Landeskirchen genötigt seien, sich synodale Verfassungen zu geben. 

Auf diese Synoden und Kirchenleitungen könnten aber die großen evangelischen Vereine 

einen größeren Einfluss haben, als bisher, was ebenfalls in Richtung Einigung wirken würde. 

Titius ging davon aus, dass die Auseinandersetzungen mit den in ganz Deutschland einheitlich 

auftretenden Parteien und ihren weltanschaulichen Programmen, ebenfalls das Bedürfnis nach 

einer einheitlichen, geschlossenen Vertretung der protestantischen Interessen verstärken wer-

de. 

Von dem Verlust der Privilegien als Staatskirche und der Gleichstellung mit anderen Religi-

onsgemeinschaften erwartete Titius eine Verstärkung des Wettbewerbs unter den religiösen 

Gemeinschaften. Zugleich sah er aber auch viele praktische Probleme, in denen ein Zusam-

menwirken mit anderen Gemeinschaften gegenüber der staatlichen Gesetzgebung anzustreben 

                                                                                                                                                                                     
Art. Volkskirchenbünde, Sp. 1664, Bd. 5, Tübingen 1931. Vgl. auch: J. Jacke, Kirche zwischen Monarchie und 
Republik. Der preussische Protestantismus nach dem Zusammenbruch von 1918, Hamburg 1976, S. 55f. 
453 A. Titius, Über den Zusammenschluß der evangelischen Landeskirchen, in: F. Thimme (Hrsg.), Revolution 
und Kirche. Zur Verordnung des Kirchenwesens im deutschen Volksstaat, Berlin 1919. In diesem Sammelband 
nahmen Vertreter des liberal-sozialen Flügels des deutschen Protestantismus zur "Neuordnung des Kirchenwe-
sens im deutschen Volksstaat" Stellung. Vgl. dazu: H. - W. Krumwiede, Evangelische Kirche und Theologie in 
der Weimarer Republik, S. 10.  
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sei. Gleichzeitig müsse ein neues Verhältnis zu den religiösen Gemeinschaften gefunden wer-

den, die oft nur abschätzig als „Sekten“ bezeichnet würden. Denn diese „Sekten“ seien im 

angloamerikanischen Kulturbereich mächtige und einflussreiche Kirchen. Dass mit Blick auf 

den Katholizismus eine einheitliche Vertretung der protestantischen Interessen gefunden wer-

den müsse, verstehe sich fast von selbst. Wie solle eine einheitliche Vertretung aussehen? 

Im Prinzip sah Titius drei Möglichkeiten: eine deutsche protestantische Reichskirche, einen 

zwanglosen, unverbindlichen Meinungsaustausch der Kirchenleitungen, und einen Mittelweg 

zwischen diesen beiden Extremen. Der Gedanke einer Reichskirche habe natürlich etwas Ver-

lockendes und könne sich nach seiner Auffassung sogar auf Luthers Schrift an den Adel deut-

scher Nation berufen. Andererseits haben nach Titius die geschichtlichen Sonderentwicklun-

gen der deutschen Kirchen ein so starkes Eigengewicht, dass die Einrichtung einer Reichskir-

che auf gewaltige Hindernisse stoßen würde. Das wichtigste Argument war aber für Titius, 

dass zum Wesen des Protestantismus „die Einheitlichkeit der kirchlichen Rechtsbildung“ 

nicht gehöre. Darum sei eine Einheitlichkeit immer nur im Maße der geschichtlichen Not-

wendigkeiten anzustreben. In der gegenwärtigen Lage sah Titius aber keinerlei Veranlassung 

„zur Bildung eines den einzelnen deutschen Kirchen übergeordneten, Recht schaffenden 

kirchlichen Organs“. Titius kritisierte in diesem Zusammenhang das von Schmitz454 und 

Heim455 in „Licht und Leben“ vom 1. Dezember 1918 entworfene Modell, das dem Gedanken 

der Reichskirche in der gegenwärtigen Diskussion am nächsten komme. Titius kritisierte nicht 

nur den Wahlmodus der verschiedenen Hierarchiestufen, er merkte auch Kritik an deren Be-

griff der Kirchenmündigkeit an und warf Schmitz und Heim vor allem vor, dass sie die Ein-

heitlichkeit der Kirche in einer einheitlichen Rechtsgestaltung statt in einer inneren Einheit 

suchten. Während der Gedanke einer Recht setzenden Reichskirche die Bedeutung der 

Rechtsbildung überbewerte, sei die zu geringe Einschätzung der Bedeutung der Rechtsbildung 

der Grundfehler des anderen Extrems, das den Gedanken einer Einheitlichkeit der deutschen 

Kirchen in zwanglosem und unverbindlichem Meinungsaustausch genügend repräsentiert 

sehe. Dieser Vorschlag habe allerdings einen großen Vorzug, nämlich die Möglichkeit, dass 

vom Geist Christi getriebene Persönlichkeiten frei von synodalen oder amtlichen Verpflich-

tungen mit ihren Anliegen auftreten könnten. Eine geordnete Geschäftsführung und die Her-

ausbildung gleich bleibender Grundsätze sah Titius dadurch aber nicht gewährleistet. 

                                                           
454 Richard Schmitz (1858 – 1945), Stadtmissionar, Fabrikdirektor und Autor, der nie Theologie studierte, aber 
in der Ausbildung von Pfarrern mitwirkte und einer der produktivsten Autoren im Bund der Freien evangeli-
schen Gemeinden. Art. Schmitz, Richard, in: BBKL, Bd. XXX, Nordhausen 2009, Sp. 1291ff. 
455 Karl Heim (1874 – 1958) wuchs in pietistisch geprägten Pfarrhaus in Württemberg auf, ab 1907 Privatdozent 
für systematische Theologie in Halle, ab 1914 o. Professor in Münster/Westfalen, ab 1920 in Tübingen. Sein 
Lebensthema war die Beschäftigung mit der Naturwissenschaft. Art. Heim, Karl, in: BBKL, Bd. II, Hamm 1990, 
Sp. 661ff 
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Darum schlug er einen Mittelweg vor. Dabei ging er vom Kirchenausschuss aus, „der seine 

Lebensfähigkeit und seine kirchliche Bedeutsamkeit bereits erwiesen hat.“456 Die Vorzüge 

dieses Gremiums sah Titius in seiner Autorität und Sachlichkeit, so dass seine Beschlüsse sich 

in den protestantischen Kirchen in aller Regel durchsetzten, obwohl sie keine Rechtsverbind-

lichkeit besaßen. 

Titius forderte, dass der Kirchenausschuss „aktionsfähiger“ werden müsse und dass die Ver-

trauensmänner des deutschen Protestantismus in ihm vertreten sein müssten. Beides sei im 

Zuge der Neuordnung der Verhältnisse zu verwirklichen. Damit sollte ein Organ gegeben 

sein, das eine geordnete Interessenvertretung der evangelischen Kirche gewährleiste, ohne in 

die Rechtsbildung der einzelnen Landeskirchen direkt einzugreifen. Der Kirchenausschuss 

sollte nach Titius durch ein Organ ähnlich der Eisenacher Konferenz ergänzt werden, die aber 

in Richtung der allgemeinen Kirchentage umgestaltet werden sollte. Dieser Kirchtag dürfte 

nach Titius aber nicht durch das synodale Element allein beherrscht werden, sondern sollte 

auch dem Element der evangelischen Vereine und dem Wirken von Einzelpersönlichkeiten 

Raum lassen. Eine gesetzgebende Funktion sollte nach Titius auch dieses Organ nicht besit-

zen. Auch seine Beschlüsse sollten sich allein Kraft seiner Autorität durchsetzen. Damit wäre 

ein Organ geschaffen, das den deutschen Protestantismus in der Öffentlichkeit würdig und 

zugkräftig darstellen könne. 

Titius empfahl, dass dem Kirchentag das Recht eingeräumt werden solle, Vertreter in den 

Kirchenausschuss zu entsenden. Diese Lösung verdiene seiner Meinung nach den Vorzug vor 

der Alternative eines ständigen Kirchentagsausschusses, der allzu leicht mit dem Kirchenaus-

schuss in Konflikt geraten könne. Weiter ging Titius davon aus, dass auch die großen evange-

lischen Arbeitsorganisationen in der Öffentlichkeit mit ihren Auffassungen auftreten würden, 

allein durch die Stimme ihres Gewissens gebunden. Er hoffte, dass diese Vereine einen ge-

meinsamen Aktionsausschuss bilden könnten, der einen ständigen, guten Kontakt zum Kir-

chenausschuss halte, um in Zeiten der Gefahr in gemeinsamer Schlachtordnung kämpfen zu 

können. 

 

 

 

 

 

 

                                                           
456 A. Titius, Zusammenschluß der evangelischen Landeskirchen, S. 219, 220. 
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5.4. Zusammenfassung: Die Arbeit des Volkskirchenbundes 

 

Die von Rade und Titius initiierten Organisationen hatten eine Reihe von Gemeinsamkeiten. 

Rade nannte sie gar „desselben Geistes“ wie die seine.457 Tatsächlich wollten beide den Im-

puls, der durch die Umwälzungen im politischen Bereich durch das deutsche Volk ging, nut-

zen, um die Kirchen in ihrem Sinne zu erneuern. Ziel war die „wahre Volkskirche“. Wenn 

auch die von Titius wesentlich mitinitiierte Volkskirchenbewegung stärker an der Rechtskon-

tinuität zu den alten Kirchen orientiert war, „so war doch ihr Bemühen, zu einer wirklichen 

„Volkskirche“ durchzustoßen, unverkennbar; und dies nicht nur in dem Sinne einer möglichst 

breiten Erfassung und Wiedergewinnung aller Schichten und Stände des deutschen Volkes für 

die christliche Botschaft, sondern eben gerade auch in dem des Neubaus der Kirche mit und 

durch das Volk.“458 

Gemeinsam ist beiden, dass sie das demokratische Prinzip bei der Wahl der Kirchenorgane 

zum Zuge kommen lassen wollen, und zwar in einer Form, die gewährleistet, dass die Min-

derheiten bis in die höchsten Leitungsgremien vertreten sind. Beide gestehen den Frauen das 

kirchliche Wahlrecht zu. Titius bindet das Wahlrecht nicht mehr an ein bestimmtes Alter, 

sondern an die Bedingung, konfirmierter Christ zu sein. Ein markanter Zug ihrer Position ist 

die Forderung an die maßgebenden kirchlichen Stellen, sich für demokratische Grundsätze zu 

öffnen und diese für die Neugestaltung der Kirche einzusetzen und zur dauernden Einrichtung 

werden zu lassen. Rade bekannte sich Anfang 1919 öffentlich ausdrücklich zu demokrati-

schen Grundsätzen: „Dies aber, die vollkommene Aneignung demokratischer Grundsätze, 

drängt sich meiner Einsicht und Gewissenhaftigkeit immer mehr auf. Sie wird mir immer 

mehr zur Existenzbedingung eines starken und umfassenden Christentums in unserem Vol-

ke459. Dabei muss man sich vor Augen halten, dass die Begriffe „Demokratie“ und „demokra-

tisch“ in jener Zeit in den Augen des größten Teiles der kirchlichen Öffentlichkeit alles ande-

re als positiv besetzte Begriffe waren460, erinnerten sie doch einerseits an eine Partei, die man 

allenfalls als Gegner zur Kenntnis nahm und an eine Regierungsform, die man nicht wollte. 

Diese Einstellung zur Demokratie, die vor dem Weltkrieg fast eine Selbstverständlichkeit war, 

hatte sich durch den Krieg kaum verändert und blieb die weit überwiegende Position. Unter 

den Pfarrern bestand gegen die „politisch-organisatorische Struktur der Demokratie ... eine 

                                                           
457 M. Rade, in: Christliche Welt, Nr. 50/51, 1918, zit. nach: G. Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevolu-
tion, S. 69. 
458 K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik. Zum politischen Weg des deutschen Protestantis-
mus zwischen 1918 und 1932, Göttingen 1981, S. 64. 
459 M. Rade, in CW, Nr. 5, 1919, zit. nach: J. Rathje, Die Welt des freien Protestantismus, Stuttgart 1952, S. 266. 
460 Vgl. K.-W. Dahm, Pfarrer und Politik, S. 70. 
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tiefe Abneigung“, die vor allem „in der Bindung an die überkommene Zusammengehörigkeit 

von Thron und Altar und weithin auch in der Überzeugung, daß das monarchische Gottesgna-

dentum die genuin christliche Staatsform sei“461, ihre Ursachen hatte. Die Abneigung gegen 

die demokratische Weimarer Republik war daher ein wichtiger Zug der politischen Mentalität 

der Pfarrerschaft und vermutlich auch der weiteren kirchlichen Öffentlichkeit und hat eine 

permanente Distanz zur Republik verursacht, die schließlich zu ihrem Scheitern beigetragen 

hat. 

Ohne behaupten zu wollen, dass Titius und Rade nun glühende Demokraten waren, die die 

demokratischen Prinzipien in Staat und Kirche auf allen Ebenen verwirklicht sehen wollten, 

also ein demokratisch-parlamentarisches System nach westlichen Muster ohne wenn und aber, 

muss man doch ihren Einsatz für die Einführung demokratischer Elemente als ein durchaus 

auffällige Besonderheit ansehen. In seiner Ansprache vor dem 26. Evangelisch-sozialen Kon-

gress hatte sich Titius zur Machtbeteiligung der Massen ausdrücklich bekannt und meinte sie 

dann verantworten zu können, wenn die Massen sich verantwortlich für den Staat oder die 

gemeinsame Sache fühlten. Im Falle seines Volkskirchenbundes ist dieser Grundsatz in Titius 

Augen sicher verwirklicht. Bei Rade kann man einen ähnlichen Gedanken vermutlich voraus-

setzen. So zeigen beide, wie konsequent sie die Umbrüche des Weltkrieges verarbeitet haben 

und nun mit neuen Werten in Reformen umzusetzen suchten. 

So suchten Titius und Rade ein neues, offeneres Verhältnis zu den anderen Konfessionen. 

Rade wollte gar eine einheitliche Kirche nur noch als Rahmen, in dem alle Konfessionen ih-

ren Platz finden sollten. Beide wollten vor allem auch eine Öffnung der Kirche hin zu den der 

Kirche entfremdeten Arbeitermassen. Titius verwies mit besonderem Stolz auf die Tatsache 

der Mitarbeit sozialdemokratischer Arbeiter und Funktionäre.462  

Aber es gibt auch Unterschiede. So erhält Titius’ Programm einen zusätzlichen Schwerpunkt 

durch das Vorhaben, kirchenfeindliche Tendenzen in der gegenwärtigen Gesellschaft zu be-

kämpfen. Titius ging es auch um die Abwehr kirchenfeindlicher Übergriffe des Staates und 

eine politisch verwertbare Umsetzung der Interessen der Kirche. Rade sah diese Bedrohung 

des Bestandes der Kirche mit anderen Augen, weil ihm ein anderes Modell der zukünftigen 

Kirche vorschwebte: stärker an den Kirchenmitgliedern ausgerichtet, weniger behördlich ge-

leitet, offener in Richtung auf andere Konfessionen und Sekten, unabhängiger vom Staat, 

deutlicher auf die Kirchenfernen zugehend als Titius dies wollte, eine freie Kirche, ohne da-

                                                           
461 ebd., S. 132. 
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mit das Modell annehmen zu wollen, das heute eine Freikirche ausmacht. Vielleicht ist der 

Unterschied im letzten Punkt zwischen Rade und Titius noch der Geringste. 

Wegen dieses Unterschiedes wurden Titius’ Bemühungen durch die Gründung des Volkskir-

chenbundes auch im Kirchlichen Jahrbuch lobend erwähnt und unter andere Aktivitäten ein-

gereiht, die durch die Aufgaben „Schutz und Stärkung der evangelischen Kirche in den Wir-

ren der Zeit, Sammlung aller, die auf dem Boden des Christentums stehen, unter Zurückstel-

len der Parteiunterschiede, Weckung der Gemeinden, Wahrung der kirchlichen Rechte gegen-

über etwaigen Eingriffen des Staats, Pflege der Treue und Sammlung für die kommenden 

politischen Wahlen“463 beschrieben wurden. Diese Qualifizierung der Aktivitäten Titius’ war 

natürlich viel zu eng und verkannte die Forderungen nach demokratischer Erneuerung und 

Offenheit für Außen- bzw. Fernstehende. 

Vor allem aber unterscheiden sich Rade und Titius in der Vorgehensweise. Während Rade mit 

den Volkskirchenräten schon durch den Begriff seine Nähe zu Ideen der Revolution andeutete 

und mit dieser Organisation mit Blick auf die kirchlichen Entscheidungsgremien ein völlig 

neues Organ schaffte, ging Titius anders vor. Seine Gründung in Göttingen ging aus einem 

Zusammenschluss der reformierten und lutherischen Kirchenvorstände hervor. Damit knüpfte 

er nicht nur an bestehende Gremien an, sondern erleichterte auch dem normalen Gemeinde-

mitglied die Mitarbeit ungemein, da diese Arbeit das Gefühl der Kontinuität stärker zu ge-

währen schien, als die Gründung Rades. Zudem betonte Titius in der folgenden Zeit, dass 

seiner Meinung nach der Volkskirchenbund mit der Gemeinde identisch und nur aus organisa-

torischen Gründen zur Durchsetzung seiner politischen Interessen als Verein organisiert sein 

sollte. Damit entging Titius und sein Volkskirchenbund weitgehendst einer Kritik, die beson-

ders an Rade geübt wurde. Dibelius äußerte sich über die Volkskirchenbewegung durchge-

hend positiv, nach dem er einmal ihren Charakter erkannt hatte.464 

Kern der Kritik an Rade waren Bedenken, die in zwei Briefen von O. Dibelius an Rade vom 

Dezember 1918 deutlich wurden. Zum einen befürchtete Dibelius, dass Rade die Einheit der 

evangelischen Kirche gefährde, zum anderen, dass Rade mit seinen Absichten den historisch 

gewachsenen Rechtszusammenhang vernachlässige. Dibelius beschwor die „Rechtskontinui-

tät“ und erteilte allen Versuchen „etwas ganz Neues zu schaffen“ eine Abfuhr. Er mahnte ein 

einheitliches Vorgehen an und warnte vor Zersplitterungen. Ihm kam es darauf an, „daß die 

Gemeinde die Trägerinnen des Neuen werden, nicht extra geschaffene Verbände und derglei-
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chen.“465 In dem Schriftwechsel ging es auch um die Forderung, dass die alte Generalsynode 

nicht nur ein Wahlrecht beschließen, sondern auch die neue Verfassung der künftigen Kirche 

entwerfen und verabschieden solle. Dibelius bat Rade, sich mit dem hinter ihm stehenden 

Kreis dafür einzusetzen, dass die alte Generalsynode lediglich ein neues Wahlgesetz für eine 

kirchliche Landesversammlung beschließe, die Gestaltung und Verabschiedung der Verfas-

sung aber nicht selbst in die Hand nehme. 

In seinem Antwortschreiben betonte Rade, dass er gar nicht daran denke, die Einheit der Kir-

che zu gefährden. Er teilte auch nicht die Sorge seiner Kritiker um die Rechtskontinuität der 

Kirche, das werden, seiner Meinung nach „die Herren in Berlin“ schon machen. Was ihn um-

treibe, sei das, was diese Herren, - gemeint ist hier der Evangelische Oberkirchenrat, der Ge-

neralsynodalvorstand und der Vertrauensmännerrat -, nicht von selber machten466. Dibelius 

betone zwar einerseits die Notwendigkeit von „neue(n) Werkzeuge(n) für die Arbeit an den 

großen kirchlichen Aufgaben der Gegenwart und Zukunft!“, warne aber andererseits vor ei-

genmächtiger Durchführung von Verfassungsänderungen ohne die verfassungsmäßigen Orga-

ne in die Entscheidungen einzubeziehen. Nötig sei die Wahrung der Einheit der Kirche und 

die Wahrung des Rechtszusammenhanges zwischen Altem um Neuem, um die Kirche „im 

Kampf mit einem kirchenfeindlichen Staat“467 vor dessen Eingriffen zu schützen. 

Ähnlich äußerten sich Alfred Fischer, der Schriftleiter des Protestantenblattes und G. Traub 

als Geschäftsführer des Protestantenbundes. Fischer warnte davor, die Neuordnung durch 

freie Vereinigungen voranzutreiben. Vielmehr müsse man auf die vorhandenen geordneten 

Instanzen der Kirche zurückgreifen, um diese Neuordnung in die Wege zu leiten468. Zwar 

fasste der Protestantenverein am 27. November in Berlin Beschlüsse, die an die Absichten 

Rades und Titius’ anklingen. So wurde ein geheimes, unmittelbares Wahlrecht für mündige 

Kirchenmitglieder beiderlei Geschlechts nach dem Grundsatz der Verhältniswahl gefordert. 

Andererseits wurde eine Neugestaltung „unter Wahrung überlieferten Rechtes und geschicht-

lich gewordener Sitte“ ganz stark in den Vordergrund gestellt469. 

Traub gab Rade zu bedenken, die Bestrebungen zur Neuordnung nicht noch zu vermehren 

und verwies auf den vom Evangelischen Oberkirchenrat geschaffenen Vertrauensrat, indem 

seiner Meinung nach alle theologischen Richtungen gleichmäßig vertreten seien.470 
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Auch die „Evangelische Kirchenzeitung“ und das „Deutsche Pfarrerblatt“ wandten sich gegen 

die Eigeninitiativen von neu geschaffenen Organen. Die Evangelische Kirchenzeitung hielt 

das Übergehen der verfassungsmäßigen Organe der Kirche durch eine aus allgemeinem Wahl-

recht zustande gekommene Neuschöpfung für „Geschichtslosigkeit der Revolution“ und „Ein-

führung des sozialdemokratischen Geistes oder besser dieser Geistlosigkeit in der Kirche“471. 

Im „Deutschen Pfarrerblatt“ wurde die Befürchtung ausgesprochen, dass eine aus Urwahlen 

hervorgegangene Kirche nicht als Rechtsnachfolgerin der alten Kirche angesehen werden 

könnte und der Staat sich darum aus seinen Verpflichtungen gegenüber der Kirche zurückzie-

hen könne472. Sowohl Die „Evangelische Kirchenzeitung“ als auch das „Deutsche Pfarrerb-

latt“ forderten darum, dass die alte Generalsynode nicht nur ein Wahlrecht beschließen, son-

dern auch die neuen Verfassung der künftigen Kirche entwerfen und verabschieden sollte.473 

In einer Schrift aus dem Jahr 1919 äußerte sich auch Dibelius kritisch zu den Volkskirchenrä-

ten: „Nur eines kann heute schon gesagt werden: der Weg zur neuen Kirche muß über die alte 

führen. Es geht nicht an, plötzlich etwas Neues aus der Erde stampfen zu wollen. Es geht 

nicht an, durch „Volkskirchenräte“ in den Gemeinden „von unten her“ eine neue Kirche auf-

bauen zu wollen.“ Nur die sorgfältige Wahrung des Rechtszusammenhanges zwischen der 

alten und der neuen Kirche bewahre die Kirche und ihren Besitz vor der Gefahr, im rechts-

freien Raum dem Zugriff des Staates ausgesetzt zu sein.474 

Aber die Kritik an den Neubildungen und Vereinigungen, die nicht von den Kirchenleitungen 

inspiriert und kontrolliert wurden, trafen auch Titius. Th. Kaftan, der Titius und seiner politi-

schen und theologischen Position nie besonders geneigt war, warnte zwar nachdrücklich vor 

der „Losung: möglichst das Bestehende aufrechterhalten!“, verglich aber andererseits die ei-

genständigen Aktivitäten des Volksbundes mit einem kirchlichen Nachmachen dessen, „was 

die taten, die unter Beiseiteschiebung des Reichstags eigene Regierungsorganisationen schu-

fen.“ 

Bei genauerem Hinsehen werden die Kritiker Rades auch an Titius Vorstellungen keinen Ge-

fallen gefunden haben. Unbestritten hat Titius gegenüber Rade den Vorteil, zumindest bei der 

Gründungversammlung des Volkskirchenbundes bei den Göttinger Kirchenvorständen und 
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somit bei verfassungsmäßigen Organen der Kirche anzuknüpfen. Wie stark sich Titius an den 

vorgegeben Institutionen oder christlichen Vereinen orientierte, zeigt die Tatsache, dass er 

sofort nach seiner Gründung um Unterstützung bei Voigts und Seeberg nachsuchte. Er strebte 

hier also auch eine institutionelle Absicherung und Kontinuität seiner Aktivitäten an. Aber das 

Ausmaß der Mitbestimmung der Gemeindemitglieder, wie Titius es vorsah, kann auf Seiten 

der Konservativen und Orthodoxen nur schwerste Bedenken hervorgerufen haben. Denn mit 

dieser Form der Beteiligung war dem Eindringen kirchenfremder und kirchenferner Einflüsse 

eine Schleuse geöffnet, die jene Kreise um keinen Preis geöffnet haben wollten. Hinter der 

Forderung nach Rechtskontinuität der Kirche und der Warnung vor der Gefährdung der Ein-

heit der Kirche verbarg sich ja auch immer die Angst der konservativ-orthodoxen Kreise, ihre 

angestammte Rolle und Macht in der Kirche zu verlieren. Denn nicht völlig zu Unrecht sah 

man die kirchlichen Erneuerungsbestrebungen auch „stark mit kirchenpolitischen Tendenzen 

durchsetzt.“ Allerdings geht Kaftans Vorwurf, diese kirchenpolitische Richtung plane augen-

scheinlich, „die Nöte der Kirche zu benutzen, um die auf Auflösung der eigentlichen Kirche 

gerichteten Wünsche mit Hilfe der Massen durchzudrücken.“475 entschieden zu weit. 

Dass der Volkskirchenbund im Zuge der Wahlen zur Nationalversammlung Aufklärungsarbeit 

über die Absichten der einzelnen Kandidaten mit Blick auf die Kirchenfrage betrieb, hat auf 

der anderen Seite sicher den Beifall dieser Kreise gefunden. Denn man muss annehmen, dass 

die Kandidaten sich eher wohlwollend in diesen Angelegenheiten äußerten, wenn sie nicht 

Gefahr laufen wollten, sich evangelischer Agitation ausgesetzt zu sehen. Angesichts der Mit-

gliederzahlen des Volkskirchenbundes von einer Million Mitgliedern476 und der Tatsache, 

dass die Protestanten insgesamt über Zweidrittel der Wählerschaft stellten, war man eher vor-

sichtig, es sei denn, man rechnete von vornherein nicht mit evangelisch - kirchlichen Wähler-

stimmen. 

Kritisch stand man sicher Titius Vorschlag einer Delegiertenversammlung des Volkskirchen-

bundes gegenüber, der gleichzeitig mit der Nationalversammlung tagend, evangelische Forde-

rungen an diese stellen sollte. Diese Delegiertenversammlung stünde zum einen in Konkur-

renz zu bestehenden verfassungsmäßigen Organen der Kirche, zum anderen wäre ihr Mandat, 

für die evangelische Kirche zu sprechen, sicher sehr umstritten. Titius hat solche Probleme 

auf sich zukommen sehen. Daher war es ein sehr geschickter Schachzug, den Volkskirchen-

bund als Verein zu organisieren. So konnte er den demokratischen Grundsätzen im Staat tat-
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sächlich entsprechen, kam andererseits nicht mit kirchenrechtlichen Bedenken in Konflikt, da 

es sich ja um einen rechtlichen Vorgang in einem Verein handelte. Folgerichtig konnte Titius 

mit dem Volkskirchenbund nur dadurch in der Öffentlichkeit Einfluss und Autorität gewin-

nen, wenn er tatsächlich durch große Mitgliederzahlen, wie er es in seinem Brief an Voigts als 

wichtig herausgestellt hatte, getragen würde. 

Diese Massenmobilisierung ist zumindest zeitweise offensichtlich gelungen. Dass dann alle 

diese spontanen Bildungen, die fast durchgängig dem liberalen bzw. religiös-sozialistischen 

Teil des Protestantismus zuzurechnen waren, an der Basis der Kirche letztlich für die Refor-

mierung der Kirche ohne nachhaltigen Einfluss blieben, hat mehrere Ursachen. Zum einen 

war die schlechte Verkehrs- und Kommunikationssituation seit Ausbruch der Revolution und 

in den ersten Monaten des Jahres 1919, aber auch die Verfügungsgewalt über Vervielfälti-

gungsmöglichkeiten, Druckmaschinen und Papierkontingente eher ein Vorteil für die etablier-

ten kirchlichen Vereine und vor allem die Behörden und Konsistorien. Zum anderen brachten 

die Versuche, die Erneuerung der Kirche durch Urwahlen voranzutreiben, nicht die ge-

wünschten Ergebnisse. Die Wahlergebnisse zeitigten vielmehr hohe Gewinne für die der Re-

publik distanziert bis feindlich gegenüberstehenden Kräfte der Beharrung, also der Kräfte, die 

wenig geneigt waren, wegen der politischen Umwälzungen auch Kirchenreformen voranzu-

treiben.477 

Schließlich waren die juristischen Probleme der Überleitung der Kirche in staatsfreie Kirche 

tatsächlich so kompliziert, dass auf eine Mitarbeit der Kirchenbehörden mit ihren Fachleuten 

und Apparaten überhaupt nicht verzichtet werden konnte. Die Angst vor staatlichen Eingrif-

fen, besonders nach den Erfahrungen mit dem Kultusminister Hoffmann, aber auch der Ver-

such der preußischen Demokraten, politisch auf die Verfassung der Kirche in Preußen einzu-

wirken, bewogen auch viele engagierte Laien, die Initiative der kirchenpolitischen Auseinan-

dersetzungen eher den Behörden und Konsistorien bzw. den bestellten Organen zuzuschieben, 

die den Krieg und die Revolution einigermaßen unbeschadet hinter sich gebracht hatten, auch 

wenn man sich klar war, dass die republikfreundlichen Kräfte damit von Beginn an von we-

sentlichem Einfluss auf die Entwicklung ausgeschlossen waren.478 

Erfolgreicher war der Volkskirchenbund in der Verteidigung der Stellung der Kirche gegen 

die Versuche, sie in eine unbedeutende gesellschaftliche Rolle hinabzudrücken. So haben et-

wa die konfessionellen Bünde und Massenpetitionen, insbesondere die Elternbünde, ein ge-

wisse „Wirkmächtigkeit“ entfaltet, um zum Beispiel die Schulgesetze im Sinne der evangeli-

schen Kirchen durchzusetzen. Daran hat der Volkskirchenbund mit seinem Initiator Titius an 
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der Spitze einen wichtigen Anteil.479 Es ist aber zu fragen, warum ein großer Teil der Massen, 

die sich spontan in der gesamten Volkskirchenbewegung fand, sich zwar gegen staatliche 

Eingriffe in die Kirche und für eine Sammlung der evangelischen Kräfte bei den politischen 

Wahlen engagieren ließ, nicht aber für eine demokratische Erneuerung der Kirche. Vermut-

lich haben sich doch jene eher konservativen Kreise, deren kirchliche Verwurzelung noch 

intensiver war, stärker in der Volkskirchenbewegung zusammengefunden, als jene, die Titius 

als kirchlich entfremdet bezeichnet und die vielleicht einen Mangel an Offenheit und inner-

kirchlicher Demokratie beklagen. Es hätte von diesen Entfremdeten auch ein hohes Maß 

Hoffnung und innerer Zustimmung zur Kirche bedurft, um sich hier zu engagieren. Denn die 

Kirche hatte in den Augen dieser Kreise durch die eben zurückliegenden Jahre ja nicht an 

Glaubwürdigkeit gewonnen. Für diese Kreise war eine positive Identifizierung nur schwer 

möglich. Von daher waren die Kräfte, die auf deutliche Reformen im Zuge des Umbaus der 

Kirche hinarbeiteten im Volkskirchenbund sicher nur schwach vertreten. 

Die nachhaltigste Wirkung unter den Erneuerungsbestrebungen hat vermutlich dennoch der 

Volkskirchenbund erzielt. Auch Dibelius erkannte dessen Erfolg als „ohne Beispiel ... in der 

Geschichte des deutschen kirchlichen Lebens“480 an. Troeltsch sah die Schwäche der reforme-

rischen Kräfte und hielt es darum in einem Memorandum vom 15. August 1919 für „erwä-

genswert, der Kirche eine demokratische Verfassung <staatlicherseits> aufzuerlegen, die ihr 

eine liberale Majorität sichere.“481 Er sah aber auch die Gefahr der Niederlage der Liberalen 

bei Direktwahlen. Nach dem Kirchentag im September 1919 fanden seine Anregungen Unter-

stützung in der preußischen Landesversammlung bei Rade und Friedberg482. 

Titius selbst beschrieb rückblickend die Verteidigung der kirchlichen Rechte durch Einfluss-

nahme auf die politischen Kräfte als das wesentliche Ziel der Volkskirchenbewegung.483 Um 

den kirchlichen Wünschen Nachdruck zu verleihen, habe man sich organisieren müssen. Als 

Ziele nannte er die Verhinderung der plötzlichen Trennung von Staat und Kirche und die Re-

gelung dieser Frage durch die Nationalversammlung, die Befragung der Kandidaten für die 

Wahl zur Nationalversammlung nach ihrer Stellung zu kirchlichen Fragen und das zeitgleiche 
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Tagen von Nationalversammlung und Delegiertenversammlung der Deutschen Evangelischen 

Kirchen, um Forderungen an die Nationalversammlung zu stellen. Diese Ziele sind „im we-

sentlichen erreicht worden“. Die Tatsache, dass die Politiker auf die durch die Volkskirchen-

bewegung mobilisierte Öffentlichkeit Rücksicht nehmen mussten, zeigt, „daß die Volkskir-

chenbewegung, zumal als organisierte, selbstverständlich nur einen Faktor in der bisherigen 

Neugestaltung des Verhältnisses von Staat und Kirche neben anderen gebildet hat, aber ihre 

selbständige Bedeutung wird man nicht bestreiten können.“ 

Titius vergaß aber die anderen Aufgaben, die bei der Gründung der Volkskirchenbewegung 

angestrebt wurden, nicht. So erinnerte er in dem gleichen Aufsatz aus dem März 1920 an die 

„öffentliche Mission an den der Kirche Entfremdeten“ und die Bekämpfung kirchenfeindli-

cher und religionsfeindlicher Bestrebungen als verbleibende Aufgabe des Volkskirchenbun-

des.484 Der Volkskirchenbund hat allerdings nach den entscheidenden Weichenstellungen in 

der Weimarer Verfassung, die das Verhältnis von Staat und Kirche in ein ruhigeres Fahrwas-

ser brachten, einen wichtigen Teil seiner ursprünglichen Funktion und damit auch seiner Be-

deutung verloren. Ab dem Jahr 1920 ist von ihm kaum mehr die Rede. Ob es eine förmliche 

Auflösung gab oder ob sich der Volkskirchenbund mit anderen Aufgaben weiterhin beschäf-

tigte, entzieht sich meiner Kenntnis. 

 

 

5.5. Titius und die vorbereitenden Maßnahmen zur Neukonsolidierung der Kirche 

 

Titius herausragendes Engagement in dieser Zeit des Um- und Aufbruchs führte dazu, dass er 

als führendes Mitglied des Volkskirchenbundes mit Vertretern anderer Organisationen und 

Gruppen, die sich um die Neugestaltung der kirchlichen Verhältnisse Gedanken machten, am 

3. Januar 1919 in Elberfeld zu einer Versammlung gebeten wurde, die einen Kirchentag zur 

Klärung der Vorstellungen über die Zukunft der Kirche herbeiführen wollte. Die Hauptinitia-

toren dieses Treffens, das die Kirchenleitungen misstrauisch verfolgten, waren die Münstera-

ner Professoren K. Heim und Schmitz, die als politisch Konservative der Gemeinschaftsbe-

wegung nahe standen.485 Auch die Konferenz deutscher evangelischer Arbeitsorganisationen 

machte wenige Tage vor dem Treffen der Volkskirchenbewegung die kirchliche Lage zum 

Thema einer Verbandstagung in Elberfeld.486 In dieser Zeit empfahl seine Arbeit als Füh-

                                                                                                                                                                                     
483 A. Titius, Zur Volkskirchenbewegung, in: Das evangelische Deutschland. Zentralorgan für die Einigungsbe-
strebungen im deutschen Protestantismus, 4. Jg. , März 1920. S. 205. 
484 A. Titius, Zur Volkskirchenbewegung, S. 209. 
485 J.- Ch. Kaiser, Sozialer Protestantismus, S. 52. 
486 ebd., S. 52ff. 



 129 

rungsfigur des Volkskirchenbundes Titius als Mitarbeiter an einer Beschlussvorlage über das 

Thema Synodalverfassung und kirchliche Wahlen, die ein wichtiger Beitrag für eine Verfas-

sungsreform der Kirchen bildete. 

 

 

5.5.1. Die Vorbereitung des Kirchentages 

 

Auf der Elberfelder Versammlung stellten sich vor allem die Gruppen den Zukunftsfragen der 

Kirche, die in der Zeit nach dem Zusammenbruch des Summepiskopats mit eigenen Ideen zur 

Gestaltung der Zukunft der Kirche ohne kirchenamtliche Absicherung an die Öffentlichkeit 

getreten waren. Neben dem Volkskirchenbund, den Titius und Mirbt487 vertraten, war der Ar-

beitsausschuss der Konferenz der Deutschen Evangelischen Arbeitsorganisationen mit 

Schreiber488 und Füllkrug489 anwesend. Wegen ihrer Marburger Aktivitäten wurden Rade, 

Thimme und Herpel eingeladen. Als Einberufer der „Vertraulichen Beratung über die Kir-

chenfrage“ wurden Schmitz, Karl Heim, Walter Michaelis, Joseph Gauger490, Bodelschwingh 

und Theodor Haarbeck491 eingeladen. Als Einzelpersonen waren Wilhelm Zoellner492 und 

                                                           
487 Carl Mirbt (1860 – 1929) war Kirchenhistoriker und Missionswissenschaftler, seit 1890 o. Professur in Mar-
burg, ab 1912 bis zu seiner Emeritierung 1928 in Göttingen, wirkte ab 1909 als Geheimer Konsistorialrat in 
Kassel, antikatholisch in seiner Polemik, deutschnational in seiner Gesinnung, als Professor von seinen Studen-
ten sehr geschätzt, anregend in seinen missionswissenschaftlichen Ideen, als Kirchenhistoriker überholt. Art. 
Mirbt, Carl, in: BBKL, Bd. V, Herzberg 1993, Sp. 1569ff. 
488 Schreiber warnte in einem vertraulichen Schreiben an den Generalsuperintendenten von Westfalen, Wilhelm 
Zoellner, vor den radikalen Tendenzen der freien Kräfte, insbesondere merkwürdigerweise vor Titius: „So ge-
winnt diese Besprechung (sc.in Elberfeld) eine nicht geringe Bedeutung als erste Berührung der verschiedenen 
Kreise, die zur Kirchenfrage das Wort genommen haben. Ich begrüsse diese Fühlungnahme vor allem in der 
Hoffnung, dass es gelingt, D. Rade und namentlich D. Titius von ihren viel zu weit gehenden Plänen zurückzu-
halten.“ EZA 623 /52, zit. nach D. Bormuth, Die Deutschen Evangelischen Kirchentage in der Weimarer Repub-
lik, Konfession und Gesellschaft, Bd. 41, Stuttgart 2007, S. 104, Anm. 366. 
489 Gerhard Füllkrug (1870 – 1948) studierte Theologie in Tübingen, Berlin, Erlangen und Halle, promovierte 
1899 in Jena zum Lic. theol. Ab 1900 war er Pfarrer in Bentschen, im Jahr 1915 und 1916 war er an der Martini– 
und Auferstehungskirche in Kassel. Danach wurde er zum Geschäftsführenden Sekretär in den Central-
Ausschuss für Innere Mission berufen. Hier setzte er sich für den internationalen Zusammenschluss aller Bereich 
der Inneren Mission ein. Vgl. BBKL, Bd. II, 1990, Sp. 149 – 150. 
490 Joseph Gauger (1866 – 1939), Theologe, Mitglied im Vorstand des Gnadauer Verbandes, widmete sich der 
Schriftenmission und Verlagsarbeit, geriet mit seiner christlich-konservativen in Konflikte mit dem Nationalso-
zialismus, z. B. weil er seine Zeitschrift „Licht und Leben“ für seine Kommentare zum politischen Geschehen 
nutzte. Art. Gauger, Joseph, in: BBKL, Bd. II, Hamm 1990, Sp. 186f. 
491 Theodor Haarbeck (1846 – 1923), Theologe der Gemeinschaftsbewegung, eng verbunden mit St. Chrischona, 
Inspektor und später Direktor der Evangelistenschule Johanneum, Mitglied im Vorstand des Gnadauer Verban-
des. Art. Haarbeck, Theodor, in: BBKL, Bd. II, Hamm 1990, Sp. 410f. 
492 Wilhelm Zoellner (1860 – 1937), streng konservativ, gehörte in der altpreußischen Generalsynode zur äußers-
ten Rechten, war von der lutherischen Erweckungsbewegung geprägt, wurde 1905 westfälischer Generalsuperin-
tendent in Münster und sorgte dafür, dass liberale Pfarrer keine Anstellung in Westfalen erhielten. Diese Rich-
tung versuchte er auch in der Lehrerschaft durchzusetzen. Er war streng konfessionell ausgerichtet und förderte 
darum in der Ökumene nur die Bewahrung der konfessionellen und nationalen Identität. Als Vertreter einer The-
ologie der Schöpfungsordnung ging er auf den Nationalsozialismus zu, distanzierte sich dann aber von der DC 
und fand auch in der Bekennenden Kirche keine Heimat. Art, Zoellner, Wilhelm, in: BBKL, B XIV, Herzberg 
1998, Sp. 567ff. 
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Kochelke geladen.493 Schon bei einem Brief von Blau an den Präsidenten des Deutschen 

Evangelischen Kirchenausschusses (DEKA)494 Voigts vom 2.12.18 findet sich die Abschrift 

eines Briefes von Rade, Thimme, Stephan495 und Bornhäuser496, die die Einberufung eines 

Kirchentages befürworteten, der sich der anstehenden Fragen annehmen sollte und aus allen 

Schichten des Volkes zusammengesetzt sein sollte.497 

Titius sprach sich auf dieser Versammlung für die Abhaltung eines Kirchentages aus, der äu-

ßere und innere Fragen besprechen solle. Wegen der Einwirkung auf die Nationalversamm-

lung sei ein Zusammenschluss des gesamten deutschen Protestantismus nötig.498 Titius, 

Zoellner, Kochelke, Schmitz und Rade forderten, dass der DEKA als Einberufer des Kirchen-

tages auftrete. Zum einen sei er die berufene Instanz zur Vertretung der gemeinsamen Interes-

sen des deutschen Protestantismus, zum anderen erleichtere seine Mitwirkung die Teilnahme 

der Landeskirchen. Auf eine Einbeziehung der „Amtskirche“ zu verzichten, wurde gar nicht 

ernsthaft erwogen. Titius betonte aber auch, dass er nicht schon auf der Vorkonferenz „alles 

ohne Reibung“ abgehen lassen wolle. Vorhandene Gegensätze müssten klar herausgestellt 

werden, besondere Themen seien etwa die „Demokratisierung und Sozialisierung der Kirche“ 

und die „Stellung der Kirche zu den Parteien“.499 Schreiber500 und Füllkrug wurden beauf-

tragt, entsprechende Verhandlungen mit dem DEKA zu führen.501 Mitte Januar berichtete 

Schreiber in einem Brief an den Teilnehmerkreis der Elberfelder - Konferenz, dass Titius die 

Abneigung gegen eine Zusammenarbeit mit den kirchenregimentlichen Stellen, wie sie auf 

der Tagung in Elberfeld zum Ausdruck gekommen sei, im Protokoll nicht deutlich genug 

wieder gefunden habe. Weiter berichtete Schreiber, daß die auf Grund der Beschlusslage von 

Elberfeld in Angriff genommenen Verhandlungen mit dem DEKA über einen Kirchentag bis-

her nicht erfolgreich seien. Es sei keine Einigung über eine gemeinsame Einladung erzielt 

                                                           
493 Zu dieser Liste der Teilnehmer siehe EZA 1/ A3/ 43, Dok. K.A. 19, Anlage 4. 
494 Der Deutsche Evangelische Kirchenausschuss bestand schon seit längerer Zeit als lockerer Zusammenschluss 
der Landeskirchen. Gemeinsam mit den entstehenden Kirchentagen ist er der Motor bei der Errichtung des Deut-
schen Evangelischen Kirchenbundes geworden. Vgl. dazu: Nowak, Kurt, Geschichte des Christentums in 
Deutschland. Religion, Politik und Gesellschaft vom Ende der Aufklärung bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts, 
München 1995, S. 217f. 
495 Horst Stephan (1873 – 1954) war nach dem Theologiestudium in Leipzig Nachfolger P. Göhres als Redakti-
onsassistent der „Christlichen Welt“. Ab 1906 war er Privatdozent für Kirchengeschichte in Leipzig, 1907 sie-
delte er nach Marburg um. Er ließ sich umhabilitieren und erhielt 1911 den Professorentitel. 1914 wurde er a. o. 
Professor, 1919 ordentlicher Professor für Systematische Theologie, 1922 wird er Nachfolger Kattenbuschs in 
Halle und folgt schließlich1926 einen Ruf nach Leipzig, wo er 1938 emeritiert wird. Vgl. BBKL, Bd. X, 1995, 
Sp. 1398 - 1402. 
496 Karl Bornhäuser (1868 – 1947) war ab 1907 einer der beiden Praktischen Theologen in Marburg. Vgl. BBKL, 
Bd. 1, 1990, Sp. 705. 
497 Vgl. dazu: EZA 1 / A3 / 43. 
498 ebd., Anlage 4, Protokoll S. 3. 
499 EZA 1 / A3 / 43, S. 4ff. 
500 Zur Rolle des „wendigen Schreiber“ in dieser Übergangszeit vgl. auch J. -Ch. Kaiser, Sozialer Protestantis-
mus, S. 53. 
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worden.502 Da man aber mit der Einladung zum Kirchentag möglichst rasch beginnen wollte, 

lag diesem Schreiben ein Entwurf bei, der eine Veranstaltung ohne Beteiligung des DEKA 

weiter vorbereitete. Nach diesem Entwurf plante man eine „Freie Konferenz zur Besprechung 

der kirchlichen Lage“ für den 19. - 21. Februar 1919 in Erfurt. Unter dem Hauptthema „Die 

Neuordnung der evangelischen Volkskirche“ sollten Ihmels503 und Titius zu der Frage 

„Volkskirche oder Sonderkirche“ Stellung beziehen. Titius hatte in seinem Beitrag über den 

Zusammenschluss der evangelischen Landeskirchen schon angedeutet, dass er im Grunde eine 

Sonder- oder Freikirche ablehne, vielmehr eine durch Reformen erneuerte Volkskirche wün-

sche. Weiter sollte Titius einen kurzen Bericht über die evangelischen Kirchen des In- und 

Auslandes erstatten. Insgesamt sollte die Konferenz von dem Thema Verhältnis Kirche und 

Staat, aber auch von innerkirchlichen Problemen beherrscht sein.504 

Man plante zu diesem Zeitpunkt also parallel, um nicht nach einer etwaigen endgültigen Ab-

sage durch den DEKA ganz von vorn beginnen zu müssen und so viel Zeit zu verlieren. 

Knapp zwei Wochen später konnte Schreiber dem erwähnten Kreis über den Stand der Ver-

handlungen mit dem DEKA mitteilen, dass man für den 26.-28.2.1919 eine „Freie Konferenz 

zur Besprechung der gegenwärtigen gemeinsamen Aufgaben der Deutschen Evangelischen 

Landeskirchen“ in Kassel abhalten wolle. Über die Zahl der Beteiligten, aber auch über die 

Frage, wer diese Einladung unterzeichne, habe man bisher allerdings keine Einigkeit erzielen 

können.505 

Die Einladung erfolgte dann tatsächlich für den 27. und 28.2.1919 nach Kassel. Zwar hatte 

der Gnadauer Verband gefordert, dass DEKA und die Konferenz deutscher evangelischer 

Arbeitsorganisationen gemeinsam zu dieser Konferenz einladen, doch trug die offizielle Ein-

ladung nur die Unterschrift des DEKA, wenn er auch darauf hinwies, dass diese Einladung im 

Einvernehmen mit der Konferenz ausgesprochen werde. Gleichzeitig betonte EOK- und DE-

KA-Präsident Voigts in diesem Schreiben, dass dem DEKA als der gegenwärtig einzigen an-

erkannten Leitungsebene die Führungsrolle beim Neubau der Kirche vorbehalten bleiben 

müsse.506 

                                                                                                                                                                                     
501 Vgl. dazu: J. - Ch. Kaiser, Sozialer Protestantismus, S. 54. 
502 Brief Schreiber an die Marburger, Göttinger, Münsteraner und sächsischen Teilnehmer der Elberfelder Kon-
ferenz vom 18.1.1919, in: EZA 1/ A3 / 43, Dokument K.A. 60, S. 1. Vgl. dazu auch D. Bormuth, Die Deutschen 
Evangelischen Kirchentage in der Weimarer Republik, S. 108. 
503 Ludwig Ihmels (1858 – 1933) studierte in Leipzig, Erlangen und Göttingen, zunächst Gemeindepfarrer na 
verschiedenen Orten, dann Predigerseminardirektor in Loccum. Ab 1898 wurde er Nachfolger des Systematikers 
Franz H. R. Frankes in Erlangen, 1902 folgte er einen Ruf nach Leipzig. 1907 wurde er Vorsitzender der Allge-
meinen evangelisch-lutherischen Konferenz, 1922 wurde er Landesbischof in Sachsen. Vgl. BBKL, Bd. II, 1990, 
Sp. 1262. 
504 Brief Schreiber, S. 5ff. 
505 Ebd., S. 11f . 
506 J. – Ch. Kaiser, Sozialer Protestantismus, S. 56. 
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Am gleichen Ort fand dann am 28. Februar und 1. März 1919 eine weitere Konferenz statt, 

die sich der aktuellen Lage der Kirche und ihrer Neugestaltung widmete. Die Konferenz der 

deutschen evangelischen Arbeitsorganisationen und die Vertreter der Volkskirchenbewegung 

tauschten ihre Ansichten zur aktuellen kirchenpolitischen Situation aus. Offizielle Gastgeber 

dieser Konferenz waren der Arbeitsausschuss der Konferenz Deutscher Evangelischer Ar-

beitsorganisationen, der Elberfelder Ausschuss für eine freie evangelische Volkskirche, der 

Freie Arbeitsausschuss der sächsischen evangelischen lutherischen Landeskirche, der Mar-

burger Ausschuss zur Berufung eines Kirchentages und der Volkskirchenbund Göttingen. 

Schließlich kam es am vorgesehen Termin tatsächlich zu einer gemeinsamen Vorbereitungs-

sitzung von DEKA, der Konferenz der deutschen evangelischen Arbeitsorganisationen und 

den Vertretern der Volkskirchenbewegung für einen zukünftigen Kirchentag. In Reaktion auf 

Foersters Vorschlag, dass der neu zuschaffende Kirchentag in den Einzelstaaten die Funktion 

der Kirchenleitung übernehmen solle, sprach sich Titius mit vielen anderen wie Kaftan, Schi-

an, Foerster507 gegen die Einrichtung einer einheitlichen Reichskirche aus.508 Titius erklärte es 

für „unumgänglich, von allen weitgehenden Plänen einer Reichskirche oder eines Recht 

schaffenden Gesamtverbandes der evangelischen Kirchen, der die erforderliche Selbständig-

keit der Landeskirchen antasten würde, zur Zeit Abstand zu nehmen.“509 Vielmehr spricht er 

sich dafür aus, die Verschiedenartigkeit des Bekenntnisses und der geschichtlichen Entwick-

lung zu respektieren. Darum warb er für den vorgelegten Entwurf, in dem am Vorhandenen 

angeknüpft werde. Für Titius wäre es ein „sehr großer Fortschritt“, wenn es gelänge, einen 

Kirchentag zu schaffen, auf dem die kirchlichen Behörden, die synodalen Elemente und die 

freien Vereine regelmäßig zusammentreten. Weiter forderte Titius, die Anregungen Rades 

und Försters aufzunehmen, und Verhandlungen mit der Reichsregierung und der Nationalver-

sammlung zu führen. In den Verhandlungen mit der Nationalversammlung würde es nach 

Titius um zwei Dinge gehen. „Es muß festgestellt werden, daß der Summepiskopat der Fürs-

                                                           
507 Erich Foerster (1865 – 1945) studierte Theologie und Rechtswissenschaften in Marburg und Berlin. Ab 1890 
war er Vikar bei Martin Rade und arbeitete bei der Zeitschrift „Christliche Welt“ mit, später übertrug Rade ihm 
die Herausgabe der „Chronik der Christlichen Welt“.1895 wechselte er auf die Pfarrstelle der Deutschen evange-
lisch-reformierten Gemeinde in Frankfurt am Main, wo er bis 1935 blieb. Für seine beiden Bände „Die Entste-
hung der preußischen Landeskirche“ erhielt er 1905 die theologische Ehrendoktorwürde der Marburger Fakultät. 
1907 habilitierte er sich an der Frankfurter Akademie für Sozial- und Handelswissenschaften im Fach Kirchen-
geschichte. Durch die Integration der Akademie in die Frankfurter Universität wurde er der erste evangelische 
Theologieprofessor der Universität Frankfurt. Zeitlebens trat er für dafür ein, ein wahrhaft reformatorisches 
Kirchenbild zu realisieren. Das Staatskirchentum berief sich seiner Auffassung nach zu unrecht auf Luther. Lu-
thers geistbestimmten Kirchenbegriff habe man ignoriert. Als sich die Landeskirchen nach dem Zusammenbruch 
des Summepiskopats ziemlich unverändert durch die Krise retteten, zog er sich enttäuscht aus der Kirchenpolitik 
zurück. Vgl. BBKL, XVI, 1999, Sp. 497 – 526. 
508 EZA 1 /A3 /43, Protokoll der Sitzung in Kassel vom 27./28.2.1919, S. 6f. Vgl. auch D. Bormuth, Die Deut-
schen Evangelischen Kirchentage, S. 112f. 
509 EZA 1 /A3/ 44, Protokoll der Vorbereitungskonferenz für die Einberufung eines allgemeinen deutschen 
evangelischen Kirchentages, Cassel, 27. und 28. Februar 1919, S. 4. 
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ten mit dem heutigen Zustand der Dinge ein Ende erreicht hat. Es darf nicht zugelassen wer-

den, daß die derzeitigen Regierungen sich das Recht des Summepiskopats beilegen“. Er woll-

te damit verhindern, dass die Kirche zum Spielball der Parteien herabgewürdigt werde. Ferner 

trat Titius dafür ein, die Kirche als „öffentliche Korporationen“510, also als Körperschaften 

des öffentlichen Rechtes, in der Verfassung durchzusetzen. Er wies darauf hin, dass nach sei-

ner Einschätzung das Zentrum, die Demokratische Partei und die Parteien der Rechten dies 

unterstützen würden und durchsetzen könnten. 

Beide Gedanken wurden von Titius später formal zum Antrag erhoben. Er beantragte, dass die 

Versammlung feststellen möge, dass das „Summepiskopat der Fürsten sein Ende erreicht habe 

und von den gegenwärtigen Regierungen nicht in Anspruch genommen werden dürfe.“ Den 

zweiten Gedanken erhob Titius mit anderen zu einem Gemeinschaftsantrag.511 Titius, Traub, 

Mirbt, Knoche und Öhlkers beantragten „mit möglichster Beschleunigung an die Nationalver-

sammlung mit der Forderung heranzutreten, die öffentlich-rechtliche Geltung der evangeli-

schen Landeskirchen sowie ihre Freiheit und Selbständigkeit in Gesetzgebung und Verwal-

tung in der deutschen Verfassung festzulegen.“512 Mit Blick auf den geplanten Kirchentag gab 

Titius der Hoffnung Ausdruck, dass das Zusammenwirken von Kirchenleitungen, synodalen 

Elementen und freien Vereinigungen zu einem Kirchentag mit weit reichenden Kompetenzen 

führen werde.513 Er machte deutlich, welchen Charakter der Kirchentag haben solle. Es gehe 

nicht um eine Kopie der Katholikentage, die auf eine breite Öffentlichkeitswirkung abzielen, 

sondern um eine rechtlich geordnete Vertretung protestantischer Interessen in Beziehung zu 

anderen kirchlichen Gemeinschaften und Vereinigungen in Deutschland und gegenüber dem 

ausländischen Protestantismus.514 Für den Kirchentag selbst beantragte Titius die Behandlung 

der Themen „Evangelischer Glaube als Kraftquelle der Gegenwart“, „Das evangelische Chris-

tentum als Kulturfaktor“ und „Der staatliche Religionsunterricht“.515 

Auf dem Kirchentag sollte es außer um die schon genannten Themen um die Fragen einer 

Wahlordnung für die Synoden, um das Verhältnis von Staat und Kirche, um den Religionsun-

terricht516 und um die Seelsorge in Armee, Gefängnissen und Anstalten gehen.517 Titius 

                                                           
510 ebd., alle Zitate S. 4. 
511 EZA 1/ A3 /43, Protokoll der Sitzung in Kassel, S. 15, 40. 
512 EZA 1 /A3/ 44, Protokoll der Vorbereitungskonferenz, S. 60. 
513 EZA 1/ A3 /43, Protokoll der Sitzung in Kassel, S. 7. 
514 EZA 1 /A3/ 44, Protokoll der Vorbereitungskonferenz, S. 59f. 
515 EZA 1 A3 /43, Protokoll der Sitzung in Kassel, S. 36; Vgl. auch EZA 1 /A3/ 44, Protokoll der Vorbereitungs-
konferenz, S. 61, wo Titius eine ganze Tagesordnung für die Sitzung des 1. Kirchentages vorschlägt. Außer den 
genannten Punkten: Das Verhältnis von Staat und Kirche und deren Neuordnung in Reich und Einzelstaaten; die 
Synodalverfassung und die kirchlichen Wahlen; die Lockerung des Parochialzwanges und der Schutz der Mino-
ritäten; endgültige Wahlordnung und Bestimmung der Kompetenz für den Kirchentag. 
516 Titius wird 1923 dann zum Vorsitzenden eines „Aktionsausschusses für das Reichsschulgesetz“, um unter 
ständiger Fühlungnahme mit protestantischen Vertrauensleuten in Regierungskreisen schnellstmöglich auf neue 
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sprach sich auf der Konferenz gegen die Forderung aus, den kommenden Kirchentag „wesent-

lich auf das synodale Element aufzubauen.“ Er begründete das damit, dass „die Synoden ver-

möge des herrschenden Siebsystems durchaus nicht als Vertretung des gesamten kirchlichen 

Lebens betrachtet werden können.“ Titius forderte darum eine Ergänzung durch Vertreter der 

freien Vereinigungen.518 

Zur weiteren Vorbereitung des Kirchentages wurde ein aus 21 Personen bestehender Arbeits-

ausschuss eingesetzt. Den Vertretern der freien Organisationen wurde nach den Verhandlun-

gen mit dem DEKA die Zahl von 56 Teilnehmern von insgesamt 140 zugestanden.519 Insofern 

hat der DEKA die außerhalb der verfassten Kirche Tätigen berücksichtigt und beteiligt, aber 

deren Einfluss schon im Vorfeld der Verhandlungen zu beschränken gewusst. 

In einem Brief vom 24. März 1919 an den Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss mach-

te Titius noch einmal auf einige Punkte aufmerksam, die seiner Meinung nach dringend in 

Angriff genommen werden müssten. Zunächst erklärte er, dass er gern bereit sei, an der in der 

2. Hälfte der Osterwoche geplanten Sitzung des Arbeitsausschusses „als Berichterstatter über 

„Synodalverfassung und kirchliche Wahlen in den Landeskirchen“ zu fungieren.520 Titius 

hoffte, dass bis zur Sitzung ein gemeinsamer Bericht vorgelegt werden könne. Die Beteili-

gung von Oberkonsistorialrat D. Möller an den Beratungen begrüßte Titius und beantragte in 

dem Brief, ihn als vollberechtigtes Mitglied aufzunehmen. Gleichzeit schlug Titius vor, sei-

nen Mitstreiter Prof. D. Mirbt in den Arbeitsauschuss zu kooptieren. 

Titius begrüßte weiter, dass der Arbeitsausschuss jetzt mit Nachdruck seine Arbeit aufnehme 

und forderte, dass sämtliche im Arbeitsplan genannten Gegenstände wenn möglich „bereits in 

der ersten Tagung des Ausschusses wenigstens eine erste Lösung finden.“ Mit der Terminpla-

nung der einzelnen Themenbereiche war Titius aber unzufrieden. Er hielt es wegen des Be-

schlusses der Nationalversammlung, in die Beratung der kirchlichen Fragen einzutreten, für 

unerlässlich, schon bei der ersten Tagung des Arbeitsausschusses auf die im Arbeitsplan zu-

nächst zurückgestellten Fragen der Neuordnung des Verhältnisses von Staat (Reich) und Kir-

che einzugehen.“ Weil diese Fragen einerseits sehr dringend seien, andererseits kaum auf ei-

ner Sitzung auch nur annähernd gelöst werden könnten, regte Titius an, „dafür eine Reihe von 

Tagen in Aussicht“521 zu nehmen. 

                                                                                                                                                                                     
Entwicklungen in der Reichsschulgesetzgebung zu reagieren. D. Bormuth, Die Deutschen Evangelischen Kir-
chentage, S. 195. 
517 EZA 1/ A3 /43, Dok. K.A. 197, S. 1ff. 
518 EZA 1 /A3 / 44, Protokoll der Vorbereitungskonferenz, alle Zitate S. 59. 
519 EZA 1/ A3 /43, Dok. K.A. 197, S. 1ff. 
520 Brief Titius an den DEKA vom 24.3.1919, EZA 1 / A3 /43, zu K. A. 213, S. 1. 
521 ebd., S. 1 u. 2. 
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Auf der Sitzung dieses Arbeitsausschusses im Mai 1919 beantragte Titius dann, was er in sei-

nem Brief schon angekündigt hatte, nämlich seinen Göttinger Mitstreiter Mirbt in den Aus-

schuss zu kooptieren. Dieser Antrag wurde allerdings abgelehnt.522 Möller, Berner und Titius 

wurden ermächtigt über Einzelfragen bei der Zusammensetzung des Kirchentages zu ent-

scheiden. Denn Titius hatte den Bericht zum Stand der Verhandlungen über das Thema Syno-

dalverfassung und kirchliche Wahlen in den Landeskirchen, den er mit Giese, Rahlwes und 

Scholz verfasst hatte, zu einer abgewogenen Kritik der Zusammensetzung der Synoden ge-

nutzt. Er kritisierte die Verfassung der Synoden besonders mit Blick auf die mangelnde Ver-

tretung gewisser Bevölkerungsschichten, führte diesen Mangel aber auch auf die Stellung 

weiter Teile des Volkes zur Kirche zurück. Titius wurde vom Ausschuss weiterhin beauftragt, 

Abänderungen zu den Beschlüssen des Verfassungsausschusses der Nationalversammlung zu 

Kirche und Schule zu verfassen, die dann dem DEKA vorgelegt werden sollten. Außerdem 

erklärte sich Titius bereit, auf dem geplanten Kirchentag über das Thema „Evangelisches 

Christentum als Kulturfaktor“ zu sprechen. Auf dieser Sitzung wurde als möglicher Termin 

für den Kirchentag der Juli oder der August genannt.523 

Anfang Juni spitzte sich die Frage weiter zu, wer denn an der Versammlung des Kirchentages 

mit welchen Rechten beteiligt werden sollte. Bei der Frage nach der Beteiligung von Frauen 

am Kirchentag plädierte Titius dafür, „daß bei der Auswahl der zuzuziehenden Frauen tun-

lichst alle Kreise des evangelischen Volkes zu berücksichtigen (seien) ...“524 

Sowohl die Beteiligung aller Schichten der Bevölkerung, als auch der Termin des Kirchenta-

ges wurden im Vorfeld zu Streitpunkten. Von verschiedenen Seiten wurde der Versuch ge-

macht, Mitglieder der Sozialdemokraten an diesem Kirchentag zu beteiligen.525 Auch Rade 

forderte die Beteiligung von sozialdemokratischen Persönlichkeiten, „von deren Teilnahme 

bzw. Aufforderung die Sozialdemokratie wollend oder nicht Notiz nehmen muß“526. Rade 

nannte diese Forderung das „kirchengeschichtlich Wichtigste am Akt der Einladung“ und 

drohte mit einer Absage seiner Teilnahme und öffentlichen Erörterung der Gründe, warum er 

einen Kirchentag ohne namhafte Vertreter der Sozialdemokratie „als einen ehrlichen Versuch 

zur deutschen Volkskirche nicht anerkennen“527 könne. 

                                                           
522 EZA 1/ A3 / 45, Dok. K.A. 413, Sitzung des Arbeitsausschusses am 2. /3. Mai.1919, S. 3. 
523 ebd., S. 5-11. 
524 EZA 1/ A3 / 45, Dok. K.A. 499/19, Sitzung des Arbeitsausschusses am 3.-5. Juni 1919, S. 3. 
525 So gibt es einen Vorstoß vom "Bund Freie Volkskirche" über Studienrat Schümer einige Sozialdemokraten 
für den Kirchentag zu vermitteln. Vgl. EZA 1/ A3 / 45, Dok. K.A. 518, Brief vom 12.6 1919. 
526 Brief an Titius, Schneemelcher und Jeremias, die die Entscheidung über die letzten Berufungen zum Kirchen-
tage hatten, vom 9.6.1919, in: K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer. Republik, S. 69. 
527 ebd., S. 69. 
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Am folgenden Tag, am 10.6.1919, wurde Titius in dieser Angelegenheit aktiv.528 In seinem 

Brief vom 10. Juni 1919 beantragte er, dass der Ausschuss beschließen möge: „1. die Reichs-

regierung sowie sämtliche deutsche Staatsregierungen einzuladen, sich auf dem Kirchentage 

durch offizielle Beauftragte vertreten zu lassen, welche als Gäste mit Redefreiheit an den 

Verhandlungen teilnehmen. 2. desgleichen sämtliche großen deutschen Tageszeitungen sowie 

den wichtigsten kirchlichen Zeitschriften eine Einladung zur gastweisen Teilnahme an den 

Verhandlungen zu übersenden.“ In der Begründung dieses Antrages verwies er auf den 

Wunsch Rades und einiger seiner Freunde, prominente sozialdemokratische Parteiführer ein-

zuladen, „um dem Kirchentag die volle Aufmerksamkeit auch der sozialdemokratischen Mas-

sen zu gewinnen.“ Titius sprach sich aber gegen die Delegierung solcher Parteiführer als Mit-

glieder des Kirchentages aus, da seiner Meinung nach die Mitglieder des Kirchentages „sämt-

lich religiös und kirchlich zum mindesten interessierte, besser noch bewährte Personen sein 

(müssen).“ Er warnte davor, die Gefühle der Masse zu verwirren, die deutlich fühle, dass ihre 

Führer maßgeblich in sozialen und politischen Fragen sein könnten, nicht aber in religiösen 

und kirchlichen Dingen. Da auf dem Kirchentag die religiösen und kirchlichen Gesichtspunk-

te „ohne Rücksicht auf die Staatsräson“ zur Sprache gebracht werden müssten, sprach sich 

Titius auch dagegen aus, die Vertreter der Staatsregierungen als Mitglieder des Kirchentages 

selbst zu führen. „Jedem Abirren in die Bahn sozialistischer Staatskirchen“529 müsse vorge-

beugt werden. Die Teilnahme mit Redefreiheit hielt Titius dagegen für ein berechtigtes Anlie-

gen, zumal diese Praxis vielfach üblich sei. 

Auf der Sitzung des Arbeitsausschusses vom 18.-20.6.1919 stellte der Arbeitsausschuss tat-

sächlich fest, „dass die Auswahl der zum Kirchentage zu berufenden Persönlichkeiten nicht 

nach parteipolitischen, sondern lediglich nach kirchlichen Gesichtspunkten zu erfolgen habe.“ 

Der von Titius zum Antrag an den Arbeitsausschuss erhobene Vorschlag Rades, die drei 

preußischen minister in evangelicis einzuladen, wurde auf dieser Sitzung abgelehnt.530 Der 

Termin der Eröffnung des Kirchentages war zwischenzeitlich auf den 15.7.1919 festgesetzt 

worden. Rade kritisierte diesen Termin, da bis zum 20.7.1919 die preußische Landesver-

sammlung an der Verfassung arbeite. Rade kritisierte übrigens auch den seiner Meinung nach 

                                                           
528 EZA 1/ A3 / 45, Dok. K.A. 534. Brief Titius an den Ausschuß zur Vorbereitung eines Deutschen Evangeli-
schen Kirchentages, 10.6.1919, S. 1f.. 
529 ebd., S. 1 u. 2. 
530 EZA 1/ A3 / 45, Protokoll des Arbeitsausschusses vom 18.-20. Juni 1919, Zit. S. 10. Die minister in evengeli-
cis nahmen in Preußen die Rechte des landesherrlichen Kirchenregiments wahr. Ein von der DDP beantragtes 
Gesetz aus dem März 1919 übertrug diese Rechte auf drei Minister evangelischen Bekenntnisses: die Minister 
Albert Südekum(SPD), Wolfgang Heine (SPD) und Rudolf Oeser (DDP). Der Preußische Oberkirchenrat und 
der Generalsynodalvorstand legten Einspruch ein. Im Sommer 1920 wurden die kirchenregimentlichen Rechte 
auf den neu gebildeten Kirchenausschuss übertragen. 
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viel zu teuren Tagungsort.531 Schließlich wurde in einem Rundbrief des DEKA vom 

28.6.1919 der Termin des Kirchentages endgültig auf den 2.-5.9.1919 festgesetzt.532  

Titius’ und Rades Eintreten für die Beteiligung von sozialdemokratischen Parteiführern und 

Vertretern der Regierungen rücken noch mal in ein anderes Licht, wenn man bedenkt, dass in 

diesen Monaten der Vorbereitung des Kirchentages die Verhandlungen über den Vertrag von 

Versailles liefen. Diese Verhandlungen erregten die Öffentlichkeit und besonders die kirchli-

che Öffentlichkeit in hohem Maße. Die Ablehnung des Vertrages ging „von der nationalisti-

schen Rechten bis zur marxistischen Linken“ Im Mai und Juni 1919 herrschte tiefste Entrüs-

tung über die bekannt gewordenen Vertragsbestimmungen und zum Teil hegte man die unrea-

listische Hoffnung, diesem Vertrag etwa durch „die unnachgiebige Haltung Scheidemanns 

und Brockdorff-Rantzaus“533 entgehen zu können. Die kirchlichen Kreise waren zusätzlich 

durch Bestimmungen empört, die den Verlust von ca. 2 Millionen Seelen und das Eigentums 

deutscher Missionsgesellschaften bedeuten würden. 

Nach anfänglicher Ablehnung des Vertrages durch alle Parteien bildete sich in der zweiten 

Junihälfte 1919 nach einer Regierungsumbildung dann eine Reichstagsmehrheit für die Er-

mächtigung der Regierung, den Vertrag zu unterzeichnen, gegen die Stimmen der Rechtspar-

teien. Die Empörung der nationalen Kreise richtete sich nun gegen die Sozialisten, Demokra-

ten und besonders gegen den „Schuft Erzberger“534. Am 28. Juni wurde der Vertrag unter-

zeichnet, der folgende Sonntag, der 6.7. 1919, wurde von den Kirchenregierungen zum Trau-

ersonntag der evangelischen Christenheit erklärt535.  

 

 

5.5.2. Die Arbeit an den Grundsätzen über Synodalverfassung und kirchliche Wahlen 

 

Titius legte dem Arbeitsausschuss zur Vorbereitung des Kirchentages sodann ein Gutachten 

über Synodalverfassung und kirchliche Wahlen in den Landeskirchen vor, wie er es in einem 

                                                           
531 EZA 1/ A3 / 45, Dok. K.A. 544. 
532 EZA 1/ A3 / 45, K.A. 547. 
533 K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 55-59. 
534 So J. Kaftan in einem Brief an seinen Bruder Theodor Kaftan vom 11.1.1920, zit. nach: K. Nowak, Evangeli-
sche Kirche und Weimarer Republik, S. 61, Anm. 32. 
535 Erlaß des Evangelischen Oberkirchrats, betr. Landestrauertag, vom 26. Juni 1919, in: Allgemeines Kirchen-
blatt für das evangelische Deutschland, 68. Jg. Stuttgart 1919, S. 275f. In der Ansprache zum Landestrauertag 
wird "heiliger Protest" (ebd. S. 277.) gegen die Alleinschuld Deutschlands am Krieg erhoben und die über jeden 
Zweifel erhabene persönliche Integrität des Kaiser herausgestellt. Dass die aktuelle politische Situation von 
Teilen der Bevölkerung auch als Chance und Verbesserung der eigenen Situation erlebt wurde, ist nicht im 
Blick. Vgl. auch: K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 61f. 
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Brief an den DEKA vom 24.3.1919 angekündigt hatte.536 Ausdrücklich kennzeichnete er sei-

ne Vorlage mit dem Zusatz „vorbehaltlich der Verständigung mit den Mitberichterstattern.“537 

Titius formulierte darin seine Gedanken in 15 Leitsätzen. Davon beschreiben die Leitsätze 1 - 

7 grundsätzliche Gedanken über die Kirche, über das Verhältnis von Volkskirche und freien 

religiösen Vereinigungen, über das Verhältnis von Kirche zum Kirchenvolk, über die Volks-

kirche als Bekenntniskirche538, über das allgemeine Priestertum aller Gläubigen und die Be-

teiligung der Laien in der Kirche, über die Lokalgemeinde als Grundlage der Kirche und über 

das Verhältnis der neu zuschaffenden Verfassung der Kirche zur alten Ordnung und zum neu-

en Staat. Lediglich die Einzelausführungen (Leitsätze 8 - 15) waren als Gegenstand der Erör-

terung im Arbeitsausschuss gedacht. In den grundsätzlichen Gedanken favorisierte Titius auch 

für die Zukunft das Modell der Volkskirche, wollte aber die Eigenschaften, die seiner Ansicht 

nach Vorzüge der freien religiösen Vereinigungen sind, nämlich „das lebendige Interesse und 

die freie Initiative des Einzelnen“ für die Volkskirche gewinnen. Titius warnte vor den aktuel-

len Versuchen einiger, ein neues, knappes Bekenntnis zu formulieren, unter dem sich alle 

evangelischen Christen finden könnten. Er hielt dies bei der „Verschiedenheit der religiösen 

Gedankenbildung“ nicht nur für aussichtslos, sondern auch für eine Zertrümmerung der 

Volkskirche. Dagegen müsse man sich auf den Gemeinbesitz des bleibenden geschichtlichen 

Ausgangspunktes, der gemeinsamen religiös-sittliche Lebensanschauung und der kirchlichen 

Praxis und Vereinsarbeit besinnen, um dann „bei weiser Mäßigung aller Richtungen ein Ver-

bleiben in der gleichen kirchlichen Gemeinschaft“ zu ermöglichen. Titius plädierte dafür, die 

Laien nicht nur als Objekt kirchlicher Betätigung anzusehen, sondern sie auch zu deren Sub-

jekt zu machen. Denn „nur durch entschlossenes Zurückgreifen auf das allgemeine Priester-

tum aller Gläubigen“ lasse sich der Zerfall der evangelischen Volkskirche verhindern. 

In seinen Einzelausführungen machte Titius zwei Gruppen von Vorschlägen: er unterschied 

eine Gruppe von Bestimmungen, „auf deren einheitliche Durchführung in allen Landeskir-

chen Wert zu legen ist“ von jenen, die er nur als versuchsweise formulierte Anregungen ver-

standen wissen wollte. 

Inhaltlich enthalten die Einzelausführungen vor allem Aussagen über die Lokalgemeinde, die 

Zugehörigkeit zu ihr und den Kirchenvorstand und seine Rechte und Pflichten, über die Be-

                                                           
536 Sitzung des Arbeitsausschusses am 2. /3. Mai 1919, S. 12. 
537 EZA 1 / A3 / 46, Vorlage 11 für die am 2.5.19 stattfindende Sitzung des Arbeitsausschusses zur Vorbereitung 
eines allgemeinen deutschen evangelischen Kirchentages. Leitsätze von Geh. Konsistorialrat Professor D. Titius, 
S. 1. 
538 Nach Titius ist jede Volkskirche Bekenntniskirche, weil die Volkskirche "als Einheit nur durch Einheitlich-
keit der religiösen Überzeugung von Geschlecht zu Geschlecht" besteht. Titius formulierte diesen Gedanken 
wohl vor allem, weil er befürchtete, dass eine öffentliche Diskussion um ein neues Bekenntnis oder das rechte 
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zirkssynoden, ihre Zusammensetzung, ihre Pflichten und Rechte und über die Landessynode, 

ihre Zusammensetzung, ihre Rechte und Pflichten. Schließlich folgen Aussagen über die 

Durchführung von Wahlen. Am Schluss warf Titius die Frage auf, ob die neue Verfassung 

durch neu zu bildende Synoden geschehen oder durch die bereits bestehenden Synoden erfol-

gen solle. Er erinnerte daran, dass weite Kreise der Bevölkerung in den bestehenden Synoden 

nicht vertreten seien, so dass Gelegenheit gegeben werden müsse, Wünsche und Forderungen 

vorzutragen.  

Insgesamt zeigte sich in Titius’ Vorstellungen ein demokratisch-liberaler Zug. So schlug er 

vor, dass alle Gemeinden das Recht auf die Pfarrwahl haben sollten. Er gestand eine gewisse 

Einschränkung im Interesse der Landeskirche zu, die dann aber gleichmäßig zu verteilen sei. 

Der Kirchenvorstand sollte seinen Vorsitzenden wählen, d. h. Titius ging nicht davon aus, 

dass diesen Vorsitz automatisch der Geistliche innehat. Außerdem wollte er dem Kirchenvor-

stand wenigstens in einem Teilbereich, nämlich innerhalb seiner regelmäßigen Einnahmen, 

finanzielle Selbständigkeit sichern. Auf der Ebene der Lokalgemeinde sollte einmal im Jahr 

die Gemeindeversammlung einberufen werden. Wahlen, Entgegennahme und Prüfung des 

Rechenschaftsberichts über die finanziellen Angelegenheiten, Entgegennahme von Mitteilun-

gen zum Gemeindeleben und Aussprache über Synodalvorlagen und allgemeine Kirchenfra-

gen sollten nach Titius’ Vorstellungen deren Aufgabe sein. 

Für die Zusammensetzung der Bezirks- und Landessynode schlug Titius vor, dass ihnen dop-

pelt so viele weltliche wie geistliche Mitglieder angehören sollten. Außerdem sollten einige 

Religionslehrer und Vertreter wichtiger kirchlicher Vereine Mitglieder sein. Schließlich 

schlug Titius für die Landessynode noch die Zugehörigkeit je eines evangelischen Mitglieds 

der theologischen und der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät“ vor. Diese Synoden 

sollten nach Titius den Superintendenten bzw. Landesbischof für sechs Jahre wählen. Für die 

Wahlen forderte Titius, dass sie geheim seinen sollten und Männer und Frauen gleichberech-

tigt hinsichtlich des Wahlrechtes und der Wahlfähigkeit seien. Als Altersgrenze schlug er die 

Regelung des deutschen Reichstages vor. Für die Landessynode verlangte Titius in seiner 

Vorlage die Direktwahl der Geistlichen und der Hälfte der weltlichen Mitglieder durch die 

Gesamtheit der Gemeindeglieder. Das letzte Drittel, also die zweite Hälfte der weltlichen 

Mitglieder, sollte durch eine Listenwahl innerhalb der Landeskirche oder annähernd gleich 

großer Bezirke der Landeskirche gewählt werden.539 Im Mai haben Titius und seine Mitbe-

richterstatter, Exzellenz Giese aus Schwerin, Geheimer Konsistorialrat Rahlwes aus Meinigen 

                                                                                                                                                                                     
Bekenntnis in dieser Umbruchsituation die Volkskirche zertrümmern könne. Vgl.: EZA 1 / A3 / 46, Titius – 
Vorlage, Leitsatz 4.  
539 Titius - Vorlage, Leitsatz 2, 4, 5, 8, 9, .13, 12, 14, S. 1-9. 
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und Geheimer Konsistorialrat Scholz aus Berlin dann eine erste gemeinsame Vorlage erarbei-

tet.  

Gegenüber Titius’ Vorlage ist der Teil „Prinzipielles“ stark gekürzt. In den allgemeinen Aus-

führungen dieser gemeinsamen Vorlage finden sich überwiegend Gedanken, die Titius auch 

in seiner persönlichen Vorlage formuliert hatte. Sowohl das deutliche Bekenntnis zur Volks-

kirche, gar zur „wahren Volkskirche“, als auch die Bestimmung, dass die Kirchengewalt nun 

auf die Kirche selbst überzugehen habe, als auch die Betonung der „Selbständigkeit und Ei-

genart der einzelnen Landeskirchen“ wie der Wunsch nach „möglichst gleichartige(m) Auf-

bau ihrer Verfassungen“ gehen zum Teil bis in die Formulierung auf Gedanken Titius’ zu-

rück540. Auch die Punkte, die bei der „Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse“, die „an die 

Synodalordnung anzuknüpfen“ habe, beachtet werden müssten, sind von Titius bis auf den 

letztgenannten, nämlich die „Erhaltung der kirchlichen Behörden - in Abhängigkeit von der 

höchsten Synode -„ in seinen prinzipiellen Gedanken ähnlich formuliert worden. 

Auch in den Einzelausführungen folgt der gemeinsame Bericht in vielen Punkten sowohl in-

haltlich, als auch in der Abfolge, als auch in den Formulierungen der Vorlage Titius’. Die 

Bestimmungen über den lokal abgegrenzten Pfarrsprengel als Grundform der Kirchengemein-

de und die Ranggleichheit der Pfarrer einer Kirche, das Recht der Bildung eigener Kirchen-

gemeinden für räumlich abgeschlossene Anstalten und die Bestimmungen über die Mitglied-

schaft gehen z. T. bis in die Formulierungen auf Titius zurück. Neu in dem gemeinsamen Be-

richt sind die Forderungen nach einheitlicher Regelung, wenn Gemeindemitglieder die Lan-

deskirche wechseln, sowie eine Überlegung, dass die kirchliche Mitgliedschaft nicht an das 

Staatsbürgerrecht gekoppelt werden sollte. 

Die folgenden Leitsätze 11 bis 16 nehmen wieder stark Gedanken und zum Teil Formulierun-

gen Titius’ auf. Dabei geht es um das Recht des evangelischen Christen, bei Wohnungswech-

sel Mitglied seiner bisherigen Gemeinde zu bleiben (11), bzw. bei Vorliegen ernsthafter reli-

giöser Gründe sich einer anderen Gemeinde anzuschließen, als der seines Wohnortes bzw. 

sich von anderen Pastoren bedienen zu lassen (12). In Leitsatz 13 wird schließlich das Recht 

der Gemeinde auf die Pfarrwahl festgelegt. 

Die Forderung nach der Neuregelung der Stellung der kirchlichen Beamten, Organisten und 

Diakone und eine Forderung nach Beteiligung aller Gemeinden an den gemeinsamen Lasten 

der Landeskirche bzw. des Bezirks gehen wiederum auf Titius’ Vorlage zurück. Der gemein-

                                                           
540 EZA 1 / A3 / 46, Vorlage für die Sitzung des Arbeitsausschusses zur Vorbereitung eines allgemeinen deut-
schen evangelischen Kirchentages. Gemeinsamer Bericht der Berichterstatter über Synodalverfassung und kirch-
liche Wahlen in den Landeskirchen, Leitsatz 1, s. 1. Die Formulierung "wahre Volkskirchen" wurde von Titius 
häufig im Zusammenhang der Entstehung des Volkskirchenbundes gebraucht. Titius führte dieses Bekenntnis 
zur Volkskirche in seinem Leitsatz 2 aus (EZA 1 / A3 / 46, Titius - Vorlage, S. 1). 
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same Bericht regt mit Leitsatz 15 die Ablösung der Patronatsrechte und Pflichten an, während 

Titius in seiner Vorlage in Leitsatz 8 lediglich feststellt. „Vorrechte einzelner Personen oder 

Körperschaften bestehen nicht mehr. Sonderpflichten Einzelner werden nach Maßgabe der 

staatlichen Gesetzte durch die Landeskirche abgelöst.“541 

In der Frage, ob die Gemeinde ein oder zwei Vertretungskörper haben sollte, konnte sich Titi-

us allerdings nicht durchsetzen. Titius stellte in seiner Vorlage fest: „Die Verteilung auf zwei 

Organe empfiehlt sich nicht“. Dagegen zeigt der Leitsatz 1-7 des gemeinsamen Berichtes den 

Dissens innerhalb der Berichterstatter. Allerdings wird Titius’ Gedanke, die ordentliche Ge-

meindeversammlung als jährlich einzuberufende Veranstaltung vorzusehen, für den Fall be-

fürwortet, wenn man sich mit einem Vertretungskörper begnügt. Rahlwes erstellte in seiner 

Vorlage einen Vorschlag mit zwei Vertretungskörpern. 

Auch bei der Zusammensetzung des Kirchenvorstandes gingen die Meinungen auseinander. 

Übereinstimmung zwischen der Titius-Vorlage und dem gemeinsamen Bericht bestand in der 

Bestimmung, den Geistlichen „mindestens (die) doppelte Zahl von gewählten Kirchenvorste-

hern“ an die Seite zu stellen. Ob aber, wie Titius es wünschte, Religionslehrer und Vertreter 

von kirchlichen Anstalten, die von der Bezirkssynode akzeptiert wurden, hinzugezogen wer-

den sollen, blieb unter den Berichterstattern umstritten. Während Titius lediglich festlegte: 

„Der Kirchenvorstand wählt seinen Vorsitzenden“ beschreibt der gemeinsame Bericht: „Als 

allgemeine Regel wird gelten dürfen, daß der (dienstälteste) Pastor den Vorsitz im Kirchen-

vorstande führt.“ Immerhin erwähnt der Leitsatz 19 des gemeinsamen Berichtes, dass man 

sich nicht einigen konnte, ob nicht die Einzelgemeinde eine andere Bestimmung treffen kön-

ne. 

Der Leitsatz 20 des gemeinsamen Berichtes geht dann wieder ganz auf Titius’ Formulierun-

gen zurück. Der Kirchenvorstand wird als Träger der Selbstverwaltung bezeichnet und ihm 

wird eine finanzielle Autonomie über seine regelmäßigen Einnahmen gewährt. In den folgen-

den Ausführungen über die Zusammensetzung und Aufgaben der Bezirks- und Landessynode 

gab es eine breite Übereinstimmung unter den Berichterstattern. Während Titius aber in seiner 

Vorlage die Wahl des Superintendenten und des Landesbischofs für sechs Jahre vorsah, gin-

gen seine Mitberichterstatter zum Teil von einer Wahl auf Lebenszeit aus. Wurde dieser Kon-

flikt in der Bestimmung über die Wahl des Superintendenten noch erwähnt, wurde die Unei-

nigkeit mit Blick auf die Wahl des Bischofs nicht weiter dokumentiert.542 

                                                           
541 Zur Diskussion über die Patronatsrechte siehe auch D. Bormuth, Die Deutschen Evangelischen Kirchentage, 
S. 135f. 
542 Es fällt auf, dass gegenüber dem Amt des Landsbischofs unter den Berichterstattern eine gewisse Skepsis 
geherrscht haben muss. 



 142 

Mit Blick auf die Wahlen gab es ebenso deutliche Differenzen. Der kleinere Streitpunkt war 

das Wahlalter. Den gewichtigen Streitpunkt bildete die Frage, ob direkte Wahlen über die 

Stufe der Gemeinde und der Bezirkssynode hinaus stattfinden sollten. Titius Vorschlag sah ja 

eine Beteiligung aller Kirchenmitglieder bis in die Landessynode vor. Im gemeinsamen Be-

richt wurde der Leitsatz 29 darum ein Kompromiss aus dem von Titius vorgeschlagenen Ver-

fahren und einem Verfahren, das den direkten Einfluss der einzelnen Kirchenmitglieder zwar 

ermöglicht, aber gegenüber Titius’ Vorlage einschränkte. 

Schließlich blieb die Frage, welches Organ denn eine neue Verfassung verabschieden sollte, 

ob die alten Synoden, in denen bestimmte Bevölkerungskreise nicht vertreten waren, oder 

eine neue verfassungsgebende Versammlung, im gemeinsamen Bericht ebenso offen wie in 

der Titius-Vorlage.543 Insgesamt kann man urteilen, dass diese Vorlage trotz ihres kompro-

misshaften Charakters aus liberaler Perspektive ein ganz beachtliches Dokument darstellt.544 

Auf der Sitzung des Arbeitsausschusses vom 3. - 6. Juni 1919 wurde die gemeinsame Vorlage 

weiter bearbeitet. Die im Teil I. „Prinzipielles“ vorgetragenen Gedanken stimmen bis auf eine 

kleine Umformulierung in Leitsatz 4 mit dem gemeinsamen Bericht wortwörtlich überein. 

Auch in den Einzelausführungen finden sich nur wenige Veränderungen gegenüber dem Dis-

kussionsstand des gemeinsamen Berichtes aus dem Mai. Die Leitsätze 6-8 wurden mit sprach-

lichen Glättungen, aber ohne inhaltliche Veränderungen in die Vorlage der Berichterstatter 

übernommen. Lediglich die Erwägungen aus Leitsatz 8 des gemeinsamen Berichts, welche 

besonderen Regelungen für die Feststellung der Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde even-

tuell für die Großstadt oder für Jugendliche zu gelten hätten, entfielen in der Vorlage der Be-

richterstatter. Für die Fragen des Rechts eines Christen, auch beim Wohnungswechsel Mit-

glied der bisherigen Gemeinde zu bleiben, sich anderen Gemeinden anzuschließen, sich von 

anderen Pastoren bedienen zu lassen, die Frage nach dem Schutz von Minderheiten und die 

Regelung des Kirchenaustritts wurde in der Vorlage der Berichterstatter eine einheitliche Re-

gelung verlangt und die Aussagen des gemeinsamen Berichts aus den Leitsätzen 9, 11 und 12 

in einem Leitsatz (9) zusammengezogen, während der Leitsatz 10 über die Frage nach der 

Trennung von Staatsbürgerrecht und Kirchenmitgliedschaft entfiel. 

Die Leitsätze 13, 15 und 17 des gemeinsamen Berichts über das Recht der Gemeinde zur 

Pfarrwahl, über die Patronatsrechte und über die Frage, ob ein Vertretungskörper für die Ge-

meinde angemessen ist, wurden in der Vorlage der Berichterstatter sprachlich gestrafft über-

nommen (10, 11 und 12). Die Leitsätze 14 und 16 des gemeinsamen Berichts über die Neure-

                                                           
543 EZA 1 / A3 / 46, Gemeinsamer Bericht, Leitsätze 1, 4, 6 - 20, 22, 24,25, 29 .und 30, S. 1-8. 
544 Vgl. dazu auch D. Bormuth, Die Deutschen Evangelischen Kirchentage, S. 133f. 
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gelung der Stellung kirchlicher Beamter, Organisten usw. und über die Beteiligung der Ge-

meinden an den gemeinsamen Lasten der Landeskirche wurden gestrichen. 

Die Zusammensetzung des Kirchenvorstandes wurde in der Vorlage der Berichterstatter nun 

weniger bestimmt gefasst, als sie noch im gemeinsamen Bericht beschrieben wurde. Statt von 

„der doppelten Anzahl von gewählten Mitgliedern“ gegenüber den Geistlichen zu sprechen, 

wurde jetzt von einer „Anzahl“ gesprochen, die „wenigsten vier betragen“ sollte und die die 

Seelenzahl der Gemeinde berücksichtigen sollte. Auch der Vorsitz wurde jetzt als „allgemeine 

Regel“ dem Pastor zugewiesen, ohne dass die Bedenken, nicht auch andere Regelungen tref-

fen zu können, noch erwähnt wurden. Zwar wurde auch die Regelung übernommen, den Kir-

chenvorstand als Träger der Selbstverwaltung der Gemeinde zu bezeichnen, aber die bisherige 

Verfügungsgewalt über seine regelmäßigen Einnahmen ohne behördliche Genehmigung fand 

sich nicht mehr in der Vorlage der Berichterstatter. 

Die Leitsätze über die Bezirkssynoden und die Landessynoden wurden ohne wichtige Verän-

derungen aus dem gemeinsamen Bericht in die Vorlage der Berichterstatter übernommen. 

Allerdings wurde die Empfehlung, den Superintendenten durch die Bezirkssynode wählen zu 

lassen durch andere Möglichkeiten ergänzt. Hingewiesen wurde auf die Wahl allein durch die 

Geistlichen der Synode, auf eine Bestellung durch höhere Instanzen und auf die Verankerung 

einer Bestätigung einer Wahl durch höhere Instanzen. Grund für diese Vorschläge war nach 

der Vorlage der Berichterstatter die Rücksichtnahme auf die einzelnen Landeskirchen. 

Die gewisse Skepsis, die man im gemeinsamen Bericht noch gegenüber dem Amt des Bi-

schofs heraushören konnte, war in der Vorlage der Berichterstatter nicht mehr zu spüren. Wie 

selbstverständlich wurde nun die Wahl auf Lebenszeit vorgeschlagen. Während der gemein-

same Bericht noch von einer „kollegialisch verfaßten Behörde“ als oberster Verwaltungs-

instanz ausging, wurden in der Vorlage der Berichterstatter auch andere Modelle genannt, die 

stärker auf eine einzelne Person zugeschnitten waren. Mit Blick auf die Wahlen formulierte 

die Vorlage der Berichterstatter sehr vorsichtig. Sie übernahm im Wesentlichen die Aussagen 

des gemeinsamen Berichts, ließ jedoch offen, bei welchen Wahlen welche Wahlformen gelten 

sollten. Mit Hinweis auf verschieden Voraussetzungen für das Recht zur Teilnahme an der 

Wahl in den unterschiedlichen Landeskirchen wies sie weitere Vorschriften zurück.545  

Auf der Sitzung des Arbeitsausschusses vom 18. - 20. Juni ging es unter anderen Tagesord-

nungspunkten auch um die von Giese, Titius, Ralwes und Scholz verfasste Vorlage zum 

Thema synodale Verfassung und kirchliche Wahlen.546 Sie wurde im Ausschuss besprochen 

                                                           
545 EZA 1 / A3 / 45, Vorlage der Berichterstatter, Leitsätze 1, 4, 6 - 13, 15, 17 - 22, S. 1 7. 232 EZA 1 / A3 / 45, 
Vorlage der Berichterstatter, Leitsätze 1, 4, 6 - 13, 15, 17 - 22, S. 17. 
546 EZA 1 / A3 / 45, Protokoll des Arbeitsausschusses vom 18. - 20. Juni 1919, S. 10ff. 
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und nach einigen Veränderungen angenommen. In dieser Vorlage sprachen sich die Verfasser 

im Abschnitt „Prinzipielles“ nicht nur dafür aus, „Die evangelische Kirche ... als Volkskirche 

zu erhalten, sondern zu einer wahren Volkskirche auszugestalten.“547 Dies war bis in die For-

mulierung hinein eine Forderung, die Titius schon im November 1918 in seinem Brief an 

Seeberg über die Gründung des Volkskirchenbundes erhoben hatte.548 Die Eigenständigkeit 

der Verwaltung, der Ordnung, die Eigenart und der Bekenntnisstand blieben nach der Vorstel-

lung der Autoren unangetastet. „Die Kirchengewalt muß“ so die Autoren „in vollem Umfange 

auf die Kirche selbst übergehen. Inhaber dieses Rechts sind in Zukunft die Landessynoden.“ 

Zur Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse forderten die Autoren eine Anknüpfung an der 

synodalen Ordnung und machten einige Vorgaben. So sollte der Ausgleich der Funktionen 

von kirchlicher Lokalgemeinde und Gesamtgemeinde beachtet werden. Sie forderten „die 

starke Heranziehung aller Schichten der evangelischen Bevölkerung“, ohne dass dadurch die 

führende Stellung des Dienstes am Wort angetastet werde. Die freie kirchliche Tätigkeit sollte 

in den kirchlichen Organismus eingegliedert werden. Schließlich sollten die kirchlichen Be-

hörden erhalten werden, wie die Autoren formulierten „in Abhängigkeit von der höchsten 

Synode“. Dieser Satz wurde in der Diskussion allerdings von der Mehrheit des Arbeitsaus-

schusses gestrichen. 

Auch die klare Position der Autoren zur Frage des Ablaufs der Kirchenwahlen wurde vom 

Arbeitsausschuss abgeschwächt. Forderten die Autoren der Vorlage: „Für die kirchlichen 

Wahlen muß gelten, daß sie sämtlich geheim sind“, so lautete der Satz nach der Beschlussfas-

sung. “Die kirchlichen Wahlen sollen geheim sein.“ Auch bei der Festsetzung des Wahlalters 

setzte der Arbeitsauschuss eine abweichende Position durch, die das Wahlrecht auf die Voll-

jährigkeit festzusetzen wünschte, während die Autoren der Vorlage das zwanzigste Lebens-

jahr vorschlagen. 

So zeigt sich zusammenfassend, dass Titius die stärker demokratisch orientierten Gedanken, 

die er in seiner Vorlage an verschiedenen Stellen in seine Leitsätze eingebaut hatte, insgesamt 

nur abgeschwächt und entschärft durchzusetzen vermochte. Titius forderte für die einzelnen 

Gemeindemitglieder mehr Rechte und traute ihnen mehr Verantwortungsgefühl zu. Er wollte 

auch den Kirchenvorstand gegenüber den höheren Instanzen stärken, in dem er ihm in gewis-

sem Maße finanzielle Autonomie zugestand und seine Rechte in der Gemeindeleitung und 

Wahl des Geistlichen stärkte. Dazu passt, dass er das herausgehobene Amt des Bischofs oder 

                                                           
547 EZA 1 / A3 / 45, Vorlage der Berichterstatter über Synodalverfassung und kirchliche Wahlen in den Landes-
kirchen für die Sitzung des Arbeitsausschuss zur Vorbereitung eines allgemeinen deutschen evangelischen Kir-
chentages am 18.- 20. 6. 1919, S. 1. 
548 Brief Titius an R. Seeberg vom 25.11.1918, in: Nachlass R. Seeberg (Bundesarchiv Koblenz, NL 52, Akten-
band 121, Blatt 33). 
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des Superintendenten nur auf Zeit besetzt sehen wollte, um verfestigte Machtstrukturen durch 

einen demokratischen Akt zu begrenzen. Diese Grundgedanken seines Entwurfs werfen noch 

einmal ein bezeichnendes Licht auf sein Verhältnis zu demokratischen Gedanken. Er scheint 

demokratische Reformen als notwendig und sinnvoll zu erachten und nicht lediglich als Kon-

zession an die Verhältnisse, denen man sich nicht entziehen konnte. 

 

 

5.6. Die Verfassungsreform des Evangelischen Oberkirchenrates in Preußen 

 

Die Frage der Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse wurde in Berlin vom Evangelischen 

Oberkirchenrat und dem von ihm berufenen Vertrauensmännerrat praktisch angegangen. Man 

hatte einen Verfassungsausschuss gebildet, der sich dieser Frage widmen sollte. Schon am 5. 

Dezember, der zweiten Sitzung des Ausschusses wurden erste Entscheidungen getroffen.549 

Dr. Kapler550 und Dr. Berner konnten gegen einige Bedenken durchsetzen, dass sich der Aus-

schuss auf die Ausarbeitung einer Wahlordnung für eine Kirchenversammlung beschränkt, die 

dann wiederum die eigentliche Verfassung erarbeiten solle. Sie argumentierten damit, dass die 

bestehende Generalsynode nicht das Vertrauen der evangelischen Gemeindeangehörigen be-

sitze, weil z. B. 30 Mitglieder noch von Wilhelm II. benannt worden seien, ein Argument, das 

Titius auf der Kasseler Vorbereitungskonferenz ebenfalls schon gebraucht hatte. 

Am 13.2.1919 legte der Verfassungsausschuss der Vollversammlung des Vertrauensrates sei-

nen Entwurf vor. Danach sollten die Mitglieder der Generalsynode „durch allgemeine, unmit-

telbare und geheime Wahl gewählt werden.“ Wahlberechtigt waren alle 24jährigen Männer 

und Frauen mit einjährigem Wohnsitz in der Gemeinde. Die Synode sollte 187 Mitglieder 

haben, von denen die Generalsuperintendenten, 7 Vertreter der theologischen Fakultäten und 

die Mitglieder der Hohenzollerschen Lande einen festen Sitz bekommen sollten. Die Synode 

sollte sich aus einem Drittel Laien, einem Drittel Geistlichen und einem Drittel ohne Ein-

schränkung zusammensetzen. Der Vorsitzende des Generalsynodalvorstandes Landrat a. D. 

Winckler551 und Rittergutsbesitzer von Hennings lehnten diesen Entwurf als revolutionär 

                                                           
549 G. Koehler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, S. 77f. 
550 Hermann Kapler (1867 – 1941), Präsident des Evangelischen Oberkirchenrats der Altpreußischen Union, trat 
im Juni 1933 von seinem Amt zurück, nachdem die EKU der Staatskontrolle unterworfen wurde.  
551 Johann Friedrich Winckler (1856 – 1943) evangelischer Politiker, im preußischen Abgeordnetenhaus von 
1896 – 1918 als Konservativer, von 1903 bis 1911 Mitglied des Reichstages als Deutschnationaler, von 1921 – 
1932 als Deutschnationaler im Preußischen Landtag, 1905 Mitglied der Preußischen Generalsynode, ab 1915 
deren Präsident, 1920 – 1928 Präses der sächsischen Provinzialsynode, von 1925 – 1933 Präses der Generalsy-
node der APU. Vgl. BBKL, Bd. XIII, Sp. 1361. 
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ab.552 Mumm553, der Abgeordnete der DNVP, und Erberlein forderten eine Veränderung des 

Entwurfs, da sie das Urwahlsystem nicht akzeptieren konnten. Auf Antrag von Pfarrer Micha-

elis554 wurde der Entwurf mit 21:19 Stimmen an den Ausschuss mit entsprechenden Ände-

rungsauflagen zurückverwiesen. 

Der Verfassungsausschuss hielt an seinem Entwurf grundsätzlich fest, beauftragte jedoch 

Pfarrer Schwartzkopff mit einem Alternativentwurf. In der 4. Vollsitzung des Evangelischen 

Oberkirchenrates mit dem Generalsynodalvorstand am 10. April 1919 wurden beide Entwürfe 

vorgestellt. Nach einiger Diskussion entschloss man sich mit 31 zu 18 Stimmen, den Entwurf 

des Verfassungsausschusses dem Evangelischen Oberkirchenrat vorzulegen, der Entwurf 

Schwartzkopff wurde verworfen.555 Nach bekannt werden dieser Beschlüsse stellte sich her-

aus, dass Mumm die Stimmung in den Synoden und kirchlichen Organen doch besser einge-

schätzt hatte, als der Verfassungsausschuss. Die Proteste gegen das Urwahlsystem schwollen 

zu einer Lawine an, während die Befürworter nur eine kleine Gruppe bildeten.556 Auf der Sei-

te der Konservativen entstanden Befürchtungen, dass es den liberalen Kreisen um weit mehr 

als um einen Wahlmodus ginge, denn zur gleichen Zeit wurde eine Diskussion um ein neues, 

kurzes und prägnantes Bekenntnis vor allem in den liberalen Kreisen geführt.557 

Zusätzlich wurde von der konservativen Seite auf die Gefahr der Unterwanderung der Kirche 

durch Kirchengegner oder Gleichgültige hingewiesen. Schließlich stellte man in diesen Krei-

sen die besondere Bedeutung der Gemeinde für die Kirche heraus, weshalb eigentlich nur 

diejenigen, die sich in der Gemeindeleitung bewährt hatten, für höhere Entscheidungsgremien 

                                                           
552 G. Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, Zitat S. 81, 77ff., 81ff. 
553 Reinhard Mumm (1873 – 1932), Sohn eines Fabrikanten, studierte Theologie und Volkswirtschaftlehre, heira-
tete ein Pflegetochter A. Stoeckers und engagierte sich auf der Linie der Stoeckerschen Sozialpolitik. Ab April 
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konservativer Reichstagsabgeordneter, in: T. Jähnichen, N. Friedrich (Hg.), Protestantismus und soziale Frage: 
Profile in der Weimarer Republik, Bochumer Forum zur Geschichte des sozialen Protestantismus, Bd. 1, Müns-
ter 2000, S. 41 – 50 und N. Friedrich, „Die christlich-soziale Fahne empor!“. Reinhard Mumm und die christ-
lich-soziale Bewegung (KuG, 14), Stuttgart 1997. 
554 Curt Walter Michaelis (1866 – 1953), Bruder des Reichskanzlers Georg Michaelis, studierte Evangelische 
Theologie in Halle, Leipzig, Berlin und Greifswald, erlebte ein Bekehrungserlebnis als Vikar während der Pre-
digtvorbereitung, das sein weiteres Denken stark beeinflusste. Theologisch fand er seine Heimat im Gnadauer 
Verband, den er über viele Jahre leitete. Er lehrte an der Theologischen Schule in Bethel, wurde Ende 1918 in 
den Vertrauensrat der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union berufen. Vgl. BBKL, Bd. XVI, 1999, Sp. 
1066 -1090. 
555 Vgl. dazu: C. Motschmann, Evangelische Kirche und preußischer Staat, S. 61f. 
556 Vgl. dazu: G. Koehler, Auswirkungen der Novemberrevolution, S. 85ff. 
557 Rade nimmt dabei Bezug auf den Vorschlag der Münsteraner Professoren Schmitz und Heim "Jesus ist der 
Herr". Vgl.: c. Motschmann, Evangelische Kirche und preußischer Staat, s. 63f. 
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in Frage kämen. Besonders schwer wogen die Beschlüsse von Kreissynoden und Provinzial-

synoden558 gegen das Urwahlsystem. 

So sah sich der Evangelische Oberkirchenrat genötigt, einen eigenen Entwurf zu erstellen, der 

diesen Bedenken entgegenkam. Die wesentliche Veränderung war die Übertragung des Wahl-

rechts für eine verfassungsgebende Kirchenversammlung auf die Gemeindevertretung. Die 

Gemeindevertretungen sollten dagegen durch Urwahl bestimmt werden, wobei das aktive und 

passive Wahlrecht auch auf Frauen ausgedehnt werden sollte. Insgesamt kam der Entwurf 

„stärker den Intentionen der Konservativen als denen der Liberalen entgegen.“559 

In einem Schreiben an den Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung Hänisch vom 

30.5.1919 erläuterte der Evangelische Oberkirchenrat die Gründe seines Vorgehens. Der 

Evangelische Oberkirchenrat betonte, dass er die bisherigen Beschlüssen bezüglich einer 

Wahlordnung gutheiße, aber angesichts der Drohungen und Proteste, um der Einheit der Kir-

che willen nicht anders könne, als von diesen Beschlüssen durch einen eigenen Entwurf ab-

zuweichen. Der Evangelische Oberkirchenrat fragte an, ob ein „grundsätzliche Geneigtheit“560 

bestünde, diesen Entwürfen ein ergänzendes Staatsgesetz hinzuzufügen. In seinem Antwort-

schreiben vom 17.6.1919 bedauerte Hänisch die Ausschaltung der Urwahlen, die Einführung 

des Siebwahlsystems und die Drittelung der Mitglieder, die ein Übergewicht der Theologen 

ergeben müsse. Er sprach seine Hoffnung aus, „daß das Gesetz von der kommenden General-

synode nicht in dieser Form beschlossen werde“561. 

In der Öffentlichkeit entbrannte der Streit um den Wahlmodus daraufhin erneut. Am 

29.8.1919 stellte Kahl in einer gemeinsamen Sitzung von Evangelischem Oberkirchenrat und 

Generalsynodalvorstand den Antrag, zum Urwahlsystem zurückzukehren. Der Antrag wurde 

aber zurückgewiesen.562 Das Thema blieb aktuell, die Auseinandersetzungen im Evangeli-

schen Oberkirchenrat und Generalsynodalvorstand hielten an, so dass man sich entschloss, die 

Frage auf den Kirchtag vom 1.- 5. September 1919 zu behandeln, da man hoffte, eine rich-

tungweisende Stellungnahme des Kirchentages könne die Auseinandersetzungen zu einem 

guten Ende führen.563 Die Erfahrungen einiger kleinerer Landeskirchen mit dem Urwahlsys-

tem hätten die Gemüter zusätzlich beruhigen können, denn dramatische Verschiebungen in 

der Zusammensetzung der gewählten Organe waren nicht zu erkennen, die Hoffnungen der 

                                                           
558 Brandenburg, Pommern, Schlesien, Rheinland, Westfalen. Vgl. besonders die Darstellung bei C. Motsch-
mann, Evangelische Kirche und preußischer Staat, S, 66-84. 
559 ebd., S. 86. 
560 G. Koehler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, S. 89ff, Zitat S. 91. 
561 C. Motschmann, Evangelische Kirche und preußischer Staat, S.90. 
562 G. Koehler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, S. 94. 
563 Ebd., S. 94. 
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Liberalen, aber auch die Befürchtungen der Konservativen und Orthodoxen waren zu großen 

Teilen unbegründet.564 

Wir sehen im Dargelegten, welch enorme Weichen stellende Wirkung Titius durch seine in-

tensive und forsche Gremienarbeit hinter den Kulissen für die Fragen der Abhaltung eines 

Kirchentages und für die Verfassungsfrage der Kirche in dieser Umbruchzeit hatte; von der 

Literatur wurde dies bisher nicht gewürdigt. 

 

 

5.7. Der Kirchentag in Dresden 1919 

 

Der erste vorbereitende Kirchentag findet vom 1. – 5.9.1919 in Dresden statt. Von den 341 

geladenen Mitgliedern hatte nur wenige abgesagt, wobei die Zusammensetzung des Kirchen-

tages von einem deutlichen Übergewicht der konservativ-nationalen Teilnehmer bestimmt 

war.565 Rade beklagte diese Zusammensetzung: „Wir haben keinen einzigen Sozialdemokraten 

unter uns. Folglich sind wir keine Volksvertretung, keine Vertretung der Volkskirche ... Ich 

kann während unsrer ganzen Tagung die Angst nicht loswerden, daß die Kirche zu einer Sekte 

der Bürgerlichen wird.“566 

Ähnlich skeptisch beurteilte Troeltsch die Stimmung im deutschen Protestantismus schon 

Anfang August, also kurz vor dem Kirchentag. Er diagnostizierte nicht nur eine Orientierung 

an der Vergangenheit und eine Verklärung der Epoche der trauten Zweisamkeit von Thron 

und Altar in den konservativ-nationalen Kreisen. Er meinte vielmehr zu entdecken, dass sich 

jene Kreise nach dem Schock neu formieren, um zum Gegenschlag auszuholen: „Ein Teil der 

Universitäten wählt die schroffsten Kriegspublizisten zu Rektoren, die Studentenschaften 

sammeln sich in der Hauptmasse um ihre alten Verbindungen und deren Ideologie. Die pro-

testantische Kirche bereitet sich darauf, zur konservativen Gegenburg gegen den Staat der 

Revolution zu werden. Kurz: die teils planmäßig gelegten, teils instinktiv hervorleuchtenden 

Grundlagen der Gegenrevolution werden sichtbar.“567 

Die Gemütslage dieser konservativen und nationalen Mehrheit läßt sich an der Begrüßungsan-

sprache von Präsident Möller ablesen. Nach einem heldenmütigen Ringen gegen eine ganze 

Welt von Feinden sei das Volk zusammengebrochen. „Die Herrlichkeit des deutschen Kaiser-

reiches, der Traum unserer Väter, der Stolz jedes Deutschen ist dahin. Mit ihr der hohe Träger 
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der deutschen Macht, der Herrscher und das Herrscherhaus, das wir als Bannerträger deut-

scher Größe so innig liebten und verehrten ... Wir können nicht anders, als feierlich es bezeu-

gen, welcher reiche Segen von den bisherigen engen Zusammenhängen von Staat und Kirche 

auf beide - auf den Staat und die Kirche - und durch beide auf Volk und Vaterland ausgegan-

gen ist.“ Möller beschreibt die Gefährdungen, die durch die Trennung von Staat und Kirche 

entstehen und fragt, ob mit dem Zusammenbruch nicht auch dem Protestantismus „ eine un-

heilbare, eine tödliche Wunde geschlagen“568 sei. 

Titius war als Mitglied der Vereinsgruppe zum Kirchentag eingeladen.569 Neben der Konfe-

renz Deutscher Evangelischer Arbeitsorganisationen war der Deutsche Volkskirchenbund für 

die Auswahl der Vereinsvertreter zuständig570. Dies unterstreicht einerseits die tatsächliche 

Bedeutung des von Titius gegründeten und geleiteten Bundes. Andererseits zeigt es, dass man 

Anfang 1919 auf die Neugründungen aus dem Geist des demokratischen Aufbruchs soviel 

Rücksicht nahm, dass man den eben erst gegründeten Volkskirchenbund, der ja nur wenige 

Monate alt war, gleichberechtigt neben die auf eine längere Geschichte und Tradition zurück-

blickende Konferenz Deutscher Evangelischer Arbeitsorganisationen und ihre traditionsrei-

chen Mitgliedsvereine stellte. Aber an der Zahl von etwa einer Million Mitgliedern des 

Volkskirchenbundes im wahlfähigen Alter konnte man kaum vorbei.571 

Titius war auf diesem Kirchentag außerordentlich aktiv. Er schlug den Vorstand des Kirchen-

tages vor, er wurde Mitglied im Kundgebungsausschuss, im Zuständigkeitsausschuss572 und 

im Sozialen Ausschuss. Außerdem schlug man ihn für den Ausschuss vor, der eine Namens-

liste für die 15 außerordentlichen Mitglieder des Deutschen Evangelischen Kirchenausschus-

ses erarbeiten soll573. Des Weiteren unterstützte er eine Reihe von Anträgen574 zu unterschied-

lichen Fragen und schaltete sich in Geschäftsordnungsdebatten und Verfahrensfragen ein. 

Titius vertrat auf dem Kirchentag die Vorlage des Arbeitsausschusses zum Thema „Synodal-

verfassung und kirchliche Wahlen in den Landeskirchen“, die er mit D. Giese, dem Präsiden-

                                                           
568 H.-W. Krumwiede, Kirche und Theologie in der Weimarer Republik, S. 19. 
569 Eine Übersicht über die anderen Gruppen in: Deutscher Evangelischer Kirchenausschuß (Hrsg.), Verhandlun-
gen des Deutschen Evangelischen Kirchentages 1919 in Dresden 1. - 5.9.1919, Berlin o. J., S. 14-17. 
570 DEKA (Hrsg.), Verhandlungen des DEKT 1919, S, 15. 
571 So die "Bautzener Nachrichten" in einem Bericht vom 3.9.1919 über den Kirchentag, in: EZA 1/ A3 / 60 und 
61. 
572 Der Zuständigkeitsausschuss befasste sich mit der Frage nach den Aufgaben des Kirchentages. Gegen die 
beharrende Position des DEKA- und Kirchentagspräsidenten Möller setze Titius mit anderen Vertretern des 
Kirchentages durch, dass sich der Kirchentag mit dieser Frage überhaupt befasste. Möller sah keinen Anlass, 
dass sich das nicht autorisierte Organ Kirchentag mit dieser Frage überhaupt befasste. D. Bormuth, Die Deut-
schen Evangelischen Kirchentage, S. 147ff. 
573 DEKA (Hrsg.), Verhandlungen des DEKT 1919, zu Titius’ Präsidiumsvorschlag s. S. 72f. Zum Kundge-
bungsausschuss (S. 83) und seinen Kundgebungen s. S. 306 - 312. Zum Zuständigkeitsausschuss (S. 107) und 
seinem Ergebnis s. S. 293. Zum Sozialen Ausschuß (S. 142) und seinen Beratungen vgl. S. 313-316, zum Vor-
schlag von außerordentlichen Mitgliedern für den DEKA s. S. 144. 
574 Es sind dies die Anträge 6, 7, 11, 14, 18, 20, 21, 36, 38 und Antrag 23 zum Teil. 
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ten des Oberkirchenrates in Schwerin, mit Prof. Scholz aus Berlin und dem Geheimen Kir-

chenrat und Mitglied des Oberkirchenrates Rahlwes aus Meiningen erarbeitet hatte.575 Im 

grundsätzlichen Teil der Ausführungen fordert die Vorlage, dass die evangelische Kirche 

„Volkskirche bleiben und immer mehr zu einer wahren Volkskirche ausgestaltet werden“ 

muss. Außerdem verlangt sie, dass die Kirchengewalt „im vollem Umfange auf die Kirche 

selbst übergehen“ muss. „Inhaber dieses Rechtes sind in Zukunft die Landessynoden.“576 Die 

Vorlage und der von Giese vorgetragene Bericht lösten langwierige Diskussionen aus. Ein 

Diskussionspunkt war die Frage der Patronate. Titius unterstützte im Zuge dieser Diskussion 

den die Vorlage verschärfenden Antrag von Oberpfarrer Schowalter aus Wittenberge, der den 

Vorsitz des Volkskirchenbundes für die Prignitz führte, die „Patronatsrechte und Patronats-

pflichten ... möglichst bald abzulösen.“577 Am Ende der Diskussion stimmte der Kirchentag 

den grundsätzlichen Ausführungen der Vorlage des Arbeitsausschusses zu, während man von 

einer Stellungnahme zu den Einzelausführungen absah und diese als Anregung an die Lan-

deskirchen weiterleitete. Insofern nahm der Kirchentag zur Frage der Patronate nicht Stellung. 

Vor allem aber ging Titius in seinem Referat, dem zweiten thematischen Beitrag578, wie im 

Jahre 1917 vor dem Evangelisch-sozialen Kongress, auf das Thema Kirche und Krieg ein. Er 

hielt dort den angekündigten Vortrag mit dem Titel „Evangelisches Christentum als Kul-

turfaktor“.579 

Zunächst setzt sich Titius hier mit dem Vorwurf auseinander, dass der evangelische Glaube 

die Kultur hemme, ohne innere Kraft agiere und zudem von der Wissenschaft längst widerlegt 

sei. Demgegenüber verweist er auf die unterschiedlichen Aufgaben von Wissenschaft und 

Religion. „Die Wissenschaft will Tatbestände feststellen, sie kann und will aber nicht Über-

zeugungen begründen, die über das Gegebene hinausreichen. Die Religion dagegen will das, 

was kein Verstand der Verständigen sieht und was mit Sinnen nicht erreicht werden kann, 

ahnend erfassen in persönlicher Überzeugung; sie kann und will über Tatbestände der sichtba-

ren Welt nicht urteilen.“580 Da der Mensch aber nicht von den Erkenntnissen der sichtbaren 

Welt, sondern von Idealen lebe, könne auf Religion gar nicht verzichtet werden. Religion ist 

für Titius das Innerlichste der Kultur, ihr Persönlichstes, ihre Seele. D. h. ohne Religion könne 

eine wahrhafte Kultur gar nicht gedeihen. Titius gesteht zu, dass von den Freunden der Reli-

                                                           
575 ebd., S. 153f f ., siehe auch die Ausführungen über die Zusammenarbeit von Giese, S. 173. 
576 ebd., S. 153. 
577 ebd., S. 177. Die Vorlage schränkte die Ablösung der Patronate mit der Formulierung „wo es im kirchlichen 
Interesse liegt" ein. (ebd., S. 155.). 
578 Das andere Referat hielt Prof. Ihmels, der Vorsitzende der Allgemeinen Evangelisch-Lutherischen Konferenz. 
Er sprach zum Thema "Evangelischer Glaube als Kraftquelle der Gegenwart", in: ebd., S. 73ff. 
579 A. Titius, Evangelisches Christentum als Kulturfaktor, in: DEKA (Hrsg.), Verhandlungen des DEKT 1919 in 
Dresden, 5.9.1919, Berlin o. J. 
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gion eine gewisse Rückständigkeit der Religion in kultureller Beziehung zu erkennen sei. Er 

läßt offen, ob das seinen Grund in Versäumnissen der kirchlichen Kreise gegenüber Bildung 

und Kultur oder in den Versäumnissen der Kultur gegenüber der Kirche und Religion habe. 

Wichtig ist ihm, dass es für diese Entfremdung keine Notwendigkeit gibt. Dem Evangelium 

sei vielmehr ein Wahrheitsstreben inne, das dazu führe, dass jeder wahrhaft Evangelische 

ohne Vorbehalte die Wahrheit anerkennen könne. Allerdings sei nicht überall das Vertrauen 

vorhanden, dass recht verstandene Wissenschaft den Glauben nicht zerstören könne. Titius 

sieht einen viel wesentlicheren Grund, der den Pastorenstand in den Verdacht der Rückstän-

digkeit gebracht habe. Er denkt dabei an die Versäumnisse auf sozialem Gebiet. Titius geht 

nicht auf Einzelheiten ein, sondern will ein Grundproblem aufzeigen. Das sieht er in der weit 

verbreiteten Klage, „daß der Pastorenstand mir allzusehr das dünkelhafte Standesbewußtsein 

der oberen Klassen gegenüber dem sogenannten Volke teile und lieber an des Reichen Tische 

als in des armen Mannes Küche sitze.“ Titius hält diesen Vorwurf in dieser Verallgemeine-

rung für falsch, aber er weist doch darauf hin, dass besonders dem lutherischen Protestantis-

mus von seinen Anfängen her eine Neigung zur patriarchalischen Führung der Masse der 

Bürger und Bauern durch kirchliche und staatliche Obrigkeit eigne. Die Entfremdung zwi-

schen Kirche und den neuen sozialen Bewegungen im 19. Jahrhundert habe ihre Ursache im 

Fehlen einer lebenswirklichen Beziehung zu den unteren Volksschichten. Der religiöse Indi-

vidualismus im Protestantismus legitimiere zusätzlich den ökonomischen Individualismus, der 

im Privateigentum den unantastbaren Grundpfeiler der Wirtschaftsordnung sah. Auch dadurch 

habe sich der Protestantismus in Gegensatz zu weiten Bevölkerungskreisen gesetzt. Durch 

den Krieg sei diese Entwicklung verschärft worden. „So sehen wir denn die protestantische 

Geistlichkeit und die kirchlichen Kreise des deutschen Protestantismus in ihrer übergroßen 

Mehrheit auf der Seite jener nationalen und gesellschaftlichen Ordnung, welche jetzt in 

Trümmer liegt, und so droht der Protestantismus auch nach seiner religiösen und kirchlichen 

Seite hin in die nationale und wirtschaftliche Krisis unseres Vaterlandes verwickelt zu wer-

den.“581 Titius vergleicht die Situation seiner Gegenwart mit der Kulturkritik und Weltverach-

tung, die durch Jesu prophetischen Bußruf an die Welt gekennzeichnet war. In dieser Situati-

on helfe allein die Konzentration auf Gottes Herrlichkeit. 

Schon Luthers reformatorisches Grunderlebnis hatte nach Titius diese Struktur. Angesichts 

des Gottesgerichtes habe er allein auf die aus dem Evangelium leuchtende Gnade vertraut, die 

Welt um ihn herum sei ihm mit ihrer Last und Lust versunken. Die Energie dieses Erlebnisses 

liege in der Konzentration auf Gott und aus dieser Konzentration erwachse auch die neue Kul-
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 152 

tur, hervorgebracht aus dem unerbittlichen Selbstgericht. Sie werde zur Kritik der bestehen-

den Kultur. Aber dieser Geist der Kritik brauche ein Widerlager, um eine neue Kultur entste-

hen zu lassen und finde sie im protestantischen Glauben, der darauf vertraue, „daß alles Gute 

jedem Widerstand zum Trotz sich schließlich durchsetzen muß.“ 

Der neue Kulturgedanke stecke im religiösen Erlebnis selbst. Nicht in einem Nebeneinander 

oder Gegeneinander des Zeitlichen und Ewigen dürfe Gott erlebt werden. Denn alles Neben-

einander war für Titius nur religiöse Schwäche und beweise, dass Gott noch nicht alles ge-

worden sei, sondern dass der Mensch noch etwas sein will neben Gott. „Wird aber Gott dem 

religiösen Menschen wahrhaft alles, so wird ihm nun die Welt eine Tat und ein Zeichen, eine 

„Larve Gottes“. Es gehe darum, im Zeitlichen das Ewige, in der Natur die Gnade als neue 

Lebensforderung zu verstehen. Im Mittelpunkt dieses neuen Kulturideals stehe die Ehrfurcht 

vor der Persönlichkeit, die über allen Sachen stehe. Diese Persönlichkeit stehe aber nicht für 

sich allein, sondern sei in ihrem Bezug zu dem allumfassenden Ganzen und seinen Gliedern 

zu sehen. Sie habe Wert, wenn und weil sie diesem Ganzen und seinen Gliedern in selbstloser 

Liebe diene. „Denn helfende, heilende, vergebende Liebe ist das in Gottes ewigem Wesen 

selbst verankerte Gesetz des göttlichen Reiches, dem Natur und Geschichte zu dienen be-

stimmt sind.“ Das Persönlichkeitsideal hielt Titius für die wichtigste Kulturidee seiner Zeit. 

Aus ihr resultiere unmittelbar der Freiheitsgedanke mit seinem Kernstück, der Gewissensfrei-

heit. Dies war für Titius darum Kernstück, „weil im freien Eintreten für das erkannte Gute erst 

die volle Kraft und Ursprünglichkeit des Menschen entbunden wird.“582 Die Besonderheit des 

Protestantismus sei aber nicht eine Einengung des Gewissens auf Gebot und Verbot, sondern 

eine Konzentration auf die Aufgabe der unendlichen Nächsten- und Gottesliebe. Dadurch 

werde das Gewissen in steter Selbstbestimmung und Selbstkorrektur zu einer schöpferischen, 

Welt gestaltenden Kraft. 

Diese Freiheit sei als Gottes Gabe nicht Willkür, sondern ein „gottgewirktes Müssen“, in dem 

der innere Beruf und die den äußeren Verhältnissen entsprechende Aufforderung zu einer 

Handlungsweise zusammenklingen. Diese Freiheit bedürfe der Übung, wie alles Menschliche 

der Übung bedürfe, um zur Sicherheit zu werden. Sie werde denen, die darin weniger geübt 

seien, zur wahren Autorität, die jede äußere Autorität als hohl entlarve und überflüssig mache. 

Darum verlangt Titius, dass Freiheit gepflanzt werde, aus der dann eine wahre Autorität 

wachsen könne, die Gehorsam und Ordnung ohne äußeres Niederdrücken hervorbringe und 

auf Gleichberechtigung beruhe. Es stellt sich aber das Problem, wie der Mensch in seinem 

sozialen Zusammenhang vom Weg seiner Selbstsucht und seines Egoismus abzubringen sei, 
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um ihn auf den Weg der Freiheit in Selbstbestimmung und Selbstkorrektur zu bringen, der 

seinem Charakter als soziales Wesen viel eher entspreche. 

Wie könne man angesichts der Selbstsucht und Verrohung der Zeit zu nationaler Einheit und 

sozialer Gesinnung gelangen, fragt Titius. Titius kommt zu dem Schluss, dass der Sozialismus 

entweder mit dem Christentum gehen werde oder untergehen müsse. Zwar unterliegen auch 

die Christen Irrtümern und Sünden, aber ihr entscheidender Vorteil sei ihr Glaube an einen 

Bruderbund, der alle gesellschaftlichen Gräben überbrücke. Darum seien die Christen bereit, 

Vertrauen zu geben und hinzunehmen. Das deutsche Volk brauche aber nach Titius nichts 

dringender als Vertrauen, Liebe und Gehorsam, die von der christlichen Glaubensgemein-

schaft zuströmten. Titius glaubt, nichts besseres für das Deutsche Volk und einen neuen Auf-

stieg tun zu können, als alle zur Hingabe an das Ganze, zu brüderlichem Sinn, zur Wahrung 

der Würde, zur Arbeit aufzurufen, insbesondere die ernsthafte Christen sein wollen, dazu auf-

zufordern, Hand anzulegen und andere zu gleichem Tun zu ermuntern. Auch die Christen 

liebten Volk und Vaterland mehr als das eigene Leben. Aber noch mehr als Volk und Vater-

land gilt den Christen, so Titius, das Walten der ewigen Gerechtigkeit und Liebe. 

Damit wirbt Titius unter seinen Zuhörern nun darum, das Walten der Gerechtigkeit Gottes, 

wie es im zurückliegenden Krieg zum Ausdruck gekommen sei, anzunehmen. „Gott kann 

auch die Völker zerbrechen“, führt Titius aus, „wenn sie sich nicht mehr fähig erweisen, Trä-

ger jenes ewigen Geisteslebens zu sein, das er in ihnen entzündet hat. Gott hat uns hart ge-

schlagen, aber vernichtet hat er uns noch nicht. Er hat die kaiserliche Macht zerbrochen, die 

unser Stolz und unsere Freude waren und stellt uns auf einen langen, schweren unübersehba-

ren Leidensweg. Wir sind bereit, ihn zu gehen, dessen gewiß, daß es dennoch Gnadenwege, 

Segenswege sind, die er uns führen will. Wir, deren Waffen die ganze Welt in Schranken hiel-

ten, sollen lernen, waffenlos durch eine waffenstarrende Welt zu gehen <Bewegung>. Wir, 

die wir besiegt sind durch leere Worte von Gerechtigkeit, Freiheit und Glück in einem kom-

menden Bunde der Völker <Unruhe>, wir sollen glauben lernen, daß diese Worte Wahrheit 

werden können. Sei es darum! Wir deutschen Christen wollen alle Rachegedanken ertöten,- 

wir wollen, weil Gott es jetzt will, das Ideal der Militärmacht begraben. Wir wollen ehrlich 

für den Völkerbund eintreten <Widerspruch>, indem wir, was Gottes Walten uns durch unse-

re Geschichte aufgezwungen hat, freiwillig zu unserer höchsten Aufgabe erwählen.“583 Titius 

schließt mit der Feststellung, daß Deutschlands tiefer Fall kein zu hoher Preis wäre, falls Gott 

eine neue Kulturepoche der Völkergemeinschaft heraufführen wolle, in der Deutschland 
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ernsthaft mitarbeite.584 In dieser Schlussphase seines Vortrages verzeichnet das Protokoll Un-

ruhe und Widerspruch in der Zuhörerschaft. Am Ende seines Vortrages appelliert Titius an 

das Ausland und besonders an die protestantischen Christen im Ausland, Deutschland ehren-

voll und mit Würde zu behandeln. Er warnt vor dem Versuch, Deutschland ein Schuldbe-

kenntnis aufzuzwingen und Menschen nach fremdem Recht zu verurteilen, die nach eigenem 

Recht guten Gewissens sind.  

 

 

5.8. Reaktionen auf Titius’ Rede 

 

Titius’ ungewöhnliche und Aufsehen erregende Rede wurde auch außerhalb der rein kirchli-

chen Öffentlichkeit wahrgenommen, wenn auch die Tageszeitungen von den Verhandlungen 

in Dresden in unterschiedlicher Intensität Notiz nahmen. Etliche beschäftigten sich mit Titius’ 

Vortrag und den für eine solche Versammlung doch ziemlich unüblichen Reaktionen der Zu-

hörer. Die „Allgemeine Zeitung“ berichtete, dass Titius’ Aufruf zu einer gemeinsamen Kul-

turarbeit der Protestanten aller Welt und zur Verwirklichung eines wahren Völkerbundes star-

ken Widerspruch fand: „Der Präsident mußte mit der Glocke dem Redner Ruhe verschaffen.“ 

 

Die „Berliner Morgenpost“ berichtete: „Zu bedauernswerten Unruhen kam es, als der tapfere 

Göttinger Titius in einem vorzüglichen Vortrag über das Evangelische Christentum als Kul-

turfaktor zur Liebe der ehemaligen Feinde mahnte. Und gerade mit diesem Appell an die Gut-

gesinnten aller Nationen erhob sich der erste evangelische Kirchentag über die beschränkte 

Bedeutung einer konfessionellen Kundgebung.“ 

Das „Berliner Tageblatt“ berichtet von einem im Protokoll nicht auftauchenden kurzen Dis-

put, in dem Titius auf den Widerspruch seiner Zuhörer reagierte. Nach Titius Forderung, ehr-

lich für den Völkerbund eintreten zu wollen, schreibt das Berliner Tageblatt: „Hier erhob sich 

heftiger Widerspruch und es ertönten stürmische Zurufe: Nein! Nein! Redner fortfahrend: 

Wer das nicht will, hat noch nicht den Gotteswillen begriffen. (Große Unruhe) Titius verweise 

auf die geistigen Helden. Mein Herz bäumt sich ja mit Ihnen auch auf (Gelächter), unser guter 

Wille kann nichts ausrichten, ohne den guten Willen des Auslandes (Unruhe und Lachen).“ 

Auch die „Frankfurter Zeitung“ schreibt von Titius direkter Reaktion auf seine Gegner. Zu-

nächst erfährt man aus hier dass Titius Vortrag viel Aufmerksamkeit fand und die wichtigsten 
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Nehring, Jutta; Evangelische Kirche und Völkerbund: Nationale und internationale Positionen im deutschen 
Protestantismus zwischen 1918 / 19 und 1927, Hamburg 1998, S. 150ff. 
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Lebensfragen der evangelischen berührte. Nachdem Titius Eintreten für den Völkerbund 

scharfen Widerspruch erregt habe, habe Titius erklärt: „Wer das nicht will ... der hat noch 

nicht den Willen Gottes begriffen.“ Die „Vossische Zeitung“ geht näher auf die Person Titius 

ein. „Ein ganzer und tapferer Mann, berühmt und gefürchtet durch sein rücksichtslose Offen-

heit, durch seinen unerbittlichen Wahrheitsdrang, von feinstem Verständnis für das, was unse-

re Zeit gibt und was sie braucht. Der Gegenspieler zu Ihmel am gestrigen Dienstag.“ 

Titius Kritik am Versagen der Kirche im Blick auf die sozialen Herausforderungen werden 

nur in der „Deutschen Allgemeinen Zeitung“585 erwähnt. Die „Recklinghäuser Allgemeine 

Zeitung“ und die „Bautzener Zeitung“ berichten in diesem Sinne auch kurz von der ersten 

Bundestagung des Volkskirchenbundes in Dresden ab 1. September 1919. Der Volkskirchen-

bund habe inzwischen 1 Million Mitglieder in wahlfähigem Alter. Auf der Bundestagung ge-

he es um Religionsunterricht586 und volkskirchliche Volksschularbeit.587 

Titius’ Zuhörer hatten in seinem Vortrag manch kritischen Satz über sich ergehen lassen. Sei-

ne kritischen Bemerkungen zu den sozialen Versäumnissen waren deutlich und scharf.588 Ti-

tius’ Gedanken zur Versöhnung, die Andeutung von Zustimmung zu pazifistischen Gedanken 

oder gar eine positive Bewertung des Völkerbundes lag für die allermeisten Zuhörer außer-

halb dessen, was man widerspruchslos hinnehmen konnte. Hier witterte man Verrat. Tatsäch-

lich berührte sich Titius’ Eintreten für den Völkerbund nur mit Randgruppen der damaligen 

Kirche. 

Ähnliche Forderungen wurden aus dem sich 1919 konstituierenden Neuwerk-Kreis erhoben, 

kam also von einem Flügel des religiösen Sozialismus.589 Ein vergleichbarer Aufruf, sich 

nach dem Krieg für internationale Verständigung, und Völkerversöhnung einzusetzen, ent-

                                                           
585 EZA 1/ A3 / 60, Allgemeine Zeitung, Chemnitz, Ausg. vom 5.9.1919; Berliner Morgenpost, Berlin, Ausg. 
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ne Zeitung, Ausg. von 4.9.1919. 
586 Die Rolle, die Otto Dibelius bei der Einführung des Religionsunterrichts spielte, ist in der Schrift Otto Dibeli-
us und die Etablierung des Evangelischen Religionsunterrichts, Jena 2008 von Sophia Großkopf gut dokumen-
tiert. 
587 EZA 1/ A3 / 60 und 61. 'Die "Bautzener Nachrichten" bringen den Artikel am 3.9.1919, Die "Recklinghäuser 
Allgemeine Zeitung" druckt ihn am 8.9.1919 nach. 
588 Christ lobt in seiner Schrift "Der politischer Protestantismus in der Weimarer Republik" an Titius Kirchen-
tagsrede ernsthafte Beschäftigung mit den neuen sozialen Bedingungen und seine entschiedene Kritik an der 
konservativ-patriarchalischen Position weiter Teile der Kirche, die stets auf der Seite jener nationalen und gesell-
schaftlichen Kreise gestanden habe, die jetzt in Trümmern liege. Sein Vortrag müsse als ein Aufruf verstanden 
werden, dass sich diese als unglücklich empfundene Situation ändere. (H. Christ, Politischer Protestantismus in 
der Weimarer Republik. Eine Studie über die politische Meinungsbildung durch die evangelischen Kirchen im 
Spiegel der Literatur und der Presse, Diss. phil., Bonn 1967, S. 236.).  
589 R . Gaede, Kirche-Christen-Krieg und Frieden. Die Diskussion im deutschen Protestantismus während der 
Weimarer Zeit, Hamburg 1975, S. 41. Gaede verweist auf Aufsätze von P. Lieberknecht, Evangelisches Frie-
densideal, Der christliche Demokrat, 1919, H. 1, Sp. 4ff; E. Arnold, Gegen Blut und Gewalt, in: Das Neue Werk. 
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stammt dem Programm des Badischen Volkskirchenbundes, das maßgeblich von G. 

Wünsch590 verfasst wurde.591 Dieser Bund war, obwohl sein Name stark an Titius’ Gründun-

gen erinnert, religiös-sozialistisch ausgerichtet. Wenn überhaupt, wurde die Forderung nach 

einer internationalen Rechtsordnung, nach Völkerversöhnung und Engagement für den Völ-

kerbund aus den verschiedenen Gruppen des religiösen Sozialismus vorgetragen, so z. B. auch 

von Ragaz592. Neben der 1892 von dem österreichischen Schriftsteller A. H. Fried gegründe-

ten Deutschen Friedensgesellschaft trat der Weltbund für Freundschaftsarbeit der Kirchen mit 

Siegmund-Schultze593 als einem der exponiertesten Vertreter für Völkerbund und Völkerver-

                                                                                                                                                                                     
Der Christ im Volksstaat, 1921, H. 1, S . 4-11, K. Mennicke, W. Koch: Aufruf, Das Neue Werk. Der Christ im 
Volksstaat, 1920, H. 3, S. 58. 
590 Georg Wünsch (1887 – 1964) stammte aus einfachsten Verhältnissen. Dass er überhaupt eine höhere Schul-
bildung genoss, war in der Familie lange umstritten. Seine musikalische Begabung zum Geigenspiel konnte er 
nur durch die Förderung einer begüterten Augsburger Bürgerin entfalten. Nach dem Militärdienst studierte er in 
Erlangen und Berlin, später in Heidelberg besonders bei Johannes Weiß und Ernst Troeltsch. Grundlegend war 
für ihn die Auffassung, dass Wirklichkeitswahrnehmung eine entscheidende theologische Kategorie sein müsse, 
wenn Theologie nicht sprachlos werden wolle. Er arbeitet bei der „Christlichen Welt“ mit, meldete sich zum 
Kriegsdienst, auch aus Solidarität mit den einfachen Menschen, die an der Front ihr Leben riskierten. In der 
Verbindung von Christentum und Sozialismus sieht er die entscheidende Zukunftsperspektive. Er gab sein 
Pfarramt auf, um eine wissenschaftliche Laufbahn einzuschlagen und zu einem neuen Ansatz von Theologie zu 
gelangen. Er habilitiert sich 1922, aber es dauert neun Jahre, bis er endlich den Lehrstuhl für systematische The-
ologie und Ethik in Marburg erhielt. In dieser Kombination drückte sich sein theologischer Ansatz aus, worin er 
von der Fakultät auch unterstützt wurde. Er war Mitbegründer des „Volkskirchenbundes evangelischer Sozialis-
ten“ und der „Arbeitsgemeinschaft der religiösen Sozialisten Deutschland“. Ab 1929 gab er die Zeitschrift für 
„Religion und Sozialismus heraus“, die 1933 verboten wurde. Im gleichen Jahr wurde er SPD-Mitglied. Seine 
Position auch an der Marburger Fakultät war durch seine teilweise radikalen Positionen schwierig und führte ihn 
in manchen persönlichen Konflikt. Eine engere Verbindung hatte Wünsch zu Rade und Herrmann Faber, der die 
Marburger Fakultät im Jahr 1923 verließ und zu A. Titius, mit dem er 1925 an der Stockholmer Konferenz teil-
nahm. „Schließlich führte der Kontakt mit dem berühmten liberalen Theologen dazu, daß die Berliner Fakultät 
W. 1925 den theologischen Ehrendoktortitel verlieh.“ Titius setzte sich auch dafür ein, dass G. Wünsch die Lei-
tung des ökumenischen Forschungsinstitutes übernehmen sollte. Nach der nationalsozialistischen Machtüber-
nahmen konnte sich Wünsch dennoch auf seinem Lehrstuhl halten. Erst im September 1945 wurde er ohne Be-
gründung entlassen. Ein Untersuchungsverfahren endete im April 1947 mit dem Urteil, dass Wünsch als unbe-
lastet zu gelten habe. Ab 1950 lehrt er für weitere fünf Jahre. Dennoch muss er sich immer wieder heftigen An-
griffen wegen seiner Haltung in der Zeit des Nationalsozialismus gefallen lassen, besonders auch von Bultmann. 
Vgl. BBKL, XIV, 1998, Sp. 103 -156 
591 R. Gaede, Kirche-Christen-Krieg und Frieden, S. 42. 
592 Leonhard Ragaz (1868 – 1945) studierte in Basel, Jena und Berlin Theologie und war zunächst Pfarrer in 
Heinzenberg, Chur und Münsterpfarrer in Basel. Dort begründete er mit seinem Kollegen Hermann Kutter die 
religiös-soziale Bewegung und lebte seine Überzeugungen auch ganz praktisch, wenn er sich z. B. mit streiken-
den Arbeitern solidarisierte. 1908 wurde ihm eine Professur für systematische und praktische Theologie in Zü-
rich angeboten. 1913 trat er der sozialdemokratischen Partei bei. Den Ausbruch des 1. Weltkriegs verstand er als 
Versagen der internationalen Arbeiterbewegung und der Kirchen. Fortan befasste er sich intensiver mit Fragen 
des Friedens und der Gewalt. 1921 gab er sein Professorenamt freiwillig auf, um einerseits seine Distanz zur 
verfassten Kirchen auszudrücken und so zu leben, wie er seinen Sozialismus verstand. Schon früh war er ein 
scharfer Gegner von Nationalsozialismus und Nationalismus. Aus der sozialdemokratischen Partei der Schweiz 
trat er 1935 wieder aus, weil er deren Anpassung an den bürgerlichen Militarismus ablehnte. Vgl. BBKL. Bd. 
VII, 1994, Sp. 1251 – 1255. 
593 Friedrich Siegmund-Schultze (1885 – 1969) studierte Theologie in Tübingen, Breslau, Marburg, Halle und 
Berlin, promovierte in Marburg, ab 1908 war er als Studieninspektor in Berlin. Von dem englischen Parlamenta-
rier und Quäker Allen J. Baker ging die Initiative zu einem gegenseitigen Besuch deutscher und englischen Kir-
chenvertreter aus. Ein Komitee sollte auf deutscher Seite den Austausch vorbereiten. Siegmund-Schutze wurde 
Geschäftsführer dieses Komitees. Sein Gegenüber war der Erzbischof von Canterbury. Siegmund Schultze kam 
dadurch mit führenden Vertretern der anglikanischen Kirche und der Freikirchen Britanniens in Kontakt und sah, 
wie selbstverständlich Freikirchen und verfasste Kirche kooperierten. Die Friedensfahrt hatte eine friedensethi-
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söhnung ein.594 Der Weltbund war am 1. August 1914, also bei Kriegsausbruch in Konstanz 

gegründet worden.595 In der Politik wurde der Völkerbund als Idee von den nationalkonserva-

tiven Parteien schon vor seiner Verwirklichung abgelehnt, die tatsächliche Durchführung fand 

dort entschiedensten Widerspruch. Der Völkerbund wurde in breiten Kreisen als „Werkzeug 

zur Durchsetzung einer auf die dauernde Entrechtung Deutschlands abzielenden französischen 

Hegemonialpolitik in Europa“ angesehen596. Titius lag mit seiner positiver Wertschätzung des 

Völkerbundes nach dem Abschluss der Versailler Verhandlungen politisch etwa auf der Linie 

von Erzberger, der als Leiter der Waffenstillstandskommission und Präsident der Deutschen 

Liga für Völkerhund sich trotz seiner Vorbehalte insgesamt positiv zu diesem Gedanken be-

kannte.597 Ganz ähnlich ist auch Titius Argumentationsfigur in der Schlusspassage seines 

Vortrages, in der er einerseits die tatsächliche Verwirklichung des Völkerbundgedankens kri-

tisiert und sich getäuscht, und enttäuscht zeigt, aber am Ideal des Völkerbundes, das als 

höchste Aufgabe zur Verwirklichung noch ausstehe, unbeirrt festhält.  

Vielleicht war Titius durch eine Predigt von O. Baumgarten zu diesen Gedanken ermutigt 

worden? Beide standen ja durch die Arbeit im ESK in ständiger Verbindung. Nach dieser 

Predigt, die im August 1919 veröffentlicht wurde, wolle Gott nicht den Krieg, sondern „den 

friedlichen Ausgleich der Völkergegensätze, … den Völkerbund, ... die Erfüllung des Pro-

                                                                                                                                                                                     
sche Grundstimmung. Über 120 Vertreter christlicher Kirchen reisten nach England, der Gegenbesuch erfolgte 
1909. Durch sein Engagement für die Jugend wurde er Sekretär des Christlichen Studentenweltbundes für Sozi-
alarbeit und Ausländermission. Durch seine anglikanischen Kontakte konnte er die ökumenische Vierteljahres-
zeitschrift „Die Eiche“ bis 1933 regelmäßig herausbringen, weil sie auch durch Gelder der Carnegie-Stiftung 
finanziert wurde. Für die deutsch-englische Friedensinitiative organisierte er im August 1914 eine Weltkonfe-
renz für Friedensfragen in Konstanz. So kam es zur Gründung des „Weltbunds für Freundschaftsarbeit der Kir-
chen“ dessen Schriftführer er bis 1946 war, und ebenso zur Gründung des „Internationalen Versöhnungsbundes“, 
dessen deutschen Zweig er nach dem Ende des Krieges leitete. Mit der Gründung des Internationalen Versöh-
nungsbundes war eine gemeinsame Erklärung von Deutschen und Briten verbunden, die sich gegen den Krieg 
aussprach. Er war Delegationsmitglied bei der Stockholmer Konferenz, seit 1920 auch an der ökumenischen 
Bewegung für Glaube und Kircheverfassung beteiligt, wurde anlässlich der Konferenz in Lausanne in den Fort-
setzungsausschuss berufen, dem er bis 1937 angehörte und war Schriftführer des deutschen Ausschusses für 
Glaube und Kirchenverfassung von 1927 bis zu seiner erzwungenen Emigration 1933. 1925 wurde er im Blick 
auf seine vielfältige Tätigkeit für junge Menschen zum Professor für Philosophie für Jugendkunde und Jugend-
wohlfahrt in Berlin berufen. Später wurden seine Aufgaben um Soziapädagogik und Sozialethik erweitert. Wäh-
rend des Krieges hat er sich weiterhin um Versöhnung und Verständigung eingesetzt und ökumenische Kontakte 
gepflegt. Nach dem Krieg lehrte er einige Jahre an der Universität in Münster und setzte sich für die grundge-
setzliche Verankerung der Möglichkeit der Kriegsdienstverweigerung ein. VGL. BBKL, Bd. XXIV, 2005, Sp. 
1349- 1366. 
594 Zu Ragaz und Siegmund-Schultze, siehe R. Gaede, Kirche-Christen-Krieg und Frieden, S. 42 - 49. 
595 Vgl. dazu auch: Wolfram Weiße, Einheit der Kirche und praktisches Christentum. Impulse von Friedrich 
Siegmund-Schultze für die Ökumenische Bewegung, in: Heinz-Elmar Tenorth u. a. (Hg.), Friedrich Siegmund-
Schultze (1885 -1969). Ein Leben für Kirche, Wissenschaft und soziale Arbeit, Stuttgart 2007, S. 23 – 24. 
596 A. Pfeil, Der Völkerbund. Literaturbericht und Darstellung seiner Geschichte Darmstadt 1976, S. 82. B. von 
Bülow, Völkerbundsreferent im Auswärtigen Amt, brachte die weit verbreitete Einschätzung auf die Formel: Der 
Feindbund sieht in der Versailler Allianz (d. i. der Völkerbund, Anm. d. Verf.) ein Mittel zur Durchführung des 
Versailler Vertrages. Für Deutschland ist die Frage seines Eintritts in die Allianz ausschließlich eine Frage der 
Politik, deren vornehmstes Ziel notwendigerweise die Revision dieses Vertrages sein muß." (ebd., S. 82f.). Vgl. 
auch U. Fortuna, Der Völkerbundsgedanke, S. 149ff. und 225. 
597 U. Fortuna, Der Völkerbundsgedanke, S. 155f. und 188ff. 
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gramms: Soviel an euch ist, haltet Frieden mit jedermann!“ Baumgarten warnt vor der „Erfül-

lung der Seele mit dem ... Rachegedanken“598, der alle Lebensgefühle vergiften müsse. Auch 

Titius fordert, alle Rachegedanken zu töten. So scheint Titius insgesamt in diesem Krieg eine 

ähnliche Entwicklung durchgemacht zu haben wie O. Baumgarten, der bei Kriegsbeginn „als 

Nationalliberaler Gegner des Pazifismus war“ und gegen den als Verteidigungskrieg aufge-

fassten Waffengang keine Bedenken hatte. Auch Baumgarten verstand „das faktische histori-

sche Geschehen als die Sprache Gottes“, wurde aber durch seinen „krassen Realismus“, der 

den Schrecken des Krieges wahrnahm, dazu geführt, auch die Niederlage in diesem Sinne 

anzunehmen. Darum sei die Niederlage für Baumgarten keine Katastrophe des Glaubens an 

die göttliche Weltregierung..., sondern er nahm sie in Demut und Dank als ein Geschehen, in 

dem Gott durch die Sprache der Tatsachen und durch das Wort des Evangeliums vernehmli-

cher denn je redete.“599 

In deutlichem Gegensatz zu solchen Forderungen standen nicht nur weite Teile der verfassten 

Kirche, wie die Reaktionen auf dem Kirchentag in Dresden zeigen, manche extreme Positio-

nen gingen über die Ablehnung des aktiven Einsatzes für Völkerbund und Versöhnung auch 

noch hinaus. So stellte R. Mumm im Reichstag bei der Beratung des Artikel 148 der Verfas-

sung, der die Völkerversöhnung als Bildungsziel festlegte, den Antrag, den Begriff „Völ-

kerversöhnung“ aus dem Artikel zu streichen. G. Traub unterstütze Mumms Ansinnen. K. 

Aner, damals Pfarrer in Berlin, griff diesen Antrag vom 31.7.1919 empört auf und warf 

Mumm und Traub Erziehung der Jugend zum „Völkerhaß“ vor.600 Traub verteidigte sich äu-

ßerst heftig in seiner Zeitschrift „Christliche Freiheit“. Er nannte fünf Gründe, warum man 

hassen solle und hassen müsse.601 Mumm begriff Völkerversöhnung als einen der Männlich-

keit widersprechenden Zustand und befürchtete, dass die Aufnahme dieses Begriffs in die 

Verfassung als Verbeugung vor dem Ausland verstanden würde, was unerträglich sei.602 Titi-

us Parteinahme für Völkerversöhnung und Völkerbund muss vor dem Hintergrund dieser sehr 

heftigen Auseinandersetzung gesehen werden, die nur wenige Wochen vor dem Kirchentag 

und vor Titius’ Versöhnungsrede stattfand. G. Traub war es dann auch, der in den “Eisernen 

Blättern“ zu Titius Vortrag ausführlich Stellung bezog. In dieser Zeitschrift entwickelte er 

einen scharfen Gegensatz gegen Titius. Er griff dessen Formulierungen auf, stellte sie in Fra-

                                                           
598 W. Pressel, Die Kriegspredigt, S. 292f.  
599 ebd., S. 292f.  
600 Zu diesem Vorgang vgl.: R. Gäde, Kirche-Christen-Krieg und Frieden, S. 51. Zitat Aner in: K. Aner, Preußi-
sche Kirchenzeitung, 1919, 31/32, Sp. 212, zitiert nach R. Gäde, Kirche-Christen-Krieg und Frieden, S. 51.  
601 G. Traub, Preußische Kirchenzeitung, 1919, 31/32, Sp. 212, zitiert nach R. Gäde, Kirche-Christen-Krieg und 
Frieden, S. 51. 
602 R. Mumm, Preußische Kirchenzeitung, 1919, 31/32, Sp. 212, zitiert nach R. Gäde, Kirche-Christen-Krieg und 
Frieden, S. 52.  
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ge und behauptete dann geradewegs das Gegenteil: „Sollen wir alle Rachegedanken ertöten 

im Namen des Christentums? Ich denke, wir sollen den heiligen Zorn im Herzen frisch erhal-

ten gegen das Böse, das uns heute so ungerecht bedrängt. Das Ideal der Militärmacht begra-

ben? Wir haben gar nicht das Recht, uns als Volk zu töten ... Wir sollen für den Völkerbund 

eintreten? Es ist die größte Sünde gegen Gottes Weltordnung, wenn wir selbst die Fesseln uns 

anlegen, die uns erdrücken und erwürgen sollen.“603 

Als sich dann im Verlauf des Jahres 1919 abzeichnete, dass die Siegermächte allein und ohne 

deutsche Beteiligung einen Völkerbundsstatut entwarfen und veröffentlichten, wobei der 

deutsche Gegenentwurf nicht mal als Diskussionsbeitrag anerkannt wurde und zudem der 

Friedensvertrag von Versailles und Völkerbundsstatut miteinander verkoppelt wurden, schlug 

die Stimmung in weiten Teilen der Bevölkerung um in eine Ablehnung der ganzen Völker-

bundsidee.604  

Ein konstruktives Verhältnis zur Republik war in den konservativen Kreisen kaum vorhanden. 

Man verhielt sich nach dem Motto: „Die Kirche ist politisch neutral - aber sie wählt 

deutsch-national“, einem Spottvers aus den zwanziger Jahren.605 Dass diese Grundhaltung 

kein vorübergehendes, kurzfristiges, etwa nur einige Monate nach dem Kriegsende währendes 

Phänomen war, zeigte eine Äußerung im Deutschen Pfarrerblatt aus dem Jahr 1926, wo es 

heißt: „Schwarz-Weiß-Rot ist uns heute das Symbol derjenigen Seite unserer Vergangenheit, 

die wir mit Inbrunst uns bewahren.“606 

So blieb in diesen Kreisen eine Reserve gegenüber der Republik und den Regierungsparteien 

von 1919, SPD, DDP und Zentrum, die eine Politik der Völkerversöhnung vertraten und sich 

für Deutschlands Mitgliedschaft im Völkerbund aussprachen. Allerdings verhinderte der Ver-

sailler Vertrag zunächst eine Beteiligung Deutschlands. Erst am 10. September 1926 konnte 

Außenminister Stresemann seine Beitrittsrede zum Völkerbund halten. Durch die Distanz zur 

Republik wurde ihre Konsolidierung erschwert und der völkischen Bewegung, die z. T. an die 

alten, verehrten Werte und Traditionen anzuknüpfen schien, den Weg an die Macht erleich-

tert. 

                                                           
603 G. Traub, Vaterland und Katechismus, in: Eiserne Blätter, 2. Jg., 1920, S. 735. Nach G. Brakelmann, Der 
deutsche Protestantismus 1917, gibt es die Eisernen Blätter als lose Blätter Nr. 1 – 98 in den Jahren 1914 - 1918. 
Später wird daraus eine Wochenzeitung. 
604 Die maßgebliche Mitwirkung des Völkerbundes bei der in Deutschland mit heller Empörung aufgenommenen 
Grenzziehung in Oberschlesien und seine völlige Passivität während des Ruhrkampfes wurden als sichtbare 
Beweise dafür genommen, dass der Völkerbund kaum etwas Besseres als ein Werkzeug zur Durchsetzung einer 
auf die dauernde Entmachtung Deutschlands abzielenden französischen Hegemonialpolitik in Europa war. Vgl. 
U. Fortuna, Der Völkerbundsgedanke, S. 129f. und S. 146ff.  
605 K.-W. Dahm, Pfarrer und Politik, S. 104, nach einem Hinweis von Otto Dibelius bei einem Informationsge-
spräch im Juni 1959. 
606 Deutsches Pfarrerblatt 1926, Pfarrer und Politik, S. 168. S. 371, zit. nach: K.-W. Dahm, Pfarrer und Politik, S. 
168. 
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In denkbar größtem Gegensatz zu den Positionen, wie sie von vielen national-konservativen 

Männern in Theologie und Kirche vertreten wurden, besonders extrem von Traub und 

Mumm, nahm O. Baumgarten in der „Evangelischen Freiheit“ ein Jahr nach dem Kirchentag 

Stellung zu Titius’ Vortrag. Dieser entspreche „fast durchweg meiner Auffassung und gibt ihr 

einen mich beglückenden starken Ausdruck.“607 Baumgarten geht zustimmend auf viele Ge-

danken des Vortrages etwa zu den sozialen Versäumnissen der Kirche ein, um sich schließlich 

der Passage des Vortrages ausführlich zu widmen, die bei den Zuhörern stark umstritten war. 

Baumgarten bekennt, dass diese letzte Passage des Vortrages, „welche den Widerspruch so 

vieler erregte, mir aber eine solche Wohltat war.“ Baumgarten macht seine Enttäuschung 

deutlich, dass nicht einmal die in seinen Augen sehr bedingte Anerkennung des Völkerbundes 

von den Zuhörern unwidersprochen hingenommen wurde. Titius ' Appell an die Zuhörer, ehr-

lich für den Völkerbund einzutreten, bezeichnet Baumgarten als ein „wahrhaft erlösendes 

Wort für einen ersten deutschen Kirchentag.“ Am Schluss seines Berichtes über Titius Beitrag 

konstatiert Baumgarten: „Schade, daß der Vorsitzende nicht bloß das tapfere Hineingreifen in 

die Tiefe der Probleme und den mächtigen evangelischen Idealismus und opferbereiten Sinn 

der Rede anerkennen, sondern auch den Widerspruch Vieler - ich glaube, der Mehrzahl - zu-

geben mußte. Sonst hätte dies starke Wort auch ins protestantische Ausland als die Stimme 

des neuen protestantischen Deutschland getragen werden können. Dann hätte es zugleich als 

der Grundton der Arbeit am Neubau des protestantischen Kirchenwesens gelten können.“608 

Baumgarten charakterisiert die Kirchentagsvertreter als „rückwärtsgerichtete, sozusagen vor-

märzliche monarchistisch gesinnte Gesellschaft“, in deren Reden Revolution und Völkerbund 

„lediglich als ein schweres Schicksal“ begegnen.609 Darum lobte er auch noch in seinen Le-

benserinnerungen ausdrücklich den tapferen Vortrag von Titius. Er wusste, dass Titius Forde-

rung nach Aufgeschlossenheit des Wirklichkeitssinnes für die Tatsachen der Revolution und 

des Völkerbundes viele rechts- und reaktionär gerichtete Seelen tief verletzen musste. Und er 

vermutete, dass „die nationalpatriotische Erregbarkeit der Mehrheit noch größer war als die 

hochkirchliche.“ Seine Befürchtung, dass dem deutschen Volk auch noch das Missgeschick 

begegnen werde, dass der Protestantismus nicht den alten Bund von Thron und Altar loswer-

den werde und zu einer Schutztruppe der politischen Reaktion werden könnte610, war keines-

wegs abwegig, wie eine Diskussion auf dem Stuttgarter Kirchentag zeigte. 

                                                           
607 O. Baumgarten, Der erste deutsche Kirchentag II, in: Evangelische Freiheit, H. 11/12, 20. Jg., 1920, S. 366. 
608 O. Baumgarten, Der erste deutsche Kirchentag II, 367f. 
609 O. Baumgarten, Lebensgeschichte, S. 403f. 
610 ebd., S. 404. 
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Dass die Kirche, auch durch Weichenstellungen auf dem Kirchentag in Dresden, „in der Tat 

zu einer Art Schutztruppe der Reaktion“611 wurde, hat eine Ursache auch darin, dass nur we-

nige bereit waren, gründliche Lehren aus dem Ereignis des Weltkrieges zu ziehen. Baumgar-

ten selbst hat in einem Artikel für die Christliche Welt darüber Rechenschaft abgelegt, welche 

Bedeutung die „Belehrung der großen Tatsachen“ für ihn besaß und warum er als früheres 

Mitglied des „Flottenbundes“ nun Mitglied der „Deutschen Liga für Völkerbund“ geworden 

war.612 

Ähnlich beurteilte Rade Titius’ Rede auf dem Kirchentag. In einem Kommentar zu dem letz-

ten Abschnitt der Rede, die die Gemüter der Anwesenden so erhitzt hatte, erkannte Rade, 

„wie viel mehr nationalistisch als christlich die Menge der Mitglieder eingestellt war.“613 Ra-

de verteidigte Titius’ Eintreten für Völkerbund und Völkerversöhnung gegen den Vorwurf 

Schusters, die Vertreter des Völkerbundsgedanken seien „Völkerbundschwärmer aus Eudä-

monismus, weil sie ein bequemes Leben und gute Tage sehen wollen, weil sie die Zeit erseh-

nen, in der keine Arbeit und keine Opfer mehr nötig sind.“614 Schuster warf Titius vor, dass er 

seinen Zuhörern in Dresden zumutete, „was im Grunde nur ein Stück eines politischen Partei-

programms ist, als christliche Gewissensforderung hinzunehmen.“615 Darin sah Schuster eine 

unerträgliche Zumutung und die Vergewaltigung der Gewissen. 

Rade wies in seiner Antwort an Schuster den Vorwurf des Völkerbundschwärmers aus Eudä-

monismus für seine Person und für Titius zurück. Für sich und Titius nahm Rade in An-

spruch, dass „unsre Stellung zum Völkerbund nichts andres als die Folge unsrer christlichen 

Friedfertigkeit <ist>„. Es handele sich um „die aus dem Glauben geschöpfte Hoffnung, daß 

Gott das furchtbare Geschick, das heute auf den Völkern liegt, richtig von uns verstanden 

segnen könne zu einem neuen Fortschritt der Menschheit“616 

Aber Schuster ging in einem weiteren Brief noch einmal auf Rades Antwort ein.617 Darin 

nahm er ausdrücklich Titius und Rade von dem Vorwurf der Völkerbundschwärmerei aus 

Eudämonismus aus. Schuster machte dann deutlich, dass ihn vor allem der Vorwurf, mehr 

nationalistisch als christlich eingestellt zu sein, getroffen habe. Diesen Vorwurf hielt er für 

unberechtigt, weil Titius eine politische Überzeugung den Zuhörern als christliche Gewissen-

                                                           
611 K. Scholder, Neuere deutsche Geschichte und protestantische Theologie. Aspekte und Fragen, in: Die Kir-
chen zwischen Republik und Gewaltherrschaft. Gesammelte Aufsätze herausgegeben von K. O. von Aretin und 
G. Besier, Berlin 1988, S. 88. 
612 O. Baumgarten, Wie ich Pazifist wurde?, in: Christliche Welt, 1919, 33. Jg., Sp. 368f. 
613 M. Rade, in: Christliche Welt, 33. Jg. , 1919, Sp. 674.. 
614 Schuster, Ein Briefwechsel, in: Christliche Welt, 33. Jg., 1919, Sp. 833. 
615 Schuster, Ein Briefwechsel, Sp. 833 
616 M. Rade, in: Christliche Welt, 33. Jg., 1919, Sp. 834 
617 Schuster, Noch einmal: Einzelheiten vom Dresdner Kirchentag, in: Die Christliche Welt, 34. Jg., 1920, Nr. 4, 
Sp. 58f 
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spflicht auferlegt habe. Schuster verlangte mit Verweis auf Rades Verfasserschaft am Kultur-

programm der demokratischen Partei die dort geforderte Ehrfurcht für jede Überzeugung auch 

für seine eigene Position. 

Auch E. Troeltsch zeigte sich von der Rede Titius’ sehr angetan: „Die mannhafte und vom 

religiösen Standpunkt tadellose Rede von Titius, der allein auf das große ethische Problem 

des Weltkrieges einging und hier eine dunkle, noch ungeklärte Frage anerkannte, hat die Ma-

jorität als unpatriotisch niedergezischt.“ Troeltsch hatte den Eindruck, dass die evangelische 

Kirchlichkeit den „reformierten politisierenden, sozialreformierenden, demokratischen und 

weltbündlerischen Protestantismus ... als werkheiligen Sektengeist“ verachte. In Dresden habe 

diese Mehrheit allerdings noch „das grüne Holz gezeigt.“ Und er fragt: „Was soll am dürren 

werden, das zu Hause geblieben ist und in der Macht sitzt?“618 Darum habe der Protestantis-

mus zur neuen politischen Situation auch noch kein Verhältnis gefunden, wie das dem Katho-

lizismus längst gelungen sei. 

Es zeigt sich an diesen Reaktionen auf Titius’ Rede auf dem Kirchentag in Dresden, dass die 

Einstellung der überwiegenden Mehrheit der deutschen Kirchenführer und Pfarrerschaft am 

„Glanz des Kaiserreiches“ orientiert war und noch keine Konsequenzen aus dem Debakel des 

Nationalprotestantismus gezogen hatte. Eine Bereitschaft zu „bemerkenswerten Ansätzen 

protestantischer Selbstkritik“619, wie Titius sie übte, war weitgehendst nicht vorhanden. „Der 

Blick des konservativ-nationalen Pfarrers war mit Vorzug nach rückwärts gerichtet. Wehmut 

und Sehnsucht galten der Zeit, von der Adolf Stöcker einst gesagt hatte: ,Das heilige evange-

lische Reich deutscher Nation vollendet sich‘. Zorn und bittere Klage galten den Ereignissen, 

die das Ende dieser Zeit bezeichnen: dem Versagen der Volksseele in der Stunde der Bewäh-

rung“, dem „schwärzesten Tag der deutschen Geschichte“, dem „Verrat der Sozialdemokra-

ten“, der „Versailler Schmach des Jahrhunderts.“620 Aber nicht nur in der Pfarrerschaft und 

unter den Führern der Kirche grassierte die mit der Ablehnung der Republik verbundene 

Sehnsucht nach dem glorreichen Kaiserreich. Nach Krumwiedes Auffassung bezeichnet der 

Versailler Vertrag auch für einen nicht unerheblichen Teil der Bevölkerung eine Zäsur in der 

anfänglich durchaus vorhandenen Zustimmung zur Republik: Die Zustimmung fand bei vie-

                                                           
618 E. Troeltsch, in: Die Hilfe. Wochenschrift für Politik, Literatur und Kunst, 25. Jg., 1919, Sp. 565ff. Nowak 
schätz Troeltsch als den führenden Kopf der Vernunftrepublikaner ein und verweist in diesem Zusammenhangt 
auch auf die Deutsche Demokratische Partei als Sammelbecken solcher Theologen, zu denen man gewiss auch 
Titius rechnen muss. Vgl. Nowak, Kurt, Geschichte des Christentums in Deutschland. Religion, Politik und 
Gesellschaft vom Ende der Aufklärung bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts, München 1995, S. 228f. 
619 K. Scholder, Die Kirchen und das Dritte Reich, Bd. 1, S. 49.  
620 K.-W. Dahm, Pfarrer und Politik, S. 165f. Man muss sich vor Augen halten, dass der Versailler Vertrag von 
der SPD, der USPD und dem Zentrum am 28.6.1919 unterschrieben worden war, während die DDP am 
20.6.1919 aus der Regierung ausgeschieden war. Siehe dazu: H.-W. Krumwiede, Kirche und Theologie in der 
Weimarer Republik, S. 8. 
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len damit ein Ende.621 So kann man Titius in die Reihe derer einordnen, die in der Kirche für 

Verständigung und Vergebung eintreten, auch wenn ihr „Ruf nach Frieden und Versöhnung 

… nicht unwidersprochen <blieb>“622 

Titius wurde wegen seiner politischen Überzeugungen im Jahr 1919 schon einmal scharf kri-

tisiert. Im Frühjahr hatte E. Hirsch, der 1914 mit einer Arbeit über Fichtes Religionsphiloso-

phie bei Titius zum Lizentiaten der Theologie promoviert wurde623, eine Pressekampagne 

gegen seinen Doktorvater ausgelöst, weil Hirsch Titius’ Eintreten für die Republik ablehnte. 

So fragte er Titius öffentlich im Hessischen Kirchenblatt: „Nennen Sie diesen raschen, gera-

dezu phänomenalen Gesinnungswandel, der sich in ihrer deutschen Seele vollzogen hat, nun 

Revolution oder Evolution?“624 Trotz all dieser Anfeindungen und trotz der Proteste, die Titi-

us auf dem Kirchentag ausgelöst hat, wurde er als außerordentliches Mitglied des Deutschen 

Evangelischen Kirchenausschusses vorgeschlagen und bestätigt.625 Baumgarten wurde Titius’ 

Stellvertreter und Rathje rechnete außer diesen Carola Barth626 und A. Fischer zu den Vertre-

tern der „Linken“.627 

 

 

5.9. Der Konflikt um die außerordentliche verfassunggebende Kirchenversammlung  

 

Die Diskussion um den Wahlmodus am 3.9.1919 in Dresden zeigte, dass die Gegensätze in 

der Frage der Urwahlen noch immer in voller Schärfe aufeinander prallten.628 Schließlich 

wurde die Diskussion aufgrund eines Antrages von Dr. Mumm beendet, in dem es hieß, dass 

der erste deutsche Kirchentag die Entscheidung über das Wahlsystem den zuständigen kirch-

                                                           
621 ebd., S. 9. 
622 Vgl. dazu: H. Christ, Der politischer Protestantismus in der Weimarer Republik, S. 154.  
623 Reiner Preul, Emanuel Hirsch, in: R. Schmidt-Rost/ St. Bitter / M. Dutzmann, Theologie als Vermittlung. 
Bonner evangelische Theologen des 19. Jahrhunderts im Porträt, Rheinbach 2003, S. 233. 
624 E. Hirsch, in: Hessisches Kirchenblatt, Jg. 19197, S. 26, zit. nach: K. Nowak, Evangelische Kirche und Wei-
marer Republik, S. 39.  
625 DEKA (Hrsg.), Verhandlungen des DEKT 1919, S. 345 – 347. 
626 Carola Barth (1879 – 1959) studierte als Gasthörerin in Bonn und Marburg Theologie und Geschichte, er-
reichte ihr Lic. theol. in Jena im Jahr 1907, war die erste Frau an einer deutschen theologischen Fakultät, arbeitet 
nach dem Lehramtsexamen an Schulen in Köln und Frankfurt, später Schulleiterin und Oberstudiendirektorin. 
Als Fachvertreterin für den Religionsunterricht gehörte sie dem DEKA an. Von 1919 bis 1921 war sie als DDP-
Mitglied Stadtverordnete in Frankfurt. Sie war im Volkskirchebund eine hochrangige Vertreterin, die mit Titius 
den Kurs vertrat, die Einheitsschule als Simultanschule zu führen und eine Religionsunterricht für alle einzurich-
ten, während die Konfessionslosen einen konfessionslosen geschichtlichen Unterricht erhalten sollten. 1933 
wurde sie Mitglied der DNVP. Sie engagierte sich in der Frauenarbeit und Berufverbänden. Vgl. Sophia Groß-
kopf, Otto Dibelius und die Etablierung des Evangelischen Religionsunterrichts, Religionspädagogik im Diskurs, 
Nr. 5, Jena 2008, S. 106. Großkopf macht auch deutlich, dass die konfessionellen Bünde und Massenpetitionen, 
insbesondere die Elternbünde, ein gewisse „Wirkmächtigkeit“ entfaltet haben, um die Schulgesetze im Sinne der 
evangelischen Kirchen durchzusetzen. Daran hat auch Titius mit dem Volkskirchenbund einen wichtigen Anteil. 
627 J. Rathje, Die Welt des freien Protestantismus, Stuttgart 1952, S. 271. 
628ebd., S. 200 - 237. 



 164 

lichen Stellen, insbesondere den Landessynoden überlassen solle.629 Damit zerbrach die Hoff-

nung der Liberalen, der Kirchentag könne durch eine Stellungnahme ein Zeichen setzen, das 

den Verlauf der Ereignisse doch noch in ihrem Sinne beeinflusse.630 

Somit konnte der Evangelische Oberkirchenrat seinen Entwurf der Generalsynode vorlegen. 

Am 11.11.1919 stellte die Fraktion der Deutschen Demokratischen Partei „unter ausdrückli-

cher Zustimmung von D. Rade, Dr. Troeltsch und Dr. Friedberg“631 in der verfassungsgeben-

den preußischen Landesversammlung allerdings eine Anfrage, die die Gemüter in weiten 

Kreisen der Kirche erregte. Darin verwies die Fraktion auf einen Widerspruch zwischen dem 

Paragraphen 5632 der preußischen Notverfassung und dem Paragraphen 1 Abs. 2 des „Ent-

wurfs eines Kirchengesetzes, betr. eine außerordentliche Kirchenversammlung zur Feststel-

lung der künftigen Verfassung für die Evangelische Landeskirche der älteren Provinzen Preu-

ßens“. Der Notparagraph nahm die kirchenregimentlichen Rechte für die drei Minister in 

evangelicis in Anspruch, während der Paragraph 1 Abs. 2 des „Entwurfs“ die kirchenregi-

mentlichen Rechte dem Evangelischen Oberkirchenrat in Verbindung mit dem Generalsyno-

dalvorstand übertragen wollte. Einen weiteren Widerspruch sah die Fraktion der Demokraten 

zwischen den demokratischen Grundlagen des preußischen Staates und dem nur mittelbaren 

Wahlrecht für eine verfassungsgebende Kirchenversammlung durch kirchliche Organe unter 

Einschränkungen der Wählbarkeit der Kirchenmitglieder. Die Fraktion fragte an, was die 

preußische Staatsregierung zu tun gedenke, um die Rechte des Staates und die Rechte der der 

Kirche angehörenden Staatsbürger zu wahren.633 

Diese Anfrage wurde von Rade und Friedberg eingebracht. Sie riefen damit nach einem Ein-

greifen seitens des Staates in Angelegenheiten, die die Kirche nach Paragraph 137 der Verfas-

sung des Deutschen Reiches als eine interne Angelegenheit auffassen konnte, die sie in Selb-

ständigkeit regelt. Die Motive für diesen doch etwas ungewöhnlichen Schritt lassen sich aus 

einer Äußerung des Demokraten Dr. Berndt in der preußischen Landesversammlung ablesen: 

„Die demokratischen Elemente innerhalb der Kirche sollen vollkommen mundtot gemacht 

werden, die Herrschaft der Rechten innerhalb der Kirche soll verfassungsmäßig festgelegt 

werden ... Die Kreise der Rechten stehen dem Staat durchaus feindlich gegenüber.. sie wollen 

                                                           
629 ebd., S. 223. 
630 G. Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, S. 94ff.  
631 ebd., S. 97.  
632 Zum Zustandekommen des Paragraphen 5 der preußischen Notverfassung siehe: C. Motschmann, Evangeli-
sche Kirche und preußischer Staat, S. 49ff. Auch in dieser Auseinandersetzung um die Entstehung des Paragra-
phen 5 gibt es einen Konflikt zwischen EOK und GSV auf der einen Seite und den Liberalen in der DDP auf der 
anderen Seite. "Ihnen wurde der Vorwurf gemacht, mit Hilfe staatlicher Maßnahmen eigene theologische 
Wunschvorstellungen verwirklichen zu wollen." (ebd. S. 60).  
633 Kirchliches Jahrbuch, Berlin 1920, S. 362. Die Anfrage ist abgedruckt bei: C. Motschmann, Evangelische 
Kirche und preußischer Staat, S. 88. 
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ihre Staatsfeindschaft auch auf die Kirche übertragen, sie wollen die Kirche in ihrer großen 

Machtstellung zur Erreichung ihres politischen Zieles, der Beseitigung des auf demokratischer 

Grundlage bestehenden Staates, mißbrauchen.“634 Dass diese Einschätzung keineswegs nur 

abwegig war, wie Köhler meint, wird sich an einer Diskussion auf dem Kirchentag 1921 zei-

gen. Rade sagte in der gleichen Debatte: „Die evangelischen Kirchen sind leider nach unse-

rem Empfinden in dieser wichtigen Angelegenheit kein verhandlungsfähiger Partner für den 

Staat ... Wir müssen die evangelische Kirche ... erst auf eigene Füße stellen.“635 

Zwei Tage nach der förmlichen Anfrage der demokratischen Fraktion, am 13.11.1919 gaben 

die Minister in evangelicis in einem Schreiben an den Evangelischen Oberkirchenrat genau 

die oben genannten Punkte zu bedenken. Sie verwiesen auf den Widerspruch zu Paragraph 5 

der vorläufigen Verfassung des preußischen Staates. Sie machten deutlich, dass sie ihr Amt so 

verstehen würden, dass mit Blick auf die Neuordnung Grundlagen festgestellt werden sollten, 

die den allgemeinen politischen Wahlrechtsgrundlagen und dem Schutz von Minderheiten 

entsprechen. Sie forderten den Evangelischen Oberkirchenrat auf, mit den Ministern in Ver-

handlungen zu treten, um einen Konflikt zwischen Kirche und Staat zu vermeiden.636 

Der Evangelische Oberkirchenrat wies das Ansinnen der drei Minister, inhaltlich über die 

Vorlagen zu reden, zurück. Er betonte, dass er keineswegs davon ausginge, dass der einseitige 

Beschluss über den Paragraphen 1 Abs. 2 die kirchenregimentliche Stellung der Minister be-

ende, sondern dass dazu ein ergänzendes Staatsgesetz nötig sei. Über andere Fragen der 

Wahlgesetzvorlagen könne aber nur die Kirche allein entscheiden.637 

In der Öffentlichkeit fand der Vorstoß der Minister, der der Demokratischen Partei angelastet 

wurde, reichlich Kritik.638 Viele entschiedene Vertreter der Urwahlen waren mit dem Vorge-

hen von Rade, Troeltsch und Friedberg keineswegs einverstanden. Der „Reichsbote“ nannte 

Titius, Baumgarten639, Traub, Curtius640 und als Anhänger der Urwahlen, die ein staatliches 

                                                           
634 Protokoll der preußischen Landesversammlung, 1919, S. 7063, zit. nach: G. Köhler, Die Auswirkungen der 
Novemberrevolution, S. 99. Vgl. dazu auch H. Fritz, Otto Dibelius, S. 82ff. 
635 Protokoll der preußischen Landesversammlung, 1919, S. 7108. (zit. nach G. Köhler, Die Auswirkungen der 
Novemberrevolution, S. 99.) Vgl. auch: C. Motschmann, Evangelische Kirche und preußischer Staat, S. 96,  
636 G. Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution. S. 103. 
637 ebd., S. 103 - 106.  
638 Vgl.: C. Motschmann, Evangelische Kirche und preußischer Staat, S. 91f. und z.B. Reichsbote Nr. 22 vom 
13.1.1920. Vgl. auch: K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 66. Nowak sah neben anderen 
negativen Begleit- und Folgeerscheinungen dieses Vorstoßes auch die vorsichtigen Reformbemühungen und 
Demokratisierungsbestrebungen des Berliner "Vertrauensrates" gefährdet.  
639 Zu Baumgartens Vorstellung einer erneuerten Kirche nach dem Weltkrieg siehe auch: Wilhelm Gräb, Kirche 
als Ort der Freiheit – oder über die Schwierigkeit, demokratische Strukturen in der Kirche zu verwirklichen: Das 
Beispiel Otto Baumgarten, in: Dirk Bockermann, Norbert Friedrich u. a. (Hg.), Freiheit gestalten. Zum Demo-
kratieverständnis des deutschen Protestantismus. Kommentierte Quellentexte 1789 – 1989, Festschrift für Günter 
Brakelmann zum 65. Geburtstag, Göttingen 1996, S. 223 – 236. 
640 Friedrich Curtius (1851-1933) studierte nach dem Abitur Rechtswissenschaften und machte dann eine Beam-
tenkarriere im Elsass. Politisch war er liberal ausgerichtet. So gehörte er 1912 zu den Gründungsmitgliedern der 
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Eingreifen zugunsten der Urwahlen aber ablehnen.641 Curtius befasste sich in einem Artikel in 

der Frankfurter Zeitung vom 30. November 1919 mit einigen Sätzen der „kirchenpolitischen 

Thesen, die die demokratische Fraktion der preußischen Landesversammlung kürzlich aufge-

stellt hat.“642 Er verstand die Artikel 135 und 137 der Reichsverfassung so, dass die Staatsge-

walt weder indirekt noch direkt in den Prozess des Neubaus der protestantischen Kirchenver-

fassung eingreifen durfte. Der demokratischen Fraktion der preußischen Landesversammlung 

warf Curtius vor, dass sie die an staatliche Eingriffe gewöhnte Kirche mit ihren 10 Thesen 

durch staatliche Eingriffe auf ihre Vorstellungen festlegen wolle. Die Thesen gingen von einer 

„schrittweisen“ Freisetzung der evangelischen Kirchen aus. Dem Staat würde nach den The-

sen der Verzicht auf seine kirchenregimentlichen Rechte wesentlich erschwert... „wenn die 

sich von ihr trennende Kirche Verfassungsformen annehmen würde, die den seinigen grund-

sätzlich zuwiderlaufen. Der demokratischen Staat habe ein Interesse an einer demokratischen 

Verfassung der Kirche.“ Schließlich wurde in einer These den preußischen Landeskirchen 

empfohlen „sich beim Aufbau ihre Verfassung durch Neuwahlen auf den Gesamtwillen des 

Kirchenvolkes zu stellen.“ Curtius sieht darin den Versuch, Urwahlen für die verfassungsge-

benden Versammlungen der Landeskirchen durch Druck des Staates durchsetzen zu wollen. 

Er verlangt dagegen, dass der Neubau bei den Gemeinden beginnen müsse, denn diese seinen 

einerseits durch die revolutionären Umwälzungen unzerstört geblieben. Andererseits fehle 

ihnen nichts zur Kirche. Er hält es für eine fest begründete Position gegenüber den politischen 

Machthabern, „wenn sich die bisherigen Kirchenbehörden auf den klaren und unanfechtbaren 

Boden des Gemeindeprinzips stellen“. Curtius hält den ganzen Vorgang für „Wasser auf die 

Mühlen derjenigen Politiker, welche der demokratischen Entwicklung feind sind.“ Er schließt 

seinen Artikel mit einer Warnung an die demokratische Partei. „Sollte es dahin kommen, daß 

die Partei keinen Raum mehr böte für Männer und Frauen, die auf das Recht und die Würde 

der evangelischen Kirche hielten, so müßten diese aus der Partei ausscheiden. Einen solchen 

                                                                                                                                                                                     
liberalen Elsässischen Fortschrittspartei. Er war Präsident des Direktoriums der Kirche Augsburgischer Konfes-
sion in Elsass-Lothringen. (Th. Heuß, Friedrich Naumann, Stuttgart 1937, S. 738.).  
641 "Alle sind Anhänger von Urwahlen, um die es sich bei diesem Konflikt handelt, aber sie wollen doch nicht, 
daß sie der Kirche durch den Staat aufgezwungen werden", Reichsbote, Nr. 47, vom 26.1.1920, zit. nach: G. 
Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, s. 107. Nowak schätzt diese Initiative so ein, dass die Re-
formen, die der Vertrauensrat vorsichtig durchführen wollte, dadurch sehr behindert wurden: zweifellos wurde 
auch neben all den anderen unangenehmen Begleit- und Folgeerscheinungen, die der Eingriff mit sich brachte, 
der gemäßigte Reformkurs des am 30. November 1918 vom Evangelischen Oberkirchenrat berufenen "Vertrau-
ensrates" unter der Geschäftsführung des am Beginn einer steilen Karriere stehen Otto Dibelius außerordentlich 
erschwert, war er doch dazu angetan, die gelinden Demokratisierungsbestrebungen des "Vertrauensrates", wie 
alles "Demokratische" überhaupt, im Bewusstsein der kirchlichen Gremien Preußens, insbesondere der Provinzi-
alsynoden, und des Kirchenvolks zu desavouieren." (K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, 
S. 66.). 
642 F. Curtius, Demokratie und protestantische Kirche, in: Frankfurter Zeitung, 64. Jg.; Nr. 895 vom 30. Novem-
ber 1919.  
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unheilvollen Konflikt zwischen Demokratie und kirchlicher Gesinnung zu hindern, ist der 

Zweck dieses Protestes.“643 Titius beklagt in seinem Artikel „Die preußische Kirchenpolitik“ 

in der Frankfurter Zeitung, dass die demokratische Fraktion der preußischen Landesversamm-

lung „uns demokratische Kirchenmänner in Verlegenheit gesetzt [hat]„644.  

Titius stimmte in dieser Beziehung den Ausführungen Curtius' „vollinhaltlich“ zu. Er kriti-

sierte, dass nach der allseitigen Zustimmung zur Freiheit der Kirche vom Staat und nach Reli-

gionsfreiheit nun die demokratische Fraktion beginne, „das Gespenst politischer Zwangsmit-

tel hervorzuholen.“645 

Dem Ziel der demokratischen Fraktion stimmt Titius ausdrücklich zu. Die Kirchen „dürfen 

nicht der politischen Reaktion ausgeliefert werden und sie müssen auch dogmatisch frei ge-

richteten Minoritäten die erforderliche Freiheit geben.“ Titius sieht die Chance der Realisie-

rung dieser Möglichkeiten ziemlich optimistisch. Wenn aber die altpreußische Kirche den-

noch eine Beute der Reaktion werden sollte, dann sei die praktische Vermögensauseinander-

setzung der Zeitpunkt, um Abrechnung zu halten. „Sollten wirklich die freigerichteten Kreise 

in der Kirche ihre erforderliche Bewegungsfreiheit nicht durchsetzen können, so wird die 

notwendige Folge sein, daß sie den Synoden und Behörden, von denen sie ausgeschlossen 

werden, die Gefolgschaft und Anerkennung verweigern und sich eine eigene Organisation 

geben. ... Aufgabe des Staates würde es dann sein, bei der Vermögensauseinandersetzung der 

neu sich bildenden Kirche volle Gerechtigkeit widerfahren zu lassen.“ Diese Drohung mit 

einer freikirchlichen Separation ist beachtlich und für Titius’ Stellung und Perspektive symp-

tomatisch. Für die Kirchenpolitik ergibt sich daraus für Titius der Grundsatz: „Es sollte auf 

jede staatliche Bevormundung der evangelischen Kirche schon aus Paritätsgründen völlig 

verzichtet werden“. Zugleich müsse eine Erklärung abgegeben werden, „daß die sich bilden-

den Organe, weil nicht aus allgemeinen freien Wahlen hervorgegangen, in allen Rechtsange-

legenheiten nur als Vertreter derjenigen Teile der evangelischen Bevölkerung, die sich diese 

Vertretung würden gefallen lassen, angesehen werden könnten.“646 

Titius kritisiert am Schluss seines Aufsatzes die Austrittsbewegung aus der Kirche, die beson-

ders in der Führungsschicht der sozialdemokratischen Partei erneut eingesetzt habe. Dadurch 

beraube sich die Partei jeder Einflussmöglichkeit auf die Umgestaltung der Kirche. Vielmehr 

                                                           
643 F. Curtius, Demokratie und protestantische Kirche.  
644 A. Titius, Die preußische Kirchenpolitik, in: Frankfurter Zeitung, 64. Jg., Nr. 933 vom 14. Dezember 1919. 
645 Titius zielt hier mit seiner Argumentation auf einen Punkt, der später in der Zeit der Bekennenden Kirche 
besonders heftig umstritten war. Danach solle sich der Staat nicht in innere Angelegenheiten der Kirche einmi-
schen. Die Einführung des Arierparagraphen in der Kirche war der Anlass zu diesen Auseinandersetzungen. 
Schließlich wurde der Gedanke in den Thesen der Barmer Bekenntnissynode festgehalten.  
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sei jetzt energische Mitarbeit gefordert oder zumindest Abwarten, bis sich die Konturen der 

Neubildung erkennen lassen. Sollte dann doch die Trennung der freier Gesinnten von den 

kirchlichen Organisationen nötig sein, so hätten dann die Massen die Möglichkeit, in die neue 

Organisation einzuströmen „und zugleich durch ihr Schwergewicht einen erheblichen Teil des 

kirchlichen Vermögens der neuen Kirche zu sichern.“647 

An dieser Stellungnahme können wir erkennen, dass Titius’ Auffassung über die Neugestal-

tung der kirchlichen Verhältnisse sich verändert. Der Zeitpunkt dieser Stellungnahme ist bald 

nach der für ihn enttäuschenden Aufnahme seiner Versöhnungsrede durch die Kirchentags-

teilnehmer und nach den scharfen öffentlichen Auseinandersetzungen um seinen „Gesin-

nungswandel“. Das legt die Vermutung nahe, dass er sich durch diese Vorgänge zu einer pes-

simistischeren Haltung mit Blick auf eine gemeinsame Zukunft der freier Gesinnten und der 

national-konservativ Gesinnten in einer Kirche durchgerungen hatte. Setzte sich Titius in der 

ersten Phase des Umbruchs vehement für eine Volkskirche im engen Anschluss an das beste-

hende und bewährte Kirchenmodell, wenn auch mit einigen deutlichen Korrekturen und Re-

formen ein, so zeigte sich jetzt, dass er nicht bereit war, um jeden Preis die Einheit der Kirche 

zu erhalten. 

Rade war von der Stellungnahme mancher seiner geistesverwandten Mitstreiter enttäuscht 

und beklagte daraufhin in der „Christlichen Welt“ die mangelnde Unterstützung durch sie. Er 

bezog sich dabei auf die Artikel von Curtius und Titius aus der Frankfurter Zeitung.648 Er 

schilderte die besondere Situation, in der sich die demokratische Fraktion durch die Gleich-

gültigkeit der Sozialdemokratie gegenüber der Kirche und durch die betonte Zurückhaltung 

des Zentrums in evangelischen Angelegenheiten befand. Die Entwürfe für die Generalsynode 

enthielten nach Rades Auffassung Bestimmungen, „von denen nicht zu erhoffen war, daß die 

(souveräne) Landesversammlung sie unbeanstandet passieren lassen würde.“649 Rade betonte, 

dass die demokratische Fraktion keinen Eingriff in das innere Leben der evangelischen Kirche 

wolle, sondern die gleiche Freiheit vom Staat, wie sie die katholische Kirche schon habe. 

„Aber die Fraktion erwartet und fordert allerdings zu diesem Zweck von der bisherigen Lan-

deskirche und ihren Organen ein Entgegenkommen.“ Weil die Kirche keine „Organisation 

politischer oder kirchlicher Sondergruppen werden soll, sondern eine redliche Zusammenfas-

sung des gesamten Kirchenvolks“, kann nach dem Wegfall des landesherrlichen Kirchenre-

                                                                                                                                                                                     
646 Titius spricht hier ein Thema an, das im beginnenden Kirchenkampf ein zentraler Punkt der Auseinanderset-
zung sein wird, und der dann im Zuge der Einführung des Arierparagraphen in die Kirche zum offenen Konflikt 
führt. 
647 A. Titius, Die preußische Kirchenpolitik. 
648 M. Rade, Kirchenpolitisches aus Preußen, Christliche Welt, 34. Jg.,1920, Nr. 1, Sp. 6-9. Vgl. auch: C. Mot-
schmann, Evangelische Kirche und preußischer Staat, S. 93, Anm. 114 
649 M. Rade, Kirchenpolitisches aus Preußen, Sp. 8. 
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giments „eine neue ausreichende Autorität und ein neuer fester Zusammenhalt nur dadurch 

verbürgt werden, dass sich wirklich der ganze dem evangelischen Kirchentum anhangende 

Volksteil eine Vertretung gibt, die Jeder billig denkende als solche anerkennt.“ Rade wunder-

te sich nicht, dass Mumm und Phillips solche Haltung als Kulturkampf brandmarkten, aber er 

war verbittert, dass Curtius, Titius und Danneil das Positive dieser Kirchenpolitik nicht einse-

hen wollten und warf ihnen einen Mangel an „Besonnenheit, die man von Gesinnungsgenos-

sen erwarten darf“650 vor. 

E. Förster ging in einem offenen Brief an Rade noch einmal auf die Auseinandersetzung zwi-

schen Rade auf der einen und Titius wie Curtius auf der anderen Seite ein.651 Zunächst be-

gründete Förster seine Auffassung, dass der Staat aus der Verleihung von Rechten und der 

Gewährung von Geldleistungen auch Verpflichtungen der Kirche ableiten könne, ob z. B. die 

gewährten Leistungen und verliehenen Rechte auch den Minderheiten zur Verfügung stehen. 

Sodann ging Förster auf Titius’ optimistische Einschätzung der Lage ein, dass die kirchliche 

Zentralgewalt weitherzig genug sein werde, „ohne jeden Druck die ihr vom Staat verliehenen 

Rechte gleichmäßig zu Gunsten aller zu verwenden.“ Förster hatte dieses Vertrauen zu der 

starken Partei in der Kirche nicht und befürchtete die Aufrichtung einer strengen Bekenntnis-

kirche durch jene Kreise, wenn die Rücksichten auf Staat und landesherrliches Kircheregi-

ment erst mal gefallen seien. Er glaubte auch nicht, dass jene Gemeinschaften, die sich für die 

Rechte der Minderheiten besonders eingesetzt hätten, die gewährte Toleranz dann auch den 

liberalen Minderheiten ohne Vorbehalte gewähren würden. In den Augen Försters war Titius’ 

„Berufung auf die Parität ... gegenstandslos“, weil „das Kirchenregiment in der katholischen 

Kirche und in der evangelischen Kirche Grundverschiedenes <bedeute>„. Um der Parität wil-

len müßte der Staat die oberste Kirchengewalt den Gemeinden übertragen als derjenigen Stel-

le in der evangelischen Kirche, die am ehesten der Stellung der katholischen Bischöfe ent-

spricht. Förster verteidigte den Einfluss des Staates auf die Kirche als gut lutherisch. Dies sei 

keine Frage von demokratisch oder undemokratisch: „die lutherische Schätzung des Staates 

dürfen wir nicht um deswillen mit einem Male verwerfen, weil uns die Staatsform und die 

augenblickliche Regierung nicht zusagen“652 Eine gegensätzliche Auffassung ganz in Titius’ 

Sinne vertrat Baumgarten in seiner Zeitschrift „Evangelische Freiheit“ gegenüber dem Vor-

stoß der demokratischen Partei. Er begegnete wie Titius und Curtius diesem Vorgehen „mit 

stärksten Bedenken“.653 Doch war Baumgarten in der Einschätzung mancher Einzelfragen 

anderer Meinung als Titius. So war er weniger optimistisch als Titius, dass sich auch im Lager 

                                                           
650 ebd., Sp. 7f.  
651 E. Foerster, Offener Brief an Herrn Prof. Rade, in: Christliche Welt, 34. Jg., 1920, Nr. 2., Sp. 22 – 25. 
652 E. Foerster, Offener Brief, Sp. 22 - 25. 
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der kirchlichen Rechten genügend Stimmen finden, „die jede Ausbeutung der Religion zu 

politischen Zwecken ... verwerfen.“ Vor allem hielt Baumgarten Titius’ Hoffnung, dass die 

Mitarbeit der Demokraten und Sozialisten an den kirchlichen Aufgaben den liberalen Geist in 

der Kirche stärken werde, für verfehlt. Titius verkenne „die ungeheure, lange eingewöhnte 

Passivität dieser Kreise einer Kirche gegenüber, in der sie sich nie zu Hause fühlten.“ Diese 

Distanz zur Kirche ist nach Baumgartens Einschätzung auch der Grund, warum die Massen 

keineswegs in eine von der zur „Beute der Reaktion“ abgetrennten neuen liberalen protestan-

tischen Kirche einströmen werden. Diese Hoffnung, die Titius in seinem Beitrag in der Frank-

furter Zeitung aussprach, beruht nach Baumgarten „auf einer solchen Verkennung der fast 

völligen Entfremdung der Massen nicht bloß von den mit dem Klassenstaat kopulierten Kir-

chen, sondern von der überweltlichen Religion Jesu“. Baumgarten ist davon überzeugt, dass 

„dem freien Protestantismus wegen der starken Individualisierung und Verinnerlichung seiner 

Kultur jede Verheißung und Aussicht auf Massenbeherrschung und damit auf eine Massen-

bewegung zugunsten seiner im Grunde aristokratischen Ideale.“654 fehlt. 

Am 27.1.1920 fand dann ein klärendes Gespräch zwischen Staatsregierung und dem Evange-

lischen Oberkirchenrat und dem Generalsynodalvorstand statt. Minister Hänisch, die drei Mi-

nister Heine, Südekum und Öser, die Unterstaatssekretäre Prof. Troeltsch und Göhre sowie 

Dr. Fleischer vertraten die Staatsregierung. Der Evangelische Oberkirchenrat und Generalsy-

nodalvorstand entsandte den Präsidenten des Evangelischen Oberkirchenrates Möller, den 

Vizepräsidenten Lahusen, Prof. Kaftan, Dr. Kapler, Präses Kochelke, Prof. Scholz, Winckler, 

Dr. Evers655 und Prof. Kahl.656 Man verständigte sich, den Paragraphen 1 Abs. 2 aus der Vor-

lage herauszunehmen und den Übergang der kirchenregimentlichen Rechte durch ein später 

zu verfassendes kirchliches Notgesetz durchzuführen. Seitens der Staatsregierung gestand 

man der Kirche die Regelung ihrer eigenen Angelegenheiten zu, fasste darunter auch die Re-

gelung der Wahlgesetzgebung. Allerdings drang man darauf, die Beschränkung des passiven 

Wahlrechts in der Drittelung der Generalsynodalmitglieder möglichst nur für die Gruppe der 

Geistlichen beizubehalten. Als der Staatsregierung eine Veränderung der Vorlage mit dem 

Ziel, der Stadtbevölkerung ein größeres Gewicht gegenüber der Landbevölkerung einzuräu-

men, in Aussicht gestellt wurde, bestand die Staatsregierung nicht mehr auf dem Urwahlprin-

zip. Man traf sich am 21.2.1920 zu einem zweiten Gespräch, das damit endete, dass die 

                                                                                                                                                                                     
653 O. Baumgarten, Kirchliche Chronik, in: Evangelische Freiheit, H. 1, 20. Jg., 1920, S. 27. 
654 O. Baumgarten, Kirchliche Chronik 1920, S. 93f ., 27. 
655 Johannes Evers (1859 – 1945) war nach seiner Ordination Pfarrer verschiedener Pfarrstellen in Lübeck, ab 
1902 Pfarrer der St. Gertrud-Gemeinde. Im Jahr 1919 wurde er Hauptpastor an der Marienkirche in Lübeck und 
zugleich Senior des Geistlichen Ministeriums. Er engagierte sich besonders für die Anliegen der Inneren Missi-
on. 
656 G. Köhler, Die Auswirkungen der Novemberrevolution, S. 111. Zu den folgenden Beratungen, ebd., S. 111ff. 
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Staatsregierung jetzt die Einberufung der Generalsynode befürwortete. Am 6.3.1920 wurde 

der Evangelische Oberkirchenrat bevollmächtigt, die Generalsynode einzuberufen, die dann 

am 10.4.1920 zusammentrat und am 23.4.1920 den Entwurf des Evangelischen Oberkirchen-

rates mit den entsprechenden Änderungen, die im Gespräch mit den Ministern besprochen 

worden waren, annahm.657 In der Debatte stellte Dr. Kahl noch einmal den Antrag, den er 

schon im Vertrauensrat gestellt hatte, nämlich zum Urwahlsystem zurückzukehren. Aber auch 

diesmal wurde sein Antrag abgewiesen. Nachdem dieser Beschluss der Generalsynode dem 

Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung am 26.4.1920 vorgelegt wurde, nahm die 

preußische verfassungsgebende Landesversammlung die drei Kirchengesetze am 8.7.1920 

fast ohne Aussprache an.658 

 

 

5.10. Titius’ Rückblick auf die Neugestaltung der kirchlichen Verhältnisse 

 

Während dieser Schlussphase der Verfassungsverhandlungen schrieb Titius im März 1920 

einen resümierenden Artikel über den Volkskirchenbund und seine Aktivitäten. Darin ver-

zichtete er allerdings darauf, zu den noch laufen Auseinandersetzungen um die Verfassungs-

fragen Stellung zu nehmen. Zur Begründung dieses Verzichts verwies er auf den Beschluss 

des Volkskirchenbundes, in politischen und kirchenpolitischen Angelegenheiten unparteiisch 

sein zu wollen.659 Man sei aber in vielen Grundfragen einig. Zu diesen einheitlichen Grund-

auffassungen im Volkskirchenbund gehöre, „daß 1. alle Schichten der evangelischen Bevöl-

kerung ohne Unterschied der sozialen Stellung oder des Geschlechts mit gleichen Rechten für 

die Verwaltung (und den Aufbau) der Gemeinde wie der Landeskirche heranzuziehen bezw. 

zu wählen sind; 2. die freie kirchliche Tätigkeit, ohne sie einzuschnüren, in den kirchlichen 

Organismus einzugliedern ist; 3. die Minderheiten zu schützen sind und ihnen eine angemes-

sene Vertretung in den kirchlichen Organen bis zur Spitze hinauf zu gewähren ist; 4. die Ver-

tretung von Stadt und Land in den Synoden nach Recht und Billigkeit zu regeln ist; 5. die 

Landessynode als eigentliche Inhaberin der Kirchengewalt in ihren Rechten gegenüber den 

staatlichen Organen wie gegenüber der kirchlichen Bureaukratie zu sichern ist, ohne daß der 

synodale Apparat zum Hemmschuh persönlicher Initiative und entschlossenen Handelns wer-

den darf.“ 
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Titius betont mit Blick auf das Verhältnis zur Sozialdemokratie, dass eine Annäherung er-

wünscht sei, dass sich der Volkskirchenbund von einer Vermischung von Christentum und 

Sozialismus, von Religion und wirtschaftlichen oder soziologischen Gesichtspunkten aber 

nichts verspreche. Insofern bekämpfe die volkskirchliche Bewegung „weder die Arbeiter-

schaft noch die Sozialdemokratie als solche“. Vielmehr gehörten Tausende von Arbeitern zur 

Volkskirchenbewegung und hier und da würden überzeugte und leitende Sozialdemokraten 

mitzuarbeiten beginnen, wie auch insgesamt das Verhältnis zur „offiziellen Sozialdemokratie 

kein unfreundliches ist.“ Insgesamt müsse sich die Sozialdemokratie in ihrem Verhältnis zur 

Kirche aber noch wandeln, denn sie sei mehr als jede andere Partei auf ethischen Idealismus 

und Gemeinsinn angewiesen, ohne diese selbst erzeugen zu können. Als Aufgabe für den 

Volkskirchenbund bleibe die Mission an den der Kirche Entfremdeten und der Kampf gegen 

kirchenfeindliche und religionsfeindliche Bestrebungen. 

In den Gemeinden sollten Ortsgruppen des Volkskirchenbundes die Diskussion von kirchli-

chen und religiösen Tagesfragen anregen, die Gemeinden in synodale Entscheidungen und 

Verhandlungen der Kirchentage einführen, die Arbeit von evangelischen Verbänden vorstel-

len und im ständigen Erfahrungsaustausch auf Kirchentage und Synoden zurückwirken. Wie 

wichtig Titius dieser Austausch und die Einbeziehung der „einfachen“ Christen in den Kir-

chengemeinden in den allgemeinen Dialog über kirchliche und religiöse Fragen war, zeigt 

seine Anregung, dass der Volkskirchenbund mit anderen evangelischen Vereinigungen Jah-

resversammlungen schaffen solle, „die dem Deutschen Katholikentage eine Heerschau der 

Evangelischen gegenüberstellen.“ Falls der Deutsche Evangelische Kirchentag durch Rechts- 

und Verwaltungsangelegenheiten überfrachtet werde, „so wird es unabweisbare Pflicht sein, 

Tage zu schaffen, in denen inoffiziell aber lebendig an die Seele des deutschevangelischen 

Volkes gerührt und alle wichtigen, ob auch heikeln Grund- und Tagesfragen mit Offenheit 

und heiligem Ernst behandelt werden.“660 

Mit Fragen der kirchlichen Neuorganisation beschäftigte sich Titius im Jahr 1921, als die we-

sentlichen Veränderungen auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag in Stuttgart durchge-

führt worden waren.661 Im Rückblick kommt er zu dem Schluss, dass erst die „Erschütterung 

der Grundlagen unseres gesamten Daseins, mit ihrem Zusammenbruch des landesherrlichen 

Kirchenregiments und dem wilden Ansturm widerchristlicher Mächte“ das vollbracht haben, 

was in Jahrhunderten nicht gelungen sei, nämlich die Schaffung einer Einheit für den deut-

schen Protestantismus. Die Initiative dazu sei von den Kirchenregierungen, die in dem 1903 
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geschaffenen Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss ein aktionsfähiges Organ geschaf-

fen hätten, von den Synoden, die nach der. Wegfall des Summepiskopats an die entscheidende 

Stelle gerückt seien und von den christlichen Verbänden ausgegangen. Zu diesen Verbänden 

rechnet Titius die Verbände für äußere und innere Mission, den Gustav-Adolf-Verein, den 

Evangelischen Bund, den Volkskirchenbund, die Gemeinschaften und andere Gruppen. Wie 

im Revolutionsjahr 1848 sei der Anstoß auch diesmal von den Verbänden ausgegangen. Auch 

damals habe man nach Kirchentagen gerufen. Diesmal habe man erkannt, dass nach einen 

Anstoß durch die freien Verbände ein Erfolg nur in Zusammenarbeit mit verfassten kirchli-

chen Organen möglich sei. Der Präsident des preußischen evangelischen Oberkirchenrates 

Voigts habe die dargebotene Hand ergriffen. Schließlich habe man über eine Vorbereitungs-

konferenz in Kassel im Frühjahr 1919 und den Kirchentag im September 1919 in Dresden bis 

zum Kirchentag im September 1921 in Stuttgart eine Kirchenverfassung erarbeitet und in 

Stuttgart mit geringen Veränderungen angenommen. Daher unterscheide sich der nächste Kir-

chentag von den bisherigen, denn beim nächsten Kirchentag handele es sich um eine von den 

zum Kirchenbund zusammengetretenen Landeskirchen nach der Verfassung beschickte Ver-

sammlung. Für Titius stellt sich aber die Frage „Ob der künftige Kirchentag wie die bisheri-

gen den Anspruch wird erheben können, den gesamten deutschen Protestantismus zu vertre-

ten, oder sich zu einer Vertretung bloß der Landeskirchen verengt“, da die Zahl der freien 

Vertreter erheblich eingeschränkt sei. Hier sieht Titius eine Gefahr. Die Synoden haben es 

seiner Meinung nach in der Hand, dieser Gefahr zu begegnen. Titius hebt dann als wichtige 

Grundlagen der Kirchenbundsverfassung das föderalistische Prinzip, die paritätische Beschi-

ckung des geschäftsführenden Organs, nämlich des Kirchenausschusses durch Kirchentag und 

Kirchenbundesrat hervor. Die Wahrung der Selbständigkeit in Bekenntnis, Verfassung und 

Verwaltung sei so gesichert. Gleichzeitig seien aber die Vertretung der evangelischen Interes-

sen im Verhältnis zum Ausland, zum Reich und einzelnen Ländern, zu anderen Religionsge-

meinschaften und die Versorgung der evangelischen Deutschen im Ausland gewahrt. Unter 

den mittelbaren Tätigkeiten zählt Titius neben christlicher Volkserziehung, Jugendarbeit und 

christlicher Liebesarbeit den Ausgleich und die Versöhnung der sozialen Klassen auf. 

Titius urteilt abschließend, dass es der evangelischen Kirche über die in ihr lebenden Gegens-

ätze hinaus gelungen sei, „die zusammenhaltende Einheit zu verwirklichen“662. Aus diesem 

Artikel läßt sich mit Blick auf die Frage, ob freier Gesinnte und National-konservative auf 

Dauer gemeinsam in einer Kirche bleiben können, ein versöhnlicherer Standpunkt ablesen. 

Entscheidende Veränderungen, die das Verhältnis dieser beiden Gruppen in der Zwischenzeit 
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seit Titius’ skeptischer Einschätzung verbessert haben, können nicht festgestellt werden. Al-

lerdings sind die entscheidenden Weichenstellungen in den Verfassungsfragen nun abge-

schlossen und die Fragen nach der Neuorganisation der kirchlichen Verhältnisse sind zu ei-

nem. gewissen Abschluss gekommen. Vielleicht hat aber auch eine gewisse Distanz zu dem. 

für Titius aufregenden letzten Quartal des Jahres 1919 sein Urteil gemildert. Und es bleibt 

beeindruckend, wie viel Wirkung Titius Einfluss in diesen Jahren auf den unterschiedlichsten 

Ebenen ausübte. Er war - mehr als bisher bekannt - eine entscheidende und mitgestaltende 

Persönlichkeit dieser Weichen stellenden Jahre. 

 

 

5.11. Die Theologen, die Kirche und die Republik 

 

Zu einer Kontroverse um das kirchliche Selbstverständnis in der neuen Republik und die Stel-

lung der Theologen zu dieser Republik kam es auf dem bereits erwähnten Kirchentag im Jahr 

1921 in Stuttgart, wie wir unten noch zu zeigen haben. Auf diesem zweiten Deutschen Evan-

gelischen Kirchentag in Stuttgart, dem ersten verfassungsmäßigen Kirchentag, vom 11. bis 

15. September 1921, wurde die Verfassung des Kirchenbundes verabschiedet und somit auch 

der Kirchentag zu einer festen Institution. 

Titius beteiligte sich sehr rege an den Verhandlungen. Er schlug Freiherr von Pechmann663 als 

Verhandlungsleiter vor und begründete diesen Vorschlag mit dessen Zugehörigkeit zum DE-

KA und dessen Mitgliedschaft in der Rechtskommission.664 Weiter schlug Titius die stellver-

tretenden Vorsitzenden, die Beisitzer und Schriftführer vor.665 

Thematisch ging es um das Selbstverständnis der Kirche in einer radikal gewandelten Welt. 

Zu der Kontroverse kam es durch den Vortrag von Julius Kaftan, Titius’ Lehrer und Förderer, 

der damals neben seinem Professorenamt Geistlicher Vizepräsident des Evangelischen Ober-

kirchrates war. Kaftan hat seinem Vortrag den Titel „Die neue Aufgabe, die der evangelischen 
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wurde Mitte 1936 Mitglied. Von der Haltung der katholischen Bischöfe beeindruckt, trat er 1946 zur katholi-
schen Kirche über. Vgl. BBKL, Bd. XX, 2002, Sp. 1147 – 1148. Zu von Pechmann vgl. auch: W. Sommer, Wil-
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Weimarer Republik und im nationalsozialistischen Deutschland, Göttingen 2010, S. 56f. 
665 DEKA (Hrsg.), Verhandlungen des 2. Deutschen Evangelischen Kirchentages 1921, S. 84f u. S. 91f. 
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Kirche aus der von der Revolution proklamierten Religionslosigkeit des Staates erwächst“ 

gegeben.666 

Nach Kaftan hatte die Revolution das Verhältnis von Staat und Kirche grundlegend verändert, 

denn sie hatte „den religionslosen Staat proklamiert, d.h. sie hat unter uns die wechselseitige 

innere Beziehung beider aufeinander aufgehoben.“ Für Kaftan steht aber fest, dass die Kirche 

nicht zum ewigen Leben erziehen kann, „wenn die öffentliche Ordnung unseres Volkes im 

Staat sich dem Einfluß der christlich-sittlichen Ideen entzieht.“667 Zwar bekennt Kaftan, dass 

er nicht der Auffassung sei, dass der religionslose Staat schon vollständig verwirklicht sei, 

aber er stehe als Grundsatz fest. Da der religionslose Staat keine transstaatliche Autorität an-

erkenne, entziehe er sich selbst seine Autorität, sei ein schwankendes Produkt bis zu den 

nächsten Wahlen, nach denen alles ganz anders geordnet werden könne. 

Zugleich sei der religionslose Staat eine Verneinung, die, wenn auch nicht unbedingt gewollt, 

in Gottesverleugnung und Religionsfeindschaft führe. Daher fordert der religionslose Staat 

nach Kaftan „den äußersten Widerspruch aller derer heraus, die sich zum christlichen Gottes-

glauben bekennen.“ Unter den heutigen Verhältnisse müsse die Kirche „eine streitende Kir-

che, nicht im Sinne es Kampfes, wohl aber in der. der Verteidigung und Abwehr“ werden und 

Kaftan meint, dass die Kirche schon eine Streitende sei, und „zwar gerade streitend wider den 

religionslosen Staat.“ 

Kaftan vermutet, dass aus dem religionslosen Staat notwendig ein religionsfeindlicher Staat 

werde. „In dem Maße, als er religionsfeindlich wird, und in demselben Maße brauchen wir 

einen organisierten Widerstand dagegen, wird er zu einem Stecken in der Hand des Treibers 

werden, der auch die Widerwilligen zwingt herzutreten.“ Kaftan regt einen Bund oder Verein 

an, der im äußersten Notfall sich nicht davor scheut, „passiven Widerstand gegen religions-

feindliche oder das sittliche Leben gefährdende Maßregeln des Staates zu organisieren.“668 Da 

nach Kaftan der religionslose Staat lediglich die Zivilisation pflegen könne, nicht aber die 

geistige Kultur, die in seinen Händen verkommen müsse, erwachse hier für alle, „die die geis-

tige Kultur nicht missen können, wenn ihr Leben ihnen lebenswert erscheinen soll, eine Frage 

des Seins oder Nichtseins.“ 

Daraus ergibt sich für Kaftan die Frage, „ob nicht die Kirche als organisierte Vertreterin des 

Christentums unter uns berufen sein sollte, den Kristallisationspunkt zu bilden, im Verein mit 

allen guten Geistern der Gegenwart unsere geistige Kultur aufrecht zu erhalten und zu pfle-

gen.“ Dass die Kirche eine solche Funktion übernehmen sollte, galt für Kaftan „bis die Zeiten 
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sich wieder ändern, und die alte Wechselbeziehung zum christlichen Staat wiederhergestellt 

ist.“669 

In der folgenden Diskussion670 kritisierte Titius mit freundlichen Worten die Auffassung des 

Vortrages, „als ob die Religionslosigkeit des heutigen Staates Religionsfeindschaft bedeute.“ 

Titius gestand zwar zu, dass sich der Eindruck der Religionsfeindschaft weiter Kreise vielen 

Menschen aufdränge, doch habe dies „mit der geltenden Regelung des Verhältnisses von Staat 

und Religion nichts zu tun. Der Grundgedanke sei in dieser kein anderer als Friedrichs des 

Großen bekannte Losung, dass in seinen Landen ein jeder nach seiner Fasson selig werden 

dürfe, und dieser Grundsatz der Toleranz ist ein wesentlicher Bestandteil nicht nur des mo-

dernen Denkens, sondern auch unserer heutigen Auffassung von dem Wesen evangelischen 

Glaubens.“ Titius wies darauf hin, dass es im Kirchentag durchaus Leute gibt (und er schließt 

sich hier wohl ein), die der aktuellen Entwicklung des Staats- und Volkslebens hoffnungsvol-

ler gegenüberstehen als der Referent, die sich über die Beseitigung von Schranken und 

Hemmnissen für die religiöse und kirchliche Betätigung freuen und die hoffen, weitere Män-

gel der öffentlichen Moral zu beseitigen.671 

Diese Stellungnahme verwundert nicht weiter, wenn man Titius’ bisheriges Engagement in 

der neuen Republik betrachtet und wenn man hinzunimmt, dass sich Titius im Mai 1920 mit 

der „Kerngruppe der im Weltkrieg gemäßigten Professoren“ ausdrücklich „ ohne Vorbehalte 

und Umschweife“ zur Weimarer Verfassung bekannte.672 Trotzdem stellte Titius den Antrag, 

den Kaftanschen Vortrag in Form einer billigen Volksausgabe zu verbreiten.  

Baumgarten erhob gegen die Verbreitung des Vortrages als Sonderdruck Einwände mit aus-

drücklichem Bezug aus Titius Argumente. Er lehnt die Mitverantwortung für das, „was über 

die Religionslosigkeit unseres Staates gesagt ist“673 ab und wies darum den Gedanken an eine 

preiswerte Volksausgabe zurück. 

Rade erinnert in der Diskussion daran, dass es nicht darauf ankomme, was die Revolution 

proklamiere, sondern „auf den Staat, den wir heute haben.“ Die Proklamation der Religionslo-

sigkeit sei entweder ein Schlag ins Wasser, „weil es kein religionsloses Volk gab, oder nur die 

Feststellung eines vorhandenen Zustandes, daß wir ein religionsloses Volk waren oder sind.“ 
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670 Vgl. dazu auch: H. Christ, Der politischer Protestantismus in der Weimarer Republik, S. 97f. Christ behaup-
tet, Theodor Kaftan, nicht Julius Kaftan, habe auf dem 2. DEKT in Stuttgart einen Vortrag gehalten. Hier irrt 
Christ. Die Verhandlungsniederschrift gibt auf S. 121 zwar Prof. D. W. Kaftan als Referenten an, die abschlie-
ßende Stellungnahme (S. 155) wird dann aber J. Kaftan zugesprochen. Auch der Titel Geistlicher Vizepräsident 
des Ev. Oberkirchenrates (S. 121) verweist auf J. Kaftan. 
671 DEKA (Hrsg.), Verhandlungen des 2. DEKT 1921, S. 146. 
672 H. Döring, Der Weimarer Kreis, S. 68f. Materialtabelle 1, S. 256ff. Weniger als ein Zehntel der Hochschul-
lehrerschaft beteiligte sich schließlich an der ursprünglich wohl auf die Gesamtheit ausgerichteten Kundgebung. 
673 ebd., S. 147. 
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Dann weist er auf einen Punkt hin, an dem Kaftan in seinem Referat recht kurzschlüssig ar-

gumentiert habe. „Der Staat ist das Staatsvolk. Und das Staatsvolk ist das Kirchenvolk.“ Rade 

dreht den Vorwurf der Religionsfeindschaft um. „Aber steht es nun so mit dem heutigen 

Staat, daß die Kirche sich mißtrauisch und zuweilen feindselig zu ihm stellen mußte? Denn es 

kann wirklich und muß von Staatsfeindschaft in kirchlichen Kreisen geredet werden.“674 

J. Kaftans Referat auf dem Kirchentag in Stuttgart war nach Bredendieks Auffassung „eine 

offene Kampfansage an die Republik.“675 Das Protokoll verzeichnete lebhaften Beifall. Bre-

dendiek untermauert sein Urteil durch einen Blick in den Kaftan-Briefwechsel in der Zeit 

zwischen November 1918 und September 1921. Kaftan ist mit seinen Überlegungen auf dem 

Kirchentag keineswegs auf breite Ablehnung gestoßen. Nur wenige setzten sich kritisch mit 

seinen Überlegungen auseinander. 

„Arthur Titius ließ in seinem Votum zwar die Vorbehalte des liberalen Kulturprotestantismus 

gegen die Gefahren des Klerikalismus anklingen, die in der Forderung lag, die Kirche zum 

Hauptträger des Kulturgefüges zu machen. Im Übrigen stimmte er dem Konzept, das Kir-

chenvolk zu einem Aktivposten zu machen“676, zu, urteilt K. Nowak. Nowak erweckt m. E. zu 

Unrecht den Eindruck, als sei Titius’ Differenz zu Kaftans Ausführungen nur sehr gering. 

Weder ist vorauszusetzen, dass Kaftan Titius’ Urteil zustimmt, wonach es „doch ein großer 

Verlust <wäre>, wenn wir nur eine kirchliche Kultur hätten und alle jene antikirchlichen Ten-

denzen in unserer Kultur überhaupt nicht wirksam wären.“ Noch ist sicher, dass Kaftan der 

Auffassung Titius’ zustimmt, wonach die Toleranz „ein wesentlicher Bestandteil nicht nur des 

modernen Denkens… sondern auch unserer heutigen Auffassung von dem Wesen evangeli-

schen Glaubens“677 ist. 

Man denke nur an die Ausführungen Kaftans, wonach der Stecken des Treibers auch die Wi-

derwilligen herzutreten lasse. Titius’ Stellung zur Republik war zu diesem Zeitpunkt aber 

über jeden Zweifel erhaben. Die herbe Kritik, die er von E. Hirsch einstecken musste,678 die 

Erregung, die sein Werben für einen Bund der Völker auf dem Kirchentag in Dresden ausge-

löst hatte, sein öffentliches Bekenntnis zur Republik aus dem Mai 1920 und auch der Brief-

                                                           
674 ebd., S. 151. 
675 W. Bredendiek, Zwischen Revolution und Restauration. Zur Entwicklung im deutschen Protestantismus wäh-
rend der Novemberrevolution und in der Weimarer Republik, Hefte aus Burgscheidungen 171, Berlin 1969, S. 
14. 
676 K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 80. 
677 DEKA (Hrsg.), Verhandlungen des 2. DEKT 19211,S. 145f. 
678 Auf Titius’ Bekenntnis zur Republik fragte E. Hirsch: "Nennen Sie diesen raschen, geradezu phänomenalen 
Gesinnungswandel, der sich in ihrer deutschen Seele vollzogen hat, nun Revolution oder Evolution?" E. Hirsch, 
in: Hessisches Kirchenblatt Jg. 1919, s. 26., zit. nach: K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, 
S. 39. 
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wechsel der Brüder Kaftan, in dem seine „Demokraterei“ kritisiert wird679, lassen seine Zu-

stimmung, das Kirchenvolk zu einem Aktivposten zu machen, nicht als Zustimmung zur 

Sichtweise seines Lehrers über das gegenwärtige Verhältnis von Staat und Kirche erscheinen. 

Vielmehr zeigen seine früheren Bemühungen, dass es ihm bei der Aktivierung des Kirchen-

volkes nicht um einen Kampf gegen den Staat geht, sondern um die Verteidigung der Rechte 

der Kirche auf der einen Seite, aber auch um eine demokratische Erneuerung der Kirche selbst 

gegen die in Behörden und Konsistorien verfestigten Strukturen. 

Die Aktivierung des Kirchenvolkes gehörte zu seinem Konzept von „wahren Volkskirchen“, 

die sich öffnen wollte für die proletarischen Massen und die Intelligenz, die der Kirche ent-

fremdet worden waren. Auf die vorgebrachten Einwände und Zustimmungen antwortet Kaf-

tan mit einer Bekräftigung seines Standpunktes: Die grundsätzliche Religionslosigkeit des 

Staates ist eine brutale Tatsache. Haben wir wirklich noch einen Staat, der sich in seinem ei-

genen Interesse um die Förderung des christlichen Gottesglaubens und christlicher Sittlichkeit 

bemüht? Niemand kann das im Ernst behaupten wollen ... Freilich habe ich zugleich der Be-

fürchtung Ausdruck gegeben, diese Religionslosigkeit des Staates werde sich wie so oft auch 

unter uns, wenn wir auf dem damit eingeschlagenen Weg bleiben, allmählich mehr oder min-

der in Religionsfeindschaft umsetzen. Wenn die verehrten Herren, die sich dagegen gewandt 

haben, statt dessen von dem Staat, den wir jetzt haben, auch in dieser Beziehung Gutes hoffen 

und erwarten zu dürfen glauben, so kann ich nur sagen: Gott gebe es, daß sie Recht behalten! 

Grund genug daran zu zweifeln liegt jedenfalls vor ... Es wäre ein schwerer Fehler, wollten 

wir uns nicht mit allen Kräften rechtzeitig zur Abwehr rüsten.680 

Aus dem Jahr 1921 stammen noch einige Bemerkungen, die Julius Kaftans Stellung zu Titius 

deutlich machen. Auf die Ereignisse um den von Titius initiierten Volkskirchenbund, auf sei-

ne herausragende Rolle auf dem Kirchentag im September 1919 oder gar die Auseinanderset-

zung auf dem Kirchentag 1921 in Stuttgart, an der ja sowohl J. Kaftan als auch Titius beteiligt 

waren, gehen die Brüder Kaftan mit keinem Wort ein. Julius Kaftan bezeichnet Titius im 

März 1921 - also noch vor den Stuttgarter Kirchtag - als „neuen Kaftan“ und nennt ihn als 

einen der möglichen Nachfolger für seinen Lehrstuhl in Berlin. Kurz darauf berichtet er, dass 

man jedoch die Rangfolge Otto, Wobbermin, Titius festgelegt habe. Kaftan zeigt sich später 

auffallend uninteressiert daran, dass Titius tatsächlich sein Nachfolger wird. 

Es scheint in der Folgezeit zu einer gewissen Abkühlung im Verhältnis von Titius und Julius 

Kaftan gekommen zu sein. Vielleicht spielten die Auseinandersetzung auf dem Stuttgarter 

                                                           
679 W. Göbell, Kaftan-Briefwechsel, 1. Bd., Brief vom 15.5.1926. Titius ist auch 1924 u. 1926 öffentlich mit 
seinem Engagement für die Weimarer Republik und ihre Verfassung hervorgetreten. Vgl. dazu H. Döring, Der 
Weimarer Kreis, Materialtabelle 1, S. 256ff. 
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Kirchentag und die Unterschiede in der grundsätzlichen Bewertung der Republik dabei keine 

unerhebliche Rolle. Theodor Kaftan bedauerte im Jahre 1924 jedenfalls, dass sein Bruder kei-

ne akademischen Schüler habe, da nach seinem Urteil „Titius und Wobbermin andere Wege“ 

gingen. Allerdings scheint diese Störung zwei Jahre später überwunden zu sein und auch 

Theodor Kaftans schon immer etwas skeptischeres Verhältnis zu Titius hat sich offensichtlich 

bis 1926 gebessert. So schreibt Julius Kaftan an seinen Bruder: „Daß Du wieder Wohlgefallen 

an unserem Ursus Titius gefunden hast, freut mich sehr. Ich bin dieses Nachfolgers sehr froh. 

Wie hätte es auch ganz anders ausfallen können. Ich sage von ihm: er legt mir die Hände un-

ter die Füße und denkt immer darüber nach, worin und wie er mir dienen könnte. Die Demo-

kraterei muß man ja auch an ihm tragen. Sie ist mir an jedem vernünftigen Menschen unver-

ständlich.“681 

 

 

5.12. Bilanz der Umbruchphase 

 

An dieser Stelle soll Titius’ Wirken in der Zeit der revolutionären Umbruchphase bewertet 

werden. Schon während des Krieges deutet sich an, was nach dem Krieg in seinen Reden und 

Handeln unübersehbar wird: er entwickelt sich immer stärker zu einem Kritiker der bestehen-

den politischen und kirchlichen Verhältnisse. Erstes untrügliches Zeichen für diese Entwick-

lung ist Titius’ sehr frühe Deutung des Krieges als Bußruf (1915!) in seiner besonderen Ak-

zentuierung als Bußruf an die herrschenden Schichten und den Ungeist dieser Schichten ge-

wesen. Ab Frühjahr 1917 tritt er öffentlich für Versöhnung und Verständigung sowohl mit 

Blick auf den kriegerischen Konflikt, als auch mit Blick auf die gesellschaftliche Wirklichkeit 

ein. Er beschäftigt sich aber nicht nur mit der politischen Situation. Vielmehr stellt die Situa-

tion des Krieges auch das theologische Denken seiner Zeit in eine Krise, die er wohl früher als 

andere erfasst und der er sich früher und konsequenter als andere gestellt hat.682 

Die Krise in Politik und Theologie kann nach Titius nur durch einen breit angelegten Neuan-

fang überwunden werden. Beteiligung der Massen an der Macht und politische Reformen, 

Zusammenarbeit aller Konfessionen bis hin zu den Monisten, Demokratisierung und Soziali-

sierung der Kirche und ein theologisches Denken, das in seinem Gottesbild den deus abscon-

ditus stärker in den Focus rückt, statt politische Interessen mit religiöser Weihe zu versehen. 

                                                                                                                                                                                     
680 DEKA (Hrsg.), Verhandlungen des 2. DEKT 1921, S. 155f. 
681 W. Göbell, Kaftan-Briefwechsel, 1. Bd., Briefe vorn 16.3.21, 14.5.21, 30.11.24 u. 15.5.26. 
682 Vgl. dazu H. -W. Krumwiede, Kirche und Theologie in der Weimarer Republik, S. 21 u. G. Brakelmann, Der 
deutsche Protestantismus 1917, S. 346. Zu Titius’ Einfluss auf Baumgarten vgl. ebd. S. 309. 
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Erst recht nach dem Krieg lassen sich die Linien fortführen. Titius’ Eingreifen in die öffentli-

che Auseinandersetzung direkt nach der Ausrufung der Republik soll dabei nicht erneut zur 

Sprache kommen. Es mag genügen, wenn wir hier lediglich feststellen, dass Titius wie nur 

wenige andere verantwortliche Männer aus Theologie und Kirche die Zeichen der Zeit ver-

stand und nach den gegebenen Verhältnissen sehr effektiv auf sie reagierte. Er blieb sich in 

diesem Engagement treu mit Blick auf die Ziele seiner theologischen Arbeit, die er schon in 

der Einleitung zu seinem neutestamentlichen Hauptwerk offenbarte. Hirschs Vorwurf, dass er 

mit fliegenden Fahnen die Front gewechselt und zur Demokratie und Republik übergelaufen 

sei, ist darum völlig unangemessen. In seinen ganzen Bemühungen um Erneuerung der Kir-

chen nach dem Fortfall des Summepiskopats zeigt sich Titius einerseits pragmatisch, ent-

schlossen und energisch, andererseits reformfreudig, aber zugleich sind ihm die Grenzen des 

jeweils Möglichen sehr klar, so dass seine Entwürfe und Positionen oft sehr dicht an den dann 

realisierten Lösungen liegen. Titius hat gleich zu Beginn der neuen Zeit verstanden, dass die 

Kirche unter demokratischen Bedingungen Einfluss auf die Politik nehmen muss und wie sie 

vor allem in der Öffentlichkeit diesen Einfluss ausüben muss, um in den anstehenden Verfas-

sungsberatungen den von ihr gewünschten Platz zu erhalten.  

Trotz gewisser Reserven gegen eine zu starke Beteiligung der kirchenregimentlichen Seite bei 

den Reformbemühungen stand Titius dieser Seite doch ekklesiologisch nahe genug, um eine 

pragmatische Zusammenarbeit mit ihr durchzuführen. Das zeigt zum Beispiel sein Verhalten 

bei den Vorkonferenzen für den Kirchentag in Dresden. Trotz der prekären Lage der Kirchen 

kurz nach der Novemberrevolution dachte Titius nicht daran, nun allen innerkirchlichen Streit 

zu vergessen und sich gemeinsam in der Wagenburg „Kirche“ zu verschanzen. Er trat klar 

dafür ein, dass nun Reformen durchgesetzt werden und kündigte an, dass nicht alles ohne 

Reibungen abgehen sollte. Gegensätze sollten klar benannt werden. Ihm persönlich lagen vor 

allem die Themen „Demokratisierung und Sozialisierung der Kirche“ und die „Stellung der 

Kirche zu den Parteien“683 am Herzen. Titius war aber auch bereit, nötigenfalls ohne den 

Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss an einer Konferenz über die Situation der Kirche 

in der entstehenden Republik teilzunehmen, wie seine Referatzusage zum Thema „Volkskir-

che oder Sonderkirche“ für das für den Fall des Scheiterns einer gemeinsamen Veranstaltung 

geplanten Treffen vom 19. - 21. Februar 1919 in Erfurt zeigt. 

Den von manchen favorisierten Gedanken einer Reichskirche lehnte Titius zu dieser Zeit ent-

schieden ab, weil er die Verschiedenartigkeit der Bekenntnisse und der historischen Entwick-

                                                           
683 EZA 1/ A3/ 43, Dok. K.A. 19, Anlage 4, Protokoll S. 4ff. 



 181 

lungen gewahrt sehen wollte.684 Für die Kirche verlangte er von Seiten des Staates eine Aner-

kennung als „öffentliche Korporationen“, also als Körperschaften des öffentlichen Rechts, 

und dass die Regierungen sich nicht die Rechte des Summepiskopats beilegen werden. 

In Titius’ Augen wäre es ein großer Fortschritt, wenn Laien, das synodale Element, das kir-

chenregimentliche Element und die Vertreter der großen evangelischen Vereine regelmäßig 

zusammentreten. Er machte deutlich, welchen Charakter ein solch regelmäßig tagender Kir-

chentag haben könnte. Es ging Titius dabei um eine öffentliche und legitimierte Vertretung 

protestantischer Interessen in Beziehung zu anderen kirchlichen Gemeinschaften und Vereini-

gungen in Deutschland und gegenüber dem ausländischen Protestantismus.685 

Titius entwickelte daneben Vorstellungen von einer zweiten Form von Kirchentag, die dem 

heutigen Modell recht nahe kommt. Er wollte Jahresversammlungen schaffen, „die dem Deut-

schen Katholikentage eine Heerschau der Evangelischen gegenüberstellen.“ Dabei sollten alle 

wichtigen Fragen der evangelischen Kirche offen und kritisch erörtert werden.686 An dieser 

Einrichtung war Titius vor allem auch darum gelegen, weil so die Laien und einfachen Chris-

ten Gelegenheit zur Mitarbeit und zum Dialog erhalten. Dies unterstreicht den Eindruck, dass 

Titius’ Vorstellungen insgesamt von einem demokratisch-liberalen Zug geprägt sind, ganz 

gleich, ob man sich den Volkskirchenbund ansieht oder Titius Vorstellungen zur Synodalord-

nung und den kirchlichen Wahlen oder seine Äußerungen im Zuge der Vorbereitung des Kir-

chentages. Dabei kann man neben anderen Punkten an sein Eintreten für die Beteiligung sozi-

aldemokratischer Parteiführer denken oder an seine Bedenken gegen die bestehende, noch aus 

Zeiten des Summepiskopats stammende Generalsynode, die wegen des seltenen Zusammen-

tritts, ihrer geringen Befugnisse und Zusammensetzung kaum den Anspruch, das Kirchenvolk 

zu vertreten erheben konnte.687 Trotz dieser demokratischen Grundrichtung und trotz der Auf-

fassung, dass die preußische Kirche nicht eine Beute der Reaktion werden dürfe, lehnte er 

Eingriffe des Staates in die Verfassungsbestimmungen der Kirche ab, auch wenn er sich in 

dieser Sache gegen Kollegen stellte, mit denen ihn eine Vielzahl gemeinsamer Überzeugun-

gen und Ziele verband. 

Titius hoffte auf eine intensivere Mitarbeit der Sozialdemokraten in der schwierigen Um-

bruchphase der Kirche, um den Einfluss reaktionärer Kräfte zurückzudrängen, nahm aber, 

falls diese Kirche doch den Weg der Reaktion nehmen sollte, auch eine Spaltung der Kirche 
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686 A. Titius, Zur Volkskirchenbewegung, S. 211, Zitat ebd. 
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in Kauf und hoffte, dass dann die sozialdemokratischen Massen in diese neue Kirche einströ-

men.688 

Man kann daran erkennen, wie wenig Titius bereit ist, bedingungslos bei der Volkskirche zu 

bleiben. So kann es auch nicht verwundern, dass Titius - ganz anders als sein Lehrer Kaftan - 

eine positive Einstellung zur Republik einnimmt und dies in der Diskussion mit Kaftan auf 

dem Stuttgarter Kirchentag oder im „Bekenntnis verfassungstreuer Hochschullehrer“689 von 

1920 auch öffentlich dokumentiert. 

Zu dieser Einstellung zur Republik passt auch Titius politisches Engagement in der Deutschen 

Demokratischen Partei.690 In dieser Partei findet sich Titius mit einem Teil der Personen wie-

der, die schon in ihrer „Gegenadresse“ gegen den Intellektuellenaufruf Seebergs ihr Unbeha-

gen am überschäumenden Nationalismus mit seinen annexionistischen Absichten erklärt hat-

ten. So war der maßgebliche Wortführer beim Zustandekommen des Aufrufs Theodor Wolff, 

der schon die „Gegenadresse“ mitverfasst hatte. Auch Hans Delbrück, Albert Einstein, Troelt-

sch, Baumgarten und Rade gehörten als Unterzeichner der Gegenadresse jetzt zur Partei.691 

Titius’ Eintreten für den Pazifismus, seine Absage an den Militarismus, sein Engagement für 

Völkerversöhnung und für den Völkerbund in seiner Rede auf dem Dresdener Kirchentag, 

aber auch seine Analyse der politischen Verhältnisse im Kriegsjahr 1917, die er auf der Ta-

gung des Evangelisch-sozialen Kongresses vortrug, weisen ihn als einen Mann aus, der einen 

klaren Blick für das Notwendige hat und sich dabei nicht von Ideologisierungen blenden läßt, 

der unangenehme Wahrheiten auszusprechen wagt, auch wenn er sich damit ins Abseits zu 

stellen droht. Er hat für diese Aufrichtigkeit scharfe persönliche Angriffe, z. B. von G. Traub 

und E. Hirsch hinnehmen müssen. Weil er aber in seiner Kritik und im Aussprechen unange-

nehmer Wahrheiten immer auch Realist blieb, hat ihn dieses Verhalten zugleich auch als Mit-

glied des Deutschen Evangelischen Kirchenausschusses qualifiziert. 

                                                           
688 A. Titius, Die preußische Kirchenpolitik. 
689 H. Doering, Der Weimarer Kreis, S. 67. 
690 M. Greschat, Der deutsche Protestantismus im Revolutionsjahr, S. 199. Der Gründungsaufruf der Deutschen 
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Titius wird mit M. Rade, R. Otto, E. Troeltsch, W. Bousset692, O. Baumgarten von Breden-

diek zu den „Überzeugungsdemokraten“ gerechnet. Nach seiner Urteil ist nicht ein gemein-

sames Programm das Verbindende dieser Gruppe, „sondern eine antiklerikale Grundstim-

mung und die Überzeugung, daß der Auftrag der Kirche Dienst in der Welt und für die Welt 

ist, daß sie diesen Auftrag preisgibt, wenn sie nach Herrschaft strebt, oder sich nur um ihre 

Rechte, ihren Einfluß, ihre ‚Belange’ sorgt, daß darum eine gründliche Reform des kirchli-

chen Lebens nötig wäre, nicht nur oberflächliche Änderungen ihrer Verfassung und Organisa-

tion, und daß eine solche Reform nur ‚von unten’, von mündigen Gemeinden und gegen die 

etablierte Bürokratie in den Kirchenbehörden durchgesetzt werden könnte.“ Nach Breden-

dieks Urteil lassen sich die inneren Widersprüche dieses Wollens gut an Titius Vortrag auf 

dem Kirchentag in Dresden ablesen: „Titius entwarf kein revolutionäres Konzept. Auch er 

dachte an die Rechte der Kirche als Organisation und wollte, daß sie juristisch gesichert wer-

den sollten ... Aber Titius wollte auch und vor allen, daß die Kirche sich geistlich erneuere, 

daß sie sich entschieden von Nationalismus und Revanchedenken abkehre.“693 Der Mangel an 

Versöhnungs- und Verständigungspredigt ließ aber dem Nationalismus und dem Revanche-

denken reichlich Raum und hatte scharfe Kritik und Unversöhnlichkeit zur Folge, und mit der 

grundsätzlichen Zurückweisung des Vertrages von Versailles lehnten viele auch jene grund-

sätzlich ab, die den Vertrag abgeschlossen hatten: die Republik. Gewiss, einige religi-

ös-sozialistische und liberale Theologen, auch Titius, haben für Versöhnung und Verständi-

gung geworben. 

Aber die Reaktionen der Zuhörer in Dresden und die bitteren Kommentare von Troeltsch, 

Rade und Baumgarten zeigten, wie der Hauptstrom der evangelischen Kirche dachte. Die 

Schwierigkeiten und Hemmnisse, die den Beginn deutscher Teilnahme am ökumenischen 

Prozess hinauszögerten und lange als theologischen und politischen Drahtseilakt erschienen 

ließen, machen diesen Mangel an Versöhnungs- und Verständigungsbereitschaft überdeutlich. 

Auch in der ökumenischen Arbeit hat sich Titius anders verhalten und anders gedacht, als der 

Hauptstrom deutscher Theologie zu Beginn der Weimarer Republik. 

Gerade Titius’ Verhalten in den Ereignissen der Kriegs- und Nachkriegszeit sind geeignet, 

seine Charakterzüge schärfer in den Blick zu nehmen. Titius scheint eine ausgeprägte Persön-

lichkeit gewesen zu sein, die durch ihre tiefe Frömmigkeit einerseits und ihr unbedingtes Ein-

treten für die als wichtig und richtig erkannten Ziele andererseits Eindruck machte und sich 

                                                           
692 Wilhelm Bousset (1865 – 1920) studierte in Erlangen, Leipzig und Göttingen Theologie, wurde 1889 Privat-
dozent für Neues Testament und 1896 a.o. Professor in Göttingen. Ab 1916 lehrte er in Gießen. Er war einer der 
Begründer der Religionsgeschichtlichen Schule und untersuchte den Einfluss der spätgriechischen und orientali-
schen Religionswelt auf Judentum und Urchristentum. Vgl. BBKL, Bd. 1 , 1990, Sp. 722. 
693 W. Bredendiek, Zwischen Revolution und Restauration, S. 37. 
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Respekt verschaffte. Mit dieser Frömmigkeit und seinem engagierten Eintreten für seine reli-

giösen und politischen Überzeugungen waren ein scharfer Intellekt und eine bemerkenswerte 

Sensibilität für geschichtliche und gesellschaftliche Situationen verbunden. Titius zeichnete 

sich durch einen Mangel an Berührungsängsten aus. Das zeigt sich nicht nur an seinem Ein-

treten für seinen Freund Baumgarten und weiteren theologischen Streitigkeiten, von denen 

unten zu reden sein wird, sondern auch in seinen sozialpolitischen Auseinandersetzungen. 

Dadurch war schon von seiner Persönlichkeitsstruktur vorgegeben, dass Titius Dinge zusam-

menführen konnte, die sonst durch die vornehme Zurückhaltung eines Theologieprofessors 

oder andere formale, soziale oder weltanschauliche Schranken kaum zusammenzuführen wa-

ren. 

Wichtig ist hier zunächst, dass Titius vom Beginn seines Wirkens an den Blick über den enge-

ren Bereich von Theologie und Kirche hinausgehoben hat. Bedeutsam an Titius Charakter 

scheint mir auch seine Treue gegenüber anderen Menschen zu sein. Besonders auffällig wird 

dies an der Person Julius Kaftans. Obwohl Titius und Kaftan sehr unterschiedliche Grundan-

schauungen im Bereich der Politik hatten, wie sich besonders in den ersten Jahren der Weima-

rer Republik zeigt, ist Kaftan von seinem „Ursus Titius“ später so angetan, wie das der Brief 

vom 15.5. 1926 deutlich macht. Seine Treue dokumentiert sich aber ebenso an Baumgarten, 

dem er in schwierigen Stunden in der Auseinandersetzung um den Kleinen Katechismus bei-

steht, oder in anderen Streitigkeiten um Personen und Positionen, wie z. B. im Fall Schrempf, 

bzw. dem Apostolikumstreit, den Auseinandersetzungen um Jatho und Traub, auf deren Dar-

stellung wir im Rahmen dieser Arbeit verzichteten, wie in der Tatsache, dass Titius 

Naumanns Weg vom Evangelisch-sozialen Kongress über den Nationalsozialen Verein bis 

schließlich in die Deutsche Demokratische Partei nach dem ersten Weltkrieg mitgegangen ist. 

 

 

6. Titius’ kirchliches und kirchenpolitisches Wirken in der Weimarer Zeit - seine Mitar-

beit im Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss, bei den Deutschen Evangelischen 

Kirchentagen und sein Beitrag für die ökumenische Öffnung der deutschen evangeli-

schen Kirchen 

 

Durch seine wirkungsreiche und sich tief in die Probleme einlassende Arbeit in der Zeit nach 

der Revolution, besonders durch seine Initiative und Beharrlichkeit, mit der er mit der Grün-

dung des Volkskirchenbundes die Interessen der Kirche teilweise zum Thema breiter Bevöl-

kerungsbeteiligung gemacht hatte, war Titius in der ersten Nachkriegszeit eine gewichtige 
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Persönlichkeit des kirchlichen Lebens geworden. Sein Engagement für den Kirchentag und 

einen Neuanfang der Kirchen und sein Mut, auch unbequeme Wahrheiten zu sagen und - 

kirchlich verständlich - unkonventionelle Wege zu gehen, führten dazu, dass er einen Sitz im 

Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss erhielt. Somit war er bis in die Zeit des National-

sozialismus mit praktischen kirchenregimentlichen Fragen befasst. 

Nach der Verfassung der Kirchen war der DEKA im Inland für kirchenleitende Fragen, so-

weit die einzelnen Landeskirche solche Rechte abgetreten hatten, für die Vertretung der ge-

meinsamen evangelischen Interessen gegenüber dem Staat, aber auch im Ausland zuständig. 

Dadurch wuchs Titius in einen ganz neuen Bereich von Aufgaben hinein, nämlich kirchenre-

gimentliche Aufgaben, denen er sich mit großem Einsatz, Weitblick und Beharrlichkeit ge-

stellt hat. Dass man Titius in dieses so ganz anders eingestellte Gremium trotz seiner Nähe zur 

Republik hinein wählte und ihn darin nicht isolierte, hängt sicher mit seinem für die Kirche 

insgesamt sehr positivem Wirken in der Umbruchphase zusammen und unterstreicht die 

Wertschätzung, die man ihm als einem der wenigen trotz dieser Nähe entgegenbrachte. Als 

DEKA-Mitglied war er auch weiterhin auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag vertre-

ten. 

Neben seinen neuen Aufgaben im DEKA ist Titius nach dem Krieg auch dem Evange-

lisch-sozialen Kongress treu geblieben, er engagierte sich sogar in der Vorstandsarbeit. Auch 

im ESK hat Titius bis in die Zeit des Nationalsozialismus an exponierter Stelle mitgearbeitet. 

1921 war O. Baumgarten vom Vorsitz des ESK zurückgetreten. Ein Kollegium übernahm die 

Leitung, während der Posten des Vorsitzenden zunächst unbesetzt blieb. Am 19. Januar 1923 

wurde dann Johannes Herz Generalsekretär des ESK. Bald darauf wählte man Titius zum 

stellvertretenden Vorsitzenden.694 

Die Diskussion um die Nachfolge im Vorsitz des ESK wird erst im Jahr 1925 intensiv betrie-

ben. An der Nachfolgediskussion läßt sich die Nähe zwischen Evangelisch-sozialem Kongress 

und der Deutschen Demokratischen Partei ablesen. In der Diskussion waren die Namen von 

Baumgarten, Th. Heuss, dem württembergischen Staatspräsidenten J. von Hieber, Rade, dem 

badischen Staatspräsidenten Hellpach und Simons695, der von Deissmann696 vorgeschlagen 

                                                           
694 H. Gründer, Walter Simons, S. 79. Vgl. auch Hasko von Bassi, Otto Baumgarten, S. 236f. 
695 Walter Simons (1861 – 1937) studierte Rechtswissenschaften besonders bei Rudolf Sohm. Seine berufliche 
Karriere führte ihn in das Auswärtige Amt und 1918 in die Leitung der Reichskanzlei. Er war Generalkommissar 
der deutschen Delegation in Versailles, trat von diesem Amt aber zurück, weil er den Vertrag ablehnte. Im Kabi-
nett Fehrenbach war er fast ein Jahr lang Außenminister (Juni 1920 bis Mai 1921). Von 1922 an war er Reichs-
gerichtspräsident in Leipzig, trat von diesem Amt zurück, nachdem sich seiner Meinung nach die Regierung 
verfassungswidrig in ein schwebendes Verfahren eingemischt hatte. Nach dem Tod Eberts war er bis zur Verei-
digung Hindenburgs kommissarischer Reichspräsident. Im Vorfeld der Reichspräsidentenwahlen 1925 gab es 
verschiedene Überlegungen für seine Kandidatur. Er war Mitglied im Deutschen Evangelischen Kirchenaus-
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wurde. Alle diese Männer waren Mitglieder der DDP oder gehörten deren Leitungsgremien an 

oder waren gar Kandidaten der DDP für die Reichspräsidentenwahl, wie Hellpach und Si-

mons. Andere Vorschläge für die Präsidentschaft des ESK waren F. Mahling, Reichsminister 

H. Luther, der Kasseler Oberpräsident R. Schwander697 und der bisherige Generalsekretär des 

Kongresses J. Herz. Simons wurde dann tatsächlich am 3. Juni 1925 bei der Tagung des ESK 

in Halle zum Präsidenten des ESK gewählt.698 Es bestanden auf der anderen Seite aber auch 

durchaus Querverbindungen des ESK zur etablierten Kirche. Denn außer Titius waren auch 

Herz, Simons und Prälat Schöll im DEKA.699 

 

6.1. Die Bewegung für praktisches Christentum 

 

Im Juni 1919 wurde Titius als außerordentliches Mitglied des Deutschen Evangelischen Kir-

chenausschusses vorgeschlagen. Auf dem im September 1919 in Dresden stattfindenden 

Deutschen Evangelischen Kirchentag wurde er dann in diesem Amt bestätigt. Die Reaktionen 

auf Titius’ Rede auf dem Kirchentag in Dresden machten deutlich, dass der deutsche Protes-

tantismus in seiner überwiegenden Mehrheit dem Gedanken der Völkerversöhnung und des 

internationalen Engagements äußerst skeptisch bis feindlich gegenüberstand. Das Ideal der 

Völkerverbrüderung war seit Kriegsbeginn weithin zu Grabe getragen und wurde als wirk-

lichkeitsfremde Phantastik diskreditiert700, ein Meinungsumschwung war nicht abzusehen. 

Andererseits stellte gerade die europäische Politik mit ihren nationalen Exzessen während des 

Krieges und in der Zeit danach radikal wie nie zuvor die Frage nach einer europäischen Ge-

                                                                                                                                                                                     
schuss und ab 1925 zehn Jahre lang Präsident des ESK. Er gehörte Zur deutschen Delegation der Stockholmer 
Konferenz. Er ist Großvater von Wolfgang Huber. 
696 Adolf Deissmann (1866 – 1937) studierte in Tübingen, Berlin, Herborn und Marburg. Ab 1892 Repetent und 
Privatdozent in Marburg. 1895 wurde er Dozent am Theologischen Seminar in Herborn. 1897 nahm er einen Ruf 
nach Heidelberg an. In Berlin lehrte er ab 1908. Er befasste sich mit Papyrusfunden und nahm persönlich an 
Ausgrabungen in Ephesus teil. Sein Interesse galt auch der Ökumene. So nahm er an dem Treffen in Stockholm 
1925 und in Lausanne 1927 teil und wurde 1929 Mitglied des ökumenischen Rates für Praktisches Christentum. 
Vgl. BBKL, Bd. 1, 1990, Sp. 1248 – 1249. 
697 Rudolf Schwander (1868 – 1950) studierte in Straßburg von 1897 bis 1901 Rechts und Staatswissenschaften 
und trat dann in den Dienst der Stadt Straßburg. Er setzte bahnbrechende Sozialreformen durch, das sog. Straß-
burger System. 1906 wurde er Bürgermeister von Straßburg, im Oktober 1918 kaiserlicher Statthalter im Reichs-
land Elsaß-Lothringen. Von 1919 bis 1930 war er Oberpräsident der Provinz Hessen-Nassau. 
698 Vgl. zur Diskussion um die Nachfolge Baumgartens: H. Gründer, Walter Simons, S. 79f. und Hasko von 
Bassi, Otto Baumgarten, S. 236f. 
699 H. Gründer, Walter Simons, die Ökumene und der Evangelisch-Soziale Kongress. Ein Beitrag zur Geschichte 
des politischen Protestantismus im 20. Jahrhundert, Soest 1974, S. 88. Zu Schöll vgl. auch: Dahm, Pfarrer und 
Politik, S. 151f. 
700 J. Schneider, Kirchliche Zeitlage 1915 / 1916, Kirchliches Jahrbuch, 43. Jg., 1916, S. 27. Vgl.: W. Weiße, 
Praktisches Christentum und Reich Gottes. Die ökumenische Bewegung Life and Work 1919 - 1937, Göttingen 
1991, S. 92ff. Söderbloms Einladung an Dryander zu einer internationalen Kirchenkonferenz vom November 
1917 für den folgenden Dezember, die dieser an den EOK-Präsidenten und Vorsitzenden des DEKA Voigts 
weiterleitete, wurde von diesem freundlich, aber entschieden abgelehnt. Voigts befürchtete Verleumdungen und 
Majorisierungen durch andere Delegationen. (ebd., 98f.).  
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meinsamkeit, die aus den Aufsplitterungen und Feindschaften herausführen und eine neue 

Basis für eine friedliche Zukunft bieten könnte. So entstand unter Christen, die den Druck 

dieser Verantwortung bewusst annahmen, der Wille, „aus der Isolierung der einzelnen natio-

nalen und konfessionellen Christentümer sich zusammenzufinden, den gemeinsamen Glau-

bensgrund neu zu entdecken und die christliche Botschaft in gemeinsame Worte und Taten 

umzusetzen.“ Damit stand aber auch ein Glaubens- und Kirchenverständnis zur Disposition, 

„das sich in konfessionellen und nationalen Grenzen abkapselte. Die weltweite, grenzüber-

schreitende Dimension des christlichen Glaubens ist darum gerade im Zeitalter des brutalen 

Nationalismus und der Monopolansprüche politischer Heilslehren neu entdeckt worden.“701  

Bezeichnenderweise unterstützen während des Krieges einige einzelne Politiker, aber keine 

Kirchenführer aus Deutschland und England, die Aktivitäten der nordischen Bischöfe für eine 

internationale christliche Konferenz. In Deutschland gibt es daher nach dem Krieg eine Kon-

vergenz der Interessen zwischen Vertretern des deutschen Zweiges des Weltbundes für 

Freundschaftsarbeit der Kirchen und einigen Denkern und Politikern im Auswärtigen Amt, 

das die deutsche Isolation in der Politik aufweichen wollte - gegen die im DEKA repräsentier-

te verfasste Kirche.702 Die ökumenische Idee, allein der Gedanke an ein Treffen der Vertreter 

der Christenheit aus verschiedenen europäischen Ländern, war darum nach dem Krieg zu-

nächst nicht nur für die Vertreter der deutschen Kirchen undenkbar.703 

 

 

6.1.1. Belastete Anfänge 

 

Die Verhandlungen über die Waffenstillstands- und Friedensbedingungen, die schließlich 

zum Versailler Vertrag führten, haben die Position derer, die sich vorsichtig dem internationa-

len Christentum öffnen wollten, keineswegs erleichtert. Der Verlust von deutschen Gebieten 

und damit auch protestantischen Christen, die Gefährdung der deutschen Missionsarbeit durch 

den so genannten Missionsparagraphen des Versailler Vertrages (Art. 438) und die Ausfüh-

rungen des Vertrags und der Mantelnote zum Vertrag über die deutsche Alleinschuld am 

Kriege haben in den deutschen Kirchen zunächst jeden Gedanken an eine Beteiligung an in-

                                                           
701 A. Lindt, Das Zeitalter des Totalitarismus, S. 255. 
702 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 114f. 
703 Andere ökumenische Aktivitäten während des Krieges waren vor allem der Aufruf Söderbloms von 1914, 
dessen Einladung zu einer Friedenskonferenz 1917, die zu einem Treffen der Vertreter neutraler Staaten führte, 
und die für 1918 von nordischen Bischöfen zweimal in Aussicht genommene, aber letztlich gescheiterte Konfe-
renz. Weiter gab es Aktivitäten durch den "British Council for promoting an international Christian meeting" ab 
1917, den britischen Zweig des Weltbundes und durch Teile der ungarischen Kirche und der Schweiz. Daneben 
gab es Aktivitäten des Federal Council in den USA. Vgl.: Ebd., S. 47-74. 
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ternationalen Konferenzen der Christenheit schwer belastet. Anderseits konnte man sich kaum 

auf Dauer diesen Treffen entziehen, wollte man sich der Einflussmöglichkeiten des deutschen 

Protestantismus nicht langfristig völlig begeben. 

Die ersten tastenden Schritte einer Öffnung für internationale Beziehungen der Christenheit 

kamen in dieser Zeit von Vertretern des deutschen Zweiges des Weltbundes für Freund-

schaftsarbeit der Kirchen.704 Es war das rastlose Bemühen und die fast immer optimistische 

Stimme Söderbloms705, die in diese verhärteten Fronten allmählich Bewegung brachte. In 

einem theoretischen Entwurf aus dem Jahr 1919, der zentral von dem Begriff Evangelische 

Katholizität beherrscht war, benennt er als „nächste universelle Aufgabe der Kirche“706 den 

Gedanken der Verchristlichung des Völkerbundes. „Der Bund der Völker muß Religion wer-

den. Der Völkerbund ist schon Religion.“707 

Er begründet dies mit der Verheißung des Weltfriedens durch Recht und Gerechtigkeit. Dies 

sei eine Hoffnung, auf die sich auch jene stützen, „die nie oder selten in eine Kirche ge-

hen.“708 Zu den wenigen Stimmen, die ein übernationales Engagement befürworteten, gehörte 

in Deutschland auch Titius. In seiner Schrift „Über den Zusammenschluß der deutschen evan-

gelischen Landeskirchen“ gibt er der Überzeugung Ausdruck, dass „die protestantische Chris-

tenheit ihre Mitschuld am Kriege nur dadurch abtragen können (wird), daß sie für alle auf den 

Weltfrieden abzielenden Bestrebungen in den einzelnen Ländern einen günstigeren Boden 

und einen stärkeren Widerhall schafft.“709 Schon mit dieser sehr zurückhaltenden Äußerung 

                                                           
704 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 111. 
705 Nathan Söderblom (1866 – 1931) studierte Theologie in Uppsala und engagierte sich schon als Student für 
den internationalen Austausch der christlichen Studentenschaft. 1893 wurde er durch Bischof Billing ordiniert. 
1894 wurde er Pfarrer der schwedischen Gemeinde in Paris. Neben dem Pfarramt studierte er an der Sorbonne 
und promovierte 1901 zum Dr. theol. Er wurde 1901 zum Professor für theologische Vorbegriffe und Enzyklo-
pädie an der Universität Uppsala berufen, 1912 erfolgte eine weitere Berufung zum Professor für Religionsge-
schichte in Leipzig. Im Mai 1914 wurde er neben Bischof Billing und Bischof Lövgren auf die Vorschlagsliste 
zur Wahl des Erzbischofs von Uppsala, des Primas der schwedischen Kirche, gesetzt und gewählt. Schon wäh-
rend des Kriegs bemühte er sich um die Durchführung ökumenischer Konferenzen, die aber bis auf eine „neutra-
le“ Konferenz in Uppsala 1917 nicht zustande kamen. Im August 1925 kam endlich die Weltkonferenz für Prak-
tisches Christentum in Stockholm unter Söderbloms Vorsitz zu ihrer bahnbrechenden Sitzung zusammen. Auch 
in der Bewegung für Glaube und Kirchenverfassung war er stark vertreten und trieb die Dinge voran. Vgl. 
BBKL, Bd. X, Sp. 729 – 741. 
706 N. Söderblom, Die Aufgabe der Kirche: Internationale Freundschaft durch evangelische Katholizität, in: Die 
Eiche, Vierteljahrsschrift für Freundschaftsarbeit der Kirchen. Ein Organ für soziale und internationale Ethik, 7. 
Jg., 1919, S. 129-136, Zit. S. 132. Das Begriffspaar „Evangelische Katholizität", das vor der Lausanner Konfe-
renz in der deutschen evangelischen Theologie (angeregt durch Erzbischof N. Söderblom) zur Diskussion ge-
stellt worden war, galt als so umstritten, dass es weder bei den Beratungen in Lausanne noch in den Gesprächen 
der folgenden Jahre in der Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung erwähnt wurde. (R. Frieling, Die Be-
wegung für Glauben und Kirchenverfassung 1920 - 1937 unter besonderer Berücksichtigung des Beitrages der 
deutschen evangelischen Theologie und der evangelischen Kirchen in Deutschland, Göttingen 1970, S. 266.) 
707 Zu Söderbloms Gedanken siehe: Nehring, Jutta; Evangelische Kirche und Völkerbund, S. 165 – 171. 
708 N. Söderblom, Die Aufgabe der Kirche, S. 132 
709 A. Titius, Zusammenschluß der deutschen evangelischen Landeskirchen, S. 217. 
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fällt Titius durchaus aus dem Rahmen der sonst üblichen Meinungsäußerungen. Er reiht sich 

ein in die kleine Gruppe von Deissmann, Rade, Baumgarten und Siegmund-Schultze.710 

Ein erster ökumenischer Kontakt nach dem Krieg war das Treffen des internationalen Komi-

tees des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen vom 1. - 3. Oktober 1919 in Oud 

Wassenaer bei Den Haag, an der auch fünf deutsche Vertreter teilnahmen.711 Man verabschie-

dete eine Resolution, die den Wunsch nach einer von den Kirchen getragenen ökumenischen 

Konferenz ausdrückt.712 Dieser Gedanke wurde auf einer Sitzung im November 1919 weiter-

verfolgt und führte später zu einer Einladung zu einer Vorkonferenz nach Genf, die aber ent-

gegen der früheren Beschlusslage nicht an die deutschen Kirchen erging.713 Eine persönliche 

Einladung Söderbloms an den DEKA-Präsidenten Möller wenige Wochen vor dieser Prälimi-

narkonferenz wurde von diesem abgelehnt.714 

Für die ebenfalls in Genf im August 1920 stattfindende Konferenz für Glaube und Kirchen-

verfassung war es zu einer Einladung an die offizielle Außenvertretung der Deutschen Evan-

gelischen Kirchen gekommen. Auf der Sitzung des DEKA von 29.-31.1.1920 in Berlin liegt 

dem DEKA eine Einladung nach Genf zur Vorbereitung einer Conference of Faith and Order 

vor. Diese Einladung wurde jedoch nicht direkt an den DEKA gerichtet, sondern dem DEKA 

über den Schriftleiter des Deutschen Komitees für Freundschaftsarbeit der Kirchen Sieg-

mund-Schultze zugeleitet. Dieser Formfehler führte dazu, dass diese Einladung vom DEKA 

einmütig abgelehnt wurde. Diese Entscheidung wurde Siegmund-Schultze in einem Brief vom 

12.3.1920 mitgeteilt.715 Möller machte aber auch deutlich, dass er inhaltliche Gründe für diese 

Ablehnung hat, weil er es für unwahrhaftig halte, mit Blick auf die Unsumme von Unwahr-

haftigkeit und Verleumdung, mit der Vaterland und Kirche im Kriege überschüttet worden 

seien, mit Vertretern dieser Kirchen zu verhandeln.716 

Auf der nächsten Sitzung des DEKA vom 23.-25.6.1920 in Eisenach kam das Thema erneut 

zur Sprache. Siegmund-Schultze hatte inzwischen den Weg der Einladung über seine Person 

gerechtfertigt. Zugleich lag nun eine erneute, direkt an den DEKA gerichtete Einladung vor. 

Der DEKA-Vorsitzende Möller hält jedoch eine Meinungsänderung gegenüber der Einladung 

                                                           
710 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 108. 
711 Zum Weltbund für Freundschaftsarbeit der Kirchen siehe auch: Nehring, Jutta; Evangelische Kirche und 
Völkerbund, S. 171ff. 
712 ebd., S. 35. Vgl. auch den Bericht von F. Siegmund-Schultze, in: Die Eiche. Vierteljahrsschrift für Freund-
schaftsarbeit der Kirchen. Ein Organ für soziale und internationale Ethik, 7. Jg., Nr. 4, 1919, S. 238 – 251. 
713 W. Weiße Praktisches Christentum, S. 130 – 134 u. S. 143. 
714 ebd., S. 156, Anm. 159. 
715 EZA 1/A2/18, S. 316ff.; R. Frieling, Die Bewegung für Glaube und Kirchenverfassung, S. 34ff., vgl. auch: H. 
Sasse, Die Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung. Deutscher amtlicher Bericht über die Weltkir-
chenkonferenz zu Lausanne 3. - 21. August 1927, Berlin 1929, S. 41. 
716 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 156f. 
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für unangebracht717. Titius und Schreiber versuchen, dieser Auffassung zu widersprechen.718 

Bei seiner Ablehnung der Einladung im Januar sei die formale Frage entscheidend gewesen, 

so Titius, durch die neuerliche Einladung, nun formal korrekt, sei diese Frage aber erledigt. 

Titius sprach die Vermutung aus, dass die Ablehnung sicher vielen erwünscht sei, aber mit 

keiner einhelligen Billigung im evangelischen Deutschland rechnen könne. Ohne formal einen 

Antrag zu stellen, wünscht Titius, dass im Antwortschreiben des DEKA zum Ausdruck kom-

me, dass der DEKA das Evangelium als übernationale Größe ansehe. Das Evangelium sei 

Grundlage einer zukünftigen Verständigung unter den Völkern und der DEKA erkenne jene 

in den feindlichen Ländern an, die auf dieser Grundlage Verbindungen knüpfen wollen.719 

Die Absage des EOK wird Gardiner in einem Brief vom 10.7.1920 mitgeteilt und damit be-

gründet, dass angesichts der Lage des deutschen Volkes „eine Zusammenkunft mit Vertretern 

der Kirchengemeinden der feindlichen Länder für das evangelische Deutschland mit dem Ge-

bot christlicher Wahrhaftigkeit nicht vereinbar sein würde.“720 Der DEKA begründet seine 

Ablehnung hauptsächlich mit seiner Auffassung, dass Deutschland und die evangelischen 

Kirchen Deutschlands „seit Beginn des Krieges und während seines ganzen Verlaufs mit einer 

Überfülle unwahrer Vorwürfe und Verleumdungen verfolgt und überschüttet worden seien, 

ohne daß eine der christlichen Kirchen der feindlichen Staaten, der Wahrheit die Ehre gebend, 

dagegen aufgetreten sei.“721 Das war die Stimmung jenes Gremiums, in dem Titius Mitglied 

war. 

Auf der Präliminarkonferenz für Praktisches Christentum war W. A. Schreiber als deutscher 

Vertreter anwesend und erläuterte den offiziellen deutschen Standpunkt, indem er lange 

Passagen des Möller-Briefes verlas.722 Möllers Antwortbrief, aber auch Schreibers Verhalten 

auf der Konferenz unterstreichen an dieser Stelle noch einmal, wie stark Titius’ Position in 

der Frage der Versöhnungsbereitschaft von dem offiziellen und dem durchschnittlichen 

Standpunkt in deutschen Protestantismus abwich. Denn Schreiber war immerhin Vorstands-

mitglied im Weltbund für Freundschaftsarbeit der Kirchen, einer treibenden Kraft in der ange-

strebten Zusammenarbeit mit Kirchen anderer Länder. Titius war beigeordnetes Mitglied des 

                                                           
717 EZA 1 /A2/ 18, S. 459ff. 
718 R. Frieling, Die Bewegung für Glaube und Kirchenverfassung, S. 36. 
719 EZA 1 /A2/ 18, S. 460ff. 
720 H. Sasse, Die Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung, S. 41f., vgl. auch: R. Frieling, Die Bewe-
gung für Glaube und Kirchenverfassung, S. 34ff. 
721 W. Zöllner, Die ökumenische Arbeit des Deutschen Evangelischen Kirchenausschusses und die Kriegsschuld-
frage. Darlegung und Dokumente, Berlin-Steglitz 1931, S. 9; vgl. auch: R. Gäde, Kirche-Christen-Krieg und 
Frieden, S. 70. 
722 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 157f. 
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Weltbund-Arbeitsausschusses.723 Während Titius in seiner Stellungnahme im DEKA das 

Evangelium als Grundlage einer zukünftigen Verständigung unter den Völkern auffasst und 

vom DEKA erwartete, dass diejenigen, die auf dieser Grundlage eine Zusammenarbeit anstre-

ben, anerkannt werden, hält der Brief Möllers Gottes „Stunde für einen einheitlicheren Zu-

sammenschluß der gesamten Christenheit“724 für noch nicht gekommen. 

 

 

6.1.2. Erste Schritte 

 

Die sehr zögerliche deutsche Haltung gegenüber ökumenischen Treffen und Aktivitäten725 

wich erst sehr allmählich einer vorsichtigen Annäherung an andere Kirchen. Dazu hatte zum 

einen Erzbischof Söderbloms Engagement, aber auch der Verlauf einer Konferenz in Kopen-

hagen, die durch den schweizerischen Kirchenbund einberufen worden war, beigetragen. Die 

deutschen Teilnehmer Kappler, Schöll, Deißmann und Schreiber konnten auf der DE-

KA-Sitzung vom 16.- 18.11.1922 in Berlin von dem Beschluss einer allgemeinen Hilfsaktion 

für die Not leidenden protestantischen Kirchen berichten.726 

Auf der gleichen Sitzung berichtete Kapler von der Universal Conference of the Churches of 

Christ of Life and Work vom 12. - 15.8.1922 in Hälsingborg. Auf dieser Konferenz wurde 

eine allgemeine Konferenz in Stockholm für 1925 und eine Tagung des Exekutiv-Komitees in 

Wittenberg für den 17. April 1923 beschlossen. Der Präsident des DEKA wurde einer der vier 

Stellvertreter des Bischofs Söderblom. Auch eine am 8.10.1922 eingegangene Bitte um För-

derung ihrer Ziele der Worldconference on Faith and Order wurde nun positiv aufgenommen 

und Unterstützung zugesagt. 

Am folgenden Tag, am 17.11.1922 wurde Titius mit 45 anderen Repräsentanten des deut-

schen Protestantismus in das weitere Organisationskomitee der allgemeinen Konferenz für 

praktisches Christentum gewählt. Man begann sich allmählich in den ökumenischen Aktivitä-

ten einzurichten. Der Einmarsch der Französischen Truppen in Deutschland 1923 ließ eine 

Konferenz in Wittenberg allerdings nicht geraten erscheinen. Trotzdem gehen die Vorberei-

tungen für die Konferenz in Stockholm auch in Deutschland weiter. Letzte Vorbereitungen 

wurden dann auf der Konferenz in Birmingham 1924 getroffen. 

                                                           
723 E. Bethge, Dietrich Bonhoeffer. Theologe – Christ – Zeitgenosse. Eine Biographie, 9. Aufl., Gütersloh 2005, 
S. 233.  
724 Die Eiche, 1921, S. 123ff, zit. nach: R. Gäde, Kirche. Christen-Krieg und Frieden, S. 70. 
725 Vgl. die entsprechenden Passagen bei: W. Weiße, Praktisches Christentum. 2f. ebd., S. 181. 
726 EZA 1 /A2/ 19, S. 18ff. Zum folgenden vgl. ebd. 
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Als die Vorbereitungen dieser Konferenz immer konkretere Formen annehmen, gehörte Titius 

von Anfang an zu den Teilnehmern. In einem Brief vom 26.1.1925 von Präsident Möller an 

die Evangelischen Kirchenregierungen und die DEKA-Mitglieder ist in Anlage 3 die Liste der 

vorgeschlagenen Teilnehmer an der Konferenz in Stockholm beigelegt. Titius wird als Nr. 1 

der zu wählenden Abgeordneten genannt.727 Natürlich gab es auch Kritik an der Zusammen-

setzung der deutschen Delegation für Stockholm, wenn etwa F. Heiler728 bekennt, dass er mit 

Sorge nach Stockholm ging: „Das schlimmste Omen war für mich die Tatsache, daß der deut-

sche Kirchenausschuß den Herausgeber der 'Allgemeinen Evangelisch-Lutherischen Kirchen-

zeitung‘, der seit Monaten das Werk der Konferenz sabotiert hatte, offiziell delegierte, wäh-

rend er den Herausgeber der 'Christlichen Welt', der seit Jahrzehnten dem christlichen Ver-

söhnungswerke gedient hat, überging.“729 Nach einer Unterredung zwischen Oberkonsistorial-

rat Scholz, Kaplers Stellvertreter im DEKA, und dem Referenten Heilbron aus dem Auswär-

tigen Amt, war auch der Kurs im DEKA klar. Man entschied sich für eine Teilnahme, wenn 

es auch etliche Bedenken wegen der noch immer nicht beendeten Räumung des Ruhrgebietes 

und wegen der Kriegsschuldfrage gab.730 Theologische Argumente spielen dabei weder für, 

noch gegen die Teilnahme eine Rolle, sondern lediglich kirchenpolitische oder staatspoliti-

sche Argumente. 

 

 

6.1.3. Titius’ inhaltliche Vorarbeiten für die Konferenz in Stockholm - der Deutsche 

Evangelische Kirchentag zu Bethel 1924 und der Evangelisch-soziale Kongress 

in Halle 1925 

 

Thematisch bereitete der DEKA Unterpunkte zu allen Konferenzthemen vor, mit besonderem 

Schwergewicht beim dritten und fünften Hauptgegenstand, nämlich zu den Fragen „Die Kir-

che und die sozialen und moralischen Probleme“ und „Die Kirche und die christliche Erzie-

hung.“ Allerdings betrieb der DEKA seine inhaltliche Vorbereitung auf die Tagungsthemen 

der Konferenz, man möchte fast sagen, unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Die Vorbereitun-

gen wurden nicht in Komitees oder Arbeitsgruppen erarbeitet. Der DEKA schien vielmehr 

                                                           
727 EZA 1 /A2/ 19, S. 18ff. 
728 Friedrich Heiler (1892 – 1967) Theologe und Religionswissenschaftler katholischen Glaubens, wurde 1918 
Professor für Religionsgeschichte an der Universität München. Rudolf Otto setzte sich dafür ein, Heiler auf ein 
Extraordinariat für Religionsgeschichte und Religionsphilosophie an die Theologische Fakultät nach Marburg zu 
holen, wo er ab 1922 lehrte. Wegen seines Widerstandes gegen den Ariesparagraph wurde er strafversetzt, 1945 
durfte er wieder lehren. Vgl. BBKL. Bd. II, Sp. 660 – 661. 
729 F. Heiler, in CW, Nr. 40/41 u. 42/43, 1925, zit. nach: J. Rathje, Die Welt des freien Protestantismus, Stuttgart 
195.22, S. 341f. 
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ängstlich darauf bedacht, alle Vorbereitungen in der Hand zu behalten und keine anderen Ein-

flüsse zuzulassen. Obwohl es außerhalb des DEKA etliche Personen und Organisationen gab, 

die kompetente Mitarbeiter gewesen wären, blieb man unter sich und delegierte Themen le-

diglich an selbst ausgewählte Experten. 

Titius bereitete die Themen „Das Haus“ und „Die Beziehung der Geschlechter“ vor, letztes 

Thema zusammen mit Oberin von Tiling731. Die Arbeiten der Verfasser wurden nach einem 

Beschluss des DEKA als persönliche Berichte der jeweiligen Berater deklariert.732  

Der Kirchentag in Bethel-Bielefeld im Jahr 1924 hatte die soziale Thematik als Hauptgegen-

stand. Es war der erste verfassungsmäßige Kirchentag, nachdem der Kirchenbundesvertrag, 

der auf dem Kirchentag in Stuttgart 1921 beschlossen worden war733, am 25.5.1922 in Wit-

tenberg feierlich unterschrieben worden war. Wichtigstes Ergebnis des Kirchentages war eine 

vom vom Sozialen Ausschuss, dem auch Titius angehörte, soziale Kundgebung, mit der man 

auf die zum Teil dramatischen sozialen Folgen des Krieges reagierte734. In dieser Kundgebung 

wurde darauf hingewiesen, dass soziale Forderungen zur sozialen Gerechtigkeit nur zu einer 

wirtschaftlichen Ordnung führen können, die beachtet, „daß der Mensch unendlich wichtiger 

ist, als alle Sachwerte“. Die Kundgebung wird im Allgemeinen von allen kirchlichen Lagern 

begrüßt. Kritik findet sie aus dem Lager der Religiösen Sozialisten mit ihrem Führer E. 

Fuchs735. Seiner Auffassung nach kam diese Kundgebung 20 Jahre zu spät.736  

                                                                                                                                                                                     
730 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 241. 
731 Zu Magdalene von Tiling vgl.: Gury Schneider-Ludorff, Christlich Politik oder christliche Partei? Die sozial-
konservative Magdalene von Tiling in der Weimarer Republik, in: T. Jähnichen, N. Friedrich (Hg.), Protestan-
tismus und soziale Frage: Profile in der Weimarer Republik, Bochumer Forum zur Geschichte des sozialen Pro-
testantismus, Bd. 1, Münster 2000, S. 202 – 216 und Ders., Positionen und Handlungsspielräume von Frauen des 
konservativen Protestantismus in der Weimarer Republik am Beispiel Magdalene von Tilings, in Gause, Heller, 
Kaiser (Hg.), Starke fromme Frauen? Eine Zwischenbilanz konfessioneller Frauenforschung heute, Hofgeismar 
2000. Ders., Magdalene von Tiling. Ordnungstheologie und Geschlechterbeziehungen, Göttingen 2001, bes. S. 
146ff. 
732 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 211f. und 250 – 253. 
733 Zu Titius’ Engagement für eine Stärkung der synodalen Seite und eine Beteiligung der Laien siehe D. Bor-
muth, Die Deutschen Evangelischen Kirchentage, S. 161-163, 166 
734 D. Bormuth, Die Deutschen Evangelischen Kirchentage, S. 208. Titius nahm mit anderen die letzte redaktio-
nelle Bearbeitung vor.  
735 Emil Fuchs (1874 – 1971) kam aus einer Pfarrerfamilie der lutherisch-orthodoxen Richtung. Während seines 
Studiums in Gießen in den Jahren 1894 – 1898 kam er zu einem neuen Glaubensverständnis und zu einem Got-
tesbild, das die Gemeinsamkeiten der Konfessionen betonte. Fuchs leistete seinen Militärdienst gern ab, entwick-
lete sich nach dem 1. Weltkrieg allerdings immer mehr zum Pazifisten. Er war Gemeindepfarrer bis 1931 u. a. in 
Rüsselsheim und Eisenach, wo er 1921 den Arbeitskreis „Religiöser Sozialisten“ gründete. Im gleichen Jahr trat 
er der SPD bei. An der pädagogischen Akademie in Kiel war er ab 1930 Professor für Religionswissenschaft bis 
zu seiner Entlassung 1933. Er wurde aus dem Verband der Hochschuldozenten ausgeschlossen und wegen an-
geblicher Beleidigung der Reichsregierung zu einem Monat Gefängnis verurteilt, danach von der Gestapo über-
wacht. Im gleichen Jahr wird er Mitglied der Quäker. Nach dem 2. Weltkrieg war er einige Jahre in Pendle Hill, 
einem Studienzentrum der Quäker in den USA, wo er bis 1949 lehrte. Dann erlangte er eine Professur für syste-
matische Theologie und Religionssoziologie in Leipzig, die er bis 1958 ausfüllte. In der DDR setzte er sich dafür 
ein, dass neben dem Dienst mit der Waffe auch der Dienst als Bausoldat anerkannt wurde. 1961 leitete er eine 
Delegation christlicher Bürger, kirchlicher Würdenträger und Theologen, die mit Walter Ulbricht über die Stel-
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Titius Vortrag „Evangelisches Ehe- und Familienleben und seine Bedeutung in der Gegen-

wart“ auf dem Kirchentag in Bethel - Bielefeld kann als Vorarbeit für die Stockholmer Ta-

gung gewertet werden.737 Wir besprechen ihn daher an dieser Stelle. 

In seinem Vortrag betonte Titius, dass nach der Verfassung des deutschen Evangelischen Kir-

chenbundes die Festigung zwischen dem Volkstum und der Kirche eine vordringliche Aufga-

be sei. Da sich die Gedanken des kleinen Mannes vorwiegend um Arbeit und Familie drehten, 

müssten diese Fragen im Mittelpunkt des Kirchentages stehen. Das Familien- und Eheleben 

bilde ein Erfolg versprechendes Betätigungsfeld für die kirchliche Arbeit, da sich nirgends 

Natur und Gnade so eng durchdringen. Die Ehe und Familie sei aber durch Verelendung der 

Massen, durch steigende Scheidungsraten und abnehmende Geburtenziffern gefährdet. Der 

radikale Sozialismus und der radikale Individualismus hätten an der Destruierung der Ehe 

nach Titius jahrzehntelang mitgewirkt. 

Die Ehe sei aber trotz aller Fehler, an denen sie im Alltag leide, im Volksganzen und in der 

Menschheit die idealste Ordnung, aus ihren lebendigen Bausteinen „erneuert sich der Orga-

nismus des Staates wie der Kirche.“ Die Ehe könne nicht in einem Privatvertrag gefasst wer-

den, denn sie gelte als eine Ordnung, die in den letzten Grund hineinreiche und von allen 

Völkern religiös geweiht sei. Die Forderungen der Frauenbewegung, die Unerträglichkeiten 

der Ehe zu mildern und die eheherrliche Gewalt des Patriarchats aufzuheben, erkannte Titius 

durchaus an und erinnerte die Kirche daran, dass sie keinen Beruf habe, „für Mannesrecht 

gegen Frauenrecht zu streiten.“738 

Titius hielt an der Unauflöslichkeit der Ehe als Grundsatz fest. Trotzdem beharrte er auf der 

gegenwärtigen Ehescheidungsordnung, weshalb eine Reform am Schuldprinzip festhalten 

müsse. Als dunkle Punkte bezeichnete Titius die verbreitete Ehelosigkeit, die gewerbliche 

Prostitution und den vorehelichen Geschlechtsverkehr. Die kirchliche Praxis sollte nach Titius 

aber zur Verurteilung nicht noch die Verzweiflung hinzufügen, sondern den Schaden begren-

zen und zur Heilung beitragen. Titius sprach sich gegen Empfängnisverhütung aus. Durch 

Empfängnisverhütung werde die Ehe zu einer Quelle der „Unkeuschheit“ und „Geilheit“. Die 

Verantwortung gegenüber dem Vaterland und den vergangenen Generationen verbiete dies. 

„Wer sich selbst des Segens beraubt, den Gott ihm schenken will, der wird mit Recht im Alter 

                                                                                                                                                                                     
lung der Christen in der DDR-Gesellschaft sprach. Er erhielt in der DDR zahlreiche Auszeichnungen. Vgl. 
BBKL, Bd. XX, 2002, Sp. 551 – 598. 
736 J. Rathje, Die Welt des freien Protestantismus, Stuttgart 1952, S. 324f. 
737 Vgl. auch: W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 184, Anm. 274.  und S. 252, Anm. 72. A. Titius, Evangeli-
sches Ehe- und Familienleben und seine Bedeutung in der Gegenwart" in: Deutscher Evangelischer Kirchenaus-
schuss (Hrsg.), Verhandlungen des ersten Deutschen Evangelischen Kirchentages 1924 in Bethel-Bielefeld, 
Berlin o. J., S. 85-103. Vgl. dazu auch D. Bormuth, Die Deutschen Evangelischen Kirchentage, S. 218f. 
738 A. Titius, Evangelisches Ehe- und Familienleben, S. 6 u. 90. 
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vereinsamt dastehen; er schließt selbst seine Nachkommen von der Teilnahme an der Zukunft 

aus. Die aber, die in vertrauendem Gottesglauben und im Gehorsam gegen die Gottesordnung 

leben, werden in ihren Kindern leben, das Land ererben und, will's Gott, den stolzen Neubau 

unseres Vaterlandes aufführen.“739 

Viele soziale Probleme stünden nach Titius in direktem Zusammenhang mit der gegenwärti-

gen Wohnungsnot. Titius sah einen Zusammenhang mit der großen Zahl der Abtreibungen, 

aber auch mit der großen Zahl von an Rachitis und Tuberkulose erkrankten Menschen. Den 

Niedergang der Sitten verband Titius ebenfalls mit der Wohnungsnot, die keine Abgeschie-

denheit zulasse. Unter solchen Umständen könne sich auch keine Frömmigkeit entwickeln. 

Die Kirche solle sich darum für das Gelingen einer großen Heimsstättenbewegung einset-

zen.740 

Das höchste sittlich-religiöse Ziel der Ehe, die Aufzucht der Kinder in der Furcht Gottes und 

zu Gottes Dienst und Ehre, könne am Besten durch die eigenen Eltern gelingen. Ausschlagge-

bend sei dabei nicht unbedingt die bewusste Erziehung, sondern das Vorbild der Eltern, denen 

die Kinder die evangelische Lebensweise abspüren. So könne das christliche Haus einen 

freien Gehorsam hervorbringen, der aus ehrfürchtigem Vertrauen erwachse, und nicht aus 

Furcht erzwungen oder durch Belehrung hervorgelockt werde. Denn an den Eltern erspürten 

nach Titius die Kinder, dass auch sie nicht nach Willkür leben, sondern einem Höheren Ge-

horsam erweisen. So kam Titius zu der Auffassung, dass die Aufbietung aller Kräfte zur Auf-

rechterhaltung des evangelischen Hauses und der evangelischen Ordnung und Sitte von Ehe 

und Familie dazu führe, „daß am deutschen evangelischen Hause auch das deutsche Volk neu 

gesunden wird!“741  

Man muss sich deutlich vor Augen halten, dass Titius mit seinen Vortrag zu Ehe und Fami-

lienleben Probleme aufgriff, die in der Kirche von links bis rechts als drängend empfunden 

wurden. Dabei vertrat er keineswegs extreme Positionen, auch wenn dies aus heutiger Sicht so 

erscheinen mag, sondern einen allgemeinen Konsens, der durchaus über Deutschland hinaus 

für die westlichen christlichen Nationen üblich war. Bemerkenswert ist nun allerdings, dass er 

                                                           
739 ebd., S. 97. 
740 1926 wurde unter der Leitung des Centralausschusses der Inneren Mission tatsächlich zur Behebung der 
Wohnungsnot und zur Unterstützung von Siedlungsprojekten eine Siedlungsgesellschaft "Devaheim" gegründet. 
Als die Zinsbelastung für die Gesellschaft immer höher wird, gründet man zusätzlich eine Sparergenossenschaft 
"Deuzag", um von den hohen Kreditzinsen herunterzukommen. Im Juli 1931 scheitert der Sanierungsplan für 
Siedlungsgesellschaft und Sparergenossenschaft "Deuzag" endgültig, auch, weil der Centralausschuss seine 
finanziellen Zusagen nicht halten konnte und seine eigenen finanziellen Fundamente ins Wanken gerieten. De-
vaheim und Deuzag meldeten Konkurs an, 15 000 Sparer sahen ihre Einlagen verschwinden, die Staatsanwalt-
schaft ermittelte. O. Dibelius setzte sich schließlich für eine Entschädigung der Sparer ein und gründete eine 
Notgemeinschaft der Inneren Mission e.V., um die Entschädigungen der Sparer zu zentralisieren und die Innere 
Mission zu unterstützen, die allein die Entschädigung unmöglich aufbringen konnte. Vgl. dazu: R. Stupperich, 
Otto Dibelius. Ein evangelischer Bischof im Umbruch der Zeiten, Göttingen 1989, S. 192-197. 
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in diesem fast allgemeingültigen Rahmen dann doch wieder auffällig fortschrittlich denkt, 

wenn er zum Beispiel für die Forderungen der Frauenbewegung gegen das Patriarchat Ver-

ständnis zeigt. 

Dass die evangelische Kirche anlässlich des Kirchentages in Bethel-Bielefeld im Jahre 1924 

eine soziale Kundgebung beschlossen hatte, war für Titius beim Evangelisch-sozialen Kon-

gress in Halle ein Grund besonderer Freude. In seiner Eröffnungsansprache zum 32. Evange-

lisch-sozialen Kongress nahm er Bezug auf diesen Beschluss des Deutschen Evangelischen 

Kirchentags in Bethel-Bielefeld. Titius sieht in der verabschiedeten sozialen Kundgebung 

zum ersten Mal das Anliegen des Evangelisch-sozialen Kongresses zum Anliegen der ganzen 

evangelischen Kirche werden. Hier habe die evangelische Kirche zum ersten Mal ein evange-

lisch-soziales Programm beschlossen.742 Titius zeigt sich so mit den Tendenzen der sozialen 

Kundgebung zu Fragen der Familie und Sittlichkeit einverstanden. Zugleich ermahnte er die 

Versammelten in der Eröffnungsansprache, die Begriffe evangelisch und sozial in der be-

währten Interpretation des Kongresses zu deuten. 

Evangelisch wollte Titius danach nicht im konfessionellen Sinne verstanden wissen, sondern 

der Begriff sollte das grundsätzliche Interesse an der Religion neben den sittlichen und ethi-

schen Fragen ausdrücken. Sozial bedeute den Vorrang der Industriearbeiterfrage, aber ohne 

die Enge der allein politischen Betrachtung und jenseits aller Parteipolitik. Die gegenwärtige 

Situation sah Titius einerseits durch einen tiefen Riss im Volk gekennzeichnet, der so nicht 

bleiben dürfe, andererseits durch eine erstarkte Arbeiterbewegung, aber auch eine innere Soli-

darität zwischen Arbeitgebern und Arbeitern, die vom Ausland auferlegten Lasten zu tra-

gen.743 

Ähnliche grundsätzliche Ausführungen über die Geschichte des Evangelisch-sozialen Kon-

gresses bot Titius im Sonderheft der Zeitschrift Evangelisch-Sozial zur Weltkonferenz für 

praktisches Christentum in Stockholm. Hier ging Titius zusätzlich auf die Vorgeschichte des 

Kongresses ein, indem er die europäischen, besonders die englischen Vordenker erwähnte, 

um schließlich über Wichern und Stöcker zur Gründung des Kongresses vorzustoßen. Die 

Aufgabe der Kirche bestimmte Titius gemäß der Weisung ihres Herrn als öffentliches Gewis-

sen ihres Volkes und als diejenige, die alle Christen zur Bekämpfung der Missstände und der 

Not aufzurufen habe. 

 

 

                                                                                                                                                                                     
741 A. Titius, Evangelisches Ehe- und Familienleben, S. 10-11. 
742 Verhandlungen das 32. Evangelisch-sozialen Kongresses vom 4. Juni 1925 in Halle, Göttingen 1925, 
743 Verhandlungen des 32. Evangelisch-sozialen Kongresses, S. 21. 
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6.1.4. Die Stockholmer Konferenz 

 

6.1.4.1. Titius’ thematischer Beitrag in Stockholm 

 

Auf der Konferenz in Stockholm redete Titius tatsächlich nur zu dem Thema „Erziehung zur 

brüderlichen Gesinnung im eigenen Volke“ als Unterpunkt des fünften Hauptgegenstandes 

„Die Kirche und die christliche Erziehung“. Titius umriss die Situation, in der christliche Er-

ziehung ansetzen soll, mit knappen Worten. Als extremer Gegenpol zum christlichen Ideal 

müsse das Phänomen der „moral insanity“ angesehen werden, die eine normale Reaktionsfä-

higkeit auf die menschliche Gesellschaft nicht zulasse. Die normale Reaktionsfähigkeit er-

scheine als eine in der Regel in früher Jugend erworbene Fähigkeit, also als Ergebnis einer 

Erziehung. Bei Geschwistern finde sich eine instinktive Brüderlichkeit, die aber sorgsam ge-

pflegt werden müsse, um sich gegen den Trieb der Selbsterhaltung und gegen die Konkurrenz 

der Geschwister untereinander zu erhalten. Erziehung zur Verträglichkeit und zur Gewöhnung 

an Selbstbeschränkung sei auch hier dringend erforderlich. 

Von daher aus erweitert Titius den Blick auf die Gesellschaft und setzt dabei ungewöhnliche 

Akzente. Nach dem eben Dargestellten ergibt sich für Titius „gleiches Recht für alle“ als 

selbstverständliche Grundvoraussetzung zur Entwicklung einer brüderlichen Gesinnung der 

Volksgenossen untereinander. Es sei unmöglich, eine brüderliche Gemeinschaft zu erzielen, 

wenn „ein Rechtszustand herrscht, der die Verelendung einer Klasse des Volkes zur Folge hat 

oder doch zuläßt.“744 Fast noch schlimmer sei ein Zustand, in dem Klassenhochmut und Stan-

desdünkel herrschen. Diese Beschränktheit müsse dadurch verhindert werden, dass sich Ju-

gendliche aller Stände kennen und achten lernen, wie es sich in der deutschen Schulgesetzge-

bung ausdrücke. Der unvergleichliche Wert des Evangeliums für die Erziehung zur Bruder-

liebe liege darin, dass es jenseits aller natürlichen Unterschiede jeder Menschenseele einen 

ewigen Wert beimisst, jeden der unparteiischen, persönlichen Fürsorge Gottes unterstellt und 

jeden von Christus geliebt und erlöst sehen will. So werde die religiöse Bruderliebe zu einer 

wirksamen Lebensmacht. 

Dass Titius die Klassen- und Standesschranken so klar angreift und dabei auch noch die 

Schulgesetzgebung der Weimarer Republik als beispielhaft hinstellt, wird manchen Konserva-

tiven in der eigenen Delegation sicher verwirrt haben. Er greift aber auch gesellschaftliche 

Verhältnisse an, die es zulassen, dass Teile des Volkes verelenden. Er sieht in einem Wandel 

                                                           
744 A. Titius, Erziehung zur brüderlichen Gesinnung in eigenen Volke, in: A. Deißmann, Die Stockholmer Welt-
kirchenkonferenz. Vorgeschichte, Dienst und Arbeit der Weltkonferenz für Praktisches Christentum 19.-30. 
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solcher Strukturen auch eine Aufgabe der Kirche. Wichtig ist ihm, dass er das Evangelium als 

ein Erziehungsmittel ansieht, dass alle natürlichen Differenzen zwischen den Menschen trans-

zendiert.  

 

 

6.1.4.2. Konturen des sozialwissenschaftlichen Instituts in Stockholm 

 

Der Verlauf der Stockholmer Konferenz war aus Sicht der deutschen Delegation im Ganzen 

positiv.745 Die deutschen Delegationsmitglieder besetzten einige Posten, die für den weiteren 

Verlauf der ökumenischen Bestrebungen nicht unwichtig sind. Ein Ergebnis unter vielen an-

deren war die Absicht, ein Institut zu gründen, das sich ökonomischen und industriellen Prob-

lemen und den daraus resultierenden ethisch-religiösen Fragen widmen sollte. 

Der Vorschlag wurde in der europäischen Gruppe erarbeitet, zunächst durch den Franzosen 

Elie Gounelle und etwa zeitgleich damit von der schwedischen Kommission auf Anregung 

von Bischof Einar Billing746. Gounelle erläutert seine Vorstellung, ein „Internationales Institut 

des sozialen Christentums“ zu gründen. Es solle auf dem Grunde des Evangeliums die soziale, 

sittliche und seelische Situation der Arbeiter in ihrem gesellschaftliche Zusammenhang unter-

suchen und offenkundige Verletzungen des Sittengesetzes anprangern, praktische Reformvor-

schläge erarbeiten und zum Mittelpunkt aller Organisationen sozialen Christentums werden 

und deren Publikationen miteinander ins Gespräch bringen. Gounelle möchte dem Internatio-

nalen Büro der Arbeit im Völkerbund eine gleichwertige christliche Organisation an die Seite 

stellen.747 

Ähnlich schlug Billing vor, dass das geplante Institut sich zunächst der Forschungsarbeit 

widmen, dann aber auch der Beratung der Kirchen zur Verfügung stehen, schließlich auch im 

Dienste eines sozialethischen Unterrichts stehen solle. Wichtig sei der streng wissenschaftli-

                                                                                                                                                                                     
August 1925. Amtlicher Deutscher Bericht im Auftrage des Fortsetzungs-Ausschusses, Berlin 1926, S. 569 u. 
570. 
745 A. Deißmann, Die Stockholmer Weltkirchenkonferenz. Vorgeschichte, Dienst und Arbeit der Weltkonferenz 
für Praktisches Christentum 19.-30. August 1925. Amtlicher Deutscher Bericht im Auftrage des Fortset-
zungs-Ausschusses, Berlin 1926. Vgl. auch A. Deißmann, Die Stockholmer Bewegung. Die Weltkirchenkonfe-
renzen zu Stockholm 1925 und Bern 1926 von innen betrachtet, Berlin 1927. F. Siegmund-Schultze, Die Welt-
kirchenkonferenz in Stockholm. Gesamtbericht über die Allgemeine Konferenz der Kirche Christi für Prakti-
sches Christentum, Berlin 1925. 
746 Einar Billing (1871 – 1939) war ab 1900 Dozent und neun Jahre Später Professor für Systematische Theolo-
gie an der Universität Uppsala in Schweden. Er wirkte als theologischer Lehrer prägend und leitete einen neuen 
Abschnitt der schwedischen Theologie ein. Dabei konzentrierte er seine theologische Arbeit auf Luther und die 
Bibel. Er war führend in der jungkirchlichen Bewegung und ebenso in der christlichen Studentenbewegung. Seit 
1920 war er Bischof in Västeras. Vgl. BBKL, Bd. I, 1990, 591 – 592. 
747 A. Deißmann, Die Stockholmer Weltkirchenkonferenz, S. 200ff. 
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che, unagitatorische Charakter, der allein gewährleiste, dass die Stimme des Instituts ver-

nommen werde.748 

Auch die deutsche Seite unterstützte nach internen Auseinandersetzungen die Gründung einer 

dauernden Einrichtung im Sinne der genannten Anträge. So stellte Titius in der neunund-

zwanzigsten Sitzung der Weltkonferenz für Praktisches Christentum, am letzten Tag der Kon-

ferenz an 29.8.1925 in der Verhandlung über die Fortsetzung der Konferenz den Antrag zur 

„Bildung einer Permanenten Kommission der Weltkonferenz für Praktisches Christentum 

zum Studium der ökonomischen und caritativen Aufgaben der christlichen Kirchen in allen 

Ländern.“749 Diese Kommission sollte sich nach diesem Antrag bemühen, die Grundsätze der 

christlichen Arbeit auf den genannten Gebieten zu klären und alle Christen und Kirchen über 

die geleistete Arbeit vorurteilslos und zuverlässig zu unterrichten. 

In diesem Antrag war auch der Gedanke aufgenommen, dass die Kommission zu diesem 

Zweck eine eigene Zeitschrift herausgebe, die unter dem leitenden Gesichtspunkt des Evange-

liums einen Überblick über die Leistungen des christlichen Sozialismus gebe. Titius redete in 

seinem Antrag von einer Permanenten Kommission, nicht direkt von einem Institut. Darin 

drückte sich die Unsicherheit aus, ob denn die Stockholmer Konferenz dieses Projekt so stark 

unterstützen werde, dass die organisatorische und finanzielle Grundlage für ein wesentlich 

aufwendigeres Institut geschaffen werden könnte. Gounelle hatte in seinem Votum einen 

Ständigen Ausschuss vorgeschlagen, falls sich die Gründung eines Instituts zunächst als un-

möglich erweisen sollte.750 Der Fortsetzungsausschuss751, der im Anschluss an die Konferenz 

am 30. und 31. August tagte, überwies die Frage der Einrichtung eines Christlich-Sozialen 

Forschungsinstituts an eine Kommission, die aus zwölf Mitgliedern bestand. Titius wurde als 

Präsident und Einberufer dieser Institutskommission festgesetzt, der auch E. Gounelle, E. Bil-

                                                           
748 Ebd., s. 225ff. 
749 ebd., S. 225ff., Zit. S. 669. Der Antrag ist u .a. von A. E. Garvie, E. Gounelle, C. S. Macfarland und A. Keller 
unterzeichnet. 
750 ebd., S. 208. 
751 Titius ist stellvertretendes Mitglied des Fortsetzungsausschusses. Vgl. A. Deißmann, Die Stockholmer Welt-
kirchenkonferenz, S. 682. Die Stellvertretung bezieht sich allerdings nicht auf ein bestimmtes Vollmitglied, 
vielmehr kann der Präsident des Kirchenausschusses bei Verhinderung eines Vollmitgliedes einen ihm geneh-
men Stellvertreter berufen. Vgl. ebd., Anm. 57. 
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ling und A. Jörgensen752, A. Keller, A.E. Garvie, die Amerikaner Tippy753 und Macfarland 

angehörten.754  

 

 

6.1.4.3. Titius weiteres Ringen um das sozialwissenschaftliche Institut 

 

Titius trieb mit der ihm eigenen Energie die Organisation und Planung des sozialwissen-

schaftlichen Instituts voran.755 Als Einberufer der Institutskommission hat er in einem Brief 

vom 13.10.1925 seine Vorstellungen deutlich gemacht. Nach Titius soll sich das zukünftige 

Institut nicht auf die Arbeiterfrage beschränken, sondern sich auch karitativen und sozialpä-

dagogischen Fragen widmen. Der erste Schritt für eine gedeihliche Entwicklung des in Stock-

holm begonnen Weges müsse daher die Schaffung einer internationalen Zeitschrift sein, die 

möglichst ab 1. Januar 1926 erscheinen solle. Titius’ Eifer wird von Söderblom allerdings erst 

einmal gebremst, der zunächst ein schlüssiges Konzept für eine Zeitschrift ausgearbeitet se-

hen möchte.756 

Bei der DEKA-Sitzung am 4./5. 11.1925 setzte Titius eine Abnahmegarantie des DEKA für 

300 Exemplare der geplanten Zeitschrift durch.757 Im April 1926 tagte die Institutskommissi-

on in London unter seinem Vorsitz. Dort wurden die Aufgaben des Instituts präzisiert und die 

Frage nach seinem zukünftigen Sitz, Bern oder Zürich, erörtert.758 Das Exekutivkomitee, das 

am 7. Mai 1926 in Amsterdam tagte, verlangte Präzisierungen. Garvie wurde beauftragt, über 

die Fragen nach dem Zweck, dem Ziel und Umfang der Arbeit, seiner Arbeitsweise, der Fi-

nanzierung und dem Ort des Instituts einen Bericht anzufertigen.759 Schöll und Titius berich-

                                                           
752 Alfred Theodor Jörgensen (1874 – 1954) studierte in Kopenhagen Theologie von 1892 – 1897, darunter ein 
Semester in Halle, danach arbeitet er für die bedeutendste dänische Zeitung, die Berlingske Tidende“. Er enga-
gierte sich vor allem im Bereich der sozialkaritativen Aktivitäten der Kirchengemeinden und betrieb ihren orga-
nisatorischen Zusammenschluss, der dennoch dezentral blieb. 1907 promovierte er an der Kopenhagener Fakul-
tät, ab 1908 lehrte er dort bis 1914 als Privatdozent. Vgl. BBKL, Bd. III, Sp. 139 – 141. 
753 Tippy war ein methodistischer Geistlicher und später Mitarbeiter der Forschungsabteilung des Federal Coun-
cil, M. Jehle-Wildberger, Adolf Keller, S. 586. 
754A. Deißmann, Die Stockholmer Weltkirchenkonferenz, S. 744f. Vgl. auch M. Jehle-Wildberger, Adolf Keller, 
S. 286. 
755 Vgl. dazu EZA 5 / 27, S. 11 - 13. 
756 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 408f. 
757 EZA 1 / A2 / 19, S. 13. Insgesamt geht Titius von 1.000 Exemplaren aus, um die Existenz der Zeitschrift zu 
sichern. Nordamerika solle die Abnahme von 400 Exemplaren zusichern. Vgl. EZA 5 / 27, S. 48b, DEKA-
Protokoll vom 4./5. 11. 1925 und Titius Brief vom 13.10.25 an die Unterzeichner des Antrages zur Errichtung 
einer permanenten sozialen Kommission in EZA 5 / 27, S. 11-13. Im Jahr 1930 gibt es in Deutschland nach 
Auskunft des Verlagshauses Vandenhoeck & Ruprecht 360 Bezieher der Zeitschrift "Stockholm", in Nordameri-
ka lediglich 40. Vgl. Brief Ruprecht an Titius vom 26.2.1930, Geheimes Staatsarchiv der Stiftung preußischer 
Kulturbesitz, I / 92 Titius, Nr. 40. 
758 EZA 5 / 27, S. 205 - 209. 
759 ebd., S. 231. Die Auseinandersetzungen um die Ausrichtung des Instituts spiegeln sich auch in den Überset-
zungen der Beschlüsse von Stockholm. Anlässlich der Übersendung der deutschen Übersetzung der Protokolle 
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teten auf der Sitzung des DEKA im Juni 1926 über den Stand der Verhandlungen nach der 

Sitzung in Amsterdam. Schöll sprach die offenen Fragen bezüglich des Instituts an und wies 

darauf hin, dass die nordamerikanischen Kirchen durch 50%ige Finanzierung der Vorhaben 

großen Einfluss in der Sitzung hatten und sich für Zürich als Ort des Instituts ausgesprochen 

haben.760 Titius plädierte dafür, dass sich die Institutskommission noch vor der Berner Ta-

gung treffe und zu einem Ergebnis komme. Für Titius stand mit Blick auf das Institut fest, 

„dass es in erster Linie wissenschaftlichen Charakter haben muss, ohne doch deswegen aka-

demisch zu sein, dass es aber auch praktische Arbeit der Kirchen fördern muss.“ Weiter be-

richtete Titius von der geplanten Zusammensetzung des Mitarbeiterstabes. Danach sollten 

sechs Wissenschaftler im Professorenrang, sechs Assistenten, drei Stipendiaten und Schreib-

kräfte dort arbeiten. Es dachte an zwei Volkswirtschaftler, zwei Theologen, einen Statistiker 

und einen Juristen. Sodann beantragte Titius, dass der DEKA per Beschluss die Finanzierung 

sicherstellen solle. Nach einer längeren Diskussion, in der Titius das Nichtzustandekommen 

des Instituts als „einen ungeheuren Rückschlag“761 bezeichnete, beschloss der DEKA die 

Schaffung eines Instituts im Sinne der Ausführungen von Titius als erwünscht zu betrach-

ten.762 

Vor dem DEKA gab Titius am 8./9. Dezember 1926 einen Überblick über die Beschlüsse von 

Bern. Danach hatte man sich auf folgende grundsätzliche Überlegungen geeinigt: Das Institut 

solle soziale und industrielle Probleme im Lichte der christlichen Ethik studieren, um den 

Kirchen klare Begriffe von ihren Pflichten auf diesem Gebiet an die Hand zu geben. Man ha-

be sich aus pragmatischen Gründen zunächst für den Sitz des Instituts in Zürich ausgespro-

chen und A. Keller763 mit seiner Leitung betraut. Titius warb beim DEKA um finanzielle Ab-

sicherung des Instituts.764 Titius setzte sich auf der Sitzung auch vehement für das Gelingen 

des Zeitschriftenprojektes ein.765 Er warnte davor, sich jetzt auf deutscher Seite diesem Pro-

                                                                                                                                                                                     
von Amsterdam, weist Keller empört darauf hin, dass in der englischen Fassung der Protokolle von Stockholm 
mit Blick auf das Institut von "institute for social service" geredet werde, während doch der entscheidende An-
trag von Titius und Billing von einem „christlich sozialwissenschaftlichem Institut" rede. Vgl. ebd., S. 227. 
760 Zum Folgenden vgl. EZA 1 / A2 / 23, S. 146ff. 
761 EZA 1 / A2 / 23, Zit. S. 146b u. 147. 
762 Auf dieser Sitzung des DEKA geht es auch um die Frage, ob der DEKA ein öffentliches Wort zu der Frage 
der Fürstenenteignung sprechen solle. Titius verlangt in der Diskussion "Keinesfalls dürfe die Kundgebung die 
Einfühlung in die Gedankengänge der Volksmassen vermissen lassen." K. Nowak, Evangelische Kirche und 
Weimarer Republik, S. 129. 
763 Keller befand sich wegen der Leitung des Instituts in einem ständigen Gedankenaustausch mit „seinem alten 
Berliner Lehrer“ und Präsidenten der Institutskommission Arthur Titius. M. Jehle-Wildberger, Adolf Keller, S. 
289f. und 286. 
764 EZA 1 / A2 / 23, S. 180ff. Da sowohl das Innen- wie das Außenministerium Interesse am Gelingen des Pro-
jektes hatte, fließen dem DEKA nach einem internen Schreiben des DEKA vom 1.12.26 insgesamt 10.000 
Reichsmark aus dem Fond für kulturelle Zwecke für das Sozialwissenschaftliche Institut zu. Vgl. EZA 5 / 28, S. 
162. 
765 Zum Folgenden vgl. EZA 1/A2/23, S. 182ff. Vgl. auch M. Jehle-Wildberger, Adolf Keller, S. 300. 
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jekt gegenüber distanziert zu verhalten. Er befürchtete gar, dass „wir die Sache schwer schä-

digen und vielleicht diese Frucht der Stockholmer Konferenz überhaupt erledigen, wenn wir 

jetzt zurücktreten oder zögern.“ 

In der Personalfrage, wer denn als ständiger deutscher Mitarbeiter des Instituts in Frage käme, 

war man im März 1927 noch zu keiner Entscheidung gekommen. Allerdings lagen die Be-

werbungen von G. Wünsch766, H. D. Wendland, Pfarrer Löw, Generalsekretär Grunz und 

Schönfeld767 für die deutsche Mitarbeiterstelle in Genf vor. Eine Entscheidung wurde auf der 

Sitzung am 23./24. 3. 1927 nicht getroffen. Immerhin gelang es dem Sozialen Ausschuss des 

Kirchentages, in Zusammenarbeit mit der Institutskommission 21 Korrespondenten zu benen-

nen. Drei Monate später, auf der DEKA-Sitzung am 14./15. Juni 1927, wurden die unter-

schiedlichen Positionen im DEKA mit Blick auf die Personalentscheidungen deutlicher. Wäh-

rend Duske eine Personalentscheidung für verfrüht hielt, kam nach Titius in erster Linie G. 

Wünsch in Betracht, „der ein bedeutsames und von Professor Mahling sehr gut beurteiltes 

Werk verfaßt habe“. Titius bat darum den DEKA, den Präsidenten zu ermächtigen, den Mit-

arbeiter zu ernennen. Aber der DEKA verschob eine Entscheidung.768 Im Juli 1927 beschlos-

sen der Exekutivausschuss und der Fortsetzungsausschuss in Winchester die Verlegung des 

Instituts nach Genf, die Bestätigung der Beauftragung A. Kellers für zwei Jahre und die Her-

ausgabe der Zeitschrift „Stockholm“.769 In einer Stellungnahme zu der Tagung des Fortset-

zungsausschusses machte Simons seine Bedenken gegen eine Verlegung des Instituts von 

Zürich nach Genf deutlich. Er richtete aber auch den Blick auf die Durchsetzung des Gesamt-

projektes. „Dem unbezähmbaren Eifer des Professors D. Titius“ schreibt es Simons zu, dass 

es in Winchester gelang, die Existenz der von Titius geforderten Zeitschrift des internationa-

len sozialwissenschaftlichen Instituts für die nächsten drei Jahre zu sichern. Titius habe seine, 

Simons Bedenken, zunächst mit der Institutsarbeit zu beginnen, Erfahrungen und eine Samm-

lung von Berichten abzuwarten, bevor eine Zeitung herausgegeben werden solle, zurückge-

                                                           
766 F. Ziesche, Georg Wünsch als ein Vertreter des religiös-sozialistischen Protestantismus in der Weimarer Zeit, 
in: T. Jähnichen, N. Friedrich (Hg.), Protestantismus und soziale Frage: Profile in der Weimarer Republik, Bo-
chumer Forum zur Geschichte des sozialen Protestantismus, Bd. 1, Münster 2000, S. 242 – 255. 
767 Hans Schönfeld (1900 – 1954) studierte Volkswirtschaft und Theologie in Greifswald, Tübingen und Frank-
furt am Main. Von 1926 bis 1929 arbeitete er als Assistent der Enquete-Kommission der Reichswirtschaftskam-
mer. Im gleichen Jahr wurde er im Auftrag des Deutschen Kirchenbundes erster deutscher Mitarbeiter am Sozi-
alwissenschaftlichen Institut in Genf . Von 1931 an bis 1946 war er erster Direktor des Instituts, das inzwischen 
als Forschungsabteilung des Ökumenischen Rates übernommen worden war. Von 1948 bis 1950 war er Ober-
konsistorialrat im Außenamt der EKD, 1951 wurde er aus Krankheitsgründen vorzeitig pensioniert. Er war mit 
Eugen Gerstenmaier eng befreundet und war ein Verbindungsglied zwischen dem Widerstand und der Ökumene. 
1942 übergab er Bischof Bell ein Memorandum zum deutschen Widerstand. 
768 EZA 1 / A2 / 23, S. 257bff, Zit. S. 182b u. 257b. 
769 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 407 - 410. Vgl. dazu auch den Bericht von A. W. Schreiber, Die Fort-
führung des Stockholmer Werkes, in: Das Evangelische Deutschland. Kirchliche Rundschau für das Gesamtge-
biet des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes, 4. Jg., 1927, S. 245f. 
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wiesen. Titius habe die Auffassung vertreten, „daß nur um ein solches periodisches Blatt sich 

die Mitarbeiterschaft sammeln und die Arbeitsmethode schaffen läßt, die unserer Anstalt den 

Charakter geben soll.“770 

Die Finanzierung der Zeitschrift sei zunächst durch das Entgegenkommen der deutschen Kir-

chen, im zweiten und dritten Jahr durch die britischen und amerikanischen Kirchen gesichert. 

In einem ergänzenden Bericht verwies E. Stange darauf, dass die finanzielle Frage auch die 

Hauptschwierigkeit für die Zukunft des Instituts darstellte. Der Fortsetzungsausschuss stand 

danach vor der Frage, ob er „das wichtigste praktische Ergebnis der Stockholmer Konferenz“ 

wegen der finanziellen Probleme weiterhin im Ungewissen lassen sollte. Der Beschluss, das 

Institut nach Genf zu verlegen und somit seinen provisorischen Charakter, den es bisher in 

Zürich gehabt habe, zu beenden, bedeute eine Repräsentation der nichtrömischen Christen-

heit, „die ohne Schaden für das Ansehen der beteiligten Kirchen nicht wieder in Frage gestellt 

werden kann.“ Abschließend urteilte Stange über die Bedeutung der Einrichtung des Instituts: 

„In dem Maße aber, als das Institut nach außen hin das sinnenfälligste Ergebnis des Stock-

holmer Werkes darstellt, ist damit auch der Bestand und die Zukunft der Weltkonferenz für 

praktisches Christentum bis auf weiteres gesichert.“771 

Man habe die Leitung des Instituts dem Fortsetzungsausschuss vorbehalten und einen ge-

schäftsführenden Ausschuss mit A. E. Garvie als Vorsitzendem, A. Keller als Generalsekretär 

und Leiter des Instituts und Titius und E. Gounelle als weiteren Mitgliedern gebildet.772 

In der Zwischenzeit sah sich Titius genötigt, in der Zeitschrift „Die Eiche“773 dem Eindruck 

entgegenzutreten, „daß aus dem Institut wohl nichts werden würde.“ Diesen Eindruck hatte 

Siegmund-Schultze von einer Reise in die USA mitgebracht. Titius berichtete vom Stand der 

bisherigen Beschlussfassung, von Plänen und Aufgaben und der Art der Organisation sowie 

den vom Institut herauszugebenden Schriften. An Veröffentlichungen des Instituts seien ein 

nach Bedarf erscheinendes Bulletin über den Fortgang der Konferenzarbeit, eine zwanglos 

                                                           
770 W. Simons, Winchester und Lausanne, in: Die Eiche. Vierteljahrsschrift für soziale und internationale Ar-
beitsgemeinschaft, 15. Jg., 1927, S. 357, Zitate. S. 358. 
771 E. Stange, Die Bedeutung der Beschlüsse von Winchester, in: Die Eiche. Vierteljahrsschrift für soziale und 
internationale Arbeitsgemeinschaft, 15. Jg., 1927, Zit. S. 361. u. S. 362. 
772 Ebd., S. 362. Der Austausch zwischen A. Keller und Titius scheint sehr rege gewesen zu sein, wie zahlreiche 
Briefe belegen. Allein im Januar und Februar 1930 schreibt Keller mehr als zehnmal an Titius. In den Briefen 
ging es um organisatorische und finanzielle Fragen, aber auch um eher private Angelegenheiten, wenn Keller 
Titius Tipps für seine für Frühjahr 1930 anstehende Amerikareise gibt. Vgl. Geheimes Staatsarchiv der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz, I / 92 Titius, Nr. 10, 16, 17, 18, 19, 20, 30, 31, 32, 34, 36, 41, 42. 
773 Friedrich Siegmund-Schultze hatte die deutsche Delegation nach der Rückkehr aus Stockholm in der Zeit-
schrift des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen heftigst kritisiert. Die Kritisierten entschieden da-
raufhin, die „eiche“ nicht zu subventionieren, um Siegmund-Schultze Wirkungskreis einzuschränken. Vgl. dazu: 
Wolfram Weiße, Einheit der Kirche und praktisches Christentum. Impulse von Friedrich Siegmund-Schultze für 
die Ökumenische Bewegung, in: Heinz-Elmar Tenorth u. a. (Hg.), Friedrich Siegmund-Schultze (1885 -1969). 
Ein Leben für Kirche, Wissenschaft und soziale Arbeit, Stuttgart 2007, S. 32f. 
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erscheinende Schriftenreihe über die Arbeit des Instituts und eine periodische Zeitschrift ge-

plant. Diese Zeitschrift wolle man dem Fortsetzungsausschuss als möglich und dringlich emp-

fehlen. Ein Programm und eine Liste möglicher Artikel könne vorgelegt werden.774 Schon in 

der nächsten Nummer der „Eiche“ erschien auf der letzten Seite dann eine Werbeanzeige für 

die neue Zeitschrift „Stockholm“.775 

Auf der DEKA-Sitzung am 15./16. März 1928 wollte man endlich auch die Frage des deut-

schen Mitarbeiters klären. Nach Schöll habe der Soziale Ausschuss des Deutschen Evangeli-

schen Kirchentages Prof. Wünsch trotz Anerkennung seiner Arbeit abgelehnt und eine Liste 

der Kandidaten erstellt. Schönfeld nahm auf dieser Liste den ersten Platz ein, Reich776 und 

Wendland folgten auf den nächsten Plätzen. Titius bedauerte die Ablehnung Wünschs und 

sprach sich für Schönfeld und gegen Reich und Wendland aus. Diesem Votum schloss sich 

der DEKA an.777 Schönfeld konnte als Theologe und Ökonom immerhin eine doppelte Aus-

bildung vorweisen.778 Die offizielle Eröffnung des Instituts fand am 18.4.1928 durch Titius779 

statt. Schöll beurteilte im September des gleichen Jahres die Durchsetzung des Instituts als ein 

wesentliches Ergebnis der Konferenz. Die Stockholmer Konferenz habe in dem Institut „den 

erwünschten örtlichen und geistigen Mittelpunkt gefunden.“ Das Hauptverdienst daran, dass 

dieses „weitschauende, wichtige Unternehmen nunmehr in Gang kommt“, trage A. Keller, 

Titius, Thelin, Tippy780 und Schönfeld.781 

                                                           
774 Die Eiche. Vierteljahrsschrift für soziale und internationale Arbeitsgemeinschaft, 15. Jg., 1927, S. 296. 
775 ebd., H. 4. Tatsächlich erscheint die Zeitschrift ab dem Jahr 1928. (W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 
414ff.) und stellt ihr Erscheinen Ende 1931 ein. Laut Auskunft des "Kirchlichen Jahrbuches" von 1932 ist sie zur 
Zeit der Abfassung des Berichtes von Sasse schon Sparmaßnahmen zum Opfer gefallen. (H. Sasse, Kirchliches 
Jahrbuch für die evangelischen Landeskirchen Deutschlands, 59. Jg., Gütersloh 1932, S. 529.) Der Verkauf der 
Zeitschrift lief nie besonders gut, wie zahlreiche Briefe A. Kellers und des Verlegers Ruprecht an Titius zeigen. 
Vgl. Geheimes Staatsarchiv der Stiftung Preußischer Kulturbesitz, I / 92 Titius, Nr. 10, 11, 14, 21, 27, 33, 57. 
Sämtliche Briefe stammen aus dem Jahr 1930. 
776 Hugo Reich (1854 – 1935) studierte Theologie in Leipzig und Bonn und engagierte sich vor allem im Bereich 
der Inneren Mission, wurde schließlich Begründer und erster Leiter des Diakonissenmutterhauses in Sobern-
heim, das später nach Kreuznach umsiedelte. 
777 Vgl. dazu EZA 1 / A2 / 23, S. 277f. 
778 V. Pechmann griff in das Verfahren durch einen Brief an Kapler ein, in dem er sich gegen Wünsch mit Hin-
weis auf dessen Schrift "Zusammenbruch des Luthertums als Sozialgestaltung" aussprach. W. Weiße, Prakti-
sches Christentum, S. 412f. u. Anm. 143 u. 144. G. Wünsch hatte 1924 den ersten deutschen Lehrstuhl für Sozi-
alethik erhalten (Vgl. R. Gäde, Kirche-Christen-Krieg und Frieden, S. 41), während Schönfeld erst nach seiner 
Ernennung zum ständigen Mitarbeiter sein zweites Theologisches Examen ablegte. Titius ist mit Schönfelds 
Arbeit im Spätherbst 1928 allerdings auch sehr zufrieden. (Vgl. EZA / A2 / 23, S. 332b.) 
779 Deutscher Evangelischer Kirchenausschuß, Verhandlungen des dritten Deutschen Evangelischen Kirchenta-
ges in Nürnberg 1930, Berlin 1931, S. 98ff. 
780 Tippy und Schönfeld erarbeiteten im Gespräch mit Titius und A. Keller ein Memorandum, in dem sie ihre 
Ideen und Planungen zum Internationalen sozialwissenschaftlichen Institut niederlegten. M. Jehle-Wildberger, 
Adolf Keller, S. 296. 
781 Schöll, Die Prager Tagung des Stockholmer Fortsetzungsausschusses, in: Das Evangelische Deutschland. 
Kirchliche Rundschau für das Gesamtgebiet des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes, 5. Jg. 1928, S. 309. 
Schönfeld ist der erste deutsche hauptamtliche Mitarbeiter dieses Instituts. 
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Die Tagung des Fortsetzungsausschusses vom 31.8.28 - 5.9.28 und die daran anschließende 

Tagung des Exekutivkomitees in Prag machten deutlich, dass die deutschen Kirchen in den 

Ausschüssen zu reger Mitarbeit bereit waren und auch gefordert wurden. Titius war Leiter der 

Institutskommission, Deissmann leitete den Ausschuss für die Zusammenarbeit der Theolo-

gen, Hinderer leitet den Ausschuss für die Pressearbeit und E. Stange den Finanzausschuss. 

Bei diesem Treffen wird eine Folgekonferenz auf deutschen Boden beschlossen. Außerdem 

nahm die Konferenz Söderbloms Rücktritt vom Vorsitz der kontinentalen Sektion an und er-

nannte ihn zum Ehrenpräsidenten. Kapler wurde als sein Nachfolger gewählt.782 Etwa ein Jahr 

später begrüßte Zoellner die Teilnehmer der Eisenacher Tagung des Stockholmer Fortset-

zungsausschusses in einem Artikel in der Zeitschrift „Das Evangelische Deutschland.“ Darin 

berichtete Zoellner auch von den Schwierigkeiten, die der ökumenische Gedanke in Deutsch-

land hatte. Abwehr gegen das Neue, die Aussichtslosigkeit oder auch die ungeheure Mühe, 

die dieser Weg bedeutete, waren nach Zoellner Gründe, warum sich viele abwartend oder 

ablehnend verhalten. 

Neben diesen Fragen spielte nach Zoellner aber auch die Angst vor einer „charakterlosen und 

blutleeren Internationale“, die ja teilweise im politischen Raum gefordert werde, eine Rolle, 

wenn der ökumenische Gedanke als Gewinnung blasser, charakterloser Kompromissformeln 

aufgefasst werde. Dagegen sah Zoellner den Weg der Einzelkirche darin, an dem zu wachsen, 

der das Haupt sei, Christus, und so in der Einheit zu wachsen. Zoellner warnte noch vor den 

heidnischen Gedanken der Gegenwart. Wenn Christentum aus dem Boden des Volkstums 

erwachsen würde, dann sei der ökumenische Gedanke ein Unding. Aber der „Mißbrauch des 

Christentums zu einer Überhöhung der eignen Volksherrlichkeit“ bedeute „Aufhebung des 

Christentums“ und sei „im tiefsten Grunde ein heidnischer Gedanke“783. 

 

 

6.1.5. Die Kriegsschuldfrage 

 

Die Frage, ob und wie die deutschen evangelischen Kirchen an der Bewegung Life and Work 

nach der Stockholmer Konferenz weiter teilnehmen sollten, war nicht mehr ohne die Erörte-

rung des Alleinschuldvorwurfs gegen Deutschland am Weltkrieg zu lösen. Ein Brief Kaplers 

im Namen der deutschen Delegation der Stockholmer Konferenz machte dies deutlich. Der 

                                                           
782 EZA 1 / A2 / 23, S. 321f. Zum Verlauf siehe auch den Bericht von Prälat Schöll, Die Prager Tagung des 
Stockholmer Fortsetzungsausschusses, S. 309f. 
783 W. Zöllner, Willkommen auf deutschem Boden!, in: Das Evangelische Deutschland. Kirchliche Rundschau 
für das Gesamtgebiet des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes, 6. Jg., 1929, Zit. S. 287 u. S. 288. 
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Brief wurde unmittelbar nach Abschluss der Verhandlungen an den Fortsetzungsauschuss 

übermittelt und datiert vom 29.8.25.784 

Er ist die „elegante“ Lösung, mit der die deutsche Delegation einerseits auf diesem internatio-

nalen Treffen der Erwartung gewisser Kreise in Deutschland nachkam, die Kriegsschuldfrage 

zu erörtern, ohne doch andererseits den Verlauf der Verhandlungen mit diesem Thema zu 

belasten oder gar die Konferenz insgesamt zu gefährden. Siegmund-Schultze äußerte sich zu 

diesen Vorgehen der deutschen Delegation kritisch. „Ein offener Kampf wäre mir lieber ge-

wesen als dieser nicht entgiftete Abschiedtrank.“785 

Man muss allerdings bedenken, dass wahrscheinlich weder die deutsche Delegation ein ein-

heitliches Bild abgegeben hätte, noch dass der 'offene Kampf' wirklich produktiv gewesen 

wäre.786 Einige unbedachte Äußerungen in dieser noch immer emotional stark besetzten Frage 

hätten leicht dazu führen können, dass sich manche Kirchen aus dem ökumenischen Prozess 

verabschiedet hätten. Auch die Position der 'neutralen' Kirchen wäre bei einem offenen 

Schlagabtausch schwierig gewesen, wenn sie sich in die Rolle des Richters gedrängt gefühlt 

hätten. 

Ziemlich genau ein Jahr später war es die Aufgabe des Fortsetzungsausschusses, bei seiner 

Tagung in Bern auf den Brief Kaplers vom 29.8.1925 eine Antwort zu verfassen. Die deut-

sche Delegation des Fortsetzungsausschusses hatte sich am 25.8.26 mit dem Antwortentwurf 

beschäftigt. Er war auf deutscher Seite von Kapler und Deissmann, auf französischer Seite 

von Monod787 und Jezaquel unter Vorsitz von Garvie erarbeitet worden. Das Protokoll der 

Sitzung zeigte insgesamt, dass man mit diesem Entwurf zufrieden war, wenn sich auch stel-

lenweise Bedenken regten. 

Kapler gab bei seiner Einführung einen kurzen Bericht über die Abläufe bis hin zu diesem 

Resolutionsentwurf. Er äußerte zwar gewisse Bedenken, meinte aber zugleich, „dass hier das 

                                                           
784 W. Zöllner, Die Kriegsschuldfrage, S. 23f. in: F. Siegmund-Schultze, Die ökumenische Konferenz von 
Stockholm, in: Die Eiche, 1925, S. 353. Zit. nach: R. Gäde, Kirche-Christen-Krieg und Frieden, S. 71. 
785 So wird Prof. J. Richter, nachdem. er seinen Vortrag über "Die Arbeit des Weltbundes für Internationale 
Freundschaftsarbeit der Kirchen" zu einem positiven Votum über den Völkerbund genutzt hatte durch die heftige 
Kritik anderer Delegationsteilnehmer zur vorzeitigen Abreise veranlasst, während D. Klingemann die Ausspra-
che über "Der Krieg und die Beziehungen der Völker zueinander" für eine scharfe Attacke gegen den Völker-
bund nutzte. Beide verstoßen damit gegen den von Kahl vor der Konferenz geforderten und dann auch durchge-
setzten Fraktionszwang in der deutschen Delegation. Vgl. dazu: K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer 
Republik, S. 196f u. Anm. 31. 
786 Wobbermin berichtet in seiner Gedenkrede zu Titius, dass Titius sich über oberflächliche und allzu emphati-
sche Versöhnungsangebote sehr erregt habe und die ökumenische Arbeit durch solche Äußerungen gefährdet 
sah., Georg Wobbermin, Ökumenische Theologie, S. 13. 
787 Wilfred Monod (1867 – 1943) nach dem Studium zunächst Pfarrer der reformierten Kirchen von Frankreich, 
ab 1909 Professor für Praktische Theologie, drei Jahre später wurde er Präsident der französischen Weltbundver-
einigung „Union des Eglises Réformées der France“. In der Bewegung für Praktisches Christentum und im 
Weltbund für Freundschaftsarbeit der Kirchen war er vermutlich der bedeutendste französische Vertreter. Eine 
enge Freundschaft verband ihn mit Nathan Söderblom. Vgl. BBKL, Bd. VI , 1993, Sp. 65-68.  
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Maximum des Erreichbaren gegeben ist.“ Deissmann pflichtete dem bei und regte an, den 

Entwurf auch unter dem Aspekt zu betrachten „was nicht drin steht.“ Auch Simons, Zoellner 

und Ihmels sprachen sich in diesem Sinne aus. Titius freute sich darüber, „dass alle politi-

schen Dinge beiseite gelassen sind“ und begrüßte es, „dass der kolossale Klotz, der uns im 

Wege lag, aus dem Weg gewälzt ist.“ Die zur Resolution erhobene Antwort des Fortsetzungs-

ausschusses vom 28. August 1926 kam der deutschen Position ein gutes Stück entgegen. 

Der Brief betonte, „daß unmöglich durch Krieg festgesetzt werden kann, was recht ist; daß 

politische Urkunden durchaus nicht mit Notwendigkeit geeignet sind, ein endgültiges morali-

sches Urteil zu fällen; daß ein jedes erzwungenes Bekenntnis, wo immer es auch abgelegt sein 

mag, moralisch wertlos und religiös kraftlos ist.“ Schließlich wurde auch die Frage der 

Kriegsschuld als offene Frage behandelt, wenn es in der Berner Erklärung als geboten ange-

sehen wird „daß durch jedes nur mögliche Mittel der Forschung ohne jede Zurückhaltung die 

gesamten Fragen der Verantwortlichkeit für den Kriegsausbruch und für die Kriegsführung 

aufgeklärt werden.“788 

Rade nahm dieses Ergebnis äußerst positiv auf, wenn er schrieb: „Man kann die deutsche De-

legation nur zu dem beglückwünschen, was sie in Sachen der Schuldfrage erreicht hat. Mehr 

konnte sie nicht erreichen und durfte sie kaum begehren.“789 Dass diese Antwort tatsächlich 

aus deutscher Sicht als ein Erfolg angesehen wurde, wenn dieser Eindruck auch nicht von 

allen Seiten geteilt wurde, zeigt ein Brief des Reichsministeriums des Innern vom 30.11.1926, 

in dem der Minister der deutschen Delegation zu ihren erfolgreichen Bemühungen gratuliert, 

„das christliche Gewissen in dieser Frage wachzurufen.“790 Zoellner berichtete in seiner Dar-

stellung ausführlich von der Atmosphäre und dem Ringen in der deutschen Delegation, ohne 

allerdings Einzelheiten preiszugeben und verwahrte sich so auch gegen jene Kritik von rechts, 

der das Ergebnis nicht ausreichte.791  

Tatsächlich war das Thema für die Bewegung Life and Work in der Folgezeit keine Belastung 

mehr.792 Zwar gab es Kritik von der extrem rechten Seite, die auch immer wieder neu aufleb-

te. Trotzdem konnte die Berner Erklärung als „das Beste, was von deutscher Seite in bezug 

auf die Kriegsschuldlüge überhaupt gesagt worden ist (Bravo), und auch dasjenige, was bis 

                                                           
788 W. Zöllner, Die Kriegsschuldfrage, S. 36f. u. S. 37; vgl. auch: A. Deißmann, Die Stockholmer Weltkirchen-
konferenz, S. 751. 
789 M. Rade, in: CW, Nr. 18, 1926, zit.: nach J. Rathje, Die Welt des freien Protestantismus, Stuttgart 1952, S. 
345. 
790 EZA 5/28, S. 164. Vgl. zur Frage der Kriegsschuld auch: H. Gründer, Walter Simons, S. 38-41. 
791 W. Zöllner, Die Kriegsschuldfrage, S. 32-44. 
792 Zur Diskussion der Kriegsschuldfrage in Bern vgl. W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 397 - 403.  
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jetzt die bedeutendste Wirkung gehabt hat“ gefeiert werden.793 Auch die VIII. Generalsynode 

der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union und der Deutsche Evangelische Kirchen-

tag in Königsberg begrüßen das Ergebnis der deutschen Delegation ausdrücklich.794 

So konnte der DEKA in der Folgezeit in seinen ökumenischen Aktivitäten einen pragmati-

schen Mittelkurs steuern, der einerseits die Kritik von links, von Leuten wie Siegmund-

Schultze oder vom des Pazifismus verdächtigten Kreises um die Christliche Welt, ignorierte, 

andererseits aber auch den im rückwärts gerichteten Nationalismus verfangenen Protestantis-

mus wenig Einfluss gewährte.795 Allerdings ging die Kritik an dem Versailler Vertrag und 

speziell an der Frage der Kriegsschuld weiter und wurde besonders von der immer stärker 

werdenden nationalsozialistischen Bewegung angeheizt. 

Dadurch kam auch der DEKA unter Druck, seine Kontakte in der Ökumene zu rechtfertigen. 

Zoellner sah sich 1931 gezwungen, eine Verteidigungsschrift zu verfassen, um die Position 

des DEKA zur Kriegsschuldfrage in der Ökumene zu verdeutlichen.796 Dieser Verteidigungs-

schrift war ein neues Aufbrechen der Diskussion um die Kriegsschuldfrage vorausgegangen. 

So verfasste das Exekutivkomitee des Federal Council of Churches of Christ in America im 

Dezember 1930 ein Erklärung zur Kriegsschuldfrage, um die „friedenswilligen Kräfte in 

Deutschland“797 zu unterstützen, da man Deutschland auf einem gefährlichen Wege sah. In 

dieser Erklärung wird versichert, dass man der Theorie von der ausschließlichen Verantwor-

tung Deutschlands für den Krieg nicht zustimme. Aber die Friedensgeste der amerikanischen 

Kirchen fand auf der Sitzung des DEKA vom 12. März 1931 nur noch begrenzte Zustim-

mung, weil man eine grundsätzliche Revision des Versailler Vertrages erwartete. 

So konnte von Pechmann im DEKA die Einstellung aller ökumenischen Aktivitäten als einzig 

angemessene Reaktion auf die dauernde ungerechte Behandlung Deutschlands fordern und 

fand darin Unterstützung durch Kirchenpräsident Wurm798, während Titius und Kapler dieser 

                                                           
793 So Präses Winckler vor der Preußischen Generalsynode an 25.4.1927, zit. nach: W. Weiße, Praktisches Chris-
tentum, S. 404. 
794 W. Zöllner, Die Kriegsschuldfrage, S. 43f. 
795 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 382-396. 
796 W. Zöllner, Die Kriegsschuldfrage, S. 42. Zöllner reagiert vor allem auf Angriffe von Pfr. Lessing in den 
"Eisernen Blättern", dem "Deutschen Pfarrerblatt" und der "Deutschen Zeitung". 
797 G. Besier, Krieg - Frieden - Abrüstung, Die Haltung der europäischen und amerikanischen Kirchen zur Frage 
der deutschen Kriegsschuld 1914 - 1933. Ein kirchenhistorischer Beitrag zur Friedensforschung und Friedenser-
ziehung, Göttingen 1982, S. 284. 
798 Theophil Wurm (1868 – 1953) war zunächst Pfarrer bei der Stadtmission in Stuttgart, dann deren Leiter, ab 
1913 Pfarrer in Ravensburg, ab 1920 Dekan in Reutlingen, ab 1927 Prälat in Heilbronn. Von 1929 – 1949 war er 
Kirchenpräsident der württembergischen Kirche, ab 1933 lautete sein Titel „Bischof“. Er war Mitglied des DE-
KA und ab 1934 ein wichtiges Mitglied der BK. Er stemmte sich gegen die Gleichschaltungsversuche und 
kämpfte für die Unabhängigkeit der Kirche, trat für die Bewahrung der Menschenwürde ein gegen Euthanasie 
und Judenverfolgung. 1936 gehörte er zu den Gründungsmitgliedern des Rates der Evangelisch-Lutherischen 
Kirchen Deutschlands, fünf Jahre später brachte er das „Kirchliche Einigungswerk“ auf den Weg. Nach dem 2. 
Weltkrieg war er verantwortlich an der Organisation und Durchführung des Treffens der Kirchenführer in Treysa 
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Position widersprachen, indem sie darauf hinwiesen, dass ein Rückzug aus der ökumenischen 

Bewegung vor allem den Deutschen schaden werde. Man einigte sich schließlich auf eine 

Antwort, die die ökumenischen Kontakte bewahrte, die andererseits aber die Frage nach der 

Korrektur der auferlegten Reparationsleistungen aufwarf.799 Die Tendenz von Titius’ Äuße-

rungen und Verhalten in diesem Themenkreis wird uns aus den kurzen Andeutungen, die im 

archivarischen Material überliefert sind, dennoch deutlich. 

 

 

6.1.6. Zusammenfassung 

 

Titius’ Engagement für die Ökumene nach dem Krieg ist nicht zufällig. Für ihn stand dieses 

Engagement vielmehr in einer direkten Beziehung zu den Ereignissen der unmittelbaren Zeit 

davor, zum Weltkrieg mit all seinen Ursachen und Auswirkungen. Anders als üblich, wurden 

diese Kriegsursachen für ihn Anlass zum bejahenden, nicht zum misstrauischen und ableh-

nenden Antrieb. Titius hat die Krise des Christentums im Jahr 1917 auf dem Evangelisch-

sozialen Kongress eindrücklich beschrieben. Auf dem ersten Deutschen Evangelischen Kir-

chentag zog er Konsequenzen aus seiner Analyse der Kriegsereignisse für die Ziele von Kir-

che und Politik. Nun zeigte er, welche positiven und praktischen Schritte für ihn selbst daraus 

resultierten. Dabei konnte Titius diese Art des Engagements gleichsam als Sühne auffassen, 

wenn er schrieb, dass „die protestantische Christenheit ihre Mitschuld am Kriege nur dadurch 

abtragen können [wird], daß sie für alle auf den Weltfrieden abzielenden Bestrebungen in den 

einzelnen Ländern einen günstigeren Boden und einen stärkeren Widerhall schafft.“800 

Neben seiner Mitarbeit am ökumenischen Prozess ist an dieser Stelle auch seine Beteiligung 

an der Abrüstungs- und Friedensfrage als Konsequenz der Kriegszeit zu nennen, die wir unten 

zu besprechen haben. Im Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss vertrat Titius mit sei-

nem Wunsch zu aktiver Mitarbeit im ökumenischen Prozess zunächst einer Minderheitenposi-

tion, wie seine Stellungnahme im Januar 1920 zur Ablehnung der Einladung zur Teilnahmen 

an der Konferenz für Glaube und Kirchenverfassung für den August 1920 zeigt. Es ist auf-

schlussreich, dass Titius auch in dieser Stellungnahme die Völkerverständigung als einen we-

sentlichen Punkt zur Sprache brachte, die auf der Grundlage des Evangeliums entstehen sol-

le.801 

                                                                                                                                                                                     
beteiligt, aus der die Gründung der EKD und ihres Hilfswerkes hervorging. Wurm wurde der erste Vorsitzende 
des Rates der EKD von 1945 – 1949. Vgl. BBKL. Bd. XIV, 1998, Sp. 189 -192. 
799 G. Besier, Krieg – Frieden - Abrüstung, S. 284 - 286. 
800 A. Titius, Zusammenschluß der deutschen evangelischen Landeskirchen, S. 217. 
801 EZA 1 /A2/ 18, S.460ff. 
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Später, als auch der Hauptstrom der evangelischen Theologen und Kirchenführer auf die Be-

teiligung am ökumenischen Dialog einschwenkte, vielleicht auf sanften Druck der auswärti-

gen Politik, sicher auch wegen der Sorge um den deutschen Einfluss in der Ökumene, war die 

Mitarbeit in der ökumenischen Bewegung zumindest im DEKA nicht mehr umstritten. An 

diesem Stimmungswandel hatte Titius einen entscheidenden Anteil. Titius hat in Stockholm 

mit anderen aus der deutschen Delegation, aber vor allem auch mit Delegierten anderer Län-

der, den Gedanken des Internationalen Sozialwissenschaftlichen Instituts durch seinen Antrag 

auf den Weg gebracht, wenn auch am Anfang noch große Unsicherheit herrschte, ob sich die 

Konferenz lediglich für eine Permanente Kommission oder einen Ständigen Ausschuss ent-

scheiden würde802 oder ob sie wirklich die Voraussetzungen für ein festes Institut mit ständi-

gen Mitarbeitern schaffen würde. 

Das positive Votum der Stockholmer Konferenz und seine Rolle als Vorsitzender der Insti-

tutskommission haben Titius veranlasst, mit einem ähnlich eindrucksvollen Kraftakt wie bei 

der Gründung des Volkskirchenbundes Pläne und Konzepte zu entwickeln, sich um organisa-

torische Belange zu kümmern, Finanzierungsmöglichkeiten zu erkunden, einen Plan für eine 

personelle Besetzung zu entwerfen, um der Vision Gestalt zu geben. Dabei mag Titius gele-

gentlich übers Ziel hinausgeschossen sein, zumindest wenn man sich die Reaktionen der Kol-

legen im DEKA oder Söderbloms mäßigende Worte803 vor Augen hält. Titius’ Drängen gaben 

die Kollegen im DEKA schließlich nach, wenn auch selten mit Begeisterung, aber allmählich 

wird von deutscher Seite geleistet, was getan werden musste. 

Ernste Schwierigkeiten machte dann aber sein Besetzungsvorschlag für die Stelle des ständi-

gen Mitarbeiters des Instituts. Titius schlug den als Sozialethiker ausgewiesenen G. Wünsch 

vor, der vor allem durch seine Bahn brechende Wirtschaftsethik, aber auch durch sein Werk 

mit dem Titel „Der Zusammenbruch des Luthertums als Sozialgestalt“ auf sich aufmerksam 

gemacht hatte. An dieser Stelle verweigerte der DEKA die Zustimmung, zunächst mit Ein-

wänden zu Verfahrensfragen und Hinweisen auf die zeitliche Unabgestimmtheit einer Perso-

nalentscheidung. Schließlich lehnte der DEKA G. Wünsch zu Titius’ Bedauern804 ab, weil er 

als religiöser Sozialist nur eine für die offizielle Kirche völlig unbedeutende Denkrichtung 

deutscher Theologie vertrete und somit nicht deutsche Theologie im internationalen Institut 

repräsentieren könne. 

                                                           
802 A. Deißmann, Die Stockholmer Weltkirchenkonferenz, S.669. Titius’ Antrag ist u .a. von A.E. Garvie, E. 
Gounelle, C.S. Macfarland und A. Keller unterzeichnet. Gounelle hatte ursprünglich von einem Ständigen Aus-
schuß gesprochen. (ebd. 208.) 
803 W. Weiße, Praktisches Christentum, S. 400ff. 
804 Zum Folgenden vgl. EZA 1 / A2 / 23, S. 257bff. u. 277b. 
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Die Unterstützung für eben diesen Mann belegt wieder Titius’ Unabhängigkeit. Dass Titius 

sich für die Einrichtung dieses Instituts so stark machte, lag ein Stück weit in seinem bisheri-

gen Lebensweg als Theologe und wichtiger Mitarbeiter des Evangelischen-sozialen Kongres-

ses beschlossen. Denn was das Institut auf internationaler Ebene als Aufgabe sich vorgenom-

men hatte, war der Arbeit des Evangelisch-sozialen Kongresses nicht unähnlich. Welche Be-

deutung dieses Institut dann aber faktisch für den Fortgang der Stockholmer Bewegung insge-

samt hatte, ist schwer einzuschätzen, aber hier nicht darzustellen. Immerhin war das Institut 

eines der wenigen konkreten Vorhaben, das die Stockholmer Konferenz beschloss, und durch 

seine Planung und organisatorische, finanzielle Verflechtungen der einzelnen Kirchen wegen 

dieses Instituts entstanden Strukturen und Fakten, die wiederum eine Eigendynamik entwi-

ckelten und so die ökumenische Bewegung mit in Gang hielten. Vielleicht wurde durch das 

Werden des Instituts gar „der Bestand und die Zukunft der Weltkonferenz für praktisches 

Christentum bis auf weiteres gesichert.“805 Nach Schölls Urteil habe die Stockholmer Konfe-

renz in dem Institut „den erwünschten örtlichen und geistigen Mittelpunkt gefunden.“ Das 

Hauptverdienst daran, dass dieses „weitschauende, wichtige Unternehmen nunmehr in Gang 

kommt“, trage auf deutscher Seite Titius.806 Titius war an dieser Arbeit, zum Teil mit dem 

ihm eigenen „unbezähmbaren Eifer“807, wesentlich beteiligt. Als Leiter der Kommission für 

das sozialwissenschaftliche Institut wurde Titius auch Mitglied des Exekutivkomitees des 

ÖRK.808 

Inhaltlich hat sich Titius in diesem Kontext ausschließlich mit sozialethischen Beiträgen pro-

filiert. Titius behandelte die Fragen von Ehe und Familie im Kontext ihrer gesellschaftlichen, 

also geschichtlichen und sozialen Situation, besonders Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot. Er 

verteidigte die Ehe als „idealste Ordnung“, die in „den tiefsten Grund hineinreiche“, gegen 

alle Auflösungstendenzen von Seiten des radikalen Sozialismus oder Individualismus809 und 

setzte eigene Akzente mit seinem Verständnis für gewisse Forderungen der Frauenbewegung. 

Eine Gesundung konnte nach Titius Auffassung durch eine Rückbesinnung auf das Evangeli-

um als Zentrum der Erziehung eintreten. Denn im Evangelium sah Titius die Möglichkeit zur 

Erziehung zu wahrer Bruderliebe angelegt, weil das Evangelium jeder Seele einen ewigen 

Wert zuspricht und jeden einzelnen Menschen Gottes Liebe und Fürsorge unterstellt und je-

dem, der glaubt, die Erlösung verheißt. Dies gelte jenseits aller natürlichen Unterschiede der 

                                                           
805 vgl. Stanges Urteil, der das Institut "das wichtigste praktische Ergebnis der Stockholmer Konferenz" nennt. 
(E. Stange, Die Bedeutung der Beschlüsse von Winchester, S. 361, Zitat S. 362.) 
806 Schöll, Die Prager Tagung des Stockholmer Fortsetzungsausschusses, Zitate S. 309. 
807 W. Simons, Winchester und Lausanne, S. 358. 
808 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene 1933-1939, S. 16. 
809 A. Titius, Evangelisches Ehe- und Familienleben, S. 86. 
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Menschen. So sah Titius neben der Verkündigung des Evangeliums konkrete Aufgaben der 

Kirche nicht in der Verurteilung und Beschwerung der Gewissen, sondern in konkreter Hilfe, 

z. B. dadurch, dass die Kirche sich an einem Heimstättenprogramm beteilige, um die Woh-

nungsnot zu lindern. Die Kirche sollte seelsorgerlichen Beistand und Ermahnung der Gewis-

sen leisten. Vom Staat erwartete Titius eine wirksame Politik zur Verbesserung der sozialen 

Verhältnisse, aber auch Maßnahmen gegen öffentliche Zügellosigkeit.810 Titius betonte aber 

auch, dass die Kirche keinen Beruf habe, „für Mannesrecht gegen Frauenrecht zu streiten.“811 

Insofern konnte Titius der Forderung der Frauenbewegung entgegenkommen, die eheherrliche 

Gewalt abzuschaffen und andere Unerträglichkeiten der Ehe zu mildern. Auch dieses Enga-

gement weist Titius als einen Menschen und Theologen aus, der über den Horizont seiner 

Fachkollegen und Zeitgenossen weit hinausblickte. Im Übrigen finden wir ihn ganz auf der 

zeitüblichen schöpfungstheologischen Linie, auf der er mit Magdalena von Tiling812, der na-

hen Mitarbeiterin F. Gogartens813, zusammenarbeitete. 

Man versteht hier, auf welcher Basis er im DEKA akzeptiert und geachtet war. Um so mehr 

sind die leisen Akzente, die er setzte und mit denen er sich von jener Mehrheitsposition z. B. 

in Fragen der Ökumene oder des Patriarchalismus unterschied, zu beachten. 

 

 

6.2. Titius’ Mitarbeit in der Bewegung „Glaube und Kirchenverfassung“ 

 

Der deutsch-national bestimmte DEKA blieb gegenüber der Bewegung für Glaube und Kir-

chenverfassung reserviert.814 Zu sehr wurde darin ein Instrument des englischen Imperialis-

mus gesehen, als dass eine unvoreingenommene Prüfung der Teilhabe an der Mitarbeit ins 

                                                           
810 Deutscher Evangelischer Kirchenauschuß (Hrsg.), Verhandlungen des zweiten deutschen Evangelischen 
Kirchentages 1927, S. 275ff. 
811 A. Titius, Evangelisches Ehe- und Familienleben, S. 90. 
812 Die Beziehung zwischen Gogarten und M. v. Tiling ist ausführlich dargestellt in: Gury Schneider-Ludorff, 
Magdalene von Tiling. Ordnungstheologie und Geschlechterbeziehung. Ein Beitrag zum Gesellschaftsverständ-
nis des Protestantismus in der Weimarer Republik, Göttingen 2001, bes. S. 131ff 
813 Friedrich Gogarten (1887 -1967) lehrte nach einigen Jahren im Pfarramt ab 1927 als Privatdozent in Jena, ab 
1931 als ordentlicher Professor für Systematische Theologie in Breslau, von 1945 – 1955 in Göttingen. Er war 
Mitbegründer der „dialektischen Theologie mit Karl Barth. Später trennten sich ihre Wege und Gogarten trat den 
„Deutschen Christen“ bei. Zu Gogarten vgl. auch: Matthias Kroeger, Friedrich Gogarten, Leben und Wirken in 
zeitgeschichtlicher Perspektive – mit zahlreichen Dokumenten und Materialien, Bd. 1. Stuttgart 1997. 
814 Zum Folgenden, vgl. R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 62ff. Lang meint, 
dass das Unternehmen in Deutschland jahrelang "als eine nicht ernst zu nehmende Utopie, die man schwärmeri-
schen Angelsachsen, aber nicht einem nüchternen deutsch-evangelischen Christen zutrauen könne" gegolten 
habe. Vgl. dazu: Lang, Ist eine Einigung der Kirchen möglich? in: Das Evangelische Deutschland. Kirchliche 
Rundschau für das Gesamtgebiet des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes, 4. Jg., 1927, S. 208. 
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Auge gefasst werden konnte.815 Auch Deißmann, der sich nach der Stockholmer Konferenz 

besonders stark für eine Teilnahme der deutschen Kirchen an der Bewegung für Glaube und 

Kirchenverfassung einsetzte, blieb in diesen Bemühungen letztlich erfolglos. Auf seiner Sit-

zung vom 4. und 5. März 1926 kam der DEKA zu der Auffassung, „daß die Verfassung des 

Deutschen Evangelischen Kirchenbundes ihm eine offizielle Beteiligung unmöglich mache, 

daß aber über die persönliche Teilnahme angesehener kirchlicher Führer beraten werden sol-

le.“ Denn Fragen des Bekenntnisses, der Kirchenverfassung und Verwaltung waren in der 

Bundesverfassung ausdrücklich den einzelnen Landeskirchen vorbehalten. Daraufhin ver-

suchte Bischof Brent816 im Juni 1926 seitens der Konferenz für Glaube und Kirchenverfas-

sung durch persönliche Einladung doch eine offizielle Teilnahme zu erreichen. Eine offizielle 

Mitarbeit des DEKA blieb jedoch auch weiterhin ausgeschlossen. Lediglich Generalsuperin-

tendent Zoellner wurde vom DEKA als „friendly visitor“ entsandt.817 Am 23. Juni 1926 kam 

Bischof Brent durch Vermittlung von Deißmann und Siegmund-Schultze mit Vertretern des 

Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen in Berlin zusammen, um Möglichkeiten der 

weiteren Aktivierung des deutschen Beitrages zu erörtern und Bedenken gegen den Program-

mentwurf des Fortsetzungsausschusses zu klären. An diesem Treffen war auch Titius betei-

ligt.818 Auch Bischof Brents Versuch, die Landeskirchen direkt zu einer Entsendung offiziel-

ler Vertreter zu bewegen, scheiterte, da einige Kirchen sofort ablehnten, andere aus Gründen 

einer einheitlichen Stellungnahme dieser Ablehnung schließlich zustimmten.819  

Auf der vierten Tagung des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen in Frankfurt a. 

M. vom 27.-29.4.1927 wurde ein Ausschuss für die Weltkonferenz für Glaube und Kirchen-

verfassung eingerichtet, dem auch Titius angehörte820. Die Weltkonferenz erkannte diesen 

Ausschuss als deutsche Vertretung an. Der deutsche Ausschuss für die Weltkonferenz in 

Lausanne stellte am 19. Mai 1927 in Halle eine Liste der Teilnehmer zusammen, die die 35 

Sitze, die man den deutschen Kirchen reserviert hatte, ausfüllten. Auf dieser Liste war auch 

                                                           
815 Selbst Prof. Lang aus Halle, der die Konferenz durchaus befürwortete, konnte noch 1927 vor dem Geist des 
Anglikanismus warnen, von dem Teile des Themenentwurfs „durchtränkt“ waren. Vgl. dazu: Lang, Ist eine Ei-
nigung der Kirchen möglich?, S. 209. 
816 Charles Henry Brent (1862 -1929), amerikanischer Bischof, zeitweilig Bischof der amerikanischen Protestan-
tischen Episkopalkirche auf den Phillipinen, engagierte sich, angeregt durch die Weltmissionskonferenz in Edin-
burgh 1910 stark für die christlichen Einigungsbestrebungen. (RGG, 3. Aufl.) 
817 H. Sasse, Die Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung, S. 57, Zit. S. 57. 
818 Außer Titius nehmen Deißmann, Richter, Seeberg, Spiecker, Jordan, Hinderer, Delekat, Fabricius, Diestel, 
Welti, Themel, Dehn, Thiele, Steinweg, Keip, Schneemelcher, Laithain, Ungnad und Siegmund-Schultze teil.  
R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 64. 
819 Vgl.: H. Sasse, Die Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung, S. 57. 
820 R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 70. Ob Titius Mitglied des Weltbundes 
war, können wir leider weder positiv noch negativ belegen. Vermutlich war er nicht Mitglied, da er ansonsten 
mit großer Wahrscheinlichkeit auch ein Amt im Weltbund innegehabt hätte. Vgl. auch A. Boyens, Kirchenkampf 
und Ökumene 1933 – 1939, S. 20. 
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Titius als Teilnehmer verzeichnet.821 Titius war daher mit anderen Repräsentanten evangeli-

schen Glaubens vom 3. - 21.8.1927 in Lausanne und arbeitete an den Themen II „Die Bot-

schaft der Kirche an die Welt - das Evangelium“ und V „Das geistliche Amt der Kirche“822 

mit. Der Sektionsbericht zu diesem Thema zeichnete sich durch außergewöhnliche Länge und 

durch die Vorschläge zur Weiterarbeit an diesem Thema aus. In die Diskussion zum Thema 

„Das gemeinsame Glaubensbekenntnis der Kirche“ griff Titius ein.“823 Im Namen einer 

Gruppe von Gleichgesinnten warnte er vor der Zurücksetzung der Sonderbekenntnisse der 

einzelnen Kirchen „durch die Art, wie wir hier verhandeln“. Diese Bekenntnisse haben näm-

lich nach Titius eine hohe Bedeutung und „dürfen nicht angetastet werden.“ Titius verwies 

vor allem auf die fides qua creditur als das Wesentliche, denn der „Glaube, in diesem Sinne 

gefaßt, verbindet uns, auch wenn Lehrdifferenzen uns trennen.“824 Nach dem von Sieg-

mund-Schultze herausgegebenen Bericht über die Konferenz zu Lausanne stellte Titius das 

gemeinsam erarbeitete Papier zum Thema „Das Amt der Kirche“ vor. Dieses Thema hatte 

wegen der apostolischen Sukzession, die von den Anglikanern und Orthodoxen gelehrt wurde, 

eine besondere Brisanz. Auch die Frage der Ordination und der Verfassungsform war umstrit-

ten. Als die Anglikaner schließlich auf die ausdrückliche Erwähnung der apostolischen Suk-

zession und der bischöflichen Ordination verzichteten, konnte ein gemeinsamer Bericht ver-

fasst werden. 

So stellte Titius zunächst die übereinstimmenden Lehren der Kirche zur Frage des Amtes dar. 

Im nächsten Teil folgten die Verschiedenheiten, wie sie geschichtlich entstanden waren. Die 

Unterschiede wurden dann prinzipiell dargestellt. Schließlich erörterte er die daraus resultie-

renden aktuellen Schwierigkeiten, um Möglichkeiten einer Einigung anzudeuten. Bis diese 

Einigungen aber erzielt werden könnten, wurde ein brüderlicher Dienst der Kirchen empfoh-

len. Der Bericht endete mit Dank und hoffnungsvollem Ausblick. Am Ende seiner Darstel-

lung konnte Titius dann doch zufrieden resümieren: „Alles zusammengefaßt bietet in der Tat 

diese Darlegung eine so in die Tiefe gehende und gerechte Ausgleichung der streitenden Par-

                                                           
821 Die Eiche, 15. Jg., 1927, S. 302. Vgl. F. Siegmund-Schultze, Die Weltkirchenkonferenz in Lausanne 
(3.-21.August 1927). Ein Schritt zur Einigung der Kirche Christi in Glaube und Verfassung. Erster Gesamtbe-
richt, Berlin 1927, S. 28f. 
822 H. Sasse, Die Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung, S. 1-71ff. u. S. 424. Vgl.: R. Frieling, Die 
Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 101, Anm. 33 u. S. 114. Zur Darstellung der Arbeit dieser 
Sektion siehe auch Siegmund-Schultze, Die Weltkirchenkonferenz in Lausanne, S. 94 - 108 u. S. 149 - 163. 
823 Vgl. R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 113. 
824 H. Sasse, Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung, alle Zit. S. 1295. Vgl. dazu auch: J. F. Laun, 
Die Konferenz von Lausanne : Berichte, Ergebnisse, Aufgaben, (Für die Einheit der Kirche ; 2), Gotha 1928, S. 
51. 
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teien, daß man sich davon für die zukünftige Gestaltung der Kirche eine heilsame Wirkung 

wohl versprechen darf.“825  

Insgesamt konnte aber die in den deutschen Kirchen verbreitete Skepsis gegen die Ziele der 

Bewegung für Glaube und Kirchenverfassung nicht überwunden werden. Zum Teil blieb man 

in Verfahrensfragen hängen, indem man die ungeklärten Zuständigkeiten in den Vordergrund 

manövrierte. Der Zuständigkeit des Kirchenausschusses in ökumenischen Fragen stand die 

Zuständigkeit der Landeskirchen in Fragen des Bekenntnisses gegenüber. Eine andere Be-

gründung für die Zurückhaltung gegenüber der Bewegung für Glauben und Kirchenverfas-

sung war die Auffassung, dass die Zeit für die Behandlung der Fragen nach Glauben und Kir-

chenverfassung einfach noch nicht gekommen sei.826 Wieder einmal war Titius entgegen weit 

verbreiteter Bedenken dabei. Titius eigenes Profil in der Arbeit der Bewegung „Glaube und 

Kirchenverfassung“ läßt sich an einer Vortrag aus dem Jahr 1930 ablesen, der weiter unten 

besprochen werden soll. 

Die weitere Arbeit der Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung wurde durch den im 

Dezember 1927 gegründeten Deutschen Ausschuß für Glaube und Verfassung der Kirchen 

(Lausanne) geleistet. Er bestand aus ehemaligen Mitgliedern des vorbereitenden Ausschusses 

für die Weltkonferenz und Teilnehmern des Lausanner Treffens. Der engere Ausschuß, der 

die eigentliche Arbeit leistete, traf sich etwa zweimal pro Jahr, während der weitere Ausschuß 

sich nie zu einer Arbeitssitzung traf. Ob Titius zu einer dieser Ausschüsse gehörte, ist mir 

einstweilen nicht bekannt. 

Seit 1928 auf der Tagung des Fortsetzungsausschusses in Prag die Differenzen über das Ziel 

und den Weg der Bewegung für Glaube und Kirchenverfassung schärfer hervortraten, konnte 

man von zwei grundsätzlichen Konzepten für die Arbeit der Bewegung ausgehen. Dem Kon-

zept der „Unionierungen“ stand das vor allem von den lutherischen Theologen bevorzugte 

Konzept der „Arbeit von innen heraus“ gegenüber. Elert827, Sasse828, Zoellner, Stange, Titius 

                                                           
825 Titius, in: F. Siegmund-Schultze, Die Weltkirchenkonferenz in Lausanne, S. 156f, Zit. S. 158. Vgl. dazu 
auch: R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 114. 
826 Zu dieser Einschätzung vgl.: R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 205ff. 
827 Werner Elert (1885 – 1954) studierte in Breslau, Erlangen und Leipzig Theologie, Geschichte, deutsche Lite-
raturgeschichte, Psychologie und Rechtswissenschaft. Nach sieben Jahren im Pfarramt in Seelfeld in Pommern 
wurde er Direktor des altlutherischen theologischen Seminars in Breslau. Vier Jahre später erhielt er einen Lehr-
stuhl für Kirchengeschichte und 1932 dann auch für systematische Theologie. Er war ein herausragender Vertre-
ter des Neuluthertums. Vgl. BBKL, Bd. I, 1990, Sp. 1486 – 1487. 
828 Hermann Sasse (1895 – 1976) studierte Theologie in Berlin, nahm dann an der Westfront am 1. Weltkrieg 
teilt, machte 1918 sein Examen und übernahm dann eine Pfarrstelle in Templin, später in einer Gemeinde in 
Oranienburg. 1923 erfolgt die Promotion. Er erwarb während eines Studienjahres in den USA die Lehrbefähi-
gung.1928 wurde er Pfarrer der Kirchengemeinde St. Marien in Berlin. Von 1931 – 1934 gab er das kirchliche 
Jahrbuch für den verstorbenen Johannes Schneider heraus. Zum Sommersemester 1933 wurde er als o. Professor 
für Kirchen- und Dogmengeschichte und für Konfessionskunde berufen. Er kritisierte das Parteiprogramm der 
NSDAP und die Gleichschaltungspolitik der Reichsregierung, aber auch sein Verhältnis zur BK war schwierig, 
weil er in dem Barmer Bekenntnis eine Verletzung des Bekenntnisses der Lutheraner sah, weil diese mit Refor-
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und Bonhoeffer und andere vertraten die Ansicht, dass die Einheit der Kirche geglaubt wird 

und nicht als Ergebnis einer wiedervereinigten Kirche der Zukunft zu gelten habe. Diese ge-

glaubte Einheit solle nicht eine Einheit im Geist sein, sondern sichtbar werden. Darum wandte 

sich die lutherische Theologie der Wahrheitsfrage zu. Während Elert, Stange, Sasse und As-

mussen829 die Lösung der Wahrheitsfrage durch einen Konsens in der Lehre forderten, ging es 

Titius, Bonhoeffer und Zoellner weniger um einen Lehrkonsensus als um das „Wortes Got-

tes.“830  

Titius Profil in dieser Frage, wird auf dem Theologentag in Breslau im Jahr 1930 deutlich, wo 

er zu diesem Thema unter der Überschrift „Die kirchlich-ökumenische Aufgabe und ihre 

theologischen Probleme“831 referierte. Titius machte im Verlauf dieses Vortrages auf die gro-

ßen Schwierigkeiten aufmerksam, die durch die Verhandlungen über Glaube und Kirchenver-

fassung in Lausanne auf die verschiedenen Kirchen zukamen. Das Problem war, wie Positio-

nen, die über Jahrhunderte mit der Absicht gewachsen waren, sich zu unterscheiden und ab-

zugrenzen, nun plötzlich zur Verhandlung stehen konnten. Titius griff an dieser Stelle aus-

drücklich auf Karl Barth zurück, der mit großer Schärfe und Klarheit erfasst habe, dass das 

Christentum von letzten Dingen rede.832 In dieser Auffassung stimmte ihm Titius zu und 

reichte ihm „trotz aller gegenseitigen Kritik im Geiste brüderlich die Hand.“ Titius übertrug 

diesen Gedanken auf die ökumenischen Probleme. Er machte deutlich, dass keiner den ande-

                                                                                                                                                                                     
mierten und Unierten gemeinsam ein Bekenntnis formuliert hätten. In dieser Haltung wurde er von Werner Elert 
und Hans Lilje untertützt. Nach dem Krieg nimmt er seine Vorlesungstätigkeit wieder auf. 1949 wird er zum 
Professor an das Immanuel Theol. Seminary der Vereinigten Lutherischen Kirche in North Adelaide / Süd- Aust-
ralien berufen. Vgl. BBKL, VIII, 1994, Sp. 1380 – 1399. 
829 Hans Christian Asmussen (1898 – 1968) war ab 1923 Pastor der Flensburger Diakonissenanstalt, ab 1925 
Gemeindepfarrer in Albersdorf und ab 1932 in Altona. Mit dem „Altonaer Bekenntnis“ vom 11. Januar 1932, 
dessen Hauptautor Asmussen war, begann die Auseinandersetzung zwischen Kirche und nationalsozialistischer 
Reichsregierung. Das Altonaer Bekenntnis war eine Reaktion auf den sog. „Altonaer Blutsonntag“, als im Juli 
1932, zwei Wochen vor den Reichstagswahlen, ca. 7.000 uniformierte SA-Leute durch das von Kommunisten 
und SPD-Wählern geprägte Altona zogen. Nach der Tötung von 2 SA-Leuten kam es zu einem Polizeieinsatz, 
bei dem weitere 16 Menschen starben. Die juristische Aufarbeitung erfolgte schon unter der NS-Regierung und 
führte zu vier Todesurteilen gegen Kommunisten, den ersten Hinrichtungen im Dritten Reich. Die Regierung 
von Papen nutzte den Vorfall, um die SPD-geführte preußische Regierung abzusetzen und die demokratische 
Verfassung in Preußen außer Kraft zu setzen. Altona gehörte 1932 zur preußischen Provinz Schleswig-Holstein. 
Asmussen wurde 1933 suspendiert und ein Jahr später pensioniert. Er war als Mitglied des Reichsbruderrates 
eine wichtige Persönlichkeit des Kirchenkampfes.1936 gründete er die Kirchliche Hochschule in Berlin-Dahlem, 
die am gleichen Tag verboten wurde. Dort unterrichtete er Praktische Theologie. Asmussen wurde 1945 Präsi-
dent der Kirchenkanzlei der Evangelischen Kirche in Deutschland und 1949 -1955 Propst in Kiel. Vgl. BBKL, 
Bd. 1, 1990, Sp. 253. 
830 Zu diesem Abschnitt vgl. R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 206ff, 130, 
274ff, Zit. S. 276. 
831 Der Vortrag ist auszugsweise als Beitrag für die Zeitschrift "Stockholm" abgedruckt: A. Titius, Die kirch-
lich-ökumenische Aufgabe und ihre theologischen Probleme, in: Stockholm. Internationale sozial-kirchliche 
Zeitschrift, 4. Jg., 1931., S. 33-39. 
832 A. Titius, Die kirchlich-ökumenische Aufgabe, S. 37. Barth vertrat im Jahr 1931 eine ähnlich skeptische Auf-
fassung über alle Bemühungen, auf dem Weg über die "Ausklügelung von Kompromissen" die Einheit der Kir-
che herstellen zu wollen. "Die evangelische Kirche kann ihre sichtbare Einheit grundsätzlich nur suchen, aber 
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ren im Streit der Positionen verletzen dürfe, denn letztlich richte allein Gott. Darum dürfe der 

theologische Gegensatz dem Gegner nie die rechte Stellung zu seinem Gott absprechen. 

Ebenso gelte, dass nicht nur, wie Luther immer meinte, in der katholischen Kirche Antichris-

tentum, vorhanden sei, sondern in allen Kirchen, denn „wo Menschen Gottes Sache vertreten, 

da liegt auch die Gefahr des Antichristentums nahe.“ Darum müssen die Kirchen klein wer-

den, damit Christus ganz groß werde. 

Entscheidend ist für Titius die Taufe auf Christus in die „una sancta“. Analoges gelte vom 

Abendmahl. Alles andere ist für Titius nur Mittel für das Letzte. Dies gelte für Titius auch für 

die Erkenntnis der Pastoren und Professoren, die ebenfalls nur menschliches Meinen sei. 

Für die Ökumene bedeute dies, besser auf die Worte der anderen zu hören, die darin oft die 

gleiche Wahrheit aussprächen, auf die man selbst vertraue. Letztlich aber mache nicht Men-

schenwort selig, sondern allein Gottes Wort führe in die una sancta zu Christus.833 Der sprin-

gende Punkt der Ökumene ist daher nach Titius die fundamentale Erfahrung, dass das Zeugnis 

von Jesus Christus auch aus anderen Kirchen und Konfessionen als heiliges Gotteswort erlebt 

werde.834 Damit unterstreicht Titius noch einmal seinen Diskussionsbeitrag zum Thema „Das 

gemeinsame Bekenntnis der Kirche“ auf der Konferenz in Lausanne. Als zu Beginn der drei-

ßiger Jahre nationale Gedanken immer breiteren Raum gewannen, geriet die ganze ökumeni-

sche Arbeit in eine Krise, die in der Forderung nach Abbruch der internationalen Beziehungen 

der Kirche gipfelte.835 

Mit solcher Kritik und anderen Angriffen auf die Stockholmer Bewegung beschäftigte sich 

Titius in Artikeln der Zeitschrift „Stockholm“. In seinem ersten Artikel für diese Zeitschrift 

nahm Titius die ökumenische Bewegung gegen die theologischen Bedenken in Schutz. Gegen 

die Befürchtung, dass die Addition der Standpunkte die Einheit, die Quersumme der Stand-

punkte die Wahrheit der Christenheit ergebe836, verwies Titius auf einheitliche Tendenzen, die 

durch ernsthafte Bemühungen entstanden seien. An den Anfragen der ökumenischen Bewe-

gung an Gesellschaft, Politik und Wirtschaft wollte er dies demonstrieren. 

Titius ging damit auf einen Brief Karl Barths an die Zeitschrift „The Student World“ aus dem 

Jahr 1928 ein. Darin hatte Barth seine Besorgnis ausgedrückt, dass der Anschein erweckt oder 

verstärkt werde: „Die Einheit der Christen in Christus sei eine Wirklichkeit, die durch Additi-

on von möglichst vielen und verschiedenartigen christlichen Standpunkten sichtbar darzustel-

                                                                                                                                                                                     
niemals gefunden zu haben meinen". Zit. nach R. Frieling, Die Bewegung für Glaube und Kirchenverfassung, 
S.279 u. 278. 
833 A. Titius, Die kirchlich-ökumenische Aufgabe, S. 37 u. 38. 
834 Vgl. dazu: R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 277. 
835 Ebd., S. 205. 
836 A. Titius, Die Fragestellung der ökumenischen Christenheit an Politik, Wirtschaft und Volksleben, in: Stock-
holm. Internationale sozial-kirchliche Zeitschrift, 1. Jg., 1929, S. 3. 
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len ist. Die christliche Wahrheit bestehe also in der Summe oder in dem Querschnitt der je-

weiligen im Umlauf befindlichen christlichen Gedanken und Meinungen“837. 

Zunächst sei für die neue ökumenische Bewegung, so Titius, der „Wille zur Einheit gegen-

über der bisherigen Zusammenhanglosigkeit und Getrenntheit“838 charakteristisch. Titius ver-

langte, dass der Wille Gottes scharf vom Willen der Machthaber, des Staates oder der Wirt-

schaft geschieden werde. Weder Politik noch Wirtschaft könnten letzte Ziele bestimmen, denn 

der Gehorsam gehöre allein Gott. Darin sei sich die ökumenische Bewegung einig. Neu an der 

ökumenischen Sozialpolitik sei der universale Blick, das Erfassen der Weltwirtschaft als Be-

zugsrahmen des sozialethischen Denkens. Um die praktischen Weltprobleme aber zu lösen, 

sei eine umfassende Beteiligung nicht nur der Wirtschaft sondern auch der Wissenschaft und 

der sonstigen Kultur am Dienste Gottes nötig. Im Jahr 1928 begründete er auch zusammen 

mit Georg Wobbermin die Zeitschriftenreihe Studien zur systematischen Theologie, die ab 

1928 bis 1934 in rascher Folge eine ansehnliche Zahl von Veröffentlichungen herausbrachte, 

und so auch Schülern der beiden Herausgeber ein Forum für Publikationen bot.839 In den Ver-

handlungen mit der Verlagsleitung von Vandenhoeck und Ruprecht, wo Titius 1926 sein mo-

numentales Werk „Natur und Gott“ herausgebracht hatte, betonten Titius und Wobbermin, 

dass die neue Reihe im „bewußten Gegensatz zu der von Althaus, Barth und Heim bei Kaiser 

in München erscheinenden Reihe stehen solle“840. 17 Veröffentlichungen konnten erscheinen, 

bis nach einem Streit mit der Verlagsleitung im Jahr 1934 um einen Beitrag Wobbermins mit 

dem Titel „Deutscher Staat und evangelischer Glaube“ die Reihe im darauffolgenden Jahr 

eingestellt wurde. Die Verlagsleitung, die sich auf der Seite der Bekennenden Kirche enga-

gierte, konnte die inhaltlichen Ausführungen Wobbermins, insbesondere seine scharfen An-

griffe auf Karl Barth, nicht mehr vertreten.841 

Im Frühjahr 1930 fuhr Titius mit seiner Frau Emma Brandstätter nach Nordamerika, um wis-

senschaftliche Vorträge zu halten und ökumenische Kontakte zu pflegen.842 In Amerika erleb-

te Titius den Rücktritt Macfarlands mit, der den Federal Council of Churches repräsentierte. 

Er stürzte über die Verwicklung in einen „Filmskandal“. Titius setzte sich für Macfarland ein 

und schlug ihm vor, eine neue Aufgabe in Genf zu übernehmen, aber Macfarland, gesundheit-

                                                           
837 K. Barth, Brief an die Zeitschrift “The Student World”, abgedruckt in: Theologische Blätter 1928, S. 208, zit. 
nach R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 278, Anm. 183. 
838 A. Titius, Die Fragestellung der ökumenischen Christenheit, S. 6. 
839 Vgl. dazu: Matthias Wolfes, Protestantische Theologie, S. 301. 
840 Zit. nach: Matthias Wolfes, Protestantische Theologie, S. 302. 
841 Ebd., S. 347-349. 
842 Über diese Reise liegen so gut wie keine Informationen vor. Im Nachlass A. Titius’ findet sich ein Reisetage-
buch, das Emma Titius geführt hat, das aber sicher nur einen kleinen Teil der Reise schildert. A. Keller gibt in 
Briefen Reisetipps für New York, Chicago und St. Louis. Ein Brief Kellers ist an Titius mit der Adresse Divinity 
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lich angeschlagen, lehnte dieses Angebot mit Hinweis auf seine Familie und Gesundheit dan-

kend ab.843 Nach seiner Rückkehr wurde Titius auf der DEKA-Sitzung im November des Jah-

res als Mitglied in die Kommission gewählt, die den Theologiestudentenaustausch mit Nord-

amerika organisieren soll.844 

Im Sommer 1931 verstarb an den Folgen einer Operation Erzbischof Nathan Söderblom. Ge-

neralsuperintendent Zoellner und Titius schrieben Nachrufe für die Zeitschrift „Das Evangeli-

sche Deutschland.“845 Nach Zoellner trauern vor allem jene um Söderblom, die an der Zerris-

senheit der Kirchen leiden und jene, die in der großen Entscheidung zwischen der „internatio-

nalen Front des Antichristentums“ und der Front des Christus auf letzteren vertrauten. Zoell-

ner hob die Stockholmer Tagung als Höhepunkt Söderbloms Wirkens heraus und nahm ihn 

gegen den Vorwurf des Synkretismus in Schutz. Söderblom verstand sich als Lutheraner, was 

Zoellner durch sein persönliches Zeugnis unterstrich.846 

Titius gab zunächst einen Überblick über Söderbloms Werdegang. Inhaltlich eingehender 

befasste er sich mit der Frage, welche Konsequenzen Söderblom aus dem Weltkrieg gezogen 

habe. Der Weltkrieg habe Söderbloms ganzes Denken und Sinnen in den Bann der Frage ge-

stellt, „welches die Antwort des Christentums darauf sein müsse.“847 „Die Versöhnung der 

Völker, vorab die Einigung der christlichen Kirchen“848 sei nach Titius Söderbloms Antwort 

gewesen, das Ziel, auf das er seine beste Kraft setzte. Dabei sei Söderblom von vornherein 

klar gewesen, dass die Vereinigung nicht über ein gemeinsames Bekenntnis beginnen könne, 

sondern gerade mit Blick auf die Wunden des Krieges nur über einen starken praktischen Im-

puls. Darum habe sich die Idee einer auf dem Gebiet der sittlichen und sozialen Fragen zu-

sammenarbeitenden Gemeinschaft der Kirchen ergeben. 

Als Söderbloms „Testament an die ökumenische Bewegung“ bezeichnete Titius Söderbloms 

Gedanken, „daß sich 'ein neuer Ausdruck des Glaubens an den lebendigen Gott durch Chris-

tus unter der Leitung des Heiligen Geistes in der Sprache und Denkweise unserer Zeit finden 

                                                                                                                                                                                     
School, University Chicago gerichtet. Vgl. Geheimes Staatsarchiv der Stiftung Preußischer Kulturbesitz, I / 92 
Titius, Nr. 31, 32, 36, u. 42.  
843 Vgl. dazu die Briefe Macfarlands an Titius Nr. 46, 49, die Briefe von Tippy an Titius 47, 48, 50, 51 und die 
Ergebenheitsadresse der Mitarbeiter Macfarlands Nr. 44 an diesen, in: Geheimes Staatsarchiv der Stiftung Preu-
ßischer Kulturbesitz, I / 92 Titius. 
844 EZA 1 / A2 / 27, DEKA-Protokoll vom 27./28. 11. 1930, S. 68. 
845 W. Zöllner, Erzbischof D. Söderblom, in: Das Evangelische Deutschland. Kirchliche Rundschau für das Ge-
samtgebiet des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes, 8.Jg., 1931, S. 243; A. Titius, Erzbischof D. Söder-
blom, ebd. S. 244f. 
846 W. Zöllner, Erzbischof D. Söderblom, S. 243. 
847 A. Titius, Erzbischof D. Söderblom, S. 244. 
848 Ebd., S. 244. 
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läßt'“849. Als einen wesentlichen Schritt zu diesem Ziel habe Söderblom die Abendmahls-

gemeinschaft der vereinigten Kirchen vorgeschwebt. 

Im Kirchlichen Jahrbuch 1931 konstatierte H. Sasse eine Verschärfung der „Krisis der öku-

menischen Arbeit, von der wir im vorigen Jahrbuch sprachen“. Die wirtschaftliche Not, vor 

allem aber die Krise aller internationalen Bewegungen habe die Krise der Ökumene verur-

sacht. Während nun die nationalen Bewegungen die Oberhand gewonnen hätten, bestehe die 

Chance, die eigentliche ökumenische Arbeit unabhängig von politischen Strömungen zu er-

kennen und eine programmatische Grundlegung der Stockholmer Bewegung zu leisten.850 

Titius hat in der weiteren Arbeit der Bewegung für Glaube und Kirchenverfassung, so weit 

ich sehe, keine weiteren Spuren hinterlassen. 

 

 

6.3. Der Kirchentag in Königsberg und Titius’ Verhältnis zu Volkstum, Nation und Staat 

 

Nach den Bemühungen der deutschen Delegation bei der Tagung des Fortsetzungsausschus-

ses im August 1926 in Bern, in der Frage nach der Kriegsschuld zu einem vernünftigen Aus-

gleich zu kommen, war die Tagung des Deutschen Evangelischen Kirchentages von Anfang 

an mit Blick auf das Verhältnis zwischen Staat und Kirche in den politischen und nationalen 

Fragen, die der Kirchentag beriet, einigermaßen entlastet. Der Verlauf des Kirchentages vom 

11. bis 15. Juni 1927 in Königsberg bestätigte die guten Vorzeichen. 

Der Geschäftsbericht stellte mit Blick auf die Berner Sitzung des Fortsetzungsausschusses 

fest: „Durch die hier erfolgte und vom Kirchenausschuss gebilligte Behandlung der 

Kriegschuldfrage wurde für die weitere Mitarbeit des Kirchenbundes ein schwerer Stein des 

Anstoßes aus dem Wege geräumt.“851 Zum einen brachte der Verlauf, besonders der Vortrag 

von Kahl, eine gewisse Entspannung im Verhältnis von Staat und Kirche, indem die vorfind-

liche Obrigkeit als solche anerkannt wurde, was nach den Infragestellungen jener traditionel-

len Auffassung zu Beginn der Republik neu und nicht selbstverständlich war - und indem das 

Recht, das durch die Revolution gesetzt worden war, jenseits der Unterscheidung von materi-

ellem oder formalem Recht, von Kahl ausdrücklich als verpflichtend anerkannt wurde. 

 

                                                           
849 Ebd., S. 245. 
850 H. Sasse (Hrsg.), Kirchliches Jahrbuch für die evangelischen Landeskirchen Deutschlands. Ein Hilfsbuch zur 
Kirchenkunde der Gegenwart, 59. Jg., Gütersloh 1932, S. 529 - 531. 
851 Deutscher Evangelischer Kirchenauschuß (Hrsg.), Verhandlungen des zweiten deutschen Evangelischen 
Kirchentages 1927 in Königsberg, Berlin o. J., S. 65. 
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Andererseits betonte der auf Titius’ Vorschlag852 für Präses Wolff853 eingesprungene P. Alt-

haus854 in seinem Vortrag seine Einschätzung der deutschen Gegenwart als „schmerzliche 

Entartung“ gemessen an den Kriterien des deutschen Volkstumsgedankens.855 Althaus warnte 

vor der Wiederholung eines Fehlers, den die Kirche schon einmal gemacht habe: „Evangeli-

sche Männer und Frauen! Wir stehen in einer Schicksalsstunde unseres Volkes und unserer 

Kirchen. Wir fühlen ihre Verantwortung. Furchtbar, wenn Volkstumsbewegung und Kirche 

sich ebenso verfehlten, wie Arbeiterbewegung und Kirche sich weithin verfehlt haben! Heute 

droht die Gefahr, daß wir eine Volkstumsbewegung bekommen, die der Kirche verloren ist, 

und eine Kirche, die ihr Volk als Volk in seinem heißesten Wollen nicht mehr findet. 

Schmerzlicheres könnte uns nicht geschehen. Es wäre das Todesurteil für unser Volkstum, es 

wäre der Verzicht der Kirche auf ihre Sendung, die Welt zu durchdringen, ein ganzes Volk, 

für das sie vor Gott verantwortlich sind, ihm zuzuführen. Daß es doch nimmermehr dahinkä-

me! Uns jedenfalls, die Diener und vor anderen Verantwortlichen der Kirche, lassen Sie Fleiß 

tun, daß die Stunde, die Gott bereitet hat, nicht vergeblich dahingehe!“856 

Über Titius’ Motive, Althaus für einen Vortrag auf dem Kirchentag vorzuschlagen, kann nur 

spekuliert werden.857 Vielleicht lässt sich gerade aus den Schlusssätzen des Althaus-Vortrages 

aber ein Hinweis gewinnen. Es ist durchaus möglich, dass auch Titius befürchtete, dass die 

evangelische Kirche eine gesellschaftliche Entwicklung und Herausforderung versäume, ähn-

lich, wie sie nach seiner Auffassung in der sozialen Frage im 19. Jahrhundert versagt hatte. 

                                                           
852 K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 173. 
853 Friedrich Walter Paul Wolff (1870 – 1931) war zunächst Pfarrer in Otzenrath, ab 1901 hatte er eine Gemein-
de in Aachen. Von 1919 an war er Präses der Rheinischen Provinzialsynode. Er war unter anderem Verantwort-
lich für die großen rheinischen Kirchentage 1924 in Köln und 1930 in Saarbrücken. Vgl. www.archiv-
ekir.de/wolffinh.html.  
854 Paul Althaus (1888-1966) studierte in Tübingen und Göttingen Theologie. In Göttingen wurde er promoviert, 
seine Habilitation erfolgte 1913. An der Universität Rostock wurde er 1919 Professor für Systematische Theolo-
gie, nachdem er im 1. Weltkrieg als Lazarettpfarrer gedient hatte. Im Jahr 1925 erheilt er einen Ruf als Professor 
für Systematische und Neutestamentliche Theologie nach Erlangen. Ab 1932 war er auch Universitätsprediger. 
Mit seiner Uroffenbarungslehre setzte er besondere Zeichen in der Theologie. Seine Lehre von den Schöpfungs-
ordnungen hat insbesondere im Bezug auf die Schöpfungsordnung Volk zu umstrittenen Aussagen zu Judentum 
und Nationalsozialismus geführt. Er begrüßte die Machtergreifung der Nationalsozialisten als „deutsche Stunde 
der Kirche“. Mit Elert verfasste er ein Gutachten zur Einführung des Arierparagraphen in der Kirche, wonach 
nichtarische Bewerber von kirchlichen Ämtern auszuschließen seien, während Nichtarier mit einem kirchlichen 
Amt nicht entlassen werden sollten. Später distanzierte er sich immer mehr vom Nationalsozialismus und dessen 
Kirchenpolitik. Vgl. BBKL. Bd. I, 1990, Sp. 130-131. 
855 P. Althaus, Kirche und Volkstum, in: Deutscher Evangelischer Kirchenauschuß (Hrsg.), Verhandlungen des 
zweiten deutschen Evangelischen Kirchentages 1927, S. 204-224, Zitat S. 205. Vgl. dazu: K. Nowak, Evangeli-
sche Kirche und Weimarer Republik, S. 174ff. 
856 P. Althaus, Kirche und Volkstum, in: H. - W. Krumwiede Kirche und Theologie in der Weimarer Republik, 
S. 206f. Zu Althaus vgl. auch R. Kurz, Nationalprotestantisches Denken in der Weimarer Republik. Vorausset-
zungen und Ausprägungen des Protestantismus nach dem Ersten Weltkrieg in seiner Begegnung mit Volk und 
Nation, Gütersloh, München 2007, S. 408 – 513, zum Kirchentag S. 449 – 453 und S. 173 – 177. 
857 Titius erschien es „wünschenswert, dass dieses Mal auch eine andere kirchenpolitische Richtung zu Wort 
komme als in Bethel,.. Es sei nämlich notwendig, alle Richtungen zur Mitarbeit im Kirchenbund zu bewegen.“ 
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Insofern hätte Titius hoffen können, dass Althaus' Warnungen, an dieser exponierten Stelle 

ausgesprochen, die nötigen Wirkungen entfalten werden. Zudem trug Althaus' Vortrag auch 

zu einer wichtigen Klärung bei, indem er den Versuchungen völkischer Religion eine klare 

Absage erteilte.858 Vielen Vertretern einer völkischen Religion warf Althaus „die Benutzung 

eines Götzen für menschlichen Lebensanspruch, Größe und Herrschaft“ vor. Zwar erkannte er 

Selbstbezeugungen des Schöpfergottes im Volkstum an, aber die entscheidende Heilsoffenba-

rung Gottes war für Althaus kein neues fremdes Wort, nicht aus der Tiefe des eigenen Volks-

tums quellend, sondern aus der Ferne, aus der Höhe gesprochen.“ Die Heilsoffenbarung erge-

he als „Hören eines einmaligen, konkreten Wortes aus der Höhe, aus der Fremde, die aller 

Völker letzte Heimat ist.“ Weil Kirche und Volkstum nicht zusammenfallen, sondern gegen-

einander selbständig bleiben, sei es der Kirche leichter gemacht, „nicht Sklavin des Volks-

tums zu sein, sondern freie Dienerin, nicht das Reich Gottes an einen völkischen Willen zu 

verraten, sondern den völkischen Willen wirklich zu heiligen auf Gottes Reich hin.“ Zugleich 

warnte Althaus vor „Überfremdung“, sah eine „jüdische Bedrohung“ des Volkstums und eine 

„zersetzende großstädtische Geistigkeit“ überwiegend jüdischer Provenienz, wobei es ihm 

ausdrücklich nicht um Fragen des Blutes, der Rasse oder der Religion ging.859 

So zeigten sich auf diesem Kirchentag zwei Linien: zum einen das pragmatische Arrangement 

mit den faktischen Zuständen, zum anderen die schillernde Auseinandersetzung mit Vorstel-

lungen vom Volkstum als dem eigentlichen Träger christlich-deutscher Identität, verbunden 

mit einer innerlichen Distanz zur Republik. 

Die „Vaterländische Kundgebung“ des Kirchentages versuchte diese Gedankenlinien zu ver-

binden. In ihr wurde zwar die Forderung nach Frieden erhoben, wie an anderen Stellen auch, 

aber verbunden mit der Forderung nach „Freiheit und Recht des eigenen Volkes“. Darum hält 

Krumwiede die Forderung nach Frieden für eine „Leerziffer nationaler Liturgie“. In der ur-

sprünglichen Fassung der Kundgebung war die Aufforderung zum Gehorsam gegen den Staat 

konkret auf den Weimarer Staat bezogen. In der Endfassung wurde dieser konkrete Bezug 

allerdings gestrichen, „weil es nicht die Aufgabe der Kirche sei, über Recht und Unrecht einer 

Staatsform zu urteilen.“860  

                                                                                                                                                                                     
Deka Sitzung vom 8. und 9. Dezember 1926, in EZA 1/A3/118, zit. nach: D. Bormuth, Die Deutschen Evangeli-
schen Kirchentage, S. 231, Anm. 897. 
858 ebd., S. 192ff. 
859 ebd., Zitate S. 194, 195, 206 und 199. 
860 H. W. Krumwiede, Kirche und Theologie in der Weimarer Republik, S. 187. So fand auch 1927 in den offizi-
ellen Gremien der Deutschen Evangelischen Kirche kein wirklicher Durchbruch zur Völkerversöhnung statt, 
obwohl Deutschland 1926 in den Völkerbund aufgenommen worden war, obwohl im August 1918 der Kel-
log-Pakt von Deutschland unterzeichnet wurde, in dem unter anderem auf den Krieg als Mittel der Politik ver-
zichtet wurde, obwohl im September Verhandlungen über die Reparationsleistungen und die vorzeitige Beendi-
gung der Besetzung des Rheinlandes im Völkerbundrat begannen. (H. W. Krumwiede, ebd., S. 184). 
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Titius blieb weiterhin Mitglied im Sozialen Ausschuß des Kirchentages. In anderen Aus-

schüssen ist er nicht mehr beteiligt. Als Mitglied des sozialen Ausschusses legte er dem Kir-

chentag eine Resolution zum Problem des Geburtenrückganges vor, die mit leichten Ände-

rungen den sozialen Ausschuss schon passiert hatte. In dieser Resolution bezeichnete Titius 

den Geburtenrückgang „als warnendes Zeichen des Niedergangs und sittlichen Verfalls.“ Ti-

tius sah zwar auch in der verbreiteten Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot Ursachen für diesen 

Geburtenrückgang, meinte aber den tieferen Grund in „Scheu vor der Verantwortung, Er-

schütterung der Geschlechtsmoral, Mangel an Opferwillen, Verhütung, Abtreibung“861 sehen 

zu müssen. Für ihn war die Ehe „Gottesordnung“ und er warnte davor, dass im Verfügen über 

die Leiber Gottes heilige Schöpferordnung verletzt werde, denn dies könne nicht ungestraft 

geschehen. Von der Kirche erwartete Titius seelsorgerlichen Beistand und Ermahnung der 

Gewissen, vom Staat eine Verbesserung der sozialen Verhältnisse, aber auch den Kampf ge-

gen öffentliche Zügellosigkeit.862 Titius Position in dieser Frage bleibt ganz im üblichen 

Spektrum. 

Obwohl Titius in dieser Resolution durchaus auch mit Begriffen wie Gottesordnung und 

Schöpfungsordnung argumentiert, sehen wir ihn mit Blick auf völkische Vorstellungen in 

einer warnenden Position. Schon ein Jahr vor dem Königsberger Kirchentag hatte Titius an 

die Grenze und Distanz von Christentum und Kirche gegenüber Staat und Volk erinnert. 

In einem Beitrag für die „Christliche Welt“ wies er darauf hin, dass das Christentum ein über-

nationales Element enthalte, weil das Nationale mit dem Religiösen nicht identisch sein kön-

ne. „Ein Christentum, das an die Schranke der Nation gebunden bleibt, ist kein Christen-

tum.“863 Titius bekannte, dass es ihn sehr getroffen habe, als bei einer ökumenischen Ver-

sammlung Bischof Brent davon sprach, dass das moderne Christentum doch nicht dem mo-

dernen Staat Weihrauch opfern dürfe. Auch in den folgenden Jahren griff er bei verschiede-

nen Gelegenheiten dieses Thema auf und warnte vor einer kurzschlüssigen Identifizierung des 

Gotteswillens mit anderen Mächten, z. B. in einem Beitrag für die Zeitschrift Stockholm. 

Nach Titius’ Überzeugung stellte die ökumenische Bewegung nicht nur die Gestalt und Prä-

gung des öffentlichen Lebens in Frage, sondern auch sich selbst in ihrer zu engen Verbindung 

                                                           
861 Deutscher Evangelischer Kirchenauschuß (Hrsg.), Verhandlungen des zweiten deutschen Evangelischen 
Kirchentages 1927, S. 200. Ein Streit über die Frage, ob die Konferenz der Evangelischen Arbeitsorganisationen 
allein das Vorschlagsrecht für die 15 Mitglieder aus evangelischen Vereinen für die Teilnahme am Kirchentag 
haben sollte oder ob auch andere, nicht in der von Phillips geleiteten Konferenz, ein solches Vorschlagsrecht 
haben sollten, offenbart, dass die Idee des von Titius gegründeten Volkskirchenbundes 1927 keinerlei Bedeutung 
mehr hat. (ebd., S. 291ff.) 
862 ebd., S. 275ff., Zit. S. 275 u. S. 277. 
863 A. Titius, Der angelsächsische Aktivismus und Luther, in: Christliche Welt, 40. Jg., Nr. 14, 1926, Sp. 672. 
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von Christentum und Kirche mit Volkstum und Staat.864 Darin erkenne die ökumenische Be-

wegung ihren Anteil an der allgemeinen Schuld. Gegen ein inniges Verhältnis zu Heimat und 

Vaterland des Christen hatte Titius durchaus nichts einzuwenden. Der Geist des Evangeliums 

dürfe aber nicht „durch Normen und die Interessen seines eigenen Volkes“ gedämpft werden 

oder eingeengt werden, vielmehr müsse umgekehrt „das Leben und das Recht seines Volkes 

nach den unwandelbaren Normen Gottes“ beurteilt und gerichtet werden. Titius warnte vor 

der Anmaßung mancher moderner Staatssouveränität, „die den Staatswillen und das Staatsin-

teresse zur leitenden Instanz erhebt und mit dem Willen Gottes geradezu identifiziert.“ Viel-

mehr müsse Gottes Wille und der Wille der Machthaber scharf geschieden werden, der Ge-

horsam aber gehöre Gott. Darin sei sich die ökumenische Bewegung einig. 

Aus dieser Einsicht ergebe sich auch eine neue Bewertung der sozialen Klassen, da nun die 

staatstragenden Klassen nicht mehr bevorzugt, die anderen abgelehnt würden. Titius betonte, 

dass es die Aufgabe der ökumenischen Christenheit sei, „auf Frieden, einen wahren Frieden, 

eine wirkliche Völkerversöhnung hinzudrängen“. In diesem Zusammenhang wünschte sich 

Titius auch eine stärkere Rolle des Völkerbundes, der erst zum wahren Völkerbund werden 

müsse.865 Im gleichen Jahr fand im DEKA eine kurze, aufschlussreiche Diskussion statt, die 

ein Schlaglicht auf Titius’ positive Einstellung zur Weimarer Republik wirft, die wir bei ihm 

als DDP-Mitglied stets voraussetzen konnten. 

Der DEKA diskutierte über eine Anregung des Reichsinnenministers, das zehnjährige Beste-

hen der Verfassung am 11.8.1929 auch kirchlicherseits feierlich zu begehen.866 Im vergange-

nen Jahr hatte es aus Anlass dieses Tages noch reichlich Querelen gegeben. Die Bitte des 

preußischen Kultusministers um Beflaggung und Gottesdienste hatte der EOK lediglich im 

Amtsblatt abgedruckt und „überließ im übrigen die Entscheidung über Beflaggen und Läuten 

der Kirchenglocken den Gemeindekirchenräten.“867 Dabei zeigten die Kirchen keineswegs 

prinzipielle Scheu, sich mit den Insignien weltlicher Denkungsart zu schmücken.868 Es drück-

te sich hier eher die in den Kirchenleitungen doch noch nicht überwundene Distanz zur Re-

publik aus. Auf seiner Sitzung am 31.5. und 1.6.1929 ging es dem DEKA nun um die Frage, 

ob sich der DEKA dem Ansinnen anlässlich des Jubiläums der Verfassung verweigern sollte, 

ob er die Anregung wie im letzten Jahr unkommentiert an die Landeskirchen weiterleiten soll-

                                                           
864 A. Titius, Die Fragestellung der ökumenischen Christenheit, S. 7. 
865 Ebd. Zitate S. 7, 8 u. 9. 
866 Karl-Heinz Fix, Die deutschen Protestanten und die Feier der Weimarer Reichsverfassung, in: Evangelische 
Arbeitsgemeinschaft für kirchliche Zeitgeschichte, Mitteilungen 21, München 2003, 53 – 79, Zur zehnjährigen 
Feier des Verfassungstages siehe besonders S. 64. ff. 
867 K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 178. 
868 Andere als die schwarz-rot-goldenen Farben, wurden z. B. für die Traditionsverbände durchaus aufgezogen. 
Beispiele ebd., S. 173f. 
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te oder ob er positiv zu diesem Gedanken Stellung beziehen sollte. Vor allem Titius und Kahl 

machten im DEKA deutlich, dass ihrer Meinung nach die deutschen evangelischen Kirchen 

allen Grund haben, zu danken. „So viel wir verloren haben, das muß jeder sagen: im ganzen 

genommen haben sich die Dinge anders entwickelt, als man 1918 und 1919 hat erwarten müs-

sen.“ Darum schlug Titius eine positive Würdigung des Anliegens und eine entsprechende 

Weiterleitung an die Landeskirchen vor. So wurde es vom DEKA dann auch beschlossen.869 

Diese Stellungnahme unterstreicht die positive Wertschätzung, die Titius der Republik und 

ihrer Verfassung grundsätzlich entgegenbrachte. Titius hat dieser Einstellung auch dadurch 

Rechnung getragen, dass er zu der im Mai 1926 in Berlin gegründeten „Vereinigung freiheit-

licher Akademiker“ gehörte, die als ein „Gegengewicht zur Altherrenschaft des antisemiti-

schen und völkischen Deutschen Hochschulrings“ gedacht war und aus deutschnationalen 

Kreisen heftig angegriffen wurde.870  

Im Jahr 1931 kam Titius erneut auf das Verhältnis von Volk und Staat zu Christentum und 

Kirche zu sprechen. In einem Artikel über die soziale Arbeit der ökumenischen Bewegung 

schilderte er die Frage nach Volk und Staat und ihr Verhältnis zu Christentum und Kirche als 

besonders brennend.871 Titius hielt eine „Vergötterung“ von Staat und Volk für einen Christen 

für unmöglich. Darum musste nach seiner Auffassung der Staatsgedanke revidiert werden. 

Titius hatte dabei wohl besonders die deutschen Verhältnisse im Blick, denn dieser Artikel ist 

ein auszugsweiser Abdruck eines Vortrages, den Titius auf dem Theologentag in Breslau ge-

halten hatte. Drei Gründe gab Titius für diese Revision an: zum einen weise die ökumenische 

Bewegung über die Grenzen hinaus. Dies stimme mit der deutschen Tradition zusammen, 

dass man in Deutschland schon immer großes Interesse an ausländischer Kultur hatte. 

Ein anderer Grund zur Revision des Staatsgedankens sei das Phänomen völkischer und religi-

öser Minderheiten in Deutschland, aber auch deutscher Minderheiten in anderen Ländern. 

Diese Tatsache schließe aus, dass Staat und Volk „als absolute Größe gesetzt werden dür-

fen.“872 Der dritte Grund sei das Instrument der Völkerversöhnung, der Völkerbund. Titius 

ermahnte in diesem Zusammenhang besonders die Deutschen zu bedenken, dass sie nicht al-

lein auf der Welt seien und nur durch Zusammenarbeit gedeihen können. Er wies jede Vergöt-

terung des Menschen, auch des deutschen Wesens, ausdrücklich zurück. 

                                                           
869 EZA 1 / A2 / 23, S. 357b. Zit. ebd. 
870 H. Döring, Der Weimarer Kreis, S. 78 und Materialtabelle I. Ursprünglich war die Vereinigung, auch "Der 
Bund" genannt, als eine Vereinigung von Akademikern der drei Weimarer Koalitionsparteien gedacht. Bald 
spaltete sich jedoch ihr studentischer Ableger in einen "Bund der sozialdemokratischen Studierenden" und eine 
"Republikanischen Studentenbund". 1928 wird "Der Bund" der Tendenz nach in die Nähe der DDP gerückt. 
(Ebd., S. 80, Anm. 16). Zur deutsch-nationalen Kritik und zum Verhältnis zum "Weimarer Kreis", ebd., S.81ff. 
871 A. Titius, Die kirchlich – ökumenische Aufgabe und ihre theologischen Probleme, in: Stockholm. Internatio-
nale sozial-kirchliche Zeitschrift, 3. Jg., 1931, S. 33 – 39. 
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So sehen wir Titius einerseits als Mahner und Warner vor einem zu engen Verhältnis von 

Volk und Christentum und von Staat und Kirche. Anderseits war er es, der P. Althaus für den 

Königsberger Kirchentag als einen Hauptreferenten vorgeschlagen hatte und ihm so die Gele-

genheit bot, vor einer qualifizierten kirchlichen Öffentlichkeit und per Presseberichterstattung 

darüber hinaus seine Volkstumstheologie auszubreiten. Über die Motive konnten wir nur 

Vermutungen anstellen. Titius selbst ist eindeutig nicht nationalistisch gesinnt, wohl aber na-

tional. Er hält an den Schöpfungsordnungen fest, wenn er auch in seiner Auffassung nicht 

erstarrt erscheint. Im DEKA wird er darum - trotz dessen ganz anderer politischer und theolo-

gischer Ausrichtung - geduldet und akzeptiert, hat in anderen kirchlichen Gremien und Aus-

schüssen des Kirchentages, der Ökumene oder des ESK deutlich Einfluss, vermutlich weil er 

eben national zuverlässig war und seine Akzentsetzungen in der Frage nach den Schöpfungs-

ordnungen allenfalls Nuancen ausmachten. 

 

 

6.4. Titius’ Mitarbeit an der Abrüstungsfrage 

 

Während Titius also die ökumenische Öffnung der deutschen Kirchen mit vorangetrieben 

hatte und auch gegen Kritik verteidigte und vor einer Identifizierung des Gotteswillens mit 

dem Staatswillen oder Staatsinteresse warnte, arbeitete er gleichzeitig an der Frage der Abrüs-

tung mit und stellte sich auch hier gegen national - konservative Interessen. 

Nachdem 1926 in Lausanne Prag als Tagungsort festgelegt worden war, setzte der deutsche 

Zweig des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen das Abrüstungsthema als Haupt-

verhandlungsgegenstand für die Tagung im Spätsommer 1928 durch.873 Das Thema wurde 

aus deutscher Sicht als besonders drängend angesehen, weil Deutschland durch den Versailler 

Vertrag zur Abrüstung gezwungen worden war und man sich nun wünschte, dass die anderen 

Länder nachziehen. 

In den Jahren 1921 und 1922 hatte man auf verschiedenen politischen Konferenzen die Hoff-

nung gehegt, dass ein starker Völkerbund einst die nationale Sicherheit garantieren könne und 

internationale Streitigkeiten durch Schiedsgerichte und Vermittlungsverfahren gelöst werden 

könnten.874 Allerdings fristeten der Weltbund für Freundschaftsarbeit der Kirchen und beson-

ders der deutsche Zweig dieses Bundes in Deutschland ein Schattendasein. Stand man dieser 

Organisation wegen des großen britischen Einflusses schon immer skeptisch gegenüber, so 

                                                                                                                                                                                     
872 A. Titius, Die kirchlich – ökumenische Aufgabe, S. 35. 
873 R. Gäde, Kirche, Christen, Krieg und Frieden, S. 84. 
874 H. Gründer, Walter Simons, S. 46. 
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war das Verhältnis zur offiziellen Kirche, zum DEKA und den Kirchenleitungen seit Sieg-

mund-Schultzes scharfer Kritik an dem Auftreten der deutschen Vertreter auf der Stockhol-

mer Tagung erneut abgekühlt. Eine Anfrage des DEKA an die Landeskirchen, ob Interesse an 

der Teilnahme an der Tagung des Weltbundes bestehe, hatte lediglich zwei Zusagen ergeben. 

Kapler entsandte daraufhin vier Vertreter des Kirchenbundes nach Prag.875 

Vorbereitend hatte sich der deutsche Zweig des Weltbundes auf seiner Jahresversammlung 

vom 26.- 28.4.28 in Heidelberg mit diesem Thema beschäftigt.876 Titius legte dort seine Ge-

danken als Vortrag vor, der dann in den Zeitschriften „Die Eiche“ und „Das Evangelische 

Deutschland“ abgedruckt wurde.877 In diesem Vortrag stritt Titius gegen die seiner Anschau-

ung nach friedensfeindliche Anschauung, nach der Krieg mit Naturnotwendigkeit angeblich 

immer wieder stattfinde. Keineswegs könnte die Theologie behaupten, dass die endgültige 

Überwindung des Krieges mit dem Kommen des Reiches Gottes gleichgesetzt werden könne. 

Titius widersprach auch der Behauptung, dass Krieg deswegen nicht auszurotten sei, weil die 

Sünde in der Natur des Menschen unausrottbar verwurzelt sei. Dagegen könne schon eine 

berechnende Selbstsucht einen Antrieb zur Überwindung des Krieges darstellen, da Krieg 

eine Störung des Wohles darstelle. Die Aufgabe der Kirche sah er im Wirken auf die Gesin-

nung unter Ausnutzung dieses „wohlverstandenen Eigeninteresses“ und unter Anknüpfung an 

den Fortschrittsgedanken. 

Die Erfüllung der prophetischen Friedensverheißung versteht Titius nicht als Wirklichkeit in 

der Ewigkeit, sondern fasst sie durchaus als Verheißung in Raum und Zeit auf. Die Waffen 

niederzulegen, sei ein Gebot der Verheißung, wenn Zeichen erkennbar seien, dass die Erfül-

lung dieser Verheißung nahe gekommen sei. Solche Anzeichen meinte Titius in den damali-

gen Zeitumständen zu erkennen. Er hoffte auf die übernationalen Zusammenhänge, die in der 

Lage sein konnten, den Krieg als Möglichkeit der Konfliktlösung auszuschalten. Weil sich der 

Charakter des Krieges aber auch grundlegend gewandelt habe, sei er heute nicht mehr der Ort 

der Bewährung mannhafter Tugenden. Vielmehr gehe es um die Millionenheere und Maschi-

nen, um die physikalische und chemische Technik, die gegeneinander eingesetzt würden. Da-

rum zerstöre ein solcher Krieg in blindem Wüten unterschiedslos auch das Leben von Frauen, 

Kindern und Greisen und sei darum unüberbietbar an Sinnlosigkeit und Barbarei. 

                                                           
875 EZA 1 / A2 / 23, S. 323b. 
876 Einen Bericht über den Verlauf der Verhandlungen in Prag und den Wortlaut von Titius ' Vortrag konnte ich 
bisher nicht ausfindig machen. Es ist aber zu vermuten, dass Titius in Prag die Position vertreten hat, die er 
schon wenige Monate vorher in Heidelberg deutlich gemacht hatte. 
877 A. Titius, Zur Abrüstungsfrage, in: Die Eiche, 16. Jg., Nr.3, 1928, S. 291-297. In einer Kurzfassung in: Das 
Evangelische Deutschland. Kirchliche Rundschau für das Gesamtgebiet des Deutschen Evangelischen Kirchen-
bundes, 5.Jg., 1928, S. 157f. 
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Er knüpfte an seine Worte auf dem Kirchentag 1919 in Dresden an, wenn er sagt: „Bisher war 

es nach dem Krieg uns Deutschen auferlegt, waffenlos durch eine waffenstarrende Welt zu 

gehen. Gott will geben, daß wir in Bälde waffenlos durch eine entwaffnete, befriedete und uns 

befreundete Welt gehen können.“878 

Beachten wir, dass Titius hier gegen alle damals verbreitete Logik eine innerweltliche Bedeu-

tung der prophetischen, eschatologischen Friedensverheißung vertritt gegen das damalige 

Reich Gottes Verständnis und also nicht auf der Seite der deutschen Stockholmer steht. Wir 

finden ihn wieder in der Nähe von Positionen, die eher im linken, als im liberalen Spektrum 

zu finden waren. Bedenkt man weiter, wie sehr der Glaube an den Krieg als Gottes Mittel der 

Weltregierung noch verbreitet war, so wird die Sonderposition Titius’ erst recht deutlich. 

Auf der Prager Weltkonferenz vom 24. – 30. 8. 1928 vertrat Titius seine Position, wie er sie in 

seinem Heidelberger Vortrag dargelegt hatte. Rade griff Titius’ Gedanken, dass die Kirche im 

Sinne des Friedens Bewusstsein zu bilden habe, in seinem Referat „Moralische Abrüstung – 

eine ernste Notwendigkeit“ auf. Die alte Beziehung und gedankliche Verwandtschaft mit Ti-

tius hatte sich in dieser wichtigen Frage also erhalten. 

Graf von Bernstorff879, der deutsche Abrüstungsvertreter bei den Verhandlungen in Genf, gab 

dort einen Bericht über den Stand der Bemühungen.880 Als weiterer Redner trat Simons, der 

ESK-Präsident, auf der Tagung auf, der auch schon bei der vorbereitenden Tagung in Heidel-

berg vorgesehen war.881 

Die Prager Resolution enthielt vor allem den Aufruf an die Regierungen der Länder, die Ver-

sprechungen von 1919 endlich in die Tat umzusetzen. Weiter wurde ein internationales 

Schiedsgericht zur Klärung internationaler Streitigkeiten gefordert. Der Krieg wurde als Mit-

tel der Politik abgelehnt. Man bekannte sich zum Rechtsgedanken in der internationalen Poli-

tik.882 

                                                           
878 A. Titius, Zur Abrüstungsfrage, in: Die Eiche, S. 297. Vgl.: R. Gäde, Kirche – Christen – Krieg und Frieden, 
S. 84. 
879 Johann Heinrich Graf von Bernstorff (1862 -1939) war im diplomatischen Dienst in Konstantinopel, Belgrad, 
Sankt Petersburg, München und London. 1906 versuchte er von seinem Dienstsitz Kairo aus die Marokko-Krise 
zu entschärfen. Als deutscher Botschafter war er von 1908 bis 1917 in den USA. Hier versuchte er vor allem, die 
USA vom Kriegseintritt gegen Deutschland abzuhalten. Dabei unterstütze er die Friedenspolitik Wilsons und 
kämpfte gegen die deutschen Pläne des uneingeschränkten U-Boot-Krieges. In der OHL und beim Alldeutschen 
Verband machte er sich damit ernste Feinde, die seine Absetzung betrieben. Diese kam nach dem Kriegseintritt 
der USA 1917. Bernstorff wurde nach Konstantinopel als Botschafter entsandt. Von 1921 bis 1928 war er für die 
DDP im Reichstag, nachdem er den Posten des Außenministers abgelehnt und den aktiven Dienst als Diplomat 
quittiert hatte. Als Präsident der Deutschen Liga für den Völkerbund setze er sich für den Beitritt Deutschlands 
zum Völkerbund ein. 1929 wurde er Präsident des Internationalen Verbands der nationalen Völkerbundsorgani- 
sationen. Er vertrat Deutschland in den Jahren 1925 und 1931 als Delegierter bei der „Abrüstungskonferenz für 
internationale Verständigung“. Vgl. wikipedia.org/wiki/Johann_Heinrich_von_Bernstorff. 
880 R. Gäde, Kirche – Christen – Krieg und Frieden, S. 84f. 
881 H. Gründer, Walter Simons, S. 46ff. 
882 ebd. , S. 48. 
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Der Fortsetzungsausschuss der Stockholmer Bewegung, der kurz darauf ebenfalls in Prag 

tagte, trat dieser Resolution bei. Nach Siegmund-Schultze hatte die Kirche auf der Prager Ta-

gung zum ersten Mal ein deutliches Signal für die Abrüstung gegeben. Weiter habe sie die 

Siegerstaaten an ihre Versprechungen nach dem Ende des Weltkrieges erinnert.883 Die Reso-

lution wirkte in der deutschen Öffentlichkeit nicht sehr stark, fand lediglich in der Presse eine 

gewisse Verbreitung.884 

Nach der Prager Konferenz und den Tagungen des Fortsetzungsausschusses und des Exeku-

tivkomitees bemühten sich Titius, Richter885, der in Stockholm im Konflikt mit der deutschen 

Delegation abgereist war, und Spiecker am 17.11.28 die Verstimmung zwischen dem DEKA 

und dem deutschen Zweig des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen zu bereini-

gen.886 

Die drei informierten Kapler, dass Siemund-Schultze das Schriftführeramt niederzulegen ge-

denke. Des Weiteren sollte er das Amt des Generalsekretärs des Weltbundes nur dann behal-

ten, wenn sich der Zwist mit dem DEKA beenden lasse. Am 23.11.28 räumte Siegmund-

Schultze Kapler gegenüber in einem Gespräch Fehler ein, wobei unklar bleibt, welche er 

meinte. 

Auf der März-Sitzung des DEKA im folgenden Jahr wurde das Verhältnis des DEKA zum 

Weltbund noch einmal thematisiert.887 Schreiber berichtete, dass Siegmund-Schultze sein 

Schriftführeramt inzwischen niedergelegt habe und dass Spiecker in Kürze vom Vorsitz der 

deutschen Vereinigung zurücktreten werde. 

Freiherr von Pechmann fasste die Vorbehalte, die er gegen den Weltbund für Freundschafts-

arbeit der Kirchen und seinen deutschen Zweig hatte, noch einmal sehr deutlich und präzise 

zusammen. Sein Votum kann sicher als typisch für die vorherrschende national-konservative 

Grundhaltung in den deutschen Kirchen gelten. Pechmann lehnte jede Beteiligung an der Ar-

beit des Weltbundes ab. Auch eine Entsendung von Beobachtern ging ihm zu weit, an die 

Unterstützung von Resolutionen sei gar nicht zu denken. Für von Pechmann ist der Weltbund 

ein „Organ des Pazifismus... Dieser Pazifismus tue, als hätte Deutschland nichts Dringlicheres 

                                                           
883 R. Gäde, Kirche – Christen – Krieg und Frieden, S. 84. 
884 H. Gründer, Walter Simons, S.49. 
885 Julius Richter (1862 – 1940) studierte Theologie in Leipzig und Berlin, war von 1887 bis 1912 im Pfarrdienst. 
1908 erhielt er den Theologischen Ehrendoktor von der Universität Berlin, 1912 einen zweiten von der Universi-
tät Edinburgh. Seine Habilitation erfolgte 1913 in Berlin, ab 1914 hatte er eine a.o. Professur, und ab 1920 eine 
ordentliche Professur für Missionswissenschaften in Berlin. Er leitete zahlreichen nationale oder internationale 
Missionsgesellschaften oder arbeitete an verantwortlicher Stelle mit. Als Teilnehmer aller wichtigen Missions-
konferenz zwischen 1910 und 1935 gehörte zu den bekanntesten ökumenischen Persönlichkeiten seiner Zeit. 
Seine Leistung bestand vor allem darin, die Missionsgeschichte zu erfassen. Vgl. BBKL, Bd. VIII, 1994, Sp. 251 
– 252. 
886 Zum Folgenden vgl.: EZA 1 / A 2 / 23, S. 323bff. 
887 Zum Folgenden vgl.: EZA 1 / A 2 / 23, S. 323bff. 
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zu wünschen, als daß an diesem Zustand gar nichts geändert würde.“ Die Unterstützung des 

Weltbundes oder gar eine Mitarbeit würde zwei Irrtümer verstärken: zunächst den Irrtum, 

„der in dem ganzen Ideenzusammenhang der pazifistischen Bewegung begründet liege“, dann 

den Irrtum, „als könnte Deutschland jemals sich mit dem gegenwärtigen Zustand der Dinge 

(Versailles) abfinden.“ 

In der Diskussion sprach sich Kapler aber für eine lockere Fühlungnahme mit dem Weltbund 

und seiner deutschen Sektion aus und nahm die Abrüstungsresolution von Prag ausdrücklich 

in Schutz, indem er sie ethisch und politisch einwandfrei nannte. An dieser Bewertung der 

Resolution läßt sich ablesen, dass der Vorstoß, an dem Titius beteiligt war, zu einem gewissen 

Erfolg geführt hatte. Bedenkt man die Aufregung, die Titius’ Sätze noch in Dresden erregt 

hatten, so wird der weite Weg, den der deutsche Protestantismus in Ansätzen zurückgelegt 

hatte, deutlich. Und Titius war es, der ihn entscheidend im Herzen der offiziellen deutschen 

Kirchenrepräsentation in Klarheit inauguriert und mit durchgesetzt hatte. 

Die Tagung des Fortsetzungsausschusses der Stockholmer Bewegung im September 1929 in 

Eisenach sah sich mit einer Friedensresolution konfrontiert, die von Bell888, Monod und Si-

mons verfasst worden war. Darin wurde Krieg als mit dem Geist Christi unvereinbar bezeich-

net und eine Schiedsgerichtregelung der internationalen Konflikte verlangt. Die Kirchen wur-

den aufgefordert, die Bürger nicht zum Kriegsdienst zu ermuntern, wenn nicht die jeweilige 

Regierung vorher das Schiedsgerichtverfahren abgewartet habe. Weder im Fortsetzungsaus-

schuss noch im Exekutivkomitee fand sich für diese Resolution eine Mehrheit. Sie scheiterte 

vor allem am Widerstand der Deutschen gegen jenen Abschnitt, der die Kirchen - aus deut-

scher Sicht - zum Aufruf zur Kriegsdienstverweigerung verpflichtete. Erst nach der Überwei-

sung dieser Angelegenheit an den Weltbund und nach einigen inhaltlichen Veränderungen, 

die die Bedenken der deutschen Gruppe berücksichtigten, konnte die Resolution verabschie-

det werden.889  

 

Aus der Zeit eben dieser Vorgänge, nämlich aus dem Jahr 1929 stammt auch ein kleiner Arti-

kel von Titius, der sich im Umfeld dieses Problemkomplexes ansiedelt. Zusammen mit O. 

                                                           
888 George Kennedy Allen Bell (1883 – 1958), einer der bedeutendsten ökumenischen Theologen der Anglikani-
schen Kirche Englands, war schon früh der Arbeit des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen verbun-
den und gehörte mit Söderblom zu den wichtigsten europäischen Vertretern der Bewegung für Praktisches Chris-
ten. Er war streng anti-nationalsozialistisch eingestellt und unterstütze die Bekennende Kirche, so gut es ging, 
versuchte Kontakt mit den Kirchenführern in Deutschland zu halten, die durch staatliche Maßnahmen aus ihren 
Positionen gedrängt wurden. Während des Krieges sprach er sich gegen die britischen und amerikanischen Bom-
benangriffe auf die großen deutschen Städte aus und nahm schon im Oktober 1945 an der ersten Sitzung des 
neugebildeten Rates der Evangelischen Kirche Deutschlands in Stuttgart als ökumenischer Vertreter teil, bei der 
die „Schulderklärung der evangelischen Christenheit Deutschlands“ formuliert und verabschiedet wurde. Vgl. 
BBKL, Bd. I, 1990, Sp. 469 – 472. 
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Dibelius, E. Stange, A. Deissmann, J. Herz, dem Engländer Sheppard890, dem Schweizer Ha-

dorn891 und dem Franzosen Monod nahm Titius zum Thema „Der politische Friede und die 

Weihnachtsbotschaft Stellung.“892 Deissmann und Hadorn nahmen ausdrücklich auf die Ta-

gung zum Thema Frieden und Abrüstung des Weltbundes in Prag im Jahr 1928 Bezug. Titius 

wollte in seinem Beitrag den Gehalt der Weihnachtsbotschaft nicht nur als innerlichen, geisti-

gen beleuchten, sondern die soziale und politische Dimension herausstreichen. Die Entwick-

lung im Protestantismus habe es mit sich gebracht, dass „das Individuum sich ganz in die 

Sphäre der religiösen Innerlichkeit und des Seelenfriedens versenkt, während der äußere 

Mensch sich - ohne jede religiöse Beziehung dem Staat- und Kulturleben und ihren autono-

men Tendenzen zur Verfügung stellt. Beides aber, jene Politik ohne Religion, diese religiöse 

Mystik ohne Politik, ist, im Weihnachtslichte betrachtet, unzulänglich.“893 

Nicht Waffengewalt, allein Gottesherrschaft könne Friede auf Erden schaffen. Das bedeute: 

„Allgemeine Beugung unter ein ewiges und notwendiges Gesetz unseres Willens“ als Grund-

voraussetzung. Mit ausdrücklichem Bezug auf das Weihnachtsevangelium, komme, so Titius, 

die Gottesherrschaft auf Erden durch Menschen, nämlich „durch Menschen göttlichen Wohl-

gefallens.“ Unter „Menschen des Wohlgefallens“ versteht Titius solche, „die einen göttlichen 

Ruf, einen Auftrag Gottes an die Menschheit in ihrer Seele spüren, nicht nur Friedenskünder, 

sondern Friedensträger, Friedensstifter.“ Die alte Weissagung habe deutlich einen politischen 

und sozialen Gehalt. Die geschichtlichen Voraussetzungen für eine Umsetzung der Friedens-

verheißung gründen sich ganz wesentlich auf die Person und den weltgeschichtlichen Beruf 

dessen, den das Weihnachtsfest feiere. Daneben gebe es weitere Voraussetzungen für einen 

ewigen Frieden der Völker, nämlich „die wirtschaftliche Zusammengehörigkeit und Solidari-

tät der Menschheit, die politische Struktur der großen Nationen und vieles andere mehr.“ Da-

her habe die Weihnachtsbotschaft auch einen stark politischen, sozialen und kulturellen In-

                                                                                                                                                                                     
889 Zu diesem Abschnitt vgl.: H. Gründer, Walter Simons, S. 49f. 
890 Hugh Richard Lawrie (Dick) Sheppard (1880 – 1937) studierte an der Universität Cambridge. Er war ein 
ausgesprochen populärer Pastor, der seine Kirche mehr für die einfachen Menschen in die Verantwortung neh-
men wollte. In 1924 wurde sein Gottesdienst als erster in der englischen Geschichte per Radio übertragen. Das 
machte ihn sehr populär. Er hatte 1928 gute Aussichten Erzbischof von Canterbury zu werden, aber immer wie-
der machte ihm Krankheiten zu schaffen, die mit Erschöpfungszuständen zu tun hatten. In den späten 20ger 
Jahren wurde er immer mehr zum Pazifisten. 1936 gründete er die Peace Pledge Union. Kurz nach seiner Wahl 
zum Rektor der Universität Glasgow, bei der er sich u. a. gegen Winston Churchill durchsetzte, starb er. Vgl. 
www.universitystory.gla.ac.uk/biography und www.en.wikipedia.org/wiki/ Hugh_richard_Lawrie-Sheppard. 
891 Wilhelm Hadorn (1869 – 1929) studierte in Basel, Bern und Greiswald Theologie, hatte Gemeindepfarrämter 
in Saanen, Köniz bei Bern und schließlich seit 1903 am Berner Münster. Seit 1900 war er Privatdozent in Bern, 
1912 a. o. Professor, 1922 ordentlicher Professor für Neues Testament und Kirchengeschichte. Vgl. BBKL Bd. 
II, 1990, Sp. 423. 
892 Dibelius, Stange, Titius u .a., Der politische Friede und die Weihnachtsbotschaft, in: Die Hilfe, 35. Jg.,1929, 
S. 588 – 595. Zu Dibelius vgl. auch: W. Kahle, Otto Dibelius, in W.-D. Hauschild, Profile des Luthertums. Bio-
graphien zum 20. Jahrhundert, Gütersloh 1998, S. 126. 
893 A. Titius, Der politische Friede, S. 591. 
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halt. Das Weihnachtsevangelium werde sich kaum in seinem idealen Sinn voll erfüllen, so-

lange die Menschheit bleibe, wie sie sei. Das schließe aber nicht aus, dass die Verwirklichung 

des Friedens auf Erden „ein heiliges Ideal auch der christlichen Religion bleibt“. Nach Titius 

werden aber alle Bemühungen zur Verwirklichung dieses Ideals scheitern, „wenn nicht alle, 

die von dem tiefen Ernst unserer Zeit erfasst sind und den Ruf Gottes hören, unbeirrt durch 

alle Mißdeutungen und persönliche Kränkung zu Trägern der echten Friedensidee, der Ver-

söhnung der Völker und der Stände werden!“894 

Dass Titius mit der Forderung, unbeirrt von Missdeutungen und persönlichen Kränkungen zu 

Trägern der echten Friedensidee zu werden, keineswegs die öffentliche Meinung über die 

pazifistischen Bestrebungen dramatisiert, zeigt eine Bemerkung von H. Sasse im Kirchlichen 

Jahrbuch über den Beschluss der Tagung des Weltbundes in Cambridge, einen Friedenssonn-

tag auf den 2. Advent zu legen. Sasse berichtet, dass sich Siegmund-Schultze für diesen Ge-

danken stark einsetze. Er kritisierte die Art dieses Engagements und warf Siegmund-Schultze 

vor, dass er sich offenbar nicht vorstellen könne, „daß es deutsche Pfarrer gibt, die eine derar-

tige Feier schon aus dem Grunde nicht begehen, weil sie sonst in die für einen evangelischen 

Theologen außerordentlich peinliche Lage kommen könnten, dafür von der „Eiche“ oder von 

der „Christlichen Welt“ gelobt zu werden.“895  

 

 

6.5. Titius’ Beiträge zu den sozialen Fragen und seine Mitarbeit im Evangelisch-sozialen 

Kongress nach der Stockholmer Konferenz 

 

Dass Kirche und Christentum im Blick auf die wirtschaftliche Entwicklung mit ihren Turbu-

lenzen im nationalen wie im internationalen Maßstab eine wichtige Rolle zu spielen habe, 

betonte Titius im Jahr nach der Stockholmer Konferenz bei zwei Gelegenheiten. Er unter-

strich damit seine Auffassung, dass es keinen weltlichen Bereich gebe, der nur eigenen Re-

geln und Gesetzen unterliege, sondern dass alle Lebensbereiche sich von der christlichen 

Ethik als letztem Maßstab messen lassen müssen. 

In einem Diskussionsbeitrag auf dem 33. Evangelisch-sozialen Kongress in Saarbrücken im 

Jahr 1926, lehnte Titius die Forderung der ‚Wirtschaftsliberalen‘ ab, den wirtschaftlichen Pro-

zess seiner Eigengesetzlichkeit zu überlassen. TItius dagegen plädierte für Eingriffe in den 

Wirtschaftsprozess, wenn die Wirtschaft nicht Hand in Hand arbeite, wie das nach seinem 

Urteil gegenwärtig der Fall sei. Offen aber sei zunächst, welche sittliche Idee auf den Wirt-

                                                           
894 ebd., alle Zitate S. 591 u. 592. 
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schaftsprozess Einfluss nehmen sollte. Sowohl die Stellung des Menschen in der Schöpfung, 

die ihm einen haushalterischen Umgang mit der Natur abverlange, als auch die Ethik der 

Bergpredigt rechtfertigten die Wirtschaftlichkeit als ethische Forderung. Daher lehnte Titius 

die Anschauung, wonach wirtschaftliches Verhalten und ethisches Verhalten einander grund-

sätzlich widersprechen, als unbegründet ab. Titius wies darauf hin, dass die Liebe, „die das 

Evangelium kennt,..., eine überaus nüchterne Liebe (ist).“ Sie ist „keine Liebe der Gleichma-

cherei, sondern eine Liebe, die die Unterschiede der Natur, die gottgegebenen Unterschiede, 

kennt und anerkennt.“ Darum hätten die evangelischen Christen Freiheit, Forderungen zu er-

heben und vor allem den Gruppeninteressen, aus denen das wirtschaftliche Leben überwie-

gend bestehe, die große Liebe entgegenzusetzen.896 

Im internationalen Maßstab ging Titius der Frage nach der Eigengesetzlichkeit der Volkswirt-

schaften und dem Recht und den Möglichkeiten steuernder Eingriffe in einem Beitrag für 

„Die Eiche“ nach. In dem Problem der Arbeitszeit, in der Frage der Tarifpolitik und in der 

Frage der Kartellbildungen könne es nach Titius nur noch Lösungen auf internationaler Ebene 

geben. Denn hier sah Titius die Interessen eines Volkes gegen die eines anderen, die Interes-

sen einer Volkswirtschaft gegen die einer anderen stehen. Um diese schwierigen Probleme zu 

lösen, brauche man nach Titius Überzeugung viele Menschen guten Willens, um übernationa-

le Lösungen zu erzielen. Dies wäre aber nur auf der Basis gemeinsamer religiöser Überzeu-

gung möglich. Nur wenn es gelänge, auf christlicher Basis Vertrauen zu schaffen und dadurch 

Verständigung, sah Titius eine Chance für Frieden und Wohlfahrt und eine Zukunft für die 

Welt. 

Titius erinnerte an die Arbeit des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen als Modell 

für diese notwendigen Aufgaben. Nur ewige Mächte und notwendige Ordnung könne nach 

Titius’ Überzeugung den inneren Gehorsam hervorbringen, der den Christen als Glied der 

Gemeinschaft für die gemeinsame Wohlfahrt eintreten lasse. Denn in dem Zusammenschluss 

der Christen in der Liebe zum Volk Gottes sah Titius die entscheidende soziale Kraft des 

Evangeliums. 

Titius betonte aber auch, dass die eigentliche Aufgabe des Christentums die Erlösung der See-

len sei. Die soziale Erneuerung könnte nur dann als Aufgabe des Christentums aufgefasst 

werden, insofern sie in der eigentlichen Aufgabe enthalten sei. Wenn es um Erneuerung der 

Menschheit gehe, so müsste betont werden, dass das Christentum zunächst auf die Erneue-

rung Einzelner abziele, erst dann auf die Gemeinschaft. Titius nahm diesen Beitrag zum An-

                                                                                                                                                                                     
895 H. Sasse (Hrsg.), Kirchliches Jahrbuch 1932, S. 541. 
896 Verhandlungen des 33. Evangelisch-Sozialen Kongresses vom 25. - 27. Mai 1926 in Saarbrücken, Göttingen 
1926, Zitate S. 70. 



 234 

lass, das Verhältnis der Kirche zu den verschiedenen Gesellschafts- und Wirtschaftssystemen 

zu würdigen. Denn bei der Erneuerung der Menschheit gehe es nicht allein um wirtschaftliche 

Fragen, sondern viel grundsätzlicher um die Stellung zum kapitalistischen und sozialistischen 

Gesellschaftssystem. Die Bibel verhalte sich aber zu möglichen Gesellschaftssystemen neut-

ral. Insofern stellte Titius fest, dass die Kirche ohne göttlichen Auftrag rede, wenn sie bis vor 

kurzem so getan habe, als seien Christentum und sozialistisches System unvereinbar.897 Dies 

ist ein durchaus neuer Akzent, wenn man an die Wendung des National-sozialen Vereins 

denkt, der eben nicht sozialdemokratisch ausgerichtet war. Titius scheint die Bejahung des 

Sozialismus inzwischen gelernt zu haben. Von hier aus wird auch verständlicher, warum Titi-

us Wünsch als Mitarbeiter des Internationalen sozialwissenschaftlichen Instituts vorschlägt. 

Aber auch in seiner Universitätsarbeit läßt sich Titius’ Engagement für die sozialen Heraus-

forderungen seiner Zeit ablesen. So wurde Titius zusammen mit Mahling als Fakultätsangehö-

riger Mitglied des Kuratoriums des „Instituts für Sozialethik und Wissenschaft der Inneren 

Mission“.898 Über seine Wirkung hier ist nichts bekannt. Aber es zeigt sich, dass Titius auch 

gegen Ende der zwanziger Jahre noch stark an den sozialen Fragen interessiert war. So leitete 

er auf dem 35. Evangelisch-sozialen Kongress vom 29.-31. Mai 1928 in Dresden eine Son-

derkonferenz, in der über das Thema „Student und Arbeiter“ eine lebhafte und interessante 

Aussprache stattfand899. 

Ein Jahr später befasste sich Titius auf dem 36. Evangelisch-Sozialen-Kongreß in Frankfurt a. 

M. mit der reformatorischen Berufsauffassung. Titius referierte über die Berufsethik des Ar-

beitgebers. Wesentlicher Bestandteil reformatorischen Berufsverständnisses ist nach Titius 

der Glaube, dass Gott jeden einzelnen an seinen Platz im Wirtschaftsleben stelle und dass die 

treue Ausfüllung dieses Berufes Dienst an Gott darstelle. Wenn eine Gemeinschaft von einem 

solchen Glauben erfasst sei, so sei sie als tragender Grund der Kulturentwicklung besonders 

geeignet, da sie im Vertrauen auf das gemeinsame Ideal zu gegenseitiger Anerkennung und 

Kritik fähig sei. Die einzelnen Maximen für das Wirtschaftleben ergäben sich einerseits aus 

dem Wesen des Menschen, andererseits aus der betriebenen Sache. Da im christlichen Ver-

                                                           
897 A. Titius, Die soziale Erneuerung der Menschheit als Aufgabe des Christentums, in: Die Eiche, 14. Jg., 1926 , 
H. 3, S.260ff. 
898 Dieses Institut wurde im Jahr 1927 an der Berliner Universität gegründet. Es geht auf eine Anregung von 
Steinweg zurück. Seeberg setzte sich für diesen Gedanken stark ein und konnte die Einwilligung des preußischen 
Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung erreichen. Finanziell wurde das Institut vom Central- Aus- 
schuß für Innere Mission getragen und der Abteilung Systematische Theologie des Theologischen Seminars 
zugeordnet. Studenten aller Fakultäten sollten dort in die Probleme der Inneren Mission und der Sozialethik 
eingeführt werden. Der erste Direktor des Instituts war Seeberg, der dem Institut damit auch inhaltlich den 
Stempel aufdrückte. (M. Gerhardt, Ein Jahrhundert innere Mission. Die Geschichte des Central-Ausschusses für 
die Innere Mission der Deutschen Evangelischen Kirche, Gütersloh 1948, S. 315, 2. Teil: Hüter und Mehrer des 
Erbes.) 
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ständnis die ganze Wirklichkeit Ausdruck des Willens Gottes sei, gelten in der Wirtschaft 

strenge Sachlichkeit, Sachverstand und Orientierung der Wirtschaftsführung an der Rentabili-

tät als grundlegend. Es bestehe allerdings die Gefahr, dass sich diese Vorgaben verselbstän-

digten. Als negative Folgen beschrieb er weiter, dass die Kluft zwischen arm und reich größer 

werde, dass die Eigendynamik der Wirtschaftsprozesse den Einzelnen zum Spielball ungeisti-

ger Notwendigkeiten macht. Der vollständigen Unterordnung des Arbeitnehmers unter den 

Produktionsprozess aus Gründen der Rentabilität setzte Titius eine Grenze in den Notwendig-

keiten und inneren Bedingungen des Mittels „Arbeitskraft“. Darum müsse der Arbeitgeber 

auch die „Seelenregungen“ des Arbeitnehmers beachten, denn so entspreche es der göttlichen 

Ordnung und der Forderung nach Anteilnahme am Leben der Brüder900. Dieses mache sich 

sogar bezahlt, sei aber keine Forderung, die sich aus den Wirtschaftsabläufen ergebe, sondern 

sei Ausfluss ewiger Gesetze, denen auch das Wirtschaftsleben unterliege. Aus dieser Unter-

ordnung des Wirtschaftslebens ergebe sich auch, dass die Wirtschaft nicht aus sich heraus den 

Menschen zur Vollendung der Persönlichkeit führen könne. Das Wirtschaftsleben könne kei-

ne letzten Ziele setzen. Das Evangelium ordne die irdische Berufung des Menschen in dessen 

Berufung zu ewigen Zielen ein, so dass Berufstreue als Gottesdienst aufgefasst werden könne. 

 

Der zerstörerischen und das soziale Leben gefährdenden Dynamik der Wirtschaftsprozesse 

hatte sich Titius noch einmal auf Tagung der Berlin-Brandenburger Evangelisch-sozialen 

Vereinigung in Wittenberge am 13. und 14. Oktober 1928 gewidmet. Die Landesgruppe des 

Evangelisch-sozialen Kongresses hatte sich die Aufgabe gestellt, die Auswirkungen der mo-

dernen Arbeitswelt auf die Religion, auf die gesellschaftliche und soziale Stellung der Frau 

und auf die Familie auf einem öffentlichen Volksabend zu beleuchten.901 

Titius trug unter dem Titel „Die Familie in der Welt der modernen Arbeit“ vor, dass die mo-

dernen Arbeitsweisen das Familienleben vielfach schädigten oder unmöglich machten. Ande-

rerseits brauche die moderne Arbeit die Familie und werde durch sie gefördert. Titius war der 

Überzeugung, dass sich die Familie trotz dieses Umbildungsprozesses behaupten werde. Von 

der Frau erwartete Titius, dass sie trotz der gegenwärtigen Wohnungsnöte aus der Wohnung 

ein Heim mache und trotz der Unruhe des modernen Lebens stille Stunden zu bereiten wisse. 

Am folgenden Sonntag stand die Hauptversammlung nach Auskunft der Zeitschrift Evange-

lisch-sozial unter dem Thema „Die Lage der Landwirtschaft.“ Weitere Einzelheiten erfahren 

                                                                                                                                                                                     
899 Evangelisch-sozial. Vierteljahrsschrift für die sozial-kirchliche Arbeit, 33. Folge der Mitteilungen des Evan-
gelisch-sozialen Kongresses, H. 3, Göttingen 1928, S. 134.f 
900 Verhandlungen des 36. Evangelisch-Sozialen Kongresses in Frankfurt a. M., Göttingen 1929, S. 39 u. 41. 
901 Evangelisch-sozial. Vierteljahrsschrift für die sozial-kirchliche Arbeit, 33. Folge der Mitteilungen des Evan-
gelisch-sozialen Kongresses, H. 4, Göttingen 1928, S. 195. 
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wir nicht. Nach Ausführungen über das Wesen und die Aufgaben des Evangelisch-sozialen 

Kongresses stellte Titius den Satz, dass das Erlöser-Evangelium ein soziales Evangelium sei, 

in den Mittelpunkt der Begrüßungsansprache. Dem Thema Ehe widmete sich Titius dann 

noch mal im Mai 1931. Zahlreiche Stellungnahmen aus dem Bereich der Kirche zu Ehefragen 

waren für Titius Anlass, sich in einem kurzen Beitrag in der Zeitschrift „Das Evangelische 

Deutschland“ mit der „Ehenot im kirchlichen Urteil“ zu befassen.902 

Der von Natur und sozialer Ordnung oder Sitte gesetzte Zweck der Ehe sei das Kind bzw. die 

Familie. Der Rückgang der Geburtenzahlen in allen Familien zeige, dass dieser eigentliche 

Sinn und Zweck immer öfter verfehlt werde. Dass neben kulturellen, rechtlichen und wirt-

schaftlichen Gesichtspunkten auch religiöse Gesichtspunkte bei der Beurteilung der neuen 

Situation herangezogen werden müssten, verstehe sich nach Titius aus zwei Gründen. Zum 

einen habe die Kirche unbestrittene Verdienste in der Vertiefung der Eheordnung. Zum ande-

ren hänge ihr Bestand von einer gesunden Gestaltung der Eheordnung ab. In den kirchlichen 

Stellungnahmen zeige sich in den angelsächsischen Positionen eine größere Aufgeschlossen-

heit gegenüber der Rationalisierung der Ehe. Dies hänge mit der dort früher einsetzenden In-

dustrialisierung und Herausbildung einer städtisch-industriell geprägten Bevölkerung zusam-

men. Demgegenüber begegne sich die römisch-katholische naturrechtliche Auffassung der 

Ehe mit der des deutschen Protestantismus in der Forderung der Unantastbarkeit der Natur-

grundlage der Ehe. Titius lobte an der Enzyklika „Casti Connubii“ die hohe Auffassung von 

der Heiligkeit der Ehe und die Empfehlung der „Enthaltung“ im ehelichen Leben. Die Verur-

teilung des Gebrauchs von antikonzeptionellen Mitteln werde in der Enzyklika als Sünde be-

zeichnet. Wer solche Mittel anwende, bedürfe der Sühne im Bußsakrament. Verurteilt werde 

nicht der innerliche Verzicht auf das Kind, auch nicht die Vermeidung des Kindes mit natürli-

chen Mitteln, sondern der eheliche Akt, sofern durch menschliche Willkür die Kraft zur We-

ckung neuen Lebens verhindert werde. Diese Begründung findet Titius „wenig überzeugend.“ 

Auch die deutschen evangelischen Kirchen haben nach Titius zu Recht „gegen die Unnatur 

der Überhand nehmenden Praxis des Ehelebens mit allem Ernste“ Stellung bezogen. Aller-

dings könne es den deutschen evangelischen Kirchen nicht in den Sinn kommen, an der Frei-

heit des einzelnen Gewissens zu rütteln. Die protestantische Kirche sehe im Gewissen des 

Einzelnen eben nicht die „falsche Autonomie der menschlichen Vernunft“, wie die Enzyklika, 

sondern die „notwendige Voraussetzung der Gebundenheit in Gott.“ Allerdings müsse durch 

eine nachdrückliche Förderung der christlichen Erziehung sichergestellt werden, dass diese 

Gebundenheit auch wirklich bestehe. Unter dieser Voraussetzung müsse es bei der Freiheit 
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bleiben, so dass jeder nach seiner Einsicht in Verantwortung gegen Gott und gegen den ande-

ren entscheiden könne. „Wer wirklich nach Grundsätzen handelt, der wird selbst dann richtig 

und gut handeln, wenn er objektiv irren sollte.“903 

 

 

6.6. Weitere wissenschaftliche Beiträge  

 

Im November 1927 hatte Titius die traurige Pflicht, eine Gedächtnisrede über seinen Lehrer 

Julius Kaftan zu halten, der im Jahr 1926 verstorben war.904Dabei stellte Titius Kaftans religi-

onsphilosophisches Denken in den Mittelpunkt. Für Kaftans Entwurf sei vor allem der Glaube 

der Reformation, die empirische Wissenschaft, Kants innere Begrenzung des Erkennens so-

wie der Primat der praktischen Vernunft wesentlich.905 

Zwei Jahre später legte Titius einen Aufsatz zur ungewöhnlichen Frage „Gibt es einen religiö-

sen Instinkt?“ vor.906 Nach einer Würdigung der Verdienste Wobbermins um die Religions-

psychologie und einer Klärung des Begriffs Instinkt stellte Titius die Frage, „ob die in dem 

Begriff Instinkt zusammengefaßten Merkmale psychischen Geschehens zum Teil oder wohl 

gar in ihrer Gesamtheit auch an religiösen Vorgängen nachweisbar sind.“  

Titius zeigte, dass die allgemeine Verbreitung der Religion, ihre auffallende Einförmigkeit 

und Primitivität auf eine instinktmäßige Grundlage hinweisen könnten. Auch der Einwand, 

dass Instinkte im allgemeinen auf organische Zwecke gerichtet seien, akzeptierte Titius nicht 

als Argument gegen die instinktmäßige Grundlage des Religiösen, denn es gebe z. B. auch 

den Spieltrieb und soziale Instinkte, also Triebe, die eben nicht primär organisch ausgerichtet 

seien. Außerdem habe Religion den Menschen als leiblich-geistiges Wesen im Blick. Für Ti-

tius lagen die triebmäßigen Grundlagen der Religion so deutlich vor Augen, dass er den Men-

schen mit Sabatier als „unheilbar religiös“ bezeichnen konnte. Insofern betonte Titius, dass 

bei der religiösen Gedankenbildung die „instinktive religiöse Triebgrundlage“ nicht ungestraft 

                                                                                                                                                                                     
Gesamtgebiet des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes, 8. Jg., 1931, S. 161f. 
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904 A. Titius, Julius Kaftan, in: Zeitschrift für Theologie und Kirche, N.F. 8, Tübingen 1927, H. 1, S. 1-20. Titius 
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906 A. Titius, Gibt es religiösen Instinkt?, in: Zeitschrift für Theologie und Kirche, N.F. 10, Göttingen 1929, H. 5, 
S. 369 – 379. 
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übersehen werden könne.907 Ungewöhnlich und interessant ist, wie Titius hier Theologie und 

Religion mit dem allgemeinen Geistesleben und der Naturwissenschaft in Verbindung bringt. 

Wiederum zwei Jahre später setzte sich Titius mit F. Kattenbuschs konfessionskundlichen 

Arbeiten auseinander.908 Titius kritisierte Kattenbuschs Einführung des Entwicklungsbegriffs 

als leitendes Prinzip der Darstellung der Konfessionen. Dadurch werde ein verborgener Maß-

stab an die großen christlichen Konfessionen angelegt, der automatisch den Protestantismus 

als jüngste Stufe der Entwicklung gleichzeitig zur höchsten Stufe mache. Außerdem könne 

der von Kattenbusch909 verwendete Begriff von Entwicklung die Gefahr heraufbeschwören, 

dass das Prinzip der Kontinuität übersteigert werde. Titius fragte, ob nicht das Neue des Pro-

testantismus analog zu einer Mutation verstanden werden müsse. Für Titius war es fragwür-

dig, allen Abfall durch heidenchristliches Unverständnis ausgelöst zusehen, während aller 

weiterer Fortschritt auf das wahre Evangelium, zustrebe. Zudem gebe es wichtige äußere Ein-

flüsse auf die Entwicklung und Entstehung von Konfession, so dass sie keineswegs lediglich 

aus ihrer inneren Entwicklung heraus zu verstehen seien. 

Auch die inhaltliche Füllung seiner Darstellung der Konfessionen gerate Kattenbusch nach 

Titius Urteil nicht. Kattenbusch konzentriere sich auf die Begriffe Gott und Heil, die Titius als 

zu theoretisch und lebensfremd für eine Darstellung der Konfessionen ablehnte. Titius schlug 

stattdessen die Orientierung an der glaubenden Gemeinde, in der sich Gott offenbare, vor. 

Dies sei der Ort, an dem die Wirkung und Ausbreitung einer Konfession, aber auch ihre Be-

einflussung durch die umgebende Kultur am deutlichsten abzulesen sei. Titius ist vor allem 

wichtig, „die Konfessionen als Momente im Idealzustand der una sancta zu nehmen und nicht 

nur ihre distanzierende Kräfte, sondern ebenso die entgegengesetzten, auf Einheit des Geistes 

gerichteten zur Darstellung zu bringen.“ Darum hat Konfession für Titius nur dann ein Exis-

tenzrecht, „sofern sie sich auf dem Wege und als Mittel der una sancta weiß.“910 

 

 

 

 

 

                                                           
907 A. Titius, Gibt es religiösen Instinkt?, Zitate S. 372, 378 u. 379. 
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6.7. Zusammenfassung 

 

Titius’ Eintreten für ein verstärktes Engagement der deutschen Kirchen in der beginnenden 

Ökumene kann als seine Konsequenz aus den Ursachen und Folgen des Weltkrieges verstan-

den werden. 

So erwähnte Titius in seinem Nachruf auf Erzbischof Söderblom ausdrücklich den Gedanken 

der Völkerversöhnung als den inneren Antrieb für dessen Gedanken einer ökumenischen Kon-

ferenz der christlichen Kirchen mit dem Ziel, die Kirchen zumindest auf dem Gebiet der sittli-

chen und sozialen Fragen einander näher zu bringen.911 Titius arbeitete darum in der ökume-

nischen Bewegung von Anfang an mit, weil er wusste, dass die Schwierigkeiten und Span-

nungen zwischen den Völkern und Volkswirtschaften nur auf einer Basis des Vertrauens, die 

am besten auf gemeinsamen religiösen Überzeugungen beruhten, ausgeglichen werden könn-

ten. Söderbloms Vorstoß und Titius mutige Stellungnahme für Versöhnung und ökumenische 

Öffnung stand in einem scharfen Kontrast zur Geisteslage des überwiegend Teiles der Män-

ner, die in Kirche und Gesellschaft Verantwortung trugen. 

Es war Titius, der im gleichen Jahr 1919 in aller Öffentlichkeit den Gedanken der Völkerver-

söhnung und das Instrument dieser Völkerversöhnung, den Völkerbund, als die entscheidende 

Option der protestantischen Kirchen in Deutschland hinstellte. Er hat dafür nicht nur auf dem 

Kirchentag in Dresden die heftige Ablehnung der deutsch-nationalen Kreise spüren müssen. 

Seiner Auffassung nach schuldete die protestantische Christenheit der Menschheit ein Eintre-

ten für Völkerversöhnung und Weltfrieden und die Unterstützung aller Aktivitäten, die diese 

Ziele verfolgten, um die Mitschuld am Weltkrieg zu sühnen.912 

Dabei ging es Titius auch um die Rückgewinnung des Vertrauens, das im 19. Jahrhundert 

verspielt wurde, indem die Kirchen zeigten, dass die Substanz ihrer Botschaft auch in den 

aktuellen politischen und wirtschaftlichen Prozessen und Schwierigkeiten eine hilfreiche und 

klärende Botschaft sei. Konsequent war darum auch sein Engagement in der Friedens- und 

Abrüstungsfrage, die er als entscheidende Fragen der Nachkriegszeit schon in seiner Dresde-

ner Kirchentagsrede herausgestellt hatte. 

Folgerichtig setzte sich Titius darum unermüdlich für das sozialwissenschaftliche Institut ein, 

wohl auch in der Hoffnung, dass dieses Institut wichtige Impulse aus der ihm vertrauten Ar-

beit des Evangelisch-sozialen Kongresses aufnehmen könnte und verbunden mit sozialen und 

theologischen Gedanken anderer Traditionen nun im Weltmaßstab fruchtbar machen könnte. 
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Dass Titius’ Interesse stärker der Sache des Instituts galt, als einer angemessenen Repräsenta-

tion deutscher Theologie, dass seine Zielgruppe eher die waren, die in dem Wirtschaftsystem 

die Schwachen und Ausgebeuteten darstellten, zeigt sein Eintreten für G. Wünsch als ständi-

gen, deutschen Mitarbeiter des Instituts.913 

Zugleich war sein Engagement für das Institut Ausdruck der Überzeugung - die er wiederum 

mit Söderblom teilte - dass die praktische Arbeit einen wesentlichen Impuls für eine Zusam-

menarbeit unterschiedlicher theologischer Auffassungen bedeute. Für Titius war diese Auf-

fassung schon seit seinem Wirken im Evangelisch-Sozialen Kongress wichtig und zog sich - 

wie wir sehen werden - bis zu seinen vergeblichen Versuchen, im Jahr 1934 zwischen den 

Parteien des Kirchenkampfes zu vermitteln, durch. 

Welche Rolle dieses Institut für den Fortgang und schließlich die Konsolidierung der ökume-

nischen Bewegung überhaupt spielte, ist kaum abzuwägen. Nach dem Urteil von Zeitgenossen 

ist das Institut ein ganz wesentlicher Faktor für den Fortgang der Stockholmer Bewegung und 

Titius war wesentlich daran beteiligt, dieses Institut in der ökumenischen Bewegung und ge-

gen die Widerstände in den deutschen Kirchen durchzusetzen. 

In der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre widmete sich Titius wiederholt in Aufsätzen dem 

Thema, das er durch seine praktische Mitarbeit im Evangelisch-sozialen Kongress, in der 

Stockholmer Bewegung und in der Friedens- und Abrüstungsfrage vorantrieb, nämlich der 

Frage, ob es die Theologie hinnehmen könne, Bereiche des Lebens zu konstatieren, die an-

geblich allein ihren eigenen Gesetzen zu folgen haben. Natürlich verneinte Titius diese Frage 

sowohl für den Bereich der Politik, z. B. in der Frage nach der angeblichen Eigengesetzlich-

keit des Krieges wie in der Wirtschaft, die angeblich rein wirtschaftlichen Gesetzen zu folgen 

habe. 

Ähnlich wie bei der Diskussion über die Verfassungsreform der evangelischen Kirchen nach 

dem Zusammenbruch des Summepiskopats trat Titius auf der ökumenischen Versammlung 

für Glaube und Kirchenverfassung in Lausanne dafür ein, die historisch gewachsenen Be-

kenntnisse der einzelnen Kirchen unbedingt zu bewahren und sie nicht dem Willen zur Ein-

heit zu opfern.914 Titius lehnte auch das Bestreben ab, zu einer einheitlichen Lehre vorzusto-

ßen. Andererseits sollte die Einheit mehr sein, als eine Einheit im Geiste. Sie sollte sichtbar 

sein, darum strebte Titius „ein gemeinsames Hören des Wortes Gottes“915 an. Die Taufe auf 

Christus in die „una sancta“ war für Titius das Entscheidende und Entsprechendes gelte vom 

                                                                                                                                                                                     
912 A. Titius, Zusammenschluß der deutschen evangelischen Landeskirchen, S. 217. 
913 Vgl. EZA 1 / A2 / 23, S. 257bff. u. EZA 1 / A2 / 23, S. 277b. 
914 H. Sasse, Die Weltkonferenz für Glaube und Kirchenverfassung, S. 295. Vgl. auch R. Frieling, Die Bewe-
gung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 113. 
915 R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 276. 
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Abendmahl. Auch Söderblom sah im lutherischen Abendmahlsverständnis die Potenz für eine 

Annäherung der unterschiedlichen Kirchen. Titius griff auch an einer anderen entscheidenden 

Stelle auf die lutherische Lehre vom Abendmahl zurück, um eine Verständigung zwischen 

säkularer Geschichte und religiöser Idee herbeizuführen. Für die Ökumene bedeute der Ge-

danke, dass allein Gottes Wort in die „una sancta“ mit Christus führe916, dass man der Erfah-

rung vertrauen müsse, aus den Zeugnissen anderer Kirchen und Konfessionen Gottes heiliges 

Wort herauszuhören.917 In diesem gemeinsamen Hören sah Titius die Einheit der ökumeni-

schen Bewegung gegeben. 

Gegen Ende der zwanziger Jahre wurde ein anderes Thema von Titius immer öfter behandelt: 

Als Kehrseite der Frage nach den Weg zur wahren Ökumene stellte sich die Frage nach dem 

Verhältnis von Christentum und Kirche zu Staat und Volk. Titius verteidigte die Öffnung der 

deutschen Kirchen zur Ökumene hin und mahnte wiederholt, das Christentum nicht an die 

Schranken der Nation zu binden. 

Der auffallende durchgängige Punkt in fast all diesen Themen und Aktivitäten ist der, dass 

Titius ständig nach links in das liberale bzw. das linke Spektrum um entscheidende Akzente 

abweicht. So sieht er das Reich Gottes nicht nur innerlich, er ist für die Republik und begrüßt 

ihre Verfassung, er treibt die Planungen für das sozial-wissenschaftliche Institut energisch 

voran, er engagiert sich früh und klar für die Ökumene, er setzt sich deutlich für Frieden und 

Abrüstung, für Völkerversöhnung und Völkerbund ein, ist gegen den Patriarchalismus und 

Nationalismus, und denkt doch national oder patriotisch, liegt aber in Fragen der Familie, 

Verhütung, Sittlichkeit, Stand ganz auf konservativer Linie. 

Vielleicht ist es dieses konservative Denken in diesen Fragen, das ihm eine so starke Stellung 

in den kirchenleitenden Gremien, in der Stockholmer Delegation, auf den Kirchentagen und 

im ESK gaben. Vielleicht war diese konservative Übereinstimmung in der Frage der Schöp-

fungsordnungen die Basis, die ihm anderseits den Spielraum seiner Abweichungen in den 

anderen Fragen beließ. Rade wurde mit sehr ähnlicher Position dagegen zu einem Außensei-

ter, der zwar respektiert wurde, aber nie die Spur einer Chance hatte, wie Titius im Zentrum 

der kirchlichen Repräsentation zu sitzen. 

Schließlich muss man feststellen, dass Titius an allen entscheidenden Punkten der Weimarer 

Kirchengeschichte engagiert und effektiv beteiligt war, thematisch oder in den Gremien, die 

Weichenstellungen vorbereiteten oder durchführten. Er hat dabei stets Wege gefunden, seine 

eigenen Akzente zu setzen. 

                                                           
916 A. Titius, Die kirchlich-ökumenische Aufgabe, S. 38 
917 Vgl. dazu auch: R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 277. 



 242 

Mit Söderblom geht Titius in einem weiteren Punkt konform. Titius hofft mit Söderblom, 

„daß sich 'ein neuer Ausdruck des Glaubens an den lebendigen Gott durch Christus unter der 

Leitung des Heiligen Geistes in der Sprache und Denkweise unserer Zeit finden läßt'„. Diesen 

Gedanken bezeichnet Titius als Söderbloms „Testament an die ökumenische Bewegung“.918 

Titius hat sich in den zwanziger Jahren intensiv darum bemüht, diesem Testament ein Stück 

weit Geltung zu verschaffen, in dem er seine verstreuten Arbeiten zum Thema Naturwissen-

schaft und christlicher Glaube mit anderen Erkenntnissen und Weiterentwicklungen in ein 

Werk mit dem Titel „Natur und Gott“ eingebracht hat, um die evangelische Theologie in der 

Auseinandersetzung mit der Naturwissenschaft und den daraus abgeleiteten weltanschauli-

chen Konzepten auf die Höhe der Zeit zu bringen. 

 

 

7. Titius in den Krisenjahren der Weimarer Republik und in den frühen Jahren des Nati-

onalsozialismus 

 

7.1. Die beginnende Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus 

 

7.1.1 Der Evangelisch-soziale Kongress und die Auseinandersetzung mit dem 

Nationalsozialismus 

 

Spätestens seit 1931 herrschte auch im ESK, ähnlich wie in der ökumenischen Bewegung, 

eine gewisse Krisenstimmung. Auf der Duisburger Tagung trat eine junge nationale Gruppe in 

Gegensatz zur Kongressleitung. So wurde die Stellung zum Nationalsozialismus das eigentli-

che Thema des folgenden Kongresses. Vom 17.-19. Mai 1932 fand in Karlsruhe der 39. 

Evangelisch-soziale Kongress statt. Da Reichsgerichtspräsident i. R. Simons durch eine Er-

krankung verhindert war, eröffnete Titius als stellvertretender Vorsitzender den Kongress919.  

 

Titius sprach in der Eröffnungsansprache von der „schwere<n> Lage“, in der sich alle befin-

den. Nach den Wahlen seien zwar 90% des Volkes „sozial“ oder „sozialistisch“ eingestellt, 

aber evangelisch-sozial sei „auch heute noch nicht allgemein zugestanden.“ Titius erinnerte 

an das Telegramm des Kaisers und dessen Satz, christlich-sozial sei Unsinn, und betont: „Wir 

haben uns dadurch nicht beirren lassen, und wir werden uns ebensowenig beirren lassen, 

                                                           
918 Ebd., S. 245. 
919 Die Verhandlungen des 39. Evangelisch-Sozialen Kongresses, S. 7. Vgl. dazu auch: Christliche Welt, 46. Jg., 
1932, Sp. 594. 
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wenn heute von hohen religiösen Idealen aus die Losung ausgegeben wird: Der soziale Pfarrer 

muß verschwinden. Der Pfarrer habe keine andere Aufgabe, als das Wort Gottes zu verkündi-

gen, so sagt man uns. ... Aber daß das Evangelium, der von uns geltend gemachte Maßstab, 

verlangt, daß nicht nur gepredigt wird, sondern daß hinter der Predigt Tat steht, das lassen wir 

uns nicht ausreden und sind uns bewußt, hier unserer höchsten Autorität, dem Herrn selber in 

seinen Lehren und in seinem Tun zu folgen.“ 

Titius verteidigte hier das Anliegen des Evangelisch-sozialen Kongresses gegen den An-

spruch der Dialektischen Theologie. Im weiteren Verlauf seiner Ansprache ging Titius dazu 

über, eine kurze Analyse der gegenwärtigen politischen Situation aus seiner ganz persönli-

chen Sicht zu liefern. Um die Zeichen der Zeit zu deuten, müsse man auf „drei große, in ihrer 

Weise katastrophale Erlebnisse, die die Zeit seit der vorigen Tagung uns gebracht hat“ einge-

hen. Zu diesen katastrophalen Erlebnissen rechnete Titius den finanziellen Zusammenbruch 

der Wirtschaft, die hohe Arbeitslosigkeit und schließlich die Wahlen.920 Den Punkt, den Titius 

dann in seiner Kommentierung der Wahlen heraushob, war „das völlige Wegsinken eben der 

Parteien, auf die bisher die Leitung des Staates sich im wesentlichen stützte“ im protestanti-

schen Volksteil. Titius deutete die Wahlen als Menetekel, dass „wir in der letzten Stunde le-

ben“, weil es so nicht weitergehen kann, betonte andererseits gegen alle „Verzweiflung an 

alledem, was bisher geleistet worden ist“ die unbezweifelbaren Fortschritte.921 Und er be-

fürchtet, dass das deutsche Volk in dieser schweren Stunde wieder „schlappmachen“ werde. 

Nach einer Klage über die Nutznießer dieser Drangsalszeit des Volkes ging Titius auf die 

völkische Jugend ein. Sie habe das Ergebnis der Wahlen entscheidend bestimmt. Titius plä-

dierte dafür, diese Jugend nicht verloren zu geben. Vielmehr müsse diese Jugend „an die 

Kandare genommen“ werden, um die Kraft herzugeben und sie von der Führung fernzuhalten. 

Darum müsse das „Problem der Jugendbewegung von neuem ... durchdacht werden.“922 

Titius distanziert sich hier deutlich, wofür er von Baumgarten, der den Kongress-Bericht für 

die Christliche Welt schrieb, gelobt wird. Baumgarten freute sich „an der frischen, mutigen 

Leitung“923 durch Titius. Durch eine Erinnerung an die Tagung des Evangelisch-sozialen 

Kongresses in Karlsruhe im Jahr 1900 mache Titius die Ausbreitung des christlich-sozialen 

Gedankens in der gesamten Gesellschaft deutlich. Titius greife mutig drei bedeutsame Erleb-

                                                           
920 Gemeint sind die Wahlen zum preußischen Abgeordnetenhaus, die einen großen Erfolg der Nationalsozialis-
ten brachten. Ende des Jahres wird man 6 Mio. Arbeitslose registrieren, in aller Regel ohne ausreichende soziale 
Absicherung. 
921 Titius hatte dabei vermutlich die Landtagswahlen in Preußen, Bayern, Württemberg, Hamburg und Anhalt im 
April 1932 im Auge, bei denen die NSDAP große Erfolge erringen konnte. 
922 Die Verhandlungen des 39. Evangelisch-Sozialen Kongresses, S. 8, 9, 10 u. 11. 
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nisse der Gegenwart auf: den wirtschaftlichen Zusammenbruch, die weiter steigende Massen-

arbeitslosigkeit und die zurückliegenden Wahlen924. Baumgarten berichtete zustimmend aus 

einem Artikel der „Frankfurter Zeitung“, wonach auch bei Titius der Ausgangspunkt Ableh-

nung des Nationalsozialismus sei, weil man sich im Evangelisch-sozialen Kongress einig sei, 

dass „Nation und Staat nicht als höchster Wert gesetzt, nicht verabsolutiert werden dürfen.“925 

Darum könne man nach Baumgarten nur über den Grad Distanzierung streiten, nicht über die 

Distanzierung selbst. 

Im Mai 1932 ist Titius in seiner Ablehnung des Nationalsozialismus ganz klar. Doch will er 

um die völkische Jugend kämpfen und sie nicht einfach dem politischen Gegner überlassen. 

Wichtig ist, dass Titius seine Position zum Nationalsozialismus als stellvertretender Vorsit-

zender des ESK auch öffentlich bekennt, obwohl man im ESK ja auch stets bemüht war, poli-

tische Neutralität zu zeigen. In Titius’ Augen ist hier aber offensichtlich eine klare, abgren-

zende Position gefordert, die er mit dem von ihm schon bekannten Mut und der ihm eigenen 

Offenheit auch vorträgt. 

Mit seinem alten Freund Baumgarten ist Titius in seiner Stellung zum Nationalsozialismus 

ganz einig, denn Baumgarten lobt ihn für dieses die Geister scheidende Wort. Lediglich eine 

Gruppe um Pfarrer Themel926 konnte sich dem Urteil, den Nationalsozialismus als wesenhaft 

gottfremd abzulehnen, nicht anschließen.927 

                                                                                                                                                                                     
923 Christliche Welt, 46, Jg. 1932, Sp. 594. Titius’ Kongressleitung lobt Baumgarten übrigens auch direkt im 
Anschluss an dessen kurze Ansprache zum Abschluss des Kongresses. Vgl.: Die Verhandlungen des 39. Evange-
lisch-Sozialen Kongresses, S. 117. 
924 Baumgarten meint vermutlich die Wahl des Reichspräsidenten mit dem ersten Wahlgang am 13.3.1932 und 
dem zweiten Wahlgang am 10.4.1932. 
925 Christliche Welt, 46. J., 1932, Sp. 598. 
926 Karl Themel (1890 – 1973) stammte aus kleinen Verhältnissen, studierte Theologie in Berlin, gehörte dem 
Berliner Domkandidatenstift an und war von 1914 bis 1918 Feldgeistlicher. Seit 1923 in Berlin, übernahm er 
1928 die Luisenstadt-Kirchengemeinde. In dieser Gemeinde sang man das Horst-Wessel-Lied und feierte des 
Führers Geburtstag. Schon vor der Machtergreifung gründete er mit anderen die „Glaubensbewegung Deutsche 
Christen“. Gefördert durch den designierten DC-Reichsbischof Müller wurde er Präsident des Centralausschus-
ses für Innere Mission und Reichsführer des Evangelischen Männerwerkes. Als im Herbst 1934 die Pläne Mül-
lers zur Gleichschaltung der Evangelischen Kirchen scheitern, verlor auch Themel seine Positionen im Central-
ausschuss für Innere Mission und im Evangelischen Männerwerk. Ein neues Betätigungsfeld sah er in der Ko-
operation mit der Reichstelle für Sippenforschung. Er bot als langjähriger Familienforscher und mit den Kir-
chenbüchern gut vertraut an, mit Hilfe der Kirchenbücher nichtarische Täuflinge aufzuspüren und an die Reich-
stelle weiterzumelden. Ohne Genehmigung der Kirchenleitung, unterstützt von gleichgesinnten der Berliner 
Stadtsynode richtete er eine kirchliche Zentralstelle für Kirchenbücher ein und begann mit der Arbeit. Er wollte 
damit eine „Verkartung“ der „blutsmäßige(n) Vermischung“ und einen Nachweis über die „Fremdrassige(r) 
Unterwanderung“ führen. Ende 1936 wurde die Forschungsstelle unter dem Namen „Kirchenbuchstelle Alt-
Berlin“ offiziell eröffnet. Im Oktober wurden dort 29 Angestellte von der Kirche nach Tarif bezahlt. 1941, an-
lässlich des fünfjährigen Bestehens der Kirchebuchstelle zieht Themel Bilanz 2.612 Täuflinge jüdischer Ab-
stammung habe man aufdecken können. Nach dem Krieg wird er in einem Spruchkammerverfahren lediglich zu 
einer „Versetzung in eine andere Pfarrstelle“ verurteilt. Seine Machenschaften bei der Kirchenbuchstelle waren 
nicht Gegenstand des Verfahrens. Vgl. Manfred Gailus, Für Gott, Volk, Blut und Rasse. Der Berliner Pfarrer 
Karl Themel und sein Beitrag zur Judenverfolgung, in: www.zeit.de/2001/44/ Fuer_Gott_Volk_Blut_und_Rasse. 
927 H. Gründer, Walter Simons, S. 95. Nach der Teilnehmerliste der "Verhandlungen des 39. Evange-
lisch-Sozialen Kongresses" war Themel allerdings nicht anwesend. 

http://www.zeit.de/2001/44/
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7.1.2. Titius’ grundsätzliche Positionsbestimmung im Sammelband „Die Kirche und das 

Dritte Reich“ 

 

Titius’ Stellung zum Nationalsozialismus im Jahr 1932 läßt sich neben den Äußerungen auf 

dem Evangelisch-sozialen-Kongress auch an einem Beitrag zu dem Sammelwerk „Die Kirche 

und das dritte Reich“ ablesen. Leopold Klotz928 gab im Jahr 1932 dieses zweibändige Werk 

heraus, in dem Theologen zur nationalsozialistischen Bewegung Stellung beziehen. 

Der erste Band erschien Pfingsten 1932. Anfang April hatte Hitler bei den Reichspräsiden-

tenwahlen fast 37% der Wählerstimmen bekommen, während sich die bürgerliche Mitte ge-

meinsam mit der SPD und dem Kandidaten von Hindenburg mit 53 % durchsetzen konnte. 

Nach Klotz ging es ihm bei der Zusammenstellung dieses Sammelwerkes um die Frage „ob 

und wie weit die große neue Freiheitsbewegung, die durch unser Volk geht, vor dem evange-

lischen Glauben bestehen kann“929. Klotz wehrte sich gegen alle Einflussnahme auf die Kir-

che und appellierte an das „deutsche Gewissen, das sich keiner irdischen Macht, allein seinem 

Gott verantwortlich fühlt.“930 

Der zweite Band „Die Kirche und das dritte Reich“ erschien dann im August 1932. Inzwi-

schen hatte die NSDAP bei den Reichstagswahlen vom 31.7.1932 ihren Stimmenanteil ge-

genüber der Wahl von 1930 mehr als verdoppelt und gegenüber dem Ergebnis der Reichsprä-

sidentenwahl noch mal verbessert. Dieser zweite Band sah schon auf einige Reaktionen auf 

der Seite des Nationalsozialismus zurück. Durch Hitlers Kanzlei veranlasst, hatte es einen 

Klotz 'schmerzenden Briefwechsel' zwischen ihm und Prof. Stark gegeben931. Alfred Rosen-

berg932 hatte in den „Nationalsozialistischen Monatsheften“ reagiert.933 Rosenberg lobte eini-

                                                           
928 Leopold Klotz (1878 – 1956) war der bedeutendste liberalprotestantische Verleger in Deutschland in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Insbesondere machte er sich verdient, indem er die verlegerische Verantwor-
tung für die „Christliche Welt“ übernahm. Er führte die Geschäfte der Zeitschrift bis zu ihrer Einstellung 1941. 
Klotz nahm aber auch an den Aktivitäten der Freund der Christlichen Welt und am Bund für Gegenwartschris-
tentum teil. Er gab weitere theologische Zeitschriften heraus und unterstützte die ökumenische Bewegung, den 
Evangelisch-sozialen Kongress und die kirchliche Friedensbewegung. Vgl. BBKL, Bd. XVI, 1999, Sp. 850 – 
854. 
929 L. Klotz (Hrsg.), Die Kirche und das dritte Reich. Fragen und Forderungen deutscher Theologen, Bd. I, Gotha 
1932, S. 5. 
930 L. Klotz (Hrsg.),Die Kirche und das dritte Reich, Bd. II, S. 5. 
931 Stark (Physik-Nobelpreisträger) wurde durch die Kanzlei Hitlers beauftragt, eine Stellungnahme zu dem 
Sammelband abzugeben, da er im Benehmen mit Hitlers Kanzlei sich um kirchenpolitische Angelegenheiten 
kümmerte. Stark wirft in einem Brief an Klotz den Autoren des ersten Bandes "Unkenntnis, Oberflächlichkeit, 
Anmaßung und heimtückische Feindschaft gegen die deutsche Freiheitsbewegung" vor. Siehe Briefwechsel 
Klotz-Stark in: L. Klotz (Hrsg.), Die Kirche und das dritte Reich. Fragen und Forderungen deutscher Theologen, 
Bd. II, Gotha 1932, S. 9-11. 
932 Alfred Rosenberg (1893 – 1946, hingerichtet), Architekturstudium, Diplom-Ingenieur, wirkte ab 1919 in 
München als Schriftsteller, ab 1921 als Hauptschriftleiter des Völkischen Beobachters, dem Zentralorgan der 
NSDAP. Seit 1930 war er Mitglied des Reichstages für den Wahlkreis Hessen-Darmstadt, als Reichsleiter wurde 
er Chef des Außenpolischen Amtes der NSDAP und 1934 „Beauftragter des Führers für die Überwachung der 
gesamten geistigen und weltanschaulichen Schulung und Erziehung der NSDAP“. 1941 wurde er Reichsminister 
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ge der Autoren des ersten Bandes, bei anderen warf er die Frage auf, warum 'marxistische 

Pseudotheologen' in einem solchen Sammelband überhaupt mitarbeiten durften. Vor allem 

wandte er sich gegen die Stellungnahme von E. Fuchs, dem er vorwirft, einen 'hemmungslo-

sen Pazifismus' zu vertreten934. 

Die inhaltliche Auseinandersetzung trieb ein Artikel aus dem „N. S.-Kurier“ voran, der von 

Pfarrer Rehm935 verfasst wurde.936 Zunächst wurde darin der Kirche die Möglichkeit der Seel-

sorge garantiert. Sodann erwarte die nationalsozialistische Partei von der Kirche die Mahnung 

des öffentlichen Gewissens, Volkserziehung und Teilnahme am „Kampf um die Erhaltung der 

Schöpfungsgaben Gottes, Rasse und Volkstum... gegen Kulturbolschewismus und materialis-

tisch-jüdische Weltfinanz.“937 Rehm wies weiter darauf hin, dass die nationalsozialistische 

Weltanschauung den Christenglauben nicht zerstören könne, da Wissenschaft und Glauben 

nichts miteinander zu tun hätten. Die nationalsozialistische Bewegung stehe auf dem ersten 

Glaubensartikel. Sie verehre keineswegs die Rasse, sondern achte die Rasse als Gottesgabe. 

Aufgabe der Kirche sei Seelsorge im Sinne des zweiten und dritten Glaubensartikels. Der 

Kirche wurde vorgeworfen, durch ihre Entwicklung in den letzten Jahren ein Glaubenstrüm-

merfeld hinterlassen zu haben. Der Nationalsozialismus ermögliche ein neues Verstehen des 

ersten Glaubensartikels und bereite so der Kirche den Boden für ihre Botschaft der Erlösung 

und Heiligung. 

In diesem zweiten, mehr auf Vermittlung angelegten Band, nahm auch Titius zum National-

sozialismus Stellung. Zunächst drückte er mit Blick auf die zurückliegenden Reichstagswah-

len die Hoffnung aus, dass das Wahlergebnis die NSDAP in das verfassungsmäßige System 

einbinde. Er hoffte, dass damit eine Zeit der Sichtung und Klärung innerhalb der nationalsozi-

alistischen Bewegung einsetze. Die Kirche hatte nach Titius Überzeugung aber allen Parteien 

gegenüber neutral zu sein. Titius hält hier also strikt an der Weimarer Verfassung fest. Hier 

                                                                                                                                                                                     
für die besetzten Ostgebiete. Im Nürnberger Prozess wurde er vom Internationalen Militärtribunal „als Urheber 
des Rassenhasses“ zum Tode verurteilt. Vgl. BBKL, Bd. XXIV, 2005, Sp. 1230 – 1232. 
933 Nationalsozialistische Monatshefte, 1932, H. 27. 
934 L. Klotz (Hrsg.), Die Kirche und das dritte Reich, Bd. II, S. 12. 
935 Pfarrer Rehm war ein extremer Anhänger der NSDAP. Im Sommer 1932 rechtfertigte er den politischen 
Mord an dem Kommunisten Konrad Piecuch im oberschlesischen Dorf Potempa durch fünf uniformierte SA-
Männer in der Nacht vom 9. auf den 10. August 1932, dem sogenannten Potempa-Mord, mit den Worten: Das 
„einzige Verbrechen“ der Täter sei darin zu sehen, dass sie „ihr Volk und Vaterland über alles liebten“. Rehm 
hat für diese Äußerung keinerlei Rüge oder Disziplinarverfahren erhalten. Die Reichsregierung hatte am 9. Au-
gust 1932 eine Notverordnung gegen politischen Terror erlassen, wonach solche Fälle mit der Todesstrafe ge-
ahndet werden sollten. So urteilte das Beuthener Gericht am 22. August 1932, woraufhin sich Hitler mit den 
Mördern solidarisierte und die Freiheit der Täter als eine Frage der nationalsozialistischen Ehre, den Kampf 
gegen eine Regierung, die ein solch „ungeheuerliches Bluturteil“ ermögliche, als Pflicht bezeichnete. Vgl. Hans-
Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte. Vom Beginn des Ersten Weltkriegs bis zur Gründung der 
beiden deutschen Staaten 1914 – 1949, München 2003, S. 444 und wikipedia.org/wik/Mord_von_Potempa. 
936 N.S. - Kurier, Stuttgart, 1932, 4.7.1932. 
937 L. Klotz (Hrsg.), Die Kirche und das dritte Reich, Bd. II, S. 13. 
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findet keine Annäherung statt, trotz Kritik. Wenn man die NSDAP als weltanschauliche Be-

wegung betrachte, müsse man zunächst feststellen, dass sie weite Teile der evangelischen 

Bevölkerung und Jugend erfasst habe. Sie stelle den deutsch-völkischen Glauben in einer Art 

und Weise heraus, der als verzerrt und vielfach widerwärtig bezeichnet werden müsse. 

Demgegenüber müsse aber festgestellt werden, dass die Kirche weder einen Götzendienst des 

Volkstums hinnehmen könne, noch könne sie vergessen, dass ihr ureigenster Reichtum auf 

anderem völkischen Grund gewachsen sei. Sie könne nicht vergessen, dass alle Völker in al-

len Zungen Gott preisen werden und könne darum nicht darauf verzichten, schon jetzt mit 

ausländischen Kirchen Freundschaft und Verständigung zu suchen. Deswegen sei in der Kir-

che kein Platz für Rassismus und Antisemitismus. 

Besonders kritisierte Titius, dass die besondere Art der NSDAP darin bestehe, „daß sie fa-

schistisch aufgebaut ist“.938 Dies bedeute einen Schaden für die Gesetzgebung und den Parla-

mentarismus. Im Bereich der Religion sei das faschistische Prinzip unmöglich, mit dem Geist 

der Liebe sei es nicht zu vereinbaren. Auch für den Bereich der Kultur sei es nach Titius ver-

fehlt. „Der Versuch, von einer solchen Enge aus eine geistige Kultur aufzubaun, müßte gera-

dezu verheerend wirken.“ So lehnte Titius das faschistische Prinzip für den Staat, die Religion 

und Kirche und für die Kultur ab. Sein abschließendes Urteil über diesen Grundsatz: „Dem 

deutschen Charakter liegt nichts schlechter als der Faschismus“. 

Hier findet eine radikale Entgegensetzung statt. Zum Zeitpunkt der Abfassung seines Beitra-

ges zum Klotzschen Sammelwerk war Titius also noch ganz klar in seiner Position. Dann 

widmete sich Titius dem Hauptrepräsentanten der nationalsozialistischen Bewegung, dem 

Führer, der sich mit einem religiösen Nimbus umgebe. Hitlers Anschauung beruhe aber nicht 

auf religiösem Glauben, sondern auf dem Rassegedanken und Nietzsches Gedanken des Wil-

lens zur Macht. Titius vermutete, dass der Führer allerdings weiß, dass religiöser Glaube die 

Widerstandskräfte stähle. So zeige sich eine eigenartige Entwicklung: es gebe Anzeichen, 

dass das Anwachsen der nationalsozialistischen Bewegung sehr oft mit einer Annäherung an 

die Kirche einhergehe. Nach Titius sind aber Volkstum und Geist Christi völlig verschieden. 

Andererseits sei eine vaterländisch erzogene, opferbereite und wehrhafte Jugend für das 

Evangelium viel ansprechbarer als sozialdemokratische oder kommunistische Jugendliche. 

Dieser Umstand führe die Kirche in ein Dilemma. Sie dürfe einerseits die anderen nicht aus 

dem Blick lassen, auch wenn das Ackern nur in manchen Bereichen reichlich Frucht bringe. 

Andererseits müsse die Kirche gerade dort ackern, wo die meiste Frucht erwartet werden 

könne. Titius warnte die Kirche davor, etwa auf die proletarische Jugend verzichten zu wollen 

                                                           
938 A. Titius, in: L. Klotz (Hrsg.), Die Kirche und das dritte Reich, Bd. II, S. 127. 
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und mahnte, die Arbeit der Pfarrer, die sich mit diesem Teil der Jugend befassten, nicht zu 

behindern. Trotzdem hielt er die dezidiert vaterländische, zur Wehrhaftigkeit und Opferbereit-

schaft erzogene Jugend für einen besseren Resonanzboden für das Evangelium der Reforma-

tion. Weite Kreise jener, auf die sich die Kirche bisher stützen konnte, stünden heute im Lager 

der NSDAP. „Damit sind freilich für die evangelische Kirche sehr große Schwierigkeiten und 

Gefahren gegeben, und sie muß um des Evangeliums willen gleichzeitig die erforderliche 

Distanz von der Bewegung halten und doch mit heißem Bemühen an ihrer Reinigung arbei-

ten.“939 Ohne Verleugnung seiner klaren Position in allen Punkten will Titius keineswegs den 

reinen Gegensatz. Er könnte so eine neutrale und vernünftige Position einnehmen. Das Di-

lemma der Kirche verleugnet Titius nicht. 

Titius kennzeichnet die Erhebung des Begriffes Volkstum zum zentralen Begriff neuerer theo-

logischer Entwürfe als Götzendienst und widerwärtig. Mit dem Geist Christi habe der Begriff 

Volkstum nichts zu tun und sei völlig verschieden. Er verweist auf die Herkunft des Christen-

tums und wehrt so eine Konzentration auf einen heldischen arischen Christus ab. Zugleich 

verteidigt er die internationalen Kontakte der deutschen Kirchen und die ökumenische Öff-

nung der Kirche nach dem Weltkrieg mit dem Hinweis auf den universalen Anspruch der Kir-

che, aber auch eine Offenheit der Kirche nach innen. Titius Urteil über den Faschismus als 

geistiges Prinzip läßt an Klarheit nichts zu wünschen übrig. Mit dem christlichen Geist der 

Liebe und mit dem christlichen Ethos ist es seiner Meinung nach unvereinbar. Auch für den 

Staat und die Kultur würde es verheerend wirken, sollte auf dem Prinzip des Faschismus ein 

Staat oder die Kultur aufgebaut werden. Dass Hitlers Religiosität lediglich Attitüde und ge-

schickte Strategie ist, durchschaut Titius. 

Dass Titius nach dieser klaren Analyse und durchaus weitsichtigen Betrachtung möglicher 

Folgen eines stärkeren Einflusses der NSDAP zu dem Ergebnis kommt, dass die Kirche einer-

seits Distanz halten müsse, andererseits „mit heißem Bemühen“ an der Reinigung der Bewe-

gung arbeiten müsse, mag erstaunen. Ob Titius die Anschauung teilt, die auch in deutschnati-

onalen Kreisen vertreten wurde, und die mit dem Begriff „Zähmungshypothese“940 zu be-

schreiben ist, muss offen bleiben. Wenn man aber im Gespräch mit Zeitgenossen und ganzen 

Volksteilen bleiben will oder muss, dann kann „heißes Bemühen“ begreiflich und berechtigt 

sein, wenn denn die eigene Position klar ist. Diese hat Titius aber sehr deutlich gemacht. Dass 

sich Titius letztlich in der nationalsozialistischen Bewegung und in den Menschen, die sich 

von ihr begeistern ließen, getäuscht hat, spricht zunächst nicht gegen das Bemühen. 

                                                           
939 ebd., Zitate S. 127 u. 128. 
940 K. Meier, Kirche und Judentum. Die Haltung der evangelischen Kirche zur Judenpolitik des Dritten Reiches, 
Göttingen 1968 S. 45, Arbeiten zur Geschichte des Kirchenkampfes, Ergänzungsreihe 1, Bd. 7 
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Insgesamt ordnet sich Titius mit seiner Position weder auf der einen noch auf der anderen 

Seite in einer extremen Position ein. War die Situation des liberalen Protestantismus schon 

gegen Ende der Weimarer Republik und im Angesichts der ständig wachsenden völkischen 

Bewegung und nationalen Revolution durch ein politische Fragmentierung gekennzeichnet, so 

steigerte das Ereignis der Machtergreifung im Jahr 1933 diese Fragmentierung weiter941. In 

diesem Fächer möglicher Standpunkte nahm Titius eine vermittelnde Position in dem Sinne 

ein, dass er sich in der Sache vom Nationalsozialismus mit großer Klarheit distanzierte, aber 

doch den Gesprächsfaden nicht abreißen lassen wollte. Hier zeigt sich wieder ein Zug seines 

Charakters, der sich bis in die Theologie hinein ausgewirkt hat: Gesprächswunsch, Ge-

sprächsangebot und Gesprächsfähigkeit über Gräben hinweg. 

 

Im Winter 1932 / 1933 machte Titius seinen in der Tradition Schleiermachers stehenden 

Lehrstuhl an der Theologischen Fakultät an der Universität Berlin frei. Um seine Nachfolge 

entbrannte ein scharfer Streit, weil der Dekan Adolf Deissmann eigentlich die liberale und 

modern-positive Richtung der Fakultät fortsetzen wollte, gleichzeitig Barths Theologie immer 

stärker wahrgenommen wurde. Gleichzeitig spielten die politischen Entwicklungen, die 

„Machtergreifung“ in die Besetzungsüberlegungen der verschiedenen Beteiligten hinein.942 

Deissmann hatte im November 1932 auch die Nichtordinarien zu Vorschlägen aufgefordert. 

Wahrend sich Künneth943 und Bonhoeffer für Barth aussprachen, warnten Arnold Stolzen-

                                                           
941 Vgl. dazu auch: Friedrich-Wilhelm Graf, 'Wir konnten dem Rad nicht in die Speichen fallen'. Liberaler Pro-
testantismus und 'Judenfrage' nach 1933, in: J.-Ch. Kaiser/ M. Greschat, Der Holocaust und die Protestanten. 
Analysen einer Verstrickung, Frankfurt am Main 1988, S. 152f., Konfession und Gesellschaft. Beiträge zur 
kirchlichen Zeitgeschichte, Bd. 1. 
942 Zum Streit um die Titius-Nachfolge auf dem Lehrstuhl Schleiermachers siehe auch: Hartmut Ludwig, Beru-
fung Karl Barths nach Berlin? Der Streit um die Nachfolge Arthur Titius 1932 / 1933, in: Victoria J. Barnett u. a. 
(Hg.), Bonhoeffer Jahrbuch 3, 2007/2008, Gütersloh 2008, S. 75 - 88. Auch Paul Tillich nahm zu den Vorgängen 
in einem Schreiben an E. Seeberg Stellung, der ihn über die Optionen für die Nachfolge von Titius informiert 
hatte. Tillich sprach sich gegen die Dialektiker aus, wenn sie sich denn nicht vermeiden ließen, empfahl er Brun-
ner, keinesfalls Gogarten, vermutlich komme man an Barth aber nicht vorbei, ebd. S. 79f. Bonhoeffer bemühte 
sich, Karl Barth in Berlin in Spiel zu bringen, ebd. S. 75ff. vgl. auch: E. Bethge, Dietrich Bonhoeffer. Theologe 
– Christ – Zeitgenosse. Eine Biographie, 9. Aufl., Gütersloh 2005, S. 218, vgl. auch S. 331. Auch Bonhoeffers 
Name war in den Gesprächen über die Berufung für Titius’ Lehrstuhl mit großer Anerkennung genannt worden, 
Brief E. Seeberg vom 20.8.33 an Bonhoeffer, zit. nach: ebd. S. 356f. Tillich wurde kurz darauf als SPD-Mitglied 
in Frankfurt beurlaubt. Einige nationalsozialistische Studenten setzen sich bei Bonhoeffer für ihn ein. Der sprach 
E. Seeberg an, ob die Fakultät nicht etwas zur wissenschaftlichen Bedeutung Tillichs sagen könne. Seeberg frag-
te Deissmann, geschehen ist letztlich nichts. Vgl. Hartmut Ludwig, Die Berliner Theologische Fakultät 1933 bis 
1945, in: Rüdiger vom Bruch, Christoph Jahr (Hg.), Die Berliner Universität in der NS-Zeit, Bd. II Fachbereiche 
und Fakultäten, Stuttgart 2005, S. 96f. 
943 Walter Künneth (1901- 1997) studierte Theologie in Erlangen und Tübingen, Promotion 1924, anschließend 
Besuch des Predigerseminars in München. 1926 bekam er eine Dozentenstelle an der Apologetischen Centrale 
im Evangelischen Johannesstift in Berlin, einer Einrichtung des Centralausschusses der Inneren Mission. 1930 
erfolgte seine Habilitation in Berlin, zwei Jahre später wurde er Leiter der Apologetischen Zentrale. Eine gewis-
se Nähe zum nationalsozialistischen Denken findet sich in seinen Schriften. 1933 gründete er mit Martin Nie-
möller und Hans Lilje die „jungreformatorische Bewegung“. Als Mitglied der BK gehört er der illegalen BK-
Prüfungskommission an. Nach seiner Antwort auf Rosenbergs „Mythus des 20. Jahrhunderts“ wurde er über-
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burg944 und Cajus Fabricius945 vor der Berufung Barths. Nach Fabricius führe eine Berufung 

Barths „nicht zur Förderung der Wissenschaft, sondern nur zur Störung des akademischen 

Friedens“946. Stolzenburg und Fabricius riefen schon vor der Reichstagswahl vom 6. Novem-

ber 1932 zur Unterstützung Hitlers und der nationalsozialistischen Bewegung auf, während 

sich Titius in seinem Beitrag zum Klotzschen Werk davon distanzierte.947 Stolzenburg ver-

langte schließlich, seinen eigenen Namen auf die Berufungsliste zu setzen, was dann unter 

dem neuen Dekan und Mitglied der NSDAP E. Seeberg in der Form geschah, dass man ihn 

Ende Juli 1933 pari passu mit Rudolf Hermann948 an die zweite Stelle hinter Wobbermin setz-

te. Fabricius und Stolzenburg versuchten sich gegenseitig in ein schlechtes Licht zu setzen. 

Schließlich wurde Stolzenburg als persönlicher Ordinarius für Systematische Theologie beru-

fen.949 

 

 

                                                                                                                                                                                     
wacht, erhielt 1937 Rede- und Schreibverbot, die Apologetische Zentrale wurde geschlossen. 1938 wurde er 
Pfarrer in Starnberg, 1944 Dekan der Stadt Erlangen. Auch nach dem Krieg war er als konservativer Lutheraner 
und Lehrstuhlinhaber weiter aktiv. Die Auseinandersetzung um Bultmanns Entmythologisierung verstand Kün-
neth als zweiten Bekenntniskampf. Er wurde Mitbegründer und führendes Mitglied der Bewegung „Kein anderes 
Evangelium“. Vgl. BBKL, Bd. XX, 2002, Sp. 886 – 895. 
944 Arnold Stolzenburg (1887 – 1966) studierte von 1907 bis 1911 Evangelische Theologie, Philosophie und 
Geschichte an den Universitäten Rostock, Leipzig und Halle, legte dann sein 1. Examen ab und studierte weiter 
in Leipzig und Berlin bis 1914. Zum 1. April 1915 wurde er Rektor der Ortsschule Zarrentin und legte im No-
vember 1916 sein zweites Examen ab. Im April 1917 erfolgten seine Ordination und die Übertragung der Pfarr-
stelle Gresse in Mecklenburg. 1918 wurde er von der Theologischen Fakultät in Berlin zum Lic. theol. promo-
viert. Im Jahr 1921 übernahm er eine Hilfspredigerstelle an der Friedrichswerderschen Kirche in Berlin. Nach 
seiner Habilitation 1923 war er Privatdozent an der Berliner Fakultät, im April 1927 wurde er dort a. o. Professor 
für Systematische Theologie. Im Streit um die Nachfolge für den Lehrstuhl von Arthur Titius setzte er sich 
schließlich durch. Qualifiziert hatte er sich vor allem durch seinen Beitritt zur NSDAP im Frühjahr 1933 und 
seine aktive Mitgliedschaft bei den Deutschen Christen. Außerdem übernahm er kurz nach seiner Berufung das 
Amt des „Hochschulobmanns des Nationalsozialistischen Lehrerbundes (NSLB)“. Nachdem das Reichswissen-
schaftsministerium E. Seeberg aus dem Amt des Dekans der Fakultät hinausgedrängt hatte, übernahm Stolzen-
burg 1936 das Amt, das er bis zu seiner Einberufung zum Militärdienst 1942 ausübte. 1945 musste er seine 
Lehrtätigkeit an der Universität aufgeben. Nach dem Krieg übernahm er die Pfarrstelle am Naumburger Dom 
und lehrte ab 1950 am katechetischen Oberseminar, der späteren Kirchlichen Hochschule. 1962 wurde er in den 
Ruhestand versetzt. Vgl. BBKL, Bd. XV 1999, Sp. 1345 – 1347. 
945 Cajus Fabricius (1884 – 1950) studierte Theologie in Heidelberg, Göttingen und Berlin, dort 1909 Lic. theol, 
und 1911 Habilitation. In der Folgezeit lehrte er als Privatdozent, mit Lehrbeauftragungen, als Titularprofessor, 
als nicht beamteter a. o. Professor, Assistent und Oberassistent bis er 1935 endlich nach einer Lehrstuh lvertre-
tung eine ordentliche Professur erhielt, NSDAP-Mitglied, rechnete sich zur DC, nach Kritik an der religionspoli-
tischen Situation 1939 vorübergehend in Haft, 1940 Parteiausschluss. Personenlexikon zum deutschen Protestan-
tismus 1919- 1949, Göttingen 2006,  
946 Brief Fabricius‘ an Deissmann, zit. nach: Hartmut Ludwig, Die Berliner Theologische Fakultät 1933 bis 
1945, S. 95 
947 Ludwig betont in seinem Beitrag diesen Umstand ausdrücklich: Hartmut Ludwig, Die Berliner Theologische 
Fakultät 1933 bis1945, S. 95f. 
948 Rudolf Hermann (1887 – 1962) studierte von 1906 bis 1908 zunächst Philologie, Geschichte und Religion in 
Marburg, dann von 1908 bis 1912 Evangelische Theologie in Halle und Greifswald. 1914 wurde er in Göttingen 
zum Lic. theol. promoviert, geriet im gleichen Jahr schwer verwundet in französische Kriegsgefangenschaft, 
wurde ausgetauscht. 1916 Habilitation in Göttingen. 1919 erhielt er einen Lehrauftrag in Breslau. 1923 war er a. 
o. Professor in Greiswald, 1927 Ordinarius daselbst. Nach Berlin wurde er 1953 berufen. Er war ein geachteter 
Lutherforscher. Vgl. BBKL, Bd. II, 1990, Sp. 749 – 750. 



 251 

7.1.3. Der Deutsche evangelische Kirchenausschuss und der Nationalsozialismus 

 

Auch im DEKA stellte sich gegen Ende des Jahres 1932 und zu Beginn des Jahres 1933 die 

Frage nach seinem Verhalten gegenüber den aktuellen politischen Umwälzungen.950 

Schon auf der Herbstsitzung des DEKA, am 24./25.11.1932, hatte der württembergische Kir-

chenpräsident Wurm zum Thema „Die Stellung der Kirche zu den gegenwärtigen politischen 

Bewegungen“ ein Referat vorgetragen.951 Im ersten Teil seines Referats ging es Wurm um die 

Abwehr der Politisierung der Kirche, wie sie sich in der Politisierung der Pfarrerschaft, in 

dem Wunsch nach Sondergottesdiensten und in der Politisierung der Kirchenwahlen aus-

drückte. 

Im zweiten Teil sprach er über die Mitwirkung der Kirche bei der politischen Willensbil-

dung.952 Wurm stellte fest, dass der Rückzug der Kirche auf die Position der „Überparteilich-

keit“ in den gegenwärtigen Problemen keine Lösung mehr biete. Darum müsse die Kirche 

politisch werden, aber nicht im Sinne der Parteipolitik - und dabei ihr Proprium als Größe sui 

generis preisgeben. Spezifisch kirchliche Mittel sollten die Öffnung der Kirche hin zur politi-

schen und gesellschaftlichen Realität bewirken. Aber wie diese Mittel inhaltlich konkret be-

schrieben werden können, wusste Wurm nicht zu sagen. So stand am Schluss seines Vortrages 

vor allem eine Aufgabenbeschreibung: „Ich habe keine Formeln für eine Lösung. Ich wollte 

nur eine Aufgabe zeigen... Ich kann mich des bedauerlichen Gefühls nicht erwehren, daß die 

Gefahr einer Politisierung der Kirche so groß ist, weil die Stimme der Kirche hier nicht deut-

lich wird.“953 

Im März 1933 stand die Frage einer Stellungnahme zu „den gegenwärtigen politischen Ver-

hältnissen und Bestrebungen“ erneut auf der Tagesordnung des DEKA.954 Dazu hatte der 

DEKA eine Sonderkommission eingesetzt, die den Entwurf einer Entschließung an die Kir-

chenleitungen erarbeiten sollte.955 In diesem Entwurf, den Wurm auf der DEKA-Sitzung am 

2./ 3. März, also unmittelbar vor den für den 5. März ausgeschriebenen Reichstagswahlen, 

                                                                                                                                                                                     
949 Hartmut Ludwig, Die Berliner Theologische Fakultät 1933 bis 1945, S. 99f 
950 K. Scholder nennt die Zeit zwischen der DEKA-Sitzung im November 1932 und dem Rücktritt Bodel-
schwinghs und der Einsetzung eines Staatskommissars am 24. Juni 1933 einen "Abschnitt eigenen Rechts und 
eigener Problematik". Vgl. dazu: K. Scholder, Die Kapitulation der evangelischen Kirche vor dem nationalsozia-
listischen Staat. Zur kirchlichen. und politischen Haltung des Deutschen Evangelischen Kirchenausschusses vom 
Herbst 1932 bis zum Rücktritt Bodelschwinghs am 24. Juni 1933, in: Zeitschrift für Kirchengeschichte, 81. Bd., 
1970, S. 182.  
951 Zum Folgenden vgl.: K, Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 332-334.  
952 K. Scholder, Die Kapitulation der evangelischen Kirche, S. 184. 
953 K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 334. 
954 Zum Folgenden vgl.: EZA 1 / A 2 / 28, S. 393b. 
955 Unter Wurms Leitung sollte die politische Kommission, die aus Burghart, Oberkonsistorialrat Fischer, Bi-
schof Mordhorst und Freiherr von Pechmann, später auch Rendtorff, bestand, einen Entschließungsentwurf erar-
beiten (K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 334.).  
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vorstellte, spielte das Thema Rasse und Volkstum oder die so genannte „Judenfrage“956 noch 

keine Rolle. Allerdings erwähnte Wurm, dass nach der Abfassung des Entwurfes Eingaben 

eingegangen seien, in denen u. a. von der Witwe A. v. Harnacks957 die Verwendung von Be-

griffen und Formeln des christlichen Lebens und der christlichen Religion im Wahlkampf 

kritisiert werde und eine Stellungnahme gegen den offenen Antisemitismus eingeklagt wer-

de.958 Dies letzte Problem nannte Wurm einen „wunden Punkt“, den er aber aus Zeitgründen 

nicht mehr zum Antrag erheben könne.959 

In dem Entwurf ging es um die Forderungen, nach den politischen Veränderungen nun der 

Kirche den Zugang zum ganzen Volk zu erhalten, das Evangelium auch in der neuen Situation 

unverkürzt zu verkündigen und um die ungeteilte Treue der Diener der Kirche auch in den 

neuen politischen Verhältnissen. Nachdem Wurm den Entwurf erläutert hatte, betonte er, dass 

er die größte Gefahr darin sehe, dass die erkämpfte Bewegungsfreiheit der Kirche gegenüber 

Reich und Staat verloren gehe. Kapler riet von der Veröffentlichung der Entschließung ab, 

weil er alles vermeiden wollte, was die errungene Selbständigkeit der Kirche gefährdete. Er 

hielt eine Annäherung an den neuen Staat für notwendig. Auch andere DEKA-Mitglieder 

drückten Dank gegenüber dem neuen Staat für die Rettung vor der „Gefahr des Bolschewis-

mus“ und für seine sittlichen Bemühungen aus.960 Titius war der Entwurf insgesamt zu 

„matt“, denn nach seiner Auffassung fehlte das Positive gegenüber der Bewegung.961 Es wur-

de dann doch der leicht veränderte Kommissionsentwurf als interne Empfehlung des DEKA 

mit 19:10 Stimmen verabschiedet. Im Wesentlichen ging es um die Betonung der Selbstän-

digkeit und Bewegungsfreiheit der Kirche. In drei Punkten wurde dies ausgeführt: die Geistli-

chen wurden ermahnt, bei allen Anlässen die volle Ausrichtung der reformatorischen Bot-

schaft sicherzustellen: Sie wurden erinnert, dass keine Verpflichtung gegenüber einem politi-

schen Verband dem Treueverhältnis zur Kirche übergeordnet werden dürfe. Schließlich be-

                                                           
956 Die unterschiedlichen Dimensionen dessen, was sich als Judenfrage im Dritten Reich und als grundsätzliches 
Problem der christlichen Kirche darstellt, beleuchtet L. Siegele- Wenschkewitz, Protestantische Universitätstheo-
logie und Rassenideologie in der Zeit des Nationalsozialismus - Gerhard Kittels Vortrag "Die Entstehung der 
Judenfrage" von 1936, in: G. Brakelmann, M. Rosowski (Hg.), Antisemitismus. Von religiöser Judenfeindschaft 
zur Rassenideologie, Göttingen 1989, S.54ff.  
957 Es war übrigens Titius, der Harnack gegen die Häme in Schutz nahm, dass sich in der Zeit seiner Präsident-
schaft unter den Unterstützern der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften überproporti-
onal viele Juden befänden! Er griff die ignorante Verleugnung von Harnacks wissenschaftlichen Leistungen an, 
die vor allem in kirchlichen Kreisen herrsche. Nach Titius Auffassung war Harnack ein „Aktivposten ersten 
Ranges“ für Kirche und Theologie. Arthur Titius, Adolf von Harnack (7.5.1851 – 10.6.1930), in: Deutsches 
Pfarrerblatt, Verbandsblatt der deutschen evangelischen Pfarrervereine und der Vereinigung preußischer Pfarrer-
vereine vom August 1930, Nr. 32, S. 497f., zit. nach K. Nowak, O. G. Oexle, Trutz Rendtorff und K.-V. Selge, 
Adolf von Harnack. Christentum, Wissenschaft und Gesellschaft. Wissenschaftliches Symposion aus Anlaß des 
150. Geburtstages, Göttingen 2001, S. 213. 
958 Vgl. dazu auch: Friedrich-Wilhelm Graf, "Wir konnten dem Rad nicht in die Speichen fallen", S. 156. 
959 Zum Folgenden vgl.: EZA 1 / A 2 / 28, S, 394 u S. 395b. 
960 K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 335f. 
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grüßte die Kirche die Reinigung und Erneuerung des Volkslebens und versprach Mithilfe, 

verlangte aber auch Gehör bei kulturpolitischen Maßnahmen und Unterstützung bei berechtig-

ten Wünschen. Titius scheint hier seine Distanz zum Nationalsozialismus zu wahren, zeigt 

sich aber auch an der Würdigung der positiven Seiten der Bewegung interessiert. 

Des Weiteren wurde eine öffentliche Kundgebung verabschiedet und am nächsten Tag, am 

letzten Tag vor dem Wahlsonntag, veröffentlicht. Sie ging vor allen auf Drängen Freiherr von 

Pechmanns962 zurück, wenn er sich auch inhaltlich kaum stark in ihr wieder finden konnte. 

Nach einem Hinweis, dass die evangelische Kirche „von jeher mit Wesensart und Geschick 

des deutschen Volkstums auf innigste verbunden“ war, richtete sie die seelsorgerliche Mah-

nungen an die Öffentlichkeit: „Je mehr des Hasses, desto mehr der Liebe! ... Je mehr der Lü-

ge, desto strengere Wahrhaftigkeit! ... Je mehr des selbstischen Wesens, desto mehr selbstlose 

Hingebung“.963 So ermahnte die Stellungnahme durchaus, die christlichen Werte zu achten, 

stellte aber keinen Bezug zu konkreten Verletzungen dieser Werte her. Andererseits haben die 

Zeitumstände dem Leser diesen Bezug sicher ein Stück weit selbst nahe gelegt. Sie blieb aber 

in einer politisch hochbrisanten Zeit insgesamt nichts sagend und war von fast jeder politi-

schen Richtung in Anspruch zu nehmen ist. Allerdings fehlte dieser Kundgebung auch alle 

Begeisterung für die „deutsche Wiedergeburt“, das „deutsche Erwachen“ oder was man sonst 

als Chiffre für die nationalsozialistische Begeisterung benennen soll. Darum ist ihre Nüch-

ternheit in gewissem Sinne auch wieder viel sagend964, wenn auch der dahinterliegende Ge-

danke nicht der der dezidierten Ablehnung, sondern eher der der Unentschiedenheit gegen-

über dem Nationalsozialismus war. Aber die Kundgebung warnte auch nicht, etwa vor einem 

Erstarken des Rassegedankens, vor einer Spaltung des deutschen Volkes, vor einem Schaden 

für Demokratie und Parlamentarismus oder vor einer Verletzung von Menschenwürde und 

Bürgerrechten. Wenn die Kundgebung von „Hingebung“ sprach, so meinte sie „Hingebung an 

das, was des Nächsten ist, und an das, was über allen steht: an das ganze Volk, an das ganze 

Vaterland!“965 Titius’ Stellung zu dieser Kundgebung ist nicht näher bekannt. 

Nach dem „Tag von Potsdam“ und nach Hitlers Regierungserklärung am 23. März 1933 wur-

de die Zustimmung auch von offiziellen Stellen der Kirche zur nationalsozialistischen Regie-

                                                                                                                                                                                     
961 Zum Folgenden vgl.: K. Scholder, Die Kirchen und das Dritte Reich, Bd. 1, S. 290f. 
962 Zu von Pechmanns Rolle in dieser Frage siehe auch: W. Sommer, Wilhelm von Pechmann, in: W.-D. Hau-
schild, Profile des Luthertums. Biographien zum 20. Jahrhundert, Gütersloh 1998, S. 541ff. 
963 Text abgedruckt in: G. van Norden, Der deutsche Protestantismus im Jahr der nationalsozialistischen Macht-
ergreifung, Gütersloh 1979, S. 44f; Vgl. dazu auch: A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 291.  
964 K. Scholder nennt die Kundgebung "zurückhaltend und distanziert" und weist auf den Mangel an Begeiste-
rung hin, die man von Äußerungen zur politischen Lage erwartete. K. Scholder, Die Kirchen und das Dritte 
Reich, Bd. 1, S. 291. 
965 G. van Norden, Der deutsche Protestantismus, S. 45; Vgl.: A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 291. 
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rung und ihrem Kanzler immer deutlicher.966 Etwa sieben Wochen nach dieser Sitzung des 

DEKA Anfang März, am 25. und 26. April 1933, hatte man erneut Anlass zusammenzukom-

men.967 Ein wesentliches Thema dieser außerordentlichen Tagung war die Frage, die man auf 

dem Treffen Anfang März ausgelassen hatte: Die Stellung zur „Judenfrage“. Inzwischen war 

die Boykott-Aktion gegen jüdische Geschäfte für den 1. April 1933, 10 Uhr in der Presse an-

gekündigt und durchgeführt worden. Die antisemitischen Aktionen des nationalsozialistischen 

Staates konnten nun nicht mehr als Einzelaktionen fanatischer Rassegläubiger abgetan wer-

den. Mit der Vorlage des Gesetzes „zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ am 7. 

April 1933 hatte der nationalsozialistische Staat sein wahres Gesicht offenbart. Bis Anfang 

April 1933 hatten ca. 3000 deutsche jüdische Flüchtlinge die Schweizer Grenze überschrit-

ten.968 

Anlässlich dieser Sitzung969 forderte Freiherr von Pechmann970 mit bewegten Worten wie 

schon vor Beginn der Boykott-Aktionen, nach einer Stellungnahme des DEKA, weil seiner 

Überzeugung nach den in Bedrängnis geratenen Christen jüdischer Abstammung die „Kirchen 

Schutz schuldig sind.“971 Er warnte vor den Auswirkungen der Vorgänge in Deutschland auf 

die ökumenische Christenheit und forderte für die eigenen treuen Mitglieder der Kirche „das 

tröstende, aufrichtende Wort des Schutzes.“972 Kapler, der Präsident des DEKA, hatte an die-

                                                           
966 Vgl. die bei G. van Norden, Der deutsche Protestantismus, abgedruckten Dokumente Nr. 1, 19-24 und 27-34. 
967 Vgl. zu dieser Sitzung die Darstellung von M. Smid, Deutscher Protestantismus und Judentum 1932/1933, 
München 1990, S. 353ff., Heidelberger Untersuchungen zu Widerstand, Judenverfolgung und Kirchenkampf im 
Dritten Reich, Bd. 2 und die Darstellung bei: K. Scholder, Die Kirchen und das Dritte Reich, Bd. 1, S. 352f. 
968 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 40ff. Der Bischof von Chichester und Präsident des ÖRPC nahm 
auf die Boykott-Aktionen in einem Schreiben am 30.3.1933 an Kapler Bezug: "One fact which without doubt 
has made deep impression in this country is the alleged boycott of the jews and I am sure you will be interested 
to know that the distress which it has aroused in England is by no way limited to jewish circles." (ebd., S. 41.) 
969 Wolfgang Sommer, Wilhelm Freiherr von Pechmann. Ein konservativer Lutheraner in der Weimarer Repub-
lik und im nationalsozialistischen Deutschland, Göttingen 2010, S. 159ff. 
970 Von hatte schon am 30. März, also unmittelbar vor der Boykott-Aktion gegen jüdische Geschäfte, telepho-
nisch und telegraphisch beim Kirchenbundesamt "ein ernstes und entscheidendes Wort gegen die jetzt inszenier-
te Boykottierung der Juden in Deutschland" verlangt. (Wolfgang Sommer, Wilhelm Freiherr von Pechmann. Ein 
konservativer Lutheraner in der Weimarer Republik und im nationalsozialistischen Deutschland, Göttingen 
2010, S. 156, vgl. auch A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 45.) Er war es vermutlich auch, der dafür 
sorgte, dass ein zweiter Verhandlungstag eingeplant wurde, an dem sein Anliegen, nämlich eine Stellungnahme 
zur "Judenfrage" erarbeitet werden sollte (s. M. Smid, Deutscher Protestantismus und Judentum, S. 355.). Außer 
von Pechmann sind es als Ökumeniker vor allem Siegmund-Schultze und Bonhoeffer, die sich gegen den breiten 
Strom der Rechtfertigung oder Ignorierung der Geschehnisse stemmten. (A. Boyens, Kirchenkampf und Ökume-
ne, S. 45ff.)  
971 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S.296. Von Pechmann und Th. Wurm hatten schon im Vorfeld des 
Boykotts der jüdischen Geschäfte dringend ein Wort des Vorsitzenden des DEKA eingefordert, waren mit dieser 
Forderung aber nicht erfolgreich. Vgl. dazu: K. Scholder, Die Kapitulation der evangelischen Kirche, S. 190. 
972 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 296. Vgl. dazu auch: F.-W. Graf, "Wir konnten dem Rad nicht in 
die Speichen fallen", S. 157. Die Anträge von Pechmanns lauteten: 1. Wir bekennen uns zu allen Gliedern unse-
rer Kirche ohne Unterschied der Abstammung, auch und gerade zu denen, die ganz oder teilweise jüdischer 
Abstammung sind. Wir fühlen mit ihnen und wir werden für sie eintreten bis zu den Grenzen des Möglichen. 2. 
An die Träger der öffentlicher Gewalt aber richten wir die ernste Mahnung, bei allem, was zur Abstellung von 
Mißständen geschehen soll, die Grenzen nicht zu überschreiten, die durch die Gebote der Gerechtigkeit und der 
christlichen Liebe gezogen werden." F. W. Kantzenbach, Widerstand und Solidarität der Christen in Deutschland 
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sen Tag seine erste offizielle Begegnung mit Hitler und berichtete in der anschließenden Sit-

zung von diesem Gespräch.973 Danach habe Kapler Hitler an seine Zusagen gegenüber den 

Kirchen in der Regierungserklärung vom 23. März erinnert. Hitler habe auf die neue Funktion 

des Wehrkreispfarrers Müller verwiesen und darauf, dass ihm an einem einheitlichen protes-

tantischen Block schon als Gegengewicht zu den Katholiken gelegen sei. Kapler bestand da-

rauf, dass der Staat nicht in kirchliche Angelegenheiten eingreife und sicherte zu, dass die 

Kirchen im Begriff stünden, sich enger und fester zusammenzuschließen.974 Konsistorialrat 

Dr. Wahl, der zu Beginn der Sitzung die Verhandlung für den noch abwesenden Kapler führ-

te, hatte die Versammlung auf die zahlreichen Schreiben aus dem In- und Ausland aufmerk-

sam gemacht.975 Diese Schreiben gingen von Anfragen, über Stimmungsschilderungen im 

eigenen Land bis zu dezidierten Stellungnahmen und Protesten.976 Er verwies darauf, dass 

man den ausländischen Stellen ein Memorandum übersenden wolle, in dem das Judenproblem 

objektiv dargestellt werden sollte. 

Titius meldete sich in der Diskussion zu Wort.977 Er stimmte von Pechmann grundsätzlich zu, 

bezweifelte aber, ob sich etwas machen lasse. Zunächst solle man selbst einen Standpunkt in 

der Angelegenheit finden und auf die ausländischen Stellungnahmen darum keine Rücksicht 

nehmen. Titius bekannte, dass die Zahlen „über die jüdische Überfremdung in Deutschland 

bei ihm eine starke innere Wandlung hervorgerufen <habe>.“978 Ausdrücklich betonte Titius, 

                                                                                                                                                                                     
1933 - 1945. Eine Dokumentation zum Kirchenkampf aus den Papieren des D. Wilhelm Freiherrn von Pech-
mann, Neustadt an der Aisch 1971, S. 110, Anmerkung.  
973 Wolfgang Sommer, Wilhelm Freiherr von Pechmann, S. 157. 
974 ebd. S.157f. 
975 Zu diesen Schreiben gehörte z. B. das Schreiben des Präsidenten des Federal Council of the Churces of Christ 
in America A. W. Beaven vom 24.3. 1933 an Kapler, in dem dieser nach der Stellung der Christen in Deutsch-
land zu der antisemitischen Politik Hitlers fragt und wissen möchte, ob ein vom Evangelischen Kirchenbund und 
amerikanischen Bundesrat gemeinsam herausgegebenes Manifest gegen den Antisemitismus denkbar oder klug 
sei. (A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 38.).  
976 Einige führt A. Boyens auf, ebd., S. 43f. 
977 Leider wissen wir nicht, ob Titius zu dieser Zeit immer noch Mitglied der Deutschen Demokratischen Partei 
war, bzw. ob er seine Mitgliedschaft in die neue Formation der Staatspartei hinüber genommen hat. Die DDP 
hatte nach W. Jochmann die meisten jüdischen Mitglieder in ihren Reihen und wurde wegen ihrer liberalen Tra-
dition bevorzugt von Juden gewählt. Die Wahlverluste bei den Reichstagswahlen 1928 wurden jedoch von Vor-
standsmitgliedern auch auf das Image als "Judenpartei" zurückgeführt. Vgl. W. Jochmann, Die Funktion des 
Antisemitismus in der Weimarer Republik, in: G. Brakelmann, M. Rosowski (Hg.), Antisemitismus. Von religi-
öser Judenfeindschaft zur Rassenideologie, Göttingen 1989, S. 160. Vgl. auch: K. Meier, Kirche und Judentum, 
S. 9. Zum Folgenden vgl.: A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 297.  
978 M. Smid macht wegen dieser Äußerung aus Titius einen zum Antisemitismus 'bekehrten' Konsistorialrat..." 
(M. Smid, Deutscher Protestantismus und Judentum, S. 357.) Dabei erweckt sie den Eindruck, dass Titius ange-
sichts der Zahlen sich nun indirekt zum Antisemitismus bekenne, wenn er sage, er sei "vorher ‚keineswegs anti-
semitisch eingestellt‘ gewesen." (ebd.) Titius’ Votum hat aber eine andere Tendenz. Titius bekennt sich zu der 
starken inneren Wandlung, die das bekannt werden der Zahlen über die jüdische Überfremdung in Deutschland 
bei ihm, den Redner "..., der keineswegs antisemitisch eingestellt sei..." hervorgerufen hat. (A. Boyens, Kirchen-
kampf und Ökumene, S. 297.) Titius spricht also ausdrücklich nicht von "vorher" und "gewesen sei". Titius 
innere Wandlung scheint mir darin zu bestehen, dass die ihm bekannt gewordenen Zahlen aus seiner liberalen 
Haltung gegenüber den Juden sich wandelt zur Zustimmung für „gesetzgeberische Maßregeln zur Lösung des 
Problems" (ebd.) 
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dass er „keineswegs antisemitisch eingestellt sei.“ Titius würde Erklärungen, „die sich gegen 

gesetzgeberische Maßregeln zur Lösung des Problems richteten“ nicht zustimmen können. 

Etwas anderes sei das ungeordnete Verfahren.“ Ein Wort über die Christen jüdischer Ab-

stammung zu sagen, sei schwierig. „Insbesondere sei es schwierig, einer besonderen Behand-

lung der Judenchristen das Wort zu reden, da dann der Zustrom zum Christentum in verhäng-

nisvoller Weise verstärkt werden könnte.“ Ein öffentliches Eintreten für die Belange der Ju-

den war nach Titius’ Meinung „außerordentlich schwierig, zumal kaum etwas gesagt werden 

könne, das unangefochten bleiben könne.“ Andererseits wollte Titius den Judenchristen ent-

gegenkommen und forderte, Liebe im Sinne von Freiherr von Pechmann zu üben.979 Hier fin-

den wir Titius zum ersten Mal weit weg von seinen sonst üblichen liberalen und linken Positi-

onen zu anderen Themen. 

In der weiteren Diskussion980 wurde vor allem davor gewarnt, dass eine Kundgebung des 

DEKA vom Ausland gegen den neuen Staat verwendet werden könne.981 Während Kapler 

gestand, dass er bei manchen Maßnahmen „doch einen schweren Gewissensdruck empfun-

den“982 habe, bemerkten Walter Michaelis983 und Bernewitz984, dass nach ihrem aus der 

Schrift geschöpften Standpunkt in der gegenwärtigen Lage das christliche Gewissen eigent-

lich nicht beschwert sein könne. Landesbischof Rendtorff985 begrüßte es, „daß endlich mal 

                                                           
979 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 297. 
980 An der Diskussion beteiligen sich nach Boyens Vizepräsident Hundt, Präsident Kapler, Pastor D. Michaelis, 
Landesbischof Ihmels, Geheimer Hofrat von Pechmann, Landesbischof Bernwitz und Rendtorff, Prälat Schöll, 
Geheimer Kirchenrat Prof. Rendtorff und Pfarrer Herz. 
981 Im Ausland wurde breit über Ausschreitungen gegen Juden berichtet. Man trat von kirchlicher Seite auf ver-
schiedenen Kanälen gegen die ausländische "Greuelpropaganda" und den "Lügenfeldzug" an. Motiv für diese 
Aktionen waren eher patriotische Gefühle als die Hoffnung, auf diesem Umweg das Schicksal der Juden zu 
erleichtern. An der Zurückweisung dieser "Greuelpropaganda" beteiligten sich auch jüdische Organisationen, 
nachdem der Staat Sanktionen gegen deutsche Juden angedroht hatte, falls die "Hetze" nicht aufhöre. Vgl. dazu: 
G. van Norden, Der deutsche Protestantismus, S. 313f. und die Dokumente IV, 2-4. 
982 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 297 
983 In einem Beitrag für die Zeitschrift "Licht und Leben" vom Mai 1933 unter der Überschrift "Ein Wort zur 
Judenfrage" stellt Michaelis fest: "… gegen das Eindämmen des jüdischen Einflusses, gegen ihre Bewertung als 
Nicht-Deutsche haben wir von der Bibel her nichts einzuwenden. Ich meine vielmehr, es liegt in den Linien des 
göttlichen Planes. ... Darum haben wir Bibelchristen nach meiner Überzeugung, gerade weil es sich um ein zu 
etwas anderem erwähltes Volk handelt, keinen Grund, gegen die Zurückdämmung des Judentums Einspruch zu 
erheben. Unser Anliegen muß aber sein, daß dieser Weg verfolgt werde ohne Verletzung der Menschlichkeit. 
Auch hier gilt es zu wachen und zu beten, daß der berechtigte Kampf nicht die Menschlichkeit verleugne und 
dadurch eine Schuld auf unser Volk komme.", zit. nach: G. van Norden, Der deutsche Protestantismus, S. 
336-338. 
984 Alexander von Bernewitz war von 1923 an erster Landesbischof der Braunschweigischen Landeskirche. 1933 
verlor er durch die Aktivitäten der Nationalsozialisten sein Amt. In Braunschweig waren die Nationalsozialisten 
schon 1930 zur Herrschaft gelangt. Nach dem Wahlsieg der DC bei den von der Reichsregierung angesetzten 
Kirchenwahlen übernahm der als NS-Propagandaredner bekannte Beye das Amt des Landesbischofs, konnte sich 
aber nur bis 1934 halten. Nachfolger wurde Dr. Helmuth Johnsen, der das Amt bis 1946 innehatte. 
www.landeskirche-braunschweig.de/ geschichte3.html. 
985 Heinrich Rendtorff (1888 – 1960) studierte Evangelische Theologie, wurde promoviert und 1918 als Pastor 
ordiniert. Er trat 1919 als Studiendirektor in das Predigerseminar in Preetz ein. Ab 1926 war er an der Universi-
tät Kiel Professor für Praktische Theologie, ab 1930 Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburgs. Anfangs begrüßte er den Nationalsozialismus und dessen Machtübernahme, wollte im Mai 1933 
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wieder eine Obrigkeit vorhanden sei.“986 Der solle man nun aber nicht in den das Schwert 

führenden Arm fallen. Schließlich beschloss man lediglich, den von Freiherr von Pechmann987 

vorgelegten Resolutionsentwurf und die Aussprache als Material dem Präsidenten zur Verfü-

gung zu stellen.988 

Als Verhandlungsgrundlage der Sitzung diente ein Gutachten zur Judenfrage, das Kapler von 

der Apologetischen Centrale im Evangelischen Johannesstift in Berlin Spandau angefordert 

hatte und von W. Künneth verfasst worden war. Darin forderte Künneth die Kirche auf, „daß 

die Ausschaltung der Juden als Fremdkörper im Volksleben sich nicht in einer dem christli-

chen Ethos widersprechenden Weise vollzieht“989. 

Titius hält also an seiner Position fest und betont ausdrücklich, dass dies mit Antisemitismus 

nichts zu tun habe. Dieses Bekenntnis ist durchaus nicht belanglos. Zusätzlich muss man sich 

die Wandlung vor Augen halten, die ein solches Bekenntnis genommen hat. Denn mit dem 

Bekenntnis, antisemitisch eingestellt zu sein, verletzte man damals keineswegs den Kanon 

möglicher gesellschaftlich akzeptierter Standpunkte. Gewiss haben manche Kreise auf Stö-

ckers Antisemitismus mit Distanzierung reagiert, aber gesellschaftlich geächtet war er darum 

nicht, sondern dennoch hochangesehen in weiten Kreisen der damaligen Eliten. Die überwie-

gende Mehrheit der Pfarrer und Theologen fand eine Regelung der „Judenfrage“, solange sie 

sich in einigermaßen gesetzlich geordneten Bahnen bewegte und nicht gegen das christliche 

Ethos verstieß, völlig in Ordnung. Auch Bonhoeffer vertrat die Auffassung, dass die Juden-

                                                                                                                                                                                     
auch Parteimitglied werden. Später wurde seine Mitgliedschaft annulliert. Anfang 1934 wurde er durch Druck 
des NS-Staates genötigt, sein Bischofsamt aufzugeben. Nachfolger wurde der 32 jährige „Landeskirchenführer“ 
Walter Schultz. Rendtorff erhielt eine Pfarrstelle in Pommern und engagierte sich in der BK, war Mitglied des 
Bruderrates der BK in Pommern. Nach dem Krieg kehrte er an die Universität Kiel zurück und lehrte Praktische 
Theologie. vgl. wikipedia.org/wiki/Heinrich-Rendtorff. 
986 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 298. 
987 Von Pechmann trat 1934 wegen des Schweigens der Kirche "zu all dem Jammer und Herzeleid, das man ... in 
ungezählte >nichtarische< Herzen und Häuser, christliche und jüdische, getragen hat" aus der Kirche aus (Vgl. 
E. Busch, Juden und Christen im Schatten des Dritten Reiches. Ansätze zu einer Kritik des Antisemitismus in 
der Zeit der Bekennenden Kirche, Theologische Existenz heute, Nr. 205, München 1979 S. 15, Anm. 22). Schon 
vorher, am 1. Mai 1933, hatte er seine kirchlichen Ämter niedergelegt, weil er in dem Nachgeben der Kirche vor 
der Nötigung zur Verfassungsänderung einen Schritt sah, der die Untreue zu ihrer Sendung einleite und ihr Kir-
chesein damit aufgegeben werde (Rücktrittsschreiben W. von Pechmanns vom 1. Mai 1933, in: G. van Norden, 
Der deutsche Protestantismus, S. 276f; Vgl. dazu auch den längeren Auszug aus dem Schreiben an die Landes-
synode der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche von Bayern in: Christliche Welt, 47. Jg., Nr. 10 vom 20. Mai 
1933, Sp. 460),  
988 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 45, vgl. auch 299. 
989 W. Künneth, Die Kirche und die Judenfrage in Deutschland, zit. nach: M. Smid, Deutscher Protestantismus 
und Judentum, S. 364-372, Zit. S. 370. Vgl. auch K. Scholder, Die Kirchen und das Dritte Reich, Bd. 1, S. 349ff. 
Hier wird Künneths Gutachten, das Kapler als gutachterliche Stellungnahme zum Judenproblem von der Apolo-
getischen Zentrale in Spandau angefordert hatte, keineswegs als extrem eingestuft. Die Behandlung anderer 
rassischer oder ethnischer Minderheiten sei vielfach in der zivilisierten Welt über Ausnahmegesetze geregelt 
worden. 
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frage durch eine Ausnahmegesetzgebung geregelt werden könne.990 Dies ging über Titius’ 

Position nicht hinaus. Vereinzelten Widerstand gab es lediglich, als durch den Versuch des 

NS-Regimes, den Arierparagraphen auch in der Kirche durchzusetzen991, die theologische 

Frage nach dem Wesen der Kirche, der Bedeutung der Taufe, der Gemeinschaft der Heiligen 

gestellt wurde.992 Titius lag also mit seiner Auffassung in dem breiten Strom derer, die dem 

Staat in der Frage der Behandlung der jüdischen Bürger freie Hand ließ, solange er sich an 

gewisse rechtsstaatliche Regeln hielt. Eine Sensibilität für die Frage, ob nicht auch Mitbürger 

mit anderer Rassezugehörigkeit prinzipiell den deutschen Staatsangehörigen rechtlich gleich-

zustellen sind bzw. ob sich vom Evangelium her die angestrebten Maßnahmen gegen die Ju-

den verbieten, war nicht vorhanden.993 Dass im Kirchenausschuss, wenn überhaupt, Unter-

stützung für von Pechmanns Antrag zu finden war, diese vor allen anderen von Titius erwartet 

werden konnte, liegt sicher nahe994, hat sich in der konkreten Situation jedoch nicht bewahr-

heitet.995 Seit den gemeinsamen Sitzungen der Kirchentage bestand zwischen von Pechmann 

und Titius ein herzliche Verbundenheit. Darum war von Pechmann ganz besonders enttäuscht, 

als die erwartete Unterstützung für seinen Antrag zur Judenfrage im DEKA ausblieb, So 

schreib von Pechmann im September 1934 an Rade: „Mit Titius hat mich über mancherlei 

Trennendes hinweg von Anfang an ein besonders herzliches Verhältnis gegenseitigen Ver-

trauens verbunden. Daß auch er mich am 25. und 26. April vg. Js. im Kirchenausschuß allein 

                                                           
990 K. Scholder, Die Kirchen und das Dritte Reich, S. 350. In seiner Darstellung der Schrift Bonhoeffers "Die 
Kirche vor der Judenfrage" zeigt Scholder ".., daß Bonhoeffer im Frühjahr 1933 dem Staat ohne allen Zweifel 
das Recht zuerkannte, die Judenfrage durch eine Ausnahmegesetzgebung zu lösen." 
991 Kein Protest kam z. b. von den Verantwortlichen für Judenmission in Deutschland, wie Jochen-Christoph 
Kaiser berichtet. Durch den auf die Rassezugehörigkeit abzielenden Antisemitismus seit den 1870er Jahren war 
die Taufe nicht mehr länger das „Entréebillet in die bürgerliche Gesellschaft“ (Heinrich Heine) und der Juden-
mission somit durch die Ausbreitung dieser Einstellung in Deutschland der Boden immer mehr entzogen. Jo-
chen-Christoph Kaiser, Der deutsche Protestantismus und die „Mission unter Israel“ zwischen Weltkrieg und 
„NS-Machtergreifung“ in: Kurt Nowak, Gérard Raulet, Protestantismus und Antisemitismus in der Weimarer 
Republik, Frankfurt a. M. ; New York, Paris 1994, S. 199 – 217. 
992 "Während sich gegen die Übernahme des staatlichen Arierparagraphen auf das Gebiet der Kirche von Bibel 
und Bekenntnis her eine umfassende Protestbewegung erhob, fanden selbst biblisch streng gebundene kirchliche 
Kreise am Arierparagraphen innerhalb des staatlichen Bereichs kaum etwas zu beanstanden." K. Meier, Der 
evangelische Kirchenkampf, Gesamtdarstellung in 3 Bänden, Bd. 1: Der Kampf um die Reichskirche, Göttingen 
1976, S. 117. Das gilt auch für die Bekennende Kirche: "Im übrigen muß deutlich sein, daß auch der theologisch 
begründete Protest der bekennenden Kräfte innerhalb der evangelischen Kirche sich auf den kirchlichen Arierpa-
ragraphen beschränkte, wohingegen sich kein offizieller Widerspruch gegen den staatlichen Arierparagraphen 
erhob. Ansätze dafür fanden sich erst 1935." (ebd., S. 118). Dabei muss man bedenken, dass sich der kirchliche 
Arierparagraph auf etwa 30 Geistliche bezog. (ebd., S. 117). Selbst Freiherr von Pechmann, der eine öffentliche 
Kundgebung im DEKA durchsetzen wollte, sprach von "berechtigter Korrektur von Mißständen" und vertrat 
damit eine "weit verbreitete Vorstellung". Vgl. dazu: K. Scholder, Die Kapitulation der evangelischen Kirche, S. 
191. 
993 Zum Verhalten Rades und seiner Zeitschrift Christliche Welt vgl. den Aufsatz von F. - W. Graf, der seinen 
Titel vom einem Zitat Rades bekommen hat: F. - W. Graf, "Wir konnten dem Rad nicht in die Speichen fallen". 
994 ebd., S, 157. 
995 Auch von Pechmann betont, dass er bei seinen Anträgen zur Judenfrage hoffte, ".., wenn auf irgend jeman-
den, dann gerade auf Titius sicher rechnen zu können." Vgl. dazu: F. W. Kantzenbach, Widerstand und Solidari-
tät, S. 110. 
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gelassen hat, war mir gerade bei ihm besonders schmerzlich. Dies gilt insbesondere vom 26. 

April, an dem ich alles, aber auch alles aufgeboten habe, um für meine Anträge zur Judenfra-

ge wenn nicht die einmütige Zustimmung des ganzen Ausschusses, so doch die einer überwäl-

tigenden Mehrheit zu gewinnen; und als ich…auf das Urteil der uns befreundeten Auslands-

kirchen …hinwies,…, habe ich gemeint, wenn auf irgendjemanden, dann gerade auf Titius 

sicher rechen zu können.“996 

Es ist schon schmerzhaft, sich einen solchen Diskussionsverlauf mit seinen übervorsichtigen 

Abwägungen anzusehen. Die mehr als zwei Dutzend gestandener Männer wirken hilflos und 

mutlos, wie gefangen in ihren eigenen Konzepten, die sich gegenüber einer neuen Wirklich-

keit als untauglich erweisen werden.997 Die Furcht, missverstanden zu werden, in gleicher 

Konsequenz durchdacht, wie in der Sitzung des DEKA vom 26. April 1933, hätte für alle Be-

teiligten den Weg auf die Kanzel ein für allemal versperrt. Bonhoeffer, damals Privatdozent in 

Berlin, hat in einem Vortrag aus dem April 1933 etwas klarere Begriffe gefunden, um die 

Wirklichkeit, wie er sie erlebte, im Lichte des Evangeliums zu beschreiben.998 Die einzigarti-

ge Tatsache, „daß der Jude unabhängig von seiner Religionszugehörigkeit allein um seiner 

Rassenzugehörigkeit willen vom Staat unter Sonderrecht gestellt wird“ gebe dem Theologen 

zwei neue Aufgaben auf: „Wie beurteilt die Kirche dies staatliche Handeln und welche Auf-

gabe erwächst ihr daraus? Was ergibt sich für die Stellung der Kirche zu den getauften Juden 

in den Gemeinden?“ 

In der Beantwortung dieser Fragen, die allein von einem rechten Kirchenbegriff her beantwor-

tet werden könnten, kommt Bonhoeffer zu der Erkenntnis, dass die Kirche nicht nur den Staat 

„nach dem legitim staatlichen Charakter seines Handelns“ zu fragen hat, sondern „den Opfern 

jeder Gesellschaftsordnung in unbedingter Weise verpflichtet <ist>, auch wenn sie nicht der 

christlichen Gemeinde zugehören.“ Seine Gedanken zum kirchlichen Widerstand nehmen 

schon damals die Gestalt an, dass es darum geht, „nicht nur die Opfer unter dem Rad zu ver-

binden, sonder dem Rad selbst in die Speichen zu fallen“999, wenn die Kirche „den Staat in 

seiner Recht und Ordnung schaffenden Funktion versagen sieht, d.h. wenn sie den Staat 

                                                           
996 Wolfgang Sommer, Wilhelm Freiherr von Pechmann, S. 166. 
997 Bernhard Reymond, Die Konzepte einiger protestantischer deutscher Theologen zur „Judenfrage“, in: Kurt 
Nowak, Gérard Raulet (Hg.), Protestantismus und Antisemitismus in der Weimarer Republik, Frankfurt a. M.; 
New York; Paris 1994, S. 127 - 146 
998 D. Bonhoeffer, Die Kirche vor der Judenfrage, in: Gesammelte Schriften, hg. v. E. Bethge, Bd. 2, München 
1959, S. 44-53. Die Interpretation dieses Aufsatzes ist in der Forschung umstritten, vgl. dazu die Darstellung bei 
M. Smid, Deutscher Protestantismus und Judentum, S. 415 - 418. Dort ist auch die allmähliche Erarbeitung des 
Textes beschrieben, der von einem Vortrag zu einem Aufsatz für die Zeitschrift "Der Vormarsch" erweitert wur-
de und schließlich in der "Niederdeutschen Kirchenzeitung" und auszugsweise in der "Jüdischen Rundschau" 
nachgedruckt wurde, ebd. S. 418. Vgl. zur Entstehung des Vortragstextes auch ebd., S. 425 - 427. 
999 D. Bonhoeffer, Die Kirche vor der Judenfrage, Zit. S. 44 u. S. 48, Vgl. dazu auch: E. Busch, Juden und Chris-
ten, S. 15 und K. Meier, Kirche und Judentum, S. 22f. 
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hemmungslos ein Zuviel oder ein Zuwenig an Ordnung und Recht verwirklichen sieht.“1000 

Ein solches Zuviel an staatlicher Ordnung liegt nach Bonhoeffer dann vor, wenn „vom Staat 

her in das Wesen der Kirche und ihre Verkündigung eingegriffen werden sollte, d. h., etwa in 

dem zwangsmäßigen Ausschluss der getauften Juden aus unseren christlichen Gemein-

den“1001. Andererseits konnte er im gleichen Vortrag auch die traditionelle antijüdische Auf-

fassung vertreten, dass das Volk der Juden nun einmal „in langer Leidensgeschichte den 

Fluch seines Tuns tragen muß“.1002 

Auch andere Stimmen hatten sich im Frühjahr 1933 deutlich geäußert und daran erinnert, dass 

die Kirche mit der Versuchung, die Judenchristen aus sich auszusondern, stehe und falle.1003 

Das in der DEKA-Sitzung öfters geäußerte Argument, dem Ausland durch eine Stellungnah-

me nicht Munition für propagandistische Feldzüge zu liefern, zeigte doch eher den sehr hohen 

Stellenwert politischer Loyalität der kirchenleitenden Gremien trotz der bekannten Gräuel, 

zum Beispiel des durchaus gewalttätigen, organisierten Boykotts jüdischer Geschäfte am 1. 

April 1933. Eine Theologie, die sich von jeher dem Volkstum verbunden weiß, wie sie be-

hauptete, aber dann leichtfertig Volkstum nicht von dem abgrenzte, was andere als Volkstum 

definieren, benutzte diesen Begriff ideologisch oder mehr oder weniger bewusst irreführend. 

Dass die nominelle evangelische Christenheit während der meisten Zeit der Weimarer Repub-

lik etwa 40% sozialistische oder kommunistische Wähler hatte, wurde von Anfang an und bis 

zum bitteren Ende, bis auf wenige Ausnahmen, ignoriert. 

Was also meinte der DEKA, wenn er von „Volkstum“ und „Vaterland“ spricht? Eine Theolo-

gie, die kein Instrumentarium entwickelt hatte, um dem Zugriff der großen Einheiten auf den 

Einzelnen eine Grenze zu setzen, sei diese Einheit „der Staat“, „das Volkstum“, „das Vater-

land“ oder „die Partei“, und diese große Einheit als das bekennt, „was über allen steht“ (s. o.), 

muss in einer solchen politischen Konstellation versagen, weil sie nichts zu sagen hat. Es ist 

dies der Typ einer nationalprotestantischen Frömmigkeit, die in Gott zunächst den Herrn der 

Geschichte sieht, der die Schicksale der Völker und Reiche lenkt, der ansonsten wenig dog-

matisch qualifiziert wird, der kaum trinitarisch gedacht wird und dem dann Volk und Volks-

tum als höchste Schöpfungsordnungen zugeordnet werden. „Der Kampf um das Volkstum 

(und seine konkrete politische Gestalt, die Nation) wird zum Kampf für Gottes Ordnung, ja 

                                                           
1000 D. Bonhoeffer, Die Kirche vor der Judenfrage, S. 48. 
1001 Ebd., S. 49. Zu der Forderung des zwangsmäßigen Ausschlusses der getauften Juden aus den Gemeinden 
siehe auch: D. Bonhoeffer, Der Arier-Paragraph in der Kirche, in: Gesammelte Schriften, hg. v. E. Bethge, Bd. 2, 
München 1959, S. 62-69. 
1002 D. Bonhoeffer, Die Kirche vor der Judenfrage, S. 49. 
1003 So z. B. H. Ehrenberg in seinen "72 Leitsätzen", vgl. E. Busch, Juden und Christen, S. 22f. Während Bonho-
effer die Aussonderung der Judenchristen aus der christlichen Gemeinde schon im April 1933 ablehnte, scheint 
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für Gott selbst. Der Dienst an Volk und Vaterland wird folgerichtig zum wahren Gottes-

dienst“1004. 

Warum Titius in dieser Situation ebenfalls so mutlos und skeptisch gegenüber öffentlichen 

Kundgebungen und deren Erfolgsaussichten war, kann vor dem Hintergrund ganz anderer 

Eindrücke, die wir von ihm gewonnen haben, kaum verstanden werden1005. Er hatte bei ande-

ren Gelegenheiten mutig bekannt, wofür er einstand, und hatte auch in schwierigen und 

scheinbar aussichtslosen Situationen hartnäckig seine Ziele verfolgt. Titius Drängen auf ge-

setzgeberische Maßnahmen, bzw. sein Hinweis, sich keinesfalls gegen gesetzliche Maßnah-

men zur Lösung des Problems aussprechen zu wollen, scheint auf eine Deutung der Zweirei-

chelehre hinzuweisen, auf die unten noch kurz eingegangen werden soll. Die Vermutung liegt 

nahe, dass er immer noch glaubte, dass „das ungeordnete Verfahren“ lediglich „vorüberge-

hende Einzelaktionen“1006 darstellten und gleichsam als Ausrutscher des Systems zu bewerten 

waren, als durch aufgestaute Emotionen verursacht und darum nur als vorübergehende Be-

gleiterscheinung zu werten war. Dass diese Vorkommnisse wesenhaft mit der nationalsozia-

listischen Bewegung zu tun hatte, das konnte oder wollte Titius1007 zu diesem Zeitpunkt nicht 

sehen, weil er doch mit Blick auf diese Bewegung auf eine Reinigung setzte, die mit „heißem 

Bemühen“ betrieben werden sollte. Vielleicht schwebte ihm das alte Ideal des natio-

nal-sozialen Vereins, wie es im ersten Grundsatz bei der Gründung formuliert worden war, 

noch immer vor Augen: Erst Stärke nach außen bietet Voraussetzung für eine wirkliche Sozi-

alpolitik. 

Zur gleichen Zeit, in den letzten Apriltagen, hatte die Einsetzung eines Staatskommissars in 

der evangelisch-lutherischen Landeskirche von Mecklenburg-Schwerin den entschiedenen 

Widerstand des Landesbischofs, des Oberkirchenrats und seines Präsidenten Kapler gefun-

                                                                                                                                                                                     
M. Niemöller erst später zu dieser Erkenntnis durchgedrungen zu sein. Vgl. K. Meier, Kirche und Judentum, S. 
23f. 
1004 K. Scholder, Neuere deutsche Geschichte und protestantische Theologie, S. 90. 
1005 Titius bedauerte Bonhoeffers Engagement in den Streitfragen der Zeit: „Es ist jammerschade, daß unsere 
beste Hoffnung in der Fakultät sich von den Kämpfen der Kirche verbrauchen läßt.“, Zit. nach E. Bethge, Diet-
rich Bonhoeffer. Theologe – Christ – Zeitgenosse. Eine Biographie, 9. Aufl., Gütersloh 2005, S. 267.  
1006 Diese Meinung war durchaus verbreitet, vgl. E. Busch, Juden und Christen, S. 15. 
1007 Dass "namentlich" Titius Vertreter eines ekklesiologischen Konzeptes ist, das auf einem "geistig- organolo-
gischen Volksbegriff" basiert und das um eine "Synthese von Deutschtum und Volkstum" bemüht ist und unter 
"Zuhilfenahme von Schöpfungsordnungs- und Volkstumstheologie" seine Aufgabe als "Dienst am deutschen 
Volk" definiert und deshalb das Gegenüber von christlichen und jüdischem Glauben durch den absoluten Gegen-
satz von christlich geprägtem Deutschtum und nichtchristlichem, gelegentlich antichristlichen Judentum ersetzt, 
wird von Marikje Smid in einer leichtfertigen Verallgemeinerung ohne jede Quellenangabe zwar behauptet. Die 
genaue Beobachtung, die hier entscheidet, weil Nuancen doch viel ausmachen, wird aber vermieden. (M. Smid, 
Deutscher Protestantismus und Judentum, S. 411.). Auch den Beleg für den "offenen Beifall" der "kirchlichen 
Nationalsozialisten, z. B. H. Rendtorff und Titius" bleibt M. Smid schuldig (ebd. S. 412). 
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den.1008 Dieser Widerstand konnte den dreisten Übergriff des Ministerpräsidenten Granzow 

auf die Landeskirche erfolgreich zurückweisen. Dieses Ereignis zeigte, dass Widerstand 

durchaus Erfolgsaussichten hatte und verschärft die Frage, warum auf der Sitzung des DEKA 

Ende April keine Beschlüsse gefasst wurden, die gegen die aus rassischen Gründen erfolgte 

Diskriminierung der Juden wenigstens deutlich protestiert hat. Warum wurden nicht Be-

schlüsse gefasst, die die Vertreibung von Theologieprofessoren aus ihrem Amt auf der Grund-

lage des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 in der 

Öffentlichkeit kritisierten? War man so zurückhaltend, weil es „nur“ um ein paar Außenseiter 

ging, Juden oder Emil Fuchs und Paul Tillich „die den kirchlich und theologisch Maßgeben-

den fremd waren? Oder hatte man vor Repressionen des Staates Angst?“1009 Oder waren diese 

beiden Motive vermischt mit einer gewissen Loyalität zu der Regierung, die man (endlich) 

wieder als Obrigkeit begreifen konnte? Es tut weh, Titius auf diesem Wege zu sehen, beson-

ders wenn man sich klar macht, wofür er sich in seinem Leben schon eingesetzt hatte und 

Anfeindung und Nachteile in Kauf genommen hatte. Und es ist tröstlich und bestürzend zu-

gleich, da mit ihm viele lange, viel zu lange gebraucht haben, um den Wesenskern des Natio-

nalsozialismus von der äußeren Blendwerk zu unterscheiden und aus dieser Erkenntnis die 

Konsequenzen zu ziehen.1010 

Titius hat es allerdings nicht bei dieser Reaktion auf der außerordentlichen Sitzung des DEKA 

zum Thema Judenfrage belassen. Er suchte die Auseinandersetzung, allerdings eben nicht 

direkt auf der politischen Ebene. Vielmehr beschäftigte er sich mit dem Thema als Theologe 

in akademischer Weise in der Auseinandersetzung mit J. W. Hauer1011 (s. u.). Ob er im Ernst 

                                                           
1008 G. van Norden, Der deutsche Protestantismus, S. 18. Vgl. auch: K. Scholder, Die Kapitulation der evangeli-
schen Kirche, S. 194. 
1009 G. van Norden, Der deutsche Protestantismus, S. 18. 
1010 Selbst die Bekennende Kirche hat angesichts der Judenfrage versagt. Nach dem Urteil von O. L. Elias, dem 
Boyens beipflichtet, "... hat sich die Bekennende Kirche offiziell niemals gegen den Arierparagraphen als sol-
chen ausgesprochen: sie war entweder nicht interessiert oder sie hat ihn im außenkirchlichen Raum gebilligt." O. 
E. Elias, Der evangelische Kirchenkampf und die Judenfrage, Informationsblatt für die Gemeinden in den nie-
derdeutschen lutherischen Landeskirchen 10, Nr. 14, 1961, S. 213-219; zit. nach: A. Boyens, Kirchenkampf und 
Ökumene, S. 85. 
1011 Jakob Wilhelm Hauer wurde am 4.4.1881 in Ditzingen, Schwaben geboren. Nach einer Gipserlehre studierte 
er von 1900-1906 Theologie am Seminar der Baseler Mission. Nach einem kurzen Studium der Geschichte und 
Literatur in Edinburgh leitete er in Indien von 1906-1911 eine Highschool. Anschließend studierte er alte Spra-
chen und Philosophie in Oxford. 1915 trat er in den Kirchendienst, den er 1919 wieder verließ. 1917 erfolgte die 
Promotion zum Dr. phil. in Tübingen. 1921 folgte die Habilitation für Sanskrit- und Religionswissenschaften. In 
Marburg wurde er 1925 ordentlicher Professor für Religionswissenschaft. Zwei Jahre später wurde er nach Tü-
bingen berufen. 1945 wurde er abgesetzt und bis Herbst 1947 interniert. Nach dem Krieg setzte er seine wissen-
schaftliche Tätigkeit unter dem Dach der Arbeitsgemeinschaft für freie Religionsforschung bzw. der Freien Aka-
demie fort. Er starb am 18.2.1962. Nachdem er sich zunächst mit der Religionswissenschaft Asiens beschäftigte, 
wandte er sich in den dreißiger Jahren den Themen zu, die in der Deutschen Glaubensbewegung behandelt wur-
den: Glaubensgeschichte der Indogermanen 1. Teil, 1937. Ein arischer Christus?, 1939, Urkunden und Gestalten 
der germanisch-deutschen Glaubensgeschichte, 1940-1945; Religion und Rasse, 1941 (H. Jantzen, Namen und 
Werke. Biographien und Beiträge zur Soziologie der Jugendbewegung, Bd. 1, Quellen und Beiträge zur Ge-
schichte der Jugendbewegung, Bd. 12, Frankfurt a. M. 1972, S. 115-118.).  
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diese Auseinandersetzung als „heißes Bemühen um die Reinigung der nationalsozialistischen 

Bewegung“ verstand, wie er es als Aufgabe der Kirche bei gleichzeitiger Wahrung der Dis-

tanz im Klotzschen Sammelwerk formuliert hatte, entzieht sich unserer Kenntnis. 

In dem sich Titius diesem Thema widmete, untersuchte er allerdings eine der Gedankenlinien 

auf ihre Stichhaltigkeit, die für die Anschauung Hitlers nach Titius’ Analyse wesentlich war. 

Das Ergebnis die Auseinandersetzung würde nicht das Ende der nationalsozialistischen Be-

wegung ausmachen, aber es kann, je nach Ausgang, zur Scheidung der Geister beitragen, zu-

mal es sich bei J. W. Hauer um einen der wichtigsten Köpfe der völkischen Glaubensbewe-

gung handelte, der in dieser Zeit von völkischer Seite mit höchsten Erwartungen belegt wur-

de. Wenn sich die Verwendung des Rassegedankens in der nationalsozialistischen Bewegung 

als mit den Grundsätzen des christlichen Glaubens unvereinbar erweisen sollte, dann stehen 

die kirchlichen und christlichen Unterstützer der Bewegung vor einer klaren Alternative. 

Der DEKA hat sich mit der so genannten Judenfrage nicht mehr beschäftigt. Die ersten Aus-

wirkungen des staatlichen Eingriffs in die kirchlichen Angelegenheiten ließen im DEKA kei-

nen Raum für eine Beschäftigung mit der Judenfrage, weder im Sinne einer Stellungnahme 

für die konvertierten Amtsbrüder, noch für die große Menge der Juden, die dem alltäglichen 

Terror ausgesetzt waren. Wie Titius sich zu den Entscheidungen stellte, die der DEKA mit 

Kapler in der Reichskirchenfrage zu treffen hatte, ist unbekannt. 

 

 

7.1.4. Die Auseinandersetzung mit „arttreuen Glaubenspositionen“ 

 

Wie eben schon erwähnt, widmete sich Titius dem Zusammenhang von Rasse und Religion in 

einer literarischen Auseinandersetzung mit J. W. Hauer. Hauer war nach dem Krieg lange 

führend im „Bund der Köngener“, einer Abspaltung aus den württembergischen Schülerbibel-

kreisen. Der Tannenbergbund und Frau Dr. Mathilde Ludendorff1012 fanden ihre völkisch-

religiösen, national-antichristlichen Auffassungen eine Zeitlang durch ihn bestätigt. Dann trat 

zwischen Frau Ludendorf und den Tannenbergern einerseits und Hauer andererseits aber eine 

deutliche sachliche Differenz auf, die Hauer seitens des Tannenbergbundes im Mai 1932 den 

Vorwurf des „heimtückischen Christenretters“1013 einbrachte. 

                                                           
1012 Vgl. dazu auch die Auseinandersetzung von A. Scharbau mit M. Ludendorffs Schriften in: Christliche Welt, 
46. Jg., 1932, Sp. 321; 360; 407; 446. 
1013 Christliche Welt, 46. Jg., Nr. 10, 1932; Sp. 450, Vgl. dazu die Artikelserie "Vom Krieg zwischen Mathilde 
Ludendorff und dem Christentum" in Christliche Welt, 46.Jg, Sp. 312ff, 360ff, 407ff, 446ff. 
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Titius widmete sich im April 1933 den Schriften Hauers „Die völkisch-religiöse Bewegung 

und das Christentum“ und „Die deutsche Seele im Kampf mit sich selber“.1014 Er bezeichnete 

diese als aktuell, da Hauers zweiter Aufsatz durch Erklärungen der leitenden Männer des neu-

en Deutschland hervorgerufen worden sei, die im März feierlich wiederholt worden seien. 

Titius sah zunächst mit Hauer darin Übereinstimmung, dass es eine in die Tiefe gehende nati-

onale Bewegung nur dann gebe und geben könne, wenn diese Bewegung an die letzten Tiefen 

des Gemüts und die letzte Wirklichkeit, an die Glaubenskräfte appellieren dürfe. Auch darin 

war Titius mit Hauer einig, dass jedem echten Glauben Bahn gelassen werden müsse. Es stel-

le sich jedoch die Frage, ob man Deutschtum und Christentum, die seit einem Jahrtausend 

miteinander verwachsen seien und zu einem einheitlichen Ziel oft zusammengewirkt hätten, 

grade in einer Notzeit des Volkes trennen und in Gegensatz bringen dürfe. 

Es lohne - so Titius - mit Hauer zu streiten, da dieser vom Ernst der Religion durchdrungen 

sei und Respekt vor dem Christentum habe. Zwar betone auch Hauer Blut und Rasse, rücke 

aber doch von vielen, die diesen Schlachtruf im Munde führen, ab. Hauers Ideal erkannte Ti-

tius weniger in den Dichtungen der Edda, als vielmehr „in der deutschen Mystik und dem 

deutschen Idealismus.“ Hauers besondere Anerkennung des Rassegedankens und der Bedeu-

tung des Blutes hielt Titius für Blutaberglauben. Eine „haltbare Grundlage für die Ausstellung 

einer rassetypischen Glaubenshaltung“ sei nicht zu beobachten. Hauer biete als geschichtli-

chen Beleg für die indogermanische Glaubensart die nordische Literatur, die heiligen Schrif-

ten Altindiens, die Schriften der griechischen Welt und die Schriften der deutschen Mystik 

und des deutschen Idealismus. Darin konnte Titius aber keinen einheitlichen Glaubenstyp 

erkennen, eine „Grundlage für die Annahme einer eigenartigen indogermanischen Glaubens-

haltung ist nicht gewonnen.“1015 

Mit Blick auf das Christentum beschreibe Hauer zu Recht die „Einpunktigkeit“ und „Einma-

ligkeit“ alles göttlichen Wirkens von der Grundlegung der Welt bis zur Erlösung als typisch 

christliches Charakteristikum. Dies gebe es so nur noch in der persischen bzw. der alten nord-

germanischen Religion. Aber Hauer erblicke darin keinen Vorzug. Vielmehr empfinde er es 

als anstößig, dass die Geschichte, der Mensch und der ewige Gott durch diese Einmaligkeit, 

den Anspruch eines Mannes zu einem zufälligen Zeitpunkt der Geschichte, entwertet werden. 

Dem widersprach Titius. Keineswegs werde entwertet, was Hauer vermute. Denn Gott bleibe 

ein verborgener, die Geschichte liege nicht wie ein aufgeschlagenes Buch vor den Menschen 

und auch der Mensch selbst bleibe rätselhaft. 

                                                           
1014 Christliche Welt, Nr. 8, 22.4.1933, 47. Jg., 1933, Sp. 347-351. Übrigens beschäftigte sich auch Rade ausführ-
lich mit Hauer. Vgl. dazu: F. W. Kantzenbach, Kirchlich-theologischer Liberalismus und Kirchenkampf. Erwä-
gungen zu einer Forschungsaufgabe, in: Zeitschrift für Kirchengeschichte, 87. Bd., 1976, S, 307ff. 
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Ein anderer Gegensatz gegen das Christentum ergebe sich für Hauer aus seiner übernationalen 

Art, die der Betonung von Volk und Rasse entgegengesetzt sei. Auch hier widersprach Titius. 

Er betonte, dass es auch bei Jesus und Paulus eine nationale Haltung gegeben habe, die aller-

dings nicht auf einen Blutsaberglauben begründet sei, sondern auf den Willen Gottes zur Bil-

dung von Völkern. Insofern sei das Christentum zugleich eine nationale und übernationale 

Größe. 

In seiner Entgegnung auf Titius’ Kritik lobte Hauer im Mai 1933 zunächst dessen Nachdruck 

und Tiefblick, mit dem sich Titius den Schwachstellen seines Entwurfes widme. Auf Titius 

Vorwurf, Christentum und Deutschtum trotz ihres fruchtbaren Zusammenwirkens trennen zu 

wollen, entgegnete Hauer, dass es ihm keineswegs um Trennung gehe. Vielmehr behauptete 

Hauer, durch seine Abgrenzung der Glaubenshaltungen Hilfestellung zur Herstellung „einer 

gläubigen Einheit des deutschen Volkes“ zu leisten. Hauer ging es gegenüber der immer mehr 

zerbrechenden statischen, dogmatisch und kirchlich garantierten Glaubensgemeinschaft um 

eine „dynamische Einheit polarer Glaubenskräfte“. Diese werde durch größte Spannungen 

stets neu errungen, wobei ein Glaube des anderen Glaube Bruder sei, weil sie vom selben 

Grund gezeugt würden. 

Hauer sah so seine Aufgabe darin, zu einer klaren Erkenntnis der notwendigen Gegenüberstel-

lungen und der dahinter liegenden Einheit beizutragen. Den einheitlichen Zug der indogerma-

nischen Glaubensart stellte Hauer am Phänomen der sich rhythmisch wiederholenden Welt-

zyklen und der Unmittelbarkeit des Menschen zu Gott und seinem Schicksal dar. „Kein Mitt-

ler und keines Mittlers Opfer schiebt sich zwischen Mensch und letzte Wirklichkeit.“ Wenn 

Giordano Bruno als Beispiel für den indogermanischen Typ der Mystik von Titius Spinoza 

entgegengestellt werde, so war dies für Hauer kein Gegenargument, denn Spinozas Philoso-

phie verrate nach Hauer „seine rassische Herkunft.“ Dass Titius Hauer vorwerfe, den Unter-

schied zwischen Christentum und deutschem Idealismus maßlos übertrieben zu haben, wies 

Hauer von sich. Allerdings falle der Unterschied sehr viel weniger ins Gewicht, wenn man 

gewisse Glaubensartikel, das Opfer Christi, seine Auferstehung, seine Herrschaft in einer 

ewigen Welt und der Gemeinde, als peripher auffasse. Darum verlangte Hauer im Interesse 

des Dialoges eine Präzisierung, was denn das Wesen des Christentums sei. 

Schließlich ging Hauer auf Titius’ Vorwurf des Blutaberglaubens ein. Hauer verstand seine 

Überzeugung, dass die Anlage für die Art des Glaubens und seiner Gestaltung entscheidend 

sei und darum nicht verletzt werden dürfe, als eine Glaubensüberzeugung, die nicht der wis-

senschaftlichen Beweisführung unterliege. Diese Überzeugung habe sich durch seine eigenen 

                                                                                                                                                                                     
1015 Christliche Welt, 47. Jg., 1933, Sp. 348 u. 
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Erfahrungen durch Leben mit andersrassigen Menschen und Studien an Kindern zum Teil in 

Indien entwickelt. Seine Anschauungen vertrete er schon so lange, dass der Vorwurf des 

„modernen Blutaberglauben“ ihn nicht treffen könne. Hauer war der Überzeugung, dass 

„Blut“, also die leiblich-seelische Grundanlage eines Menschen und eines Volkes, ganz we-

sentlichen Einfluss „auf die Art seiner inneren Not, auf die Art, wie diese Not von ihm ge-

nommen, wie er „erlöst“ wird, auf die Art, wie „ihm Gott begegnet“, habe. Es sei aber von 

höchster Bedeutung, dass ein Volk diesem Drang der Glaubensgestaltung aus seiner Anlage 

heraus folge. 

Das römische Christentum des 8. Und 9. Jahrhunderts sei aber auf einer ganz anderen Art von 

Blut entstanden. Daraus leitete Hauer die Forderung ab, der Bedeutung des Blutes in der Reli-

gionsgeschichte nachzuspüren. Weil eine klare Grenze zwischen dem Wirken des Blutes und 

dem Walten des reinen Geistes zurzeit nicht feststellbar sei, dürfe jedoch nicht die Bedeutung 

der Rasse für die Religionsgeschichte geleugnet werden.1016 

Im Juni 1933 verlangte Hauer in einer zweiten Reaktion auf Titius’ Artikel noch einmal, dass 

seitens der Vertreter des Christentums eine klare Antwort gegeben werde, was denn das We-

sen des Christentums sei, da die bisherigen Charakterisierungen nichts wirklich Eigentümli-

ches des Christentums beschreiben würden.1017 

Indem sich Titius mit Hauer auseinandersetzte, griff er einen der wichtigsten Führer der 

deutschgläubigen Bewegung an. Hauer machte im April 1933 in einem offenen Brief, der an 

die Reichsleitung der Glaubensbewegung Deutsche Christen und an die Leitung der Deut-

schen evangelischen Kirchen gerichtet war, den Vorschlag, „daß alle nichtkatholischen Deut-

schen eine religiöse Volksgemeinschaft bilden sollten“, wobei Hauer von vornherein annahm, 

„daß die katholische Kirche nicht mitmachen wollte oder könnte.“1018 Hauers Hoffnung auf 

„eine große religiöse Volksgemeinschaft protestantischer Grundhaltung“ wurde von den 

Christen zerschmettert, weil sie Hauer und seine Gesinnungsgenossen „als Ungläubige“ aus 

der Gemeinschaft der Gläubigen ausgewiesen hätten.1019 Nach seinem Bekenntnis habe Hauer 

damals begriffen, dass zwischen christlichem Konfessionalismus und deutscher Art ein Ge-

gensatz sei, der unüberbrückbar sei. Nach Hauers „bitterer Erkenntnis“ liege die Ursache da-

                                                           
1016 J. W. Hauer, Vom “indogermanischen” Glauben, in: CW, Nr. 9; 6.5.33, 47. Jg., 1933, Zitate Sp. 400 u. 404. 
1017 J. W. Hauer, Indogermanischer Glaube und das Christentum, in: CW, Nr. 12, 17.6.33. 47. Jg., 1933, Sp. 
539f. Einen Antwortversuch unternimmt Herrmann Schuster unter dem Titel “Vom Wesen des Christentums. 
Freies deutsches Christentum.“ in: ebd., Sp. 880 - 887; 915 - 923; 984 - 991; 1011 - 1019; 1064 - 1072; 1119 -
1128. 
1018 J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Dritter Teil: Von der Einsetzung der Vorläufigen Leitung der Deut-
schen Evangelischen Kirche im November 1934 bis zur Errichtung eines Reichsministeriums für die kirchlichen 
Angelegenheiten im Juli 1935, Elberfeld o. J., S. 475. 



 267 

für bei der Kirche: „Die Kirche ist aus dem Volke ausgetreten, nicht das Volk aus der Kir-

che.“ Bis dahin hatte Hauer wie auch andere die Hoffnung, die evangelische Kirche zu einer 

deutschen Kirche umbauen zu können. Nun musste man sich außerhalb der evangelischen 

Kirche sammeln und den Kampf gegen eine Religion aufnehmen, „die den Anspruch erhob, 

den einzigen Weg zu Gott zu besitzen, und die anderen zurückwies als Ungläubige.”1020 So 

kann man Hauers Abwendung von der evangelischen Kirche als im einem sehr engen zeitli-

chen und inhaltlichen Zusammenhang mit seiner Auseinandersetzung mit Titius auffassen. So 

hat Titius ein wesentliches Stück zu dieser Grenzziehung beigetragen. 

Im Sommer 1933 riefen Hauer, E. Bergmann1021, H. Wirth1022 und A. Drews1023 zum Zusam-

menschluss aller deutschgläubigen Gruppen auf. Diesem Aufruf folgten die „Germanische 

Glaubensgemeinschaft“, die „Volkschaft der Nordungen, die „Nordische Glaubensgemein-

schaft“, der „Rig - Kreis“, die „Adler und Falken - Deutschgläubige Gemeinschaft“, die 

„Nordisch - religiöse Arbeitsgemeinschaft“, Mitglieder des Freundeskreises, der „Kommen-

den Gemeinde“ und der „Bund freireligiöser Gemeinden“, die sich am 29. und 30. Juli 1933 

in Eisenach zur „Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Glaubensbewegung“ zusammenschlos-

                                                                                                                                                                                     
1019 J. Gauger nennt als entscheidendes Datum dieser Abweisung der neugermanisch - religiösen Ideen den 11. 
Juli 1933, als sich die Verfassung der DEK auf den Boden des biblischen Evangeliums von Jesus Christus und 
der reformatorischen Bekenntnisse gestellt habe. (ebd., S. 475). 
1020 J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Dritter Teil, alle Zitate S. 475. 
1021 Ernst Bergmann (1881 – 1945) war Sohn eines evangelischen Pfarrers, studierte Philosophie und Pädagogik 
an der Universität Leipzig und Berlin. 1905 wurde er promoviert, 1911 erfolgte die Habilitation. Er lehrte bis 
zum Kriegsbeginn als Privatdozent. Als Kriegsfreiwilliger erlitt er einen Absturz in der Militärfliegerschule in 
Leipzig-Mockrau und wurde dadurch frontuntauglich. Er erhielt eine Stelle als beamteter außerplanmäßiger 
Professor, die er bis zu seinem Tod behielt. In erster Ehe war mit einer Jüdin verheiratet, mit der er einen Sohn 
hatte, der im 2. Weltkrieg fiel. Schon 1930 wurde er NSDAP-Mitglied und trat dem Nationalsozialistischen 
Lehrerbund bei. Er bemühte sich um eine „Deutsche Religion“, die das jüdisch geprägte Christentum überwin-
den sollte. In der „Arbeitsgemeinschaft Deutsche Glaubensbewegung“ hatte er eine leitende Funktion. In seinen 
rassehygienischen und eugenischen Vorstellungen war er so radikal und aggressiv, dass er selbst in den eigenen 
Reihen kritisiert wurde. Seine Odinsreligion sollte neben der männlichen Lichtheldengestalt das teure und traute 
Bild der allerseligsten Mutter enthalten, „wenn sie eine nach lebensgesetzlichen Grundsätze errichtete Volkskir-
che sein will.“ Er starb durch Suizid, nachdem die Alliierten Leipzig eingenommen hatten. Vgl. wikipe-
dia.org/wiki/Ernst_Bergmann_(Philosoph). 
1022 Hermann Wirth (1885 -1981) studierte Philologie, Germanistik, Geschichte und Musikwissenschaft, promo-
vierte 1910 und unterrichtete an der Universität Bern. Er meldete sich als Kriegsfreiwilliger und unterstützte die 
flämischen Separatisten im deutsch besetzten Belgien. Wilhelm II ernannte ihn zum Titular-Professor. 1923 zog 
er nach Marburg, trat 1925 der NSDAP, die er dann aber wieder verließ. Seine Schriften zur Urgeschichte der 
atlantisch-nordischen Rasse führten dazu, dass die nationalsozialistische Landesregierung in Mecklenburg-
Schwerin eigens für ihn in Bad Doberan ein Institut für Geistesurgeschichte einrichtete. Nacht der nationalsozia-
listischen Machtübernahme trat er der NSDAP unter seiner alten Mitgliednummer wieder bei und wurde auch 
Mitglied der SS. Er war Mitbegründer des von Himmler und Richard Walter Darré geförderten SS-Projekts Ah-
nenerbe, schied wegen inhaltlicher Differenzen 1938 wieder aus, erhielt bis 1944/45 Forschungsbeihilfen. Wirth 
legte diese Umstände als „Verfolgung“ aus. In der Alternativszene fanden seine Vorstellungen in den 70er Jah-
ren z. T. wieder Anklang, obwohl er sich nie überzeugend von Nationalsozialistischen Denken losgesagt hatte. 
wikipedia.org/wiki/Herman_Wirth 
1023 Arthur Drews (1865 – 1935) studierte Philosophie in München, Berlin, Heidelberg und Halle, Promotion 
1889, Habilitation 1896 an der TH in Karlsruhe. Er vertrat eine pantheistische Metaphysik, den konkreten Mo-
nismus und bestritt in seinem Buch „Die Christusmythe“ die historische Existenz Jesu. VGL. BBKL, Bd. I, 
1990, Sp. 1381 – 1382. 
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sen,1024 Hauer und Graf Ernst zu Reventlow1025 wurden zu ihrer Führung berufen. Man strebte 

zunächst die Anerkennung als dritte Konfession an. Der Gegensatz zum Christentum ist für 

Hauer der Glaube, „daß der lebendige Gott sich dem deutschen Volke unserer Zeit in der na-

türlichen Wirklichkeit, insbesondere im Blut und Boden und in der Geschichte unseres Volkes 

offenbart, nicht aber im Leben eines einzelnen Menschen vor 2000 Jahren und in der Ge-

schichte des Jüdischen Volkes oder wohl gar in Büchern, Bekenntnissen in Dogmen, Brauch-

tum oder kirchlichen Organisationen“.1026  

 

 

7.1.5. Titius in der Diskussion zur Stellung des Evangelisch-sozialen Kongresses zum Nati-

onalsozialismus nach der Machtergreifung  

 

Anfang 1933 stellte sich für die Arbeit des ESK die Frage, ob die ablehnende Haltung gegen-

über dem Nationalsozialismus aufrechterhalten werden sollte und man eventuell das Schicksal 

andere Organisationen, die aufgelöst wurden, teilen sollte, oder ob man der neuen Regierung 

eine wie auch immer geartete Mitarbeit anbieten sollte. Es setzte sich schließlich die Auffas-

sung durch, dass man auch unter den neuen Bedingungen die christlich-ethischen Gesichts-

punkte zu betonen habe.  

                                                           
1024 Art. Deutschgläubige Bewegungen, in: TRE, Bd. 8, 1981,S. 555f. 
1025 Ernst Graf zu Reventlow (1869 – 1943) trat nach dem Abitur 1888 in die Marine ein, die er 1899 als Kapi-
tänleutnant wieder verließ. sechs Jahre lang versuchte er sein Glück als Pflanzer in Mittelamerika. Ab 1905 betä-
tigte er sich in Deutschland als politischer Schriftsteller und Journalist. Er unterstütze die kaiserliche Flottenpoli-
tik, engagierte sich antisemitisch. Er arbeitete von 1908 bis 1914 als Chefredakteur der Alldeutschen Blätter und 
wurde etwa 1912 Politischer Vertreter der Hauptleitung des Alldeutschen Verbandes. Als führender Politiker der 
deutsch-völkischen Freiheitspartei kritisierte er das Führerprinzip der NSDAP . 1924 erhält er ein Reichstags-
mandat für die Listenverbindung „Nationalsozialistische Freiheitspartei“. Später wurde er Mitglied der NSDAP, 
behielt seinen Sitz im Reichstag und galt als Anhänger Gregor Strassers. Als der 1934 im Zuge des „Röhm-
Putsches“ ermordet wurde, galt er als isoliert. Reventlow gehörte zu der im Juni 1921 in Kreisen der völkischen 
Volkshochschule Berliner Arndt-Hochschule gegründeten "Deutschkirche". Führende Mitglieder dieser Vereini-
gung waren der Flensburger Hauptpastor F. Andersen, der märkische Pfarrer Bublitz-Nantikow, der Berliner 
Studienrat Niedlich. Weitere prominente Mitglieder waren: H. St. Chamberlain, Max Wundt, G. Traub. 1934 
wurde von Reventlow Leiter der antikirchlichen und antichristlichen Deutschen Glaubensbewegung, aus der er 
1936 wieder austrat. Vgl. wikipedia.org/wiki/Ernst_Graf_zu_Reventlow und K.-W. Dahm, Pfarrer und Politik, 
S. 198f.). 
1026 J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Dritter Teil, S. 477, Die Arbeitsgemeinschaft deutscher Glaubensbe-
wegung zerfällt schon im Jahr 1934 in verschiedene Fraktionen, die zum Teil die Arbeitsgemeinschaft verlassen 
(ebd., S. 477.). Bemerkenswert ist ihr Gegensatz gegen die Deutschen Christen. Insbesondere Reventlow kämpf-
te scharf gegen sie. Trotzdem hatte sie die Freiheit, für ihre Ziele zu werben und konnte im März 1935 fast 60 
Großveranstaltungen durchführen (ebd., S. 473.). Ab der Pfingsttagung 1934 in Scharzfeld ist Hauer alleiniger 
Führer des nun "Deutsche Glaubensbewegung" genannten Zusammenschlusses. Als Heydrich versucht, die 
durchaus religiös interessierte Bewegung in eine systemkonforme Gruppe mit einem politischen Glauben umzu-
formen, wird Hauer zum Rücktritt gezwungen. Von 1924-1944 gehörte er zur "Kameradschaft arttreuen Glau-
bens" mit dem Organ "Deutscher Glaube". Vgl. dazu. Art. Deutschgläubige Bewegungen, in: TRE, Bd. 8, 1981, 
S, 555f. 
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Generalsekretär Herz erinnerte in dieser Diskussion an die Schwierigkeiten des ESK im Jahr 

1896, als es hieß, evangelisch-sozial sei Unsinn.1027 In der Einladung zum Kongress im Jahr 

1933 in Braunschweig bot der ESK „für den gegenwärtigen Neubau unseres Volkslebens und 

für die bevorstehende Neugestaltung unserer sozialen Verhältnisse gern und entschlossen sei-

ne Mitarbeit an.“1028 Simons legte dem Kongress, der vom 6. - 8. Juni 1933 in Braunschweig 

stattfand1029, mehrere Fragen zur Zukunft des Kongresses vor. Er fragte, ob es noch Zweck 

habe weiterzuarbeiten, welche Stellung der Kongress zum neuen Staat und zur neuen Kirche 

einnehmen solle, ob der Kongress mit anderen Organisationen eine engere Verbindung su-

chen solle und ob der Vorstand sich verjüngen solle.1030 Die Frage der Weiterarbeit wird 

durchweg positiv beantwortet. Titius ging in seiner Stellungnahme soweit, dass der Kongress 

jetzt gegründet werden müsste, wenn er noch nicht bestünde, denn man brauche in der Sozial-

frage geschulte Führer. Geteilt waren die Meinungen zur Frage, welche Stellung der Kongress 

zum neuen Staat einnehmen solle. Die Meinungsäußerungen reichten von Ablehnung des 

neuen Staates über vorsichtigen Umgang mit ihm bis zur Forderung, sich bewusst anzunähern 

und stärkere Beziehungen zu suchen. 

Titius meinte, dass die bisher unüberwindlichen Mauern für ein erfolgreiches Wirken nun 

„wie durch ein Wunder weggeblasen“ seien. Mit der Grundidee des neuen Staates könne man 

sympathisieren, man müsse allerdings für eine besonnenere Linie eintreten. Weiter war man 

sich einig, dass man in Anbetracht der neuen Situation sich der Kirche annähern solle, sich 

also vielleicht organisatorisch und personell mit den Kirchen und Kirchenleitungen verbinden 

sollte, auch wenn ernste Bedenken um die Unabhängigkeit des Kongresses herrschten, die ja 

bisher ein wesentliches Element der Identität des ESK ausgemacht hatte. Man erwartete, dass 

der Staat die mächtigere Kirche eher respektiere als den kleinen ESK. 

Die politische Situation erforderte nun Überlegungen zur Neuorganisation der Arbeit des 

ESK. Schon im Jahr 1932 war eine Diskussion um eine Zusammenlegung der unterschiedli-

chen kirchlich-sozialen Aktivitäten aufgebrochen. Darin nahmen Simons und Titius übrigens 

unterschiedliche Positionen ein. Simons wies alle Fusionspläne, die an den ESK herangetra-

gen wurden, zurück, während Titius sich eine Zusammenlegung mit anderen Organisationen 

vorstellen konnte, ohne jedoch solche Organisationen zu nennen.1031 

                                                           
1027 H. Gründer, Walter Simons, S. 95. 
1028 Ebd., S. 95. 
1029 Titius ist stellvertretender Vorsitzender, Reichsgerichtspräsident Simons Vorsitzender, O. Baumgarten ist 
Ehrenpräsident, Pfarrer Herz aus Leipzig ist Generalssekretär des Evangelisch-Sozialen Kongresses. Vgl.: Evan-
gelisch-Sozial. Vierteljahrsschrift für die sozial- kirchliche Arbeit, 38. Folge der Mitteilungen des Evange-
lisch-Sozialen Kongresses, H. 2, Göttingen 1933, S. 49. 
1030 H. Gründer, Walter Simons, S. 95f. Zum Folgenden vgl.: ebd., S. 95ff. 
1031 H. Gründer, Walter Simons, S. 97, alle Zit. S. 96. 
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Otto Piper1032, der den Kongress-Bericht1033 für die Christliche Welt schrieb, erwähnte die 

Bedenken, die bestanden, nach der politischen Umwälzung den Evangelisch-sozialen Kon-

gress in Braunschweig überhaupt abzuhalten. Der Erfolg des Kongresses habe aber dessen 

Daseinsberechtigung auch im neuen Staat bewiesen. Sowohl im Eröffnungsgottesdienst, als 

auch in der Eröffnungsansprache sei neben der Zustimmung zur neuen politischen Situation 

auch deutliche Kritik hörbar gewesen. Pfarrer Jeep1034 habe in seiner Predigt betont, dass Kir-

che nur dann Kirche bleiben könne, wenn die Erlösung durch Jesus Christus im Mittelpunkt 

stehe. Als Kirche, die Gottes Wort verkündige, müsse sie Kirche der Brüderlichkeit sein, de-

ren Brüderlichkeit nicht auf gemeinsamen Klasseninteressen oder Blutsverwandtschaft beste-

he, sondern auf einer durch Gottes Wort begründeten Brüderlichkeit. „Diese Brüderlichkeit 

habe sich heute vor allem denen gegenüber zu bewähren, die der Staat aus politischer Not-

wendigkeit heraus glaube verfemen zu müssen, besonders die vielen Christen aus 

deutsch-jüdischen Mischehen, die heute in einer ganz verzweifelten Lage sind, weil sie zwi-

schen den Rassen stehen.“1035 Diese Predigt bei der offiziellen Eröffnung der Tagung des 

ESK ist ein deutliches Signal und eine mutige Tat, denn sie schaut auf die von der NSDAP 

initiierten Boykottaktionen gegen die jüdischen Geschäfte vorn 1. April 1933 und die Nürn-

berger Gesetze zurück. 

Pfarrer Herz, der Generalsekretär des Evangelisch-sozialen Kongresses, erwähnte in seinem 

Bericht in der Zeitschrift Evangelisch-Sozial zwar auch Jeeps Forderung nach Brüderlichkeit, 

die Zuspitzung auf die Christen aus christlich-jüdischen Ehen blieb jedoch unerwähnt1036. 

Nach Piper lobte Simons die guten Ansätze der Weimarer Verfassung in der Familienpolitik, 

                                                           
1032 Otto Albert Piper (1891 – 1982) studierte in Jena, Marburg und Paris Theologie und Philosophie, Kriegs-
freiwilliger, 1919 trat er in die USPD ein, 1922 wurde er Mitglied der SPD. 1920 Lic. theol und Habilitation, ab 
1920 war er Privatdozent. Er war Mitglied des Weimarer Kreises verfassungstreuer Hochschullehrer, Mitglied 
im internationalen Versöhnungsbund und reiste als Delegierter zu Konferenz für Glauben und Kirchenverfas-
sung 1927 nach Lausanne. Er arbeitete ab 1928 im ESK mit. Ab 1929 hatte er eine a.o. Professor in Göttingen. 
1930 erhielt er einen Ruf nach Münster. Die Pariser Universität verlieh ihm einen Ehrendoktor, vermutlich der 
einzige theologische Ehrendoktor der Universität Paris für einen deutschen Hochschullehrer zwischen den Krie-
gen. Nach dem „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ verlor er seine Professur 1933 und emi-
grierte nach England, dann in die USA, wo er in Princeton Professor für Neues Testament wurde. Piper vertrat 
einen Neurealismus und verstand sich als entschiedenen Lutheraner, kritisierte das politische Luthertum von 
Hirsch, Gogarten, Elert und Althaus scharf. Seine Lutherinterpretation bildet eine Kontrast zum Luthertum der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Vgl. BBKL, Bd. VII, 1994, Sp. 624 – 626. 
1033 O. Piper, Evangelisch-sozialer Kongress Braunschweig, 6.-8. Juni 1933, in: Christliche Welt, 47. Jg., 1933, 
Sp. 656-660. 
1034 Walter Justus Reep (1878 – 1964) studierte Evangelische Theologie in Greifswald, Tübingen und Berlin, ab 
1909 Pfarrer in Vorsfelde an der Aller. Ab 1922 ist er Pfarrer bei Evangelischen Verein für Innere Mission in 
Braunschweig, Ehrenpromotion 1927. 1932 wird er Nachfolger von G. Füllkrug als Direktor im Central-
Ausschuss für die Innere Mission. Am 1. Mai 1933 tritt er in die NSDAP ein. Im Oktober 1933 wird er im Cent-
ral-Ausschuss durch den DC-Geistlichen Horst Schirmacher ersetzt. Kurzzeitig war Jeep Reichsgeschäftsführer 
der Evangelischen Reichsfrauenhilfe, ab 1. April 1934 war er dann Gemeindepfarrer in Bremen an der Liebfrau-
enkirche. Im November 1934 wurde er aus der NSDAP ausgeschlossen, im Mai 1935 wieder aufgenommen. 
1035 O. Piper, Evangelisch-sozialer Kongress Braunschweig, Sp. 657. 
1036 Evangelisch-Sozial, 38. F., H. 3, Göttingen 1933, S. 97-102, besonders S. 99. 
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die leider leere Verheißung geblieben wären, weil die innere Umstellung vom Materialismus 

zur Heimatliebe ausgeblieben sei und weil die kapitalistisch-demokratische Staatsform der 

sozialen Umgestaltung zu enge Grenzen gezogen habe. Nach Simons begrüße der Evange-

lisch-soziale Kongress den Aufruf der Regierung zum Kampf gegen Korruption und für Ge-

meinsinn. Er betonte aber auch, dass alle Staatsorgane begreifen müssten, dass die Staatsge-

walt ihre Grenze am Gewissen des Einzelnen und am Bekenntnis der Kirche habe. 

Nach Herz führte Simons die Unfruchtbarkeit der bisherigen Bemühungen in der Familienpo-

litik auf die mangelnde Umstellung von einer „materialistischen, eigensüchtigen, undeutschen 

Denkart auf eine seelische, gemeinnützige, dem Heimatboden zugewandte Gesinnung“ und 

von einer „demokratischen, kapitalistischen, undeutschen“ Staatsform zu einer „gesunden, die 

natürliche Ordnungen menschlichen Zusammenlebens berücksichtigenden ... Struktur“1037 

zurück. Auf dem „öffentlichen Volksabend“ des Kongresses hielt Titius eine Ansprache über 

das Thema „Der Staat - eine Anspruchsversicherung oder eine Pflichtengemeinschaft?“ Darin 

versuchte Titius, so Piper, vom Evangelium her, die Fürsorgepflicht des Staates gegenüber 

seinen Bürgern mit der Einsatzpflicht der Bürger für den Staat zu einer Einheit zu verbin-

den.1038 Herz berichtete, dass Titius den Einbruch liberaler und demokratischer Gedanken für 

die Idee des Versorgungsstaates verantwortlich mache, der die Staatsidee der Zeit der Befrei-

ungskriege als Pflichtengemeinschaft abgelöst habe. Für die Rückkehr zu einer Pflichtenge-

meinschaft müsse der Staat mehr sein als Macht- und Rechtsstaat, er müsse im „Bewußtsein 

sittlicher Pflichtengemeinschaft.“1039 verankert sein. Dies sei nur möglich auf dem Boden ei-

ner Religion, die den Menschen so annehme, wie er ist, um ihn dann über sich hinauszuheben. 

Dazu seien die Erkenntnis des Menschen und die Erkenntnis Gottes und der von ihm ausge-

henden erlösenden Kräfte notwendig. 

Kaum einen Monat nach dem Braunschweiger Kongress, am 12.7.33, musste Simons mit dem 

ehemaligen Kongressmitglied Pfarrer Themel über die Bildung einer „kirchlich-sozialen 

Front“ verhandeln1040. Themel war als zweiter Adjutant des Reichsbischofs Müller für Fragen 

der Inneren Mission zuständig. Themels machte Simons klar, dass eine eigenständige Arbeit 

des Kongresses mit Publikationen und einem Evangelisch-sozialen Institut nicht mehr in Fra-

ge komme. Der ESK solle mit anderen Organisationen zusammengefasst werden. Am 

10.11.33 wurden über 40 Vertreter verschiedener Organisationen nach Berlin eingeladen, um 

die Gründung des „Deutschen Evangelischen Männerwerks e. V.“ zu beschließen und die 

Eigenständigkeit aufzugeben. Themel machte den Vertretern deutlich, dass es „zwischen dem 

                                                           
1037 ebd., S. 99. 
1038 O. Piper, Evangelisch-sozialer Kongress Braunschweig, Sp. 660. 
1039 Evangelisch-Sozial, 38. F., H. 3, Göttingen 1933, S, 101. 
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totalen Staat und der totalen Kirche keinen Raum“ gebe und alles zwischen diesen beiden 

Mühlsteinen zerrieben werde. 

Herz, der als Vertreter des ESK teilnahm, gab in der Sitzung zu Protokoll, dass er keine 

Vollmacht habe, seitens des ESK Erklärungen abzugeben. So behielt der ESK zunächst seine 

Eigenständigkeit, wenn er auch etliche organisatorische Veränderungen vornahm, die die 

neue Situation erforderte. Tatsächlich gelang es dem ESK durch seine hinhaltende Taktik, 

durch Anpassungen, aber auch durch ein Kompetenzwirrwarr der verschiedenen Behörden, 

Institutionen und Verbände des NS-Staates, die mit dieser Angelegenheit befasst waren, sich 

allen weiteren Versuchen der Eingliederung in die „totale Kirche“ zu entziehen. Eine formelle 

Auflösung des ESK seitens des NS-Staates hat es nie gegeben.1041  

 

 

7.1.6. Die Bedeutung der Rasse für die Ausprägung der Religion 

 

Etwa ein Jahr nach der Auseinandersetzung mit Hauer ging Titius in einem Artikel in der 

Christlichen Welt auf neuere wissenschaftliche Literatur zu Forschungen über die Rassenfra-

ge ein1042. In seinem Beitrag „Zur Rassenfrage“ stimmte er F. W. Schmidt1043 zu, der gegen 

eine „wirklich gewissenhaft begründete, gesetzlich geordnete“ Sterilisation keine ethischen 

oder religiösen Bedenken zu erheben vermag, dass aber biologische oder auch soziale Ge-

sichtspunkte niemals die letzten Maßstäbe sein könnten. Titius erkannte die Vererbbarkeit 

somatischer und psychischer Eigenarten an, warnte aber davor, dass die Erkenntnisse auf die-

sem Gebiet noch so dünn seien, dass eine zuverlässige Analyse nachweislich vererbbarer geis-

tiger Strukturelemente der Rassen gegenwärtig nicht durchführbar sei. Dem „Wunschbild der 

                                                                                                                                                                                     
1040 Zum Folgenden siehe H. Gründer, Walter Simons, S. 97-110 
1041 ebd., besonders S. 97f, 100 u. 107, Zit. S. 100. 
1042 Christliche Welt, Nr. 9, 5.5.1934, 48. Jg., 1934, Sp. 405 - 410. Titius bezieht sich auf die Schrift von Fried-
rich Wilhelm Schmidt „Sterilisation und Euthanasie. Ein Beitrag zur angewandten christlichen Ethik“, Gütersloh 
1933. 
1043 Friedrich Wilhelm Schmidt (1893-1945) legte 1912 sein Abitur am Königlichen Kaiser-Friedrich-
Gymnasium in Frankfurt ab und studierte in Tübingen und Marburg Evangelische Theologie bis 1916. Die Pro-
motion erfolgte 1917 in Tübingen, seine Habilitation 1920 in Halle für „Historische (Systematische) Theologie. 
Dort erhielt er zunächst einen Lehrauftrag als Privatdozent, später eine außerordentliche Professur, bis er 1927 
Nachfolger Georg Wehrungs in Münster wurde. Dem Status nach war dies dennoch eine außerordentliche Pro-
fessur, weil Karl Barth die Nachfolge auf Wehrungs Lehrstuhl antrat. schließlich erhielt er den Lehrstuhl für 
dogmatische Theologie im Herbst 1933, nachdem Otto Pieper, der zwischenzeitlich Barth nachgefolgt war, aus 
politischen Gründen entlassen worden war. Zum Sommersemester 1939 wurde ihm eine Professur in Berlin als 
Nachfolger Wobbermins angeboten. Schmidt war von schwacher körperlicher Konstitution und hatte darum 
während des Ersten Weltkrieges nur wenige Tage Militärdienst geleistet. Er begrüßte den Nationalsozialismus 
ausdrücklich und wurde am 1. April Mitglied der NSDAP und danach zahlreicher Parteiuntergliederungen und 
nationalsozialistischer Verbände. Er trat für das Verbot der BK ein, rechtfertigte die Eingriffe des Staates in die 
Kirchen und vertrat auch in Fragen der Euthanasie und Sterilisation extreme Positionen. BBKL, Bd. XVII, 2000, 
Sp. 1210 -1231. 



 273 

nordischen Rasse als der Zielrichtung für unsere rassischen Bestrebungen“ stand er skeptisch 

gegenüber. Er hielt es nach wissenschaftlichen Gesetzen für nahe liegend, „daß die nordische 

Rasse dem Endstadium einer Entwicklungsreihe nahekommt, deren isolierende Aufzüchtung 

zu tragischen Folgen führen kann.“1044 

Eine Trennung nach Ständen durch Eheverbot, wie sie einst die Grundlage des „nordischen“ 

Menschen gebildet hätten, hielt Titius im nationalsozialistischen Deutschland für undenkbar 

und undurchführbar. Die sicher notwendige Selbstbesinnung auf das eigene Wesen dürfe 

nicht zu einer Selbstbeschränkung führen, da eine innerliche Verarmung drohe, wenn nicht 

auch eine Begeisterung für alles Große und Edle zum tragen komme. Staatliche Zwangsmaß-

nahmen zur Züchtung eines Typs zu treffen, hielt Titius für unmöglich. Auch lehnte er es ab, 

die völkische Begeisterung auf diese Frage zu konzentrieren. Der Mischehe mit einem semiti-

schen Lebenspartner stand Titius skeptisch gegenüber, betonte aber auch, dass man sie nicht 

unbedingt ablehnen könne. Er hielt es für das Recht und die Pflicht des deutschen Volkes und 

des deutschen Staates, dass man sich gegen eine weitere Rassenmischung wehre. Titius mein-

te, dass viel Leid und Bitterkeit erspart geblieben wäre, „wenn wir zur Zeit Adolf Stöckers auf 

seine Warnungen gehört hätten.“1045 Die politische Entwicklung habe aber den entgegenge-

setzten Verlauf genommen. Darum sei eine scharfe Reaktion seitens der völkischen Bewe-

gung unausbleiblich und erscheine gerechtfertigt. Dass der Antisemitismus in einer durch das 

biblische Evangelium beherrschten Gemeinschaft erhebliche Irritationen auslöse und eine der 

wichtigsten Ursachen der gegenwärtigen Kirchenwirren sei, hielt Titius für einleuchtend. Für 

dieses Gefühlsurteil lasse sich eine strenge theologische Begründung aber nicht geben. Titius 

vertrat die Auffassung, dass die Kirche einerseits dem Volkstum und den Staat dienen solle, 

dieser Dienst aber nur gemäß der Weisung des Meisters geschehen könne. Allerdings gebe es 

in Konfliktfall keine unfehlbare Schlichtungsinstanz, so Titius. Wenn die einen dann von der 

Schöpfungsordnung ihr Gewissen bestimmen lassen, die anderen von dem Ziel, das durch 

Erlösung und Vollendung erst erreicht werden soll, so könne kein Zweifel bestehen, dass in 

der evangelischen Kirche nur beide zusammen die Richtung bestimmen könnten. Die gegen-

seitige Anerkennung des guten Gewissens beider Teile sei dann notwendig. 

Neben diesen Besprechungen verfasste Titius 1934 auch eine ausführliche Studie zu der Frage 

nach der rassetypischen Glaubenshaltung, die ja in der Auseinandersetzung zwischen Hauer 

und Titius eine wesentliche Rolle gespielt hatte. Sie trägt den Titel „Die Anfänge der Religion 

                                                           
1044 ebd., Sp. 408. 
1045 ebd., Sp. 409. 
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bei Ariern und Israeliten“1046. Nachdem man eine enge Verwandtschaft der Sprache zwischen 

Indern, Persern und den meisten europäischen Völkern erkannt habe, stelle sich die Frage 

nach dem Verhältnis der Kultur und Religion zur Kultur und Religion der semitischen Rasse, 

also besonders Israels. Die Frage habe in einer Zeit erwachten rassischen Bewusstseins ein 

eminent praktisches Interesse. 

Um eine gesicherte Basis für einen Vergleich zu haben, war das allen Religionen einer Rasse 

Gemeinsame zu schmal. Titius konzentrierte sich darum auf die Religion Indiens, Persiens 

und der Germanen. Allerdings betonte er, dass von einer rassischen Reinheit bei diesen Völ-

kern im Ernst keine Rede sein könne, wenn er auch eine gewisse rassische Abgeschlossenheit 

der Führungsschicht zugesteht. Die Untersuchungsmethode müsse über die Mythenforschung 

hinausgehen, da die Mythen zu veränderlich seien. Der Kultus besitze eine größere Zähigkeit. 

Damit Kultus und Mythus nicht frei im Raum schweben, müssten sie nach Titius auf die Ge-

meinschaft bezogen werden. Also müsse eine soziologisch-ethnologische Grundlegung erfol-

gen, die die gesellschaftlichen und völkischen Beziehungen und die mächtigen naturgegebe-

nen Ordnungen erfasse. 

Zunächst untersuchte Titius die Bedeutung der Religion in Familie, Sippe, Stamm und gege-

benenfalls staatlichen Strukturen. Dann zeige sich als zentrale Funktion der Gottheit, dass sie 

ein Wächteramt über alle Lebensordnungen ausübe. Darin werde sowohl für das Leben und 

Wohl des Einzelnen gesorgt, vor allem aber der Erhaltung des Volkes trotz Naturwidrigkeiten 

und äußerer Feinde Rechnung getragen. In der weiteren Entwicklung bildeten sich nach Titius 

religiöse Spezialisten heraus, nämlich Priester und Propheten. Das prophetische Element sei 

auf Volkstümlichkeit angelegt, das priesterliche Element verstärke die Distanz zwischen 

Gottheit und Masse der Gläubigen, schärfe das Bewusstsein für Unreinheit und Reinheit. Da-

mit sei die Möglichkeit der Versündigung vervielfacht. Die Priesterkaste halte ein Instrumen-

tarium bereit, das den Einzelnen wieder würdig mache, in Kontakt mit der Gottheit zu treten. 

Eine andere Gruppe religiöser Phänomene sei die Gruppe der naturmythologischen Erschei-

nungen. Erfahrungen übermächtiger Naturwirklichkeit verbinden sich mit der oder den Gott-

heiten, die je nach Art der Naturerscheinungen auch dämonische Züge mit der Gottheit ver-

binden könne. Die Kultgemeinde trete mit der so gearteten Gottheit entweder durch einen 

Vertrag in Kontakt. Danach erfülle die Gottheit ihre Pflicht, nachdem sie ihre Opfer erhalten 

habe, oder aber die Frommen dringen zu der Erkenntnis vor, dass die Gottheit und der From-

me Teil einer umfassenden Ordnung darstellen. In all diesen Dingen findet Titius keine 

grundsätzlichen Unterschiede bei den unterschiedlichen Völkern. Wenn aber bei so gleichar-

                                                           
1046 A. Titius, Die Anfänge der Religion bei Ariern und Israeliten, in: Studien zur systematischen Theologie, 



 275 

tigen Voraussetzungen doch so verschiedene Resultate erzielt werden, so ergebe sich dieser 

Unterschied nach Titius von der herrschenden Gottesidee her. 

Aber der Monotheismus der israelitischen Religion erkläre auch nicht alles und dürfe darum 

nicht überbewertet werden. Denn Tendenzen zum Monotheismus gab es auch in der indischen 

und islamischen Religion. Allerdings sei die Monolatrie für Israel von Anfang an charakteris-

tisch. Diesem Gott gegenüber sei alles andere „Fleisch“, auch der Mensch, wodurch die Welt 

des Menschen sehr früh entzaubert werde und einen rationalen Anstrich bekomme. Die aus-

schließliche Erhabenheit Jahwes mache sich auch darin deutlich, dass alles Gute, aber auch 

alles Unglück als von ihm ausgehend angesehen werde. Es gebe keine Zwischeninstanzen, 

keinen Gegenspieler, der das Böse repräsentiere. 

Mit einer rassischen Veranlagung habe dies aber rein gar nichts zu tun. Sehr früh werde in 

Israel der Gedanke einer sittlichen Weltordnung mit der Gottheit verbunden. Gottes Wesen 

und Glauben an Gott werde so im sittlichen Wesen des Menschen verankert und damit unab-

hängig von Wandlungen des Gottesbildes. Besonders charakteristisch für Israel sei die ge-

schichtliche Grundlage des Monotheismus, Israel verstehe sich von der Herausführung aus 

Ägypten bis zur Zerstörung des Tempels in einer von Jahwe geleiteten Geschichte von Ge-

richt und Gnade, die besonders durch die Prophetie interpretiert werde. Aus diesem religiösen 

Geschichtsverständnis resultiere auch die Vorstellung eines Friedensreiches Gottes, d. h., die 

religiöse Überhöhung der Erwartung eines irdisch-messianischen Reiches. Schließlich entste-

he im Zuge der Geschichtserfahrungen die Idee des leidenden Gottesknechtes Israel, der 

durch sein Leiden den Völkern Jahwes Heil bringe. 

So kam Titius zu dem abschließenden Urteil, dass sich mit entscheidender Sicherheit zeige, 

„daß nicht physiologisch-psychische Rassenunterschiede die religionsgeschichtliche Entwick-

lung von ihren Anfängen her entscheidend beeinflußt haben, sondern daß aus weithin gleich-

artigen Anfängen durch die Geschichte die verschiedenartigen religiösen Gebilde entstanden 

sind, welche uns vorliegen“1047. 

Hermann Tögel besprach diese Schrift in der Christlichen Welt im November 1934. Er lobte 

die gute wissenschaftliche Fundierung des Urteils. Als Schlussfolgerung ergebe sich, dass 

nicht die Rasse, sondern geschichtliche Entwicklungen eines Volkes die Religion prägen. Die 

Religion müsse dann „ihren Ursprung auch jenseits des Volkes in der allgemein menschheitli-

chen Wesensart haben“1048. Insofern begrüßte Tögel diese Klarstellungen für die Gegenwart. 

Titius’ Studie wurde auch in der Jüdischen Rundschau gewürdigt. Nachdem festgestellt wur-

                                                                                                                                                                                     
hrsg. von A. Titius und G. Wobbermin, H. 16, Göttingen 1934. 
1047 A. Titius, Die Anfänge der Religion, S. 43. 
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de, dass zwischen arischer und semitischer Religion weitgehend Übereinstimmung bestehe, 

wies die Zeitschrift auf die interessante Feststellung hin, „daß Jahwe und Wotan große Ver-

wandtschaft hätten, daß in der gesamten Götterwelt keine Gestalt Jahwe ähnlicher sei, als die 

des germanischen Wotan.“1049 

 

 

7.1.7. Zusammenfassung 

 

Wenn man nun eine vorläufige Bilanz der geschilderten Punkte einer nachvollziehbaren Aus-

einandersetzung mit dem Nationalsozialismus zieht, dann drängt sich der Eindruck auf, dass 

Titius vor der Machtergreifung eine deutlich ablehnende und distanzierte Haltung zum Natio-

nalsozialismus einnimmt, dass sich seine Stellungnahme aber nach der Machtergreifung doch 

zusehends positiver darstellt. Macht Titius in der Eröffnungsansprache zur Tagung des ESK 

im Mai 1932 trotz seines Amtes als stellvertretender Vorsitzender dieses politisch eigentlich 

neutralen Verbandes aus seiner Ablehnung des Nationalsozialismus keinen Hehl und fasst er 

den Faschismus im Klotzschen Sammelband aus dem August 1932 als Schaden für den Par-

lamentarismus, die Gesetzgebung, die Kultur, die Kirche und die Religion, besonders für den 

Geist der Liebe auf, so klingen seine Äußerungen nach der Machtergreifung doch um Nuan-

cen verschoben. Damit passt zusammen, dass Schönfeld in einem Brief an Henriod andeutet, 

Titius sei zu den Deutschen Christen übergetreten.1050 Andere Belege für einen solchen Schritt 

konnten bisher nicht gefunden werden. 

 

 

7.2. Titius Stellung im deutschen Kirchenkonflikt 

 

7.2.1. Der deutsche Kirchenkonflikt auf der ökumenischen Konferenz zu Fanö 1934 

 

Um die Jahreswende 1932/33 sprach man in ökumenisch interessierten Kreisen offen von 

einer Krise der ökumenischen Arbeit.1051 Dafür war ein Bündel von Ursachen verantwortlich. 

Zum einen gab es durch die Weltwirtschaftskrise finanzielle Probleme für alle ökumenischen 

                                                                                                                                                                                     
1048 Hermann Tögel, Rezension zu A. Titius, Die Anfänge der Religion bei Ariern und Israeliten Christliche 
Welt, Nr. 22, 17.11.1934,  48.Jg., 1934, Sp. 1054. 
1049 Herbert Freeden, Kirche und Judentum im Spiegel der jüdischen Presse 1933-1938, in: J.-Ch. Kaiser/ M. 
Greschat, Der Holocaust und die Protestanten, S. 115. 
1050 Schönfeld an Henriod, 26. Juli 1933 (WCC 301.43.17 General Secretariat) zit. nach M. Jehle-Wildberger, 
Adolf Keller, S. 349. 
1051 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 30. Zum Folgenden vgl. ebd. S. 30-35. 
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Einrichtungen, weil alle nationalen Kirchen zunächst die Notstände im eigenen Land be-

kämpften. Daneben wirkte sich die Häufung von ökumenischen Ämtern verschiedener öku-

menischer Organisationen bei wenigen führenden Persönlichkeiten aus. In Deutschland waren 

diese führenden ökumenisch interessierten Personen zudem Vertreter der älteren Generation, 

die zum Teil kurz vor der Pensionierung stand. Erschwert wurde die ökumenische Arbeit wei-

ter durch das beständige Anwachsen des Nationalismus, wie es besonders deutlich an der so 

genannten „Kriegsschuldfrage“ abzulesen war.1052 Schließlich war die ökumenische Arbeit 

auch darum in der Krise, weil sie den Angriffen einer vom Nationalismus bestimmten Theo-

logie, der rein konfessionell interessierten Kirchlichkeit und der Kritik der dialektischen The-

ologie, nicht mit dem Wesentlichen zu beginnen, recht hilflos ausgesetzt war, weil es nach 

Bonhoeffers Urteil „keine Theologie der ökumenischen Bewegung“1053 gab. Eigentlich hatte 

der Ökumenische Rat für Praktisches Christentum geplant, eine weitere Weltkonferenz zehn 

Jahre nach dem Stockholmer Treffen abzuhalten.1054 Aber die Weltwirtschaftskrise und die 

Notwendigkeit einer sorgfältigen Vorbereitung führten zu einer Verschiebung der Weltkonfe-

renz. So traf sich der Rat im Rhythmus von zwei Jahren, um die aktuellen Probleme der Kir-

chen und die Vorbereitung der Weltkirchenkonferenz zu besprechen. 

Durch den deutschen Kirchenkonflikt stand die Versammlung des Rates in Fanö unter einem 

ganz besonderen Druck. Denn vom 24. bis 30. August 1934 stand dieser Konflikt im Mittel-

punkt des Interesses und gefährdete je nach Ausgang die Erörterungen und die weitere Arbeit 

der ökumenischen Bewegung. Schon das Treffen des Exekutivausschusses des Ökumenischen 

Rates für Praktisches Christentum war wegen der politischen Umwälzungen in Deutschland 

und ihren Folgen für die jüdischen Bürger und für die Kirchen mit erheblichen Spannungen 

belastet.1055 Gemeinsam mit dem Ökumenischen Rat tagte der Weltbund für internationale 

Freundschaftsarbeit der Kirchen. Der Bischof von Chichester und Präsident des Rates Bell 

hatte in einer Botschaft an die Mitgliedskirchen vor der Tagung die Erörterung der Lage in 

                                                           
1052 Wie umstritten die ökumenische Arbeit in Deutschland war zeigt ein kleines Beispiel aus dem Jahr 1931. So 
berichtet Wilhelm Stählin, dass er 1931 an einer Tagung der World Alliance for Promoting International 
Friendship through the Churches in Cambridge teilgenommen habe. Von Althaus und Hirsch sei die Arbeit des 
Weltbundes scharf kritisiert worden, weil dort die 'mörderische' Politik der Siegermächte in ihrem wahren Cha-
rakter verschleiert werde und die Teilnehmer solcher ökumenischer Gespräche es an der rückhaltlosen Ehrlich-
keit an nationaler Verantwortung fehlen ließen." Stählin verteidigte die Arbeit des Weltbundes im August/ Sep-
tember-Heft 1931 der Zeitschrift "Neuwerk". Hirschs und Althaus‘ Angriff in Form einer Erklärung sei durch 
viele Zeitschriften gegangen. (W Stählin, Via Vitae. Lebenserinnerungen von Wilhelm Stählin, Kassel 1968, S. 
240f.) 
1053 D. Bonhoeffer, Zur theologischen Begründung der Weltbundarbeit. Vortrag, gehalten auf der Jugendfrie-
denskonferenz in Cernohorske Kupele, Tschechoslowakei, am 26.7.1932, in: Die Eiche, 1932, 334f., zit. nach: 
A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 35. 
1054 R. Rouse, S. C. Neill, Geschichte der Ökumenischen Bewegung 1917-1948, Zweiter Teil, Göttingen 1958, S. 
236f., Theologie der Ökumene, Bd.6. 
1055 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. ??? 
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Deutschland angedeutet.1056 Bell hatte versucht, Vertreter der BK einzuladen1057, die sich auf 

der Barmer Bekenntnissynode vom 29. bis 31. Mai 1934 als rechtmäßige Deutsche Evangeli-

sche Kirche konstituiert hatte.1058 Nach Erhalt der Einladung fragte Präses Koch1059 im Aus-

wärtigen Amt an. Die anfangs wohlwollende Äußerung des Auswärtigen Amtes wandelte sich 

nach Hindenburgs Tod und dem Zugriff Hitlers auf das Auswärtige Amt in eine distanzierte 

Neutralität. Ausdrücklich wird jetzt in einer Antwort an Bischof Heckel1060, den Leiter des 

Kirchenamtes der Deutschen Evangelischen Kirche, darauf hingewiesen, dass in dem Brief an 

Koch eine „Zustimmung des Auswärtigen Amtes ... nicht ausgesprochen worden <ist>„. Bi-

schof Heckel sah sich ermutigt, Bell nach den rechtlichen Grundlagen seiner Einladung an 

BK-Vertreter zu fragen. Der berief sich auf „the powers given by the Constitution to the Pres-

ident to take such action in cases of emergency”.1061 

Die BK-Vertreter verzichteten aber schließlich auf eine Teilnahme, zum einen, wegen staats-

polizeilicher Behinderungen, vor allem aber auch wegen nationaler Bedenken. Man fürchtete 

durch Beifall für die BK und Kritik an der Reichskirche in eine noch schwierigere Lage zu 

kommen. Die deutsche Delegation wurde vom Leiter des Kirchlichen Außenamtes, Bischof 

D. Heckel, geleitet. Weiter gehörten Deissmann, Simons, Titius, Wendland u. a.1062 zu dieser 

Delegation. Bonhoeffer nahm als Jugendsekretär der am 24.4.1933 gegründeten gemeinsamen 

Jugendkommission des Ökumenischen Rates und des Weltbundes an den Verhandlungen 

teil.1063 Während die unabhängig von der Reichskirchendelegation teilnehmende Delegation 

des deutschen Zweiges des Weltbundes schon zu Beginn der Verhandlungen mitteilte, dass 

                                                           
1056 H. Gründer, Walter Simons, S. 59. 
1057 Zur Kontroverse, an welche evangelischen Repräsentanten in Deutschland die Einladung gerichtet werden 
sollte, vgl.: R.-U. Kunze, Theodor Heckel.1894 – 1967. Eine Biographie, Stuttgart, Berlin, Köln 1997, (Konfes-
sion und Gesellschaft; Bd. 13) S. 146f. 
1058 Zum Folgenden vgl.: A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 110. 
1059 Jakob Emil Karl Koch (1876 – 1951) studierte Evangelische Theologie und wurde 1902 in Schlake ordiniert. 
Nach verschiedenen Pfarrstellen war er schließlich von 1916 bis 1949 2. Pfarrer in Bad Oeynhausen, ab 1927 
auch Superintendent in Vlotho. Von 1918 bis 1933 ist er Mitglied der DNVP, für sie ist er von 1919 bis 1933 
Mitglied im preußischen Landtag, von 1930 bis 1932 auch Mitglied des Reichstages. Er war ab 1927 Präses der 
Provinzialsynode, ab 1933 ist er Vorsitzender des westfälischen Pressverbandes. 1934 leitete er als Präses die 
westfälische Bekenntnissynode und war Vorsitzender ihres Bruderrates. Vom 31.5.1934 bis 8.3.1936 war Koch 
Vorsitzender des Bruderrates der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union und seines Leitungsorgans des 
Rates. 1934 wurde er in Fäno in den Rat für Praktisches Christentum gewählt. Vgl. BBKL, Bd. IV, 1992, Sp. 
215 – 220.  
1060 Zur Rolle Theodor Heckels siehe: R.-U. Kunze, Theodor Heckel, S. 144ff. 
1061 Brief Bischof Bells an Bischof Heckel vom 9.8.1934, zit. nach: Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 
334, vgl. S 111. Vgl. dazu auch: R.-U. Kunze, Theodor Heckel, S. 146f. 
1062 Gauger nennt diese Gruppe eine "fünfköpfige (DC-)Abordnung unter Führung des Bischofs D. Heckel, die 
zuletzt noch ergänzt wird durch den (DC-)Oberkirchenrat Birnbaum." J. Gauger, Gotthardbriefe, Chronik der 
Kirchenwirren, Zweiter Teil: Von der Barmer Bekenntnis-Reichssynode im Mai 1934 bis zur Einsetzung der 
Vorläufigen Leitung der Deutschen evangelische Kirche im November 1934, 146. bis 158. Brief, 12. Bd., Elber-
feld 1935, S. 292, Sp. II. 
1063 H. Gründer, Walter Simons, S. 60. 
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sie an keinen Erörterungen interner deutscher Angelegenheiten teilnehmen werde, drängte 

von deutscher Seite allein Bonhoeffer auf eine Resolution.1064 

Die Verhandlung haben eine „überaus lebhafte Aussprache über die deutschen Verhältnisse 

zur Folge“, in der die deutsche Delegation „keinen leichten Stand“ hatte, zumal sie sich da-

rauf beschränkte, auf die „christlich-sozialen Leistungen des nationalsozialistischen Deutsch-

lands“ hinzuweisen.1065 Eine Resolution zur kirchlichen Situation in Deutschland wurde dann 

tatsächlich von einer Kommission unter Leitung Bells erarbeitet und nach dem mit einem 

Wasserflugzeug anreisenden überraschenden Auftritt des Kommissars des Reichsbischofs, 

DC-Pfarrer Walter Birnbaum1066, im Plenum nicht ohne Gegenstimmen verabschiedet.1067 

Dessen naive Rede zum kirchlichen Aufbruch unter dem Nationalsozialismus bestärkte die 

internationalen Vertreter in der Auffassung, die BK zu stärken. Man wählte Präses Koch und 

Bonhoeffer in den Rat für Praktisches Christentum, um innerhalb der deutschen Vertretung im 

Rat ein gewissen Gleichgewicht herzustellen. Titius sehen wir, ohne dass eine Sonderrolle 

oder ein abweichendes Votum zu erkennen wäre, mit der offiziellen deutschen Kirchenleitung 

mitgehen. Der Ökumenische Rat sorgte sich um die Gefährdung von grundlegenden christli-

chen Freiheiten im Leben der Deutschen Evangelischen Kirche.1068 In der Resolution brachte 

er seine Überzeugung zum Ausdruck, „daß ein autokratisches Kirchenregiment, besonders 

wenn es durch feierlichen Eid dem Gewissen auferlegt wird, die Anwendung von Gewaltme-

thoden und die Unterdrückung freier Aussprache mit dem wahren Wesen der Kirche Christi 

                                                           
1064 ebd., S. 60. 
1065 J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Zweiter Teil, S. 292, Sp. II.  
1066 Walter Birnbaum (1893 – 1987) studierte in Leipzig und Tübingen Theologie, konnte keinen Militärdienst 
leisten, fuhr dann als freiwilliger Krankenpfleger in einen Lazarettzug mit. Wegen seiner schlechten theologi-
schen Ausbildung legte er ein Notexamen ab und versuchte seine Qualifikationen noch nachträglich zu verbes-
sern. Von 1924 bis 1934 war er vom Vorstand des Rauhen Hauses in Hamburg mit der Arbeit des Geschäftsfüh-
rers der Wichern-Vereinigung beauftragt worden. Er entwickelte volksmissionarische Aktivitäten mit Evangelis-
ten auf Pferdewagen. Birnbaum begrüßte den Regierungswechsel 1933 und die Nationalsozialistische Ideologie 
ausdrücklich. Er unterhielt gute Kontakte zu Parteigrößen der Region und wurde bald als geeigneter Kandidat für 
Führungspositionen in der künftigen Kirchenleitung angesehen. Im Mai 1933 wirkte er mit seiner junglutheri-
schen Gruppe am Sturz der Hamburger Kirchenregierung mit. Dadurch konnte der DC-Kandidat Schöffel zum 
Landesbischof gewählt werden. Im Herbst 1933 trat Birnbaum den Deutschen Christen bei und wurde in deren 
Leitungskreis einbezogen. Seine Missionierungsideen passte er nun den neuen Gegebenheiten an. Als sich Hos-
senfelder nicht mehr als Reichsleiter der Bewegung Deutsche Christen halten konnte und durch den Kieler Kon-
sistorialvizepräsidenten Christian Kinder ersetzt wurde, stieg Birnbaum zu einem der drei Stellvertreter auf. Im 
Mai 1934 wurde er zudem Oberkirchenrat in der Reichskirchenregierung. In den folgenden Wirren im Herbst 
1934 verlor Birnbaum seine herausgehobene Stelle und man bot ihm eine Professur für Praktische Theologie in 
Göttingen an, obwohl er dafür keinerlei Qualifikationen hatte. Er übernahm die Stelle gegen den Widerstand der 
Fakultät und blieb dort isoliert. Vgl. BBKL, Bd. XVI (1999), Sp. 129- 146. Nach einer improvisierten Rede 
Heckels zur Lage in Deutschland am Abend des 27. August wurde dieser am folgenden Morgen in aller Frühe 
von Reichsbischof Müller telefonisch in Kenntnis gesetzt, dass Heckel mit seinem Auftritt die Reichskirchenre-
gierung verraten habe. Ein offizieller Kommissar werde noch heute eintreffen und die Leitung der Delegation 
übernehmen, Vgl. dazu: R.-U. Kunze, Theodor Heckel, S. 147ff.  
1067 H. Gründer, Walter Simons, S. 60. 
1068 Entschließung des Ökumenischen Rates für Praktisches Christentum zur kirchlichen Lage in Deutschland, 
30. August1934, in: A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 337. 



 280 

unvereinbar sind“1069. Daher bitte der Ökumenische Rat um Freiheit für Verkündigung des 

Evangeliums und Leben nach dem Wort des Herrn, um Freiheit des gedruckten Wortes und 

der Versammlung im Dienste der christlichen Gemeinde, um Freiheit für die Unterweisung 

der Jugend und Schutz „vor Aufzwingung einer mit dem christlichen Glauben im Widerstreit 

stehenden Weltanschauung“. Nachdem die Resolution das Zusammengehörigkeitsgefühl mit 

„allen christlichen Brüdern in Deutschland“ betont hatte, versicherte der Rat „seine Brüder in 

der Bekenntnissynode der Deutschen evangelischen Kirche des Gebets und der herzlichen 

Verbundenheit“1070. 

Diese Resolution fand auf der Konferenz natürlich keine einhellige Zustimmung1071. Die 

deutsche Delegation stellte eine Gegenerklärung auf. Schon die Anwesenheit des Reichs-

kommissars zwang Heckel zum Handeln. Sein Protest war nach einen Verabredung mit Bell 

aber so ausgerichtet, dass die Aufrechterhaltung der Beziehungen möglich war. Auch die ös-

terreichische Abordnung stimmte gegen die Resolution, einige andere enthielten sich der 

Stimme. Birnbaum verlangte eine ganze Liste von Protestpunkten in einer Gegenerklärung 

aufzuführen, die in einer harten Diskussion mit der Delegation aber auf drei reduziert wurden.  

 

In der Gegenerklärung brachte die deutsche Delegation zum Ausdruck, „daß öffentliche Reso-

lutionen der inneren kirchlichen Entwicklung in Deutschland nicht förderlich sind.“1072 Die 

Erklärung macht deutlich, dass man die Grenzen der ökumenischen Aufgabe überschritten 

sehe, wenn man in solcher Weise die inneren Angelegenheiten einer dem Rat angehörenden 

Kirche öffentlich erörtere. Die deutsche Delegation legte Verwahrung gegen die konkreten 

Bezüge der Entschließung auf die deutschen Verhältnisse ein. Zwar erkenne die deutsche De-

legation die vorliegende Resolution als ernsthaften Versuch an, verständnis- und verantwor-

tungsvoll zu reden, fragte aber an, ob der Ökumenische Rat nicht besser auf Stellungnahmen 

zu den inneren Angelegenheiten der Mitgliedskirchen verzichte. Besonders die Punkte, an 

denen der Ökumenische Rat für Praktisches Christentum Freiheit für die Deutsche Evangeli-

sche Kirche gefordert hatte, wurden bestritten. So wird die Auffassung, „als gäbe es in der 

                                                           
1069 ebd., S. 337. Dieser Passus der Entschließung wird dann in der "Christlichen Welt" wie folgt wiedergegeben: 
"daß eine kirchliche Alleinherrschaft, besonders wenn sie den Gewissen in Form eines feierlichen Eides aufer-
legt wird, sowie die Anwendung von Gewaltmethoden und Unterdrückung der Äußerungsfreiheit mit dem We-
sen der christlichen Kirche unvereinbar sind. (Beschlüsse bei der Tagung des Ökumenischen Rates für prakti-
sches Christentum, in: Christliche Welt, 48 Jg., 1934, Sp. 854.) Hier wird vielleicht durch eine eigene Überset-
zung der Ton der Entschließung noch schärfer. 
1070 Entschließung des Ökumenischen Rates, in: A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 337 u. S. 337f.,  
1071 A. Keller, Vom Weltprotestantismus der Gegenwart. Der ökumenische Rat und der deutsche Kirchenkon-
flikt, in Christliche Welt, 48. Jg., 1934, Sp. 852f. 
1072 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 338. Die Christlich Welt berichtet an dieser Stelle: „daß öffent-
liche Entschließungen über Deutschlands innere kirchliche Entwicklung nicht vorteilhaft sind." (Gegenerklärung 
der deutschen Abordnung in: Christliche Welt, 48. Jg., 1934, Sp. 854.) 
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DEK ein 'autokratisches Kirchenregiment' ebenso zurückgewiesen, wie die Meinung, „als sei 

im Deutschen Reich die freie Verkündigung des Evangeliums in Wort und Schrift gefährdet 

und die christliche Erziehung der Jugend nicht gewährleistet.“1073 Auch die ausdrückliche 

Nennung „einer besonderen deutschen kirchlichen Gruppe und die Festlegung den Rates auf 

deren theologische Sondermeinung“ wird als Kompetenzüberschreitung kritisiert.“1074 Dies 

sind die Reste der Liste der Protestpunkte, die eigentlich Birnbaum in die Gegenerklärung 

einbringen wollte und die man bis heute Heckel zuschreibt.1075 

Ob und wie sich Titius an der Auseinandersetzung um diese Stellungnahme der Delegation 

beteiligt hat, läßt sich leider nicht erkennen. Die Erwähnung der Bekenntnissynode hatte nach 

Keller vor allem den Grund „daß sie einem besondern Drucke ausgesetzt ist. Ihr Kampf um 

evangelische Freiheit, ihr Zeugnis für die Offenbarung in Christus sichert ihr die Sympathie 

der weiten Welt.“1076 Keller betonte, dass damit keine Solidarisierung mit dem dogmatischen 

Bekenntnis der Synode gemeint sei. 

In einem Rückblick A. Kellers auf die Ereignisse in Fanö betrachte die gegenwärtige deutsche 

Kirchenleitung nach Kellers Urteil den Konflikt als vorwiegend administratives Problem. Die 

kirchliche Opposition sehe diesen Konflikt dagegen als grundsätzliche Auseinandersetzung 

an, die ein Bekenntnis auf den Grundlagen der Reformation erfordere, um „den Ansturm eines 

neuen Mythus“ abzuwehren. Obwohl sich etliche Mitgliedskirchen für nicht zuständig hielten, 

die orthodoxen und die altkatholische, weil es sich um eine rein innerprotestantische Angele-

genheit handele, war der Kirchenkonflikt beherrschend, weil das grundsätzliche Thema, näm-

lich das Verhältnis von Kirche und Staat, die Frage des christlichen Staatsdenkens, die Frage 

nach dem Verhältnis von Internationalismus und Ökumenizität in den meisten Ländern akut 

sei. 

Bei der Verabschiedung der Resolution zur Frage des deutschen Kirchenkonfliktes habe man 

sich von gewissen Vorerwägungen leiten lassen. Zunächst wolle sich der Rat nicht zu politi-

schen Fragen äußern. Sodann wolle der Rat mit allen protestantischen Gruppen in Deutsch-

land in Beziehung bleiben. Die Stellungnahme solle weiter nicht als Einmischung in innere 

deutsche Angelegenheiten erscheinen, sondern als „Ausdruck einer tiefen innerlichen Beteili-

gung am geistigen Schicksal von Brüdern“. Schließlich habe man berücksichtigt, dass dieser 

Konflikt vermutlich erst ein Vorgefecht der geistigen Auseinandersetzung zwischen Heiden-

                                                           
1073 J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Zweiter Teil, S. 294, Sp. II. 
1074 ebd., S. 294f, Sp. II. Vgl. auch: Erklärung der deutsche Delegation (Heckel), 30. August 1934, in: A. Boyens, 
Kirchenkampf und Ökumene, S. 338f. Der Stellungnahme der deutsche Abordnung schließt sich am 3. Septem-
ber 1934 auch die Versammlung der DC-Landesbischöfe und Bischöfe an (Gauger, Chronik, 2. Teil, S. 296, Sp. 
II.). 
1075 R.-U. Kunze, Theodor Heckel, S. 147ff. 
1076 A. Keller, Vom Weltprotestantismus der Gegenwart, Sp. 852. 
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tum und Christentum ist, weshalb man letzte Entscheidungen bis zur entscheidenden Stunde 

aufgespart habe.1077 

Folgerichtig wurde als Thema der in Aussicht genommenen Weltkonferenz in Oxford für das 

Jahr 1937 das Thema „Kirche, Volk und Staat“ formell beschlossen, da das Verhältnis von 

Staat und Kirche durch die Ausdehnung der Funktionen des Staates, durch das Entstehen von 

autoritären oder totalitären Staaten, durch moderne Technik und Wissenschaft und durch die 

zunehmende Organisierung der Gesellschaft sich ganz neu als problematisch und zu klären 

erweise.1078 

Von Pechmann äußerte sich in einem Schreiben zu den ökumenischen Vorgängen, in denen er 

seine Enttäuschung besonders über Titius und Simons klar zum Ausdruck brachte. In einem 

Brief an Reverend Garvie vom 3./4. September 1934 drückte er einerseits seine viele Jahre 

währende vertrauensvolle Verbundenheit mit Titius und Simons aus, die trotz mancher Mei-

nungsverschiedenheiten bestanden habe, die nun aber in ein völliges Unverständnis gegenüber 

diesen beiden umgeschlagen sei.1079 In einem Brief vom 24. September 1934 an Rade ging 

von Pechmann auf die Ereignisse in Fanö ein. Titius und Simons Auftreten vor den Vertretern 

des Weltprotestantismus hatte die „persönlichen Beziehungen zu den Kollegen“ verändert. 

Von Pechmann warf den beiden vor, dass sie hätten wissen müssen, „wie schlecht es um bei-

de bestellt sei: die Männer in Berlin und die in ihnen verkörperte Sache“ , wenn sie es unter-

nehmen, vor dem Weltprotestantismus „für das heutige Kirchenregiment einzutreten“ Dass 

„gar gerade Titius so weit ging, zu bestreiten, daß heute in Deutschland die Freiheit unter-

drückt sei“, spräche für einen Optimismus, den Pechmann überhaupt nicht nachvollziehen 

kann.1080 

Diese Einschätzung macht noch einmal deutlich, dass von Pechmann, wie viele andere sicher 

auch, an Titius besondere Erwartungen hatte und deutlichere und mutigere Worte von Titius 

erwartet hatte, sich nun aber um so enttäuschter zeigt, dass „gerade Titius“ das deutsche Kir-

chenregiment und die deutschen Verhältnisse mit fadenscheinigen Argumenten in Schutz 

nahm. 

Warum Titius die deutschen Verhältnisse verteidigt, kann nur vermutet werden. Vielleicht 

erschien ihm die Kritik wirklich überzogen. Vielleicht erwartete er von diesem nationalen 

Sozialismus aber auch das, was er sich vom National-sozialen Verein versprochen hatte. Es ist 

aber auch zu fragen, warum Titius nicht erkannte, mit welch unbarmherziger Konsequenz 

                                                           
1077 ebd., Zitate Sp. 850 u. 851. 
1078 R. Rouse, S. C. Neill, Geschichte der Ökumenischen Bewegung S. 238. 
1079 F. W. Kantzenbach, Widerstand und Solidarität, S. 87f. Von Pechmann redet in diesem Zusammenhang von 
Kopenhagen, meint aber sicher die Ereignisse in Fanö. Vgl. dazu auch die Anmerkung S. 88. 
1080 ebd., Zitate S. 110. 
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politische Ziele durchgesetzt wurden. Konnte Titius auch nach dem so genannten Röhmpu-

tsch im Juni 1934 wirklich nicht erkennen, was der wahre Charakter des Nationalsozialismus 

war oder hoffte er mit vielen anderen, dass nach dieser revolutionären Phase die nationalsozi-

alistische Regierung bald in ruhigere Fahrwasser einmünden werde und die Rechtstaatlichkeit 

wieder allseits geachtet werde? Welche Rolle spielte die Tatsache, dass Titius zu dieser Zeit 

fast 70 Jahre alt war und im kultivierten Berlin-Dahlem wohnte? Welchen Einfluss hatte die 

nationalsozialistische Propaganda auf die Wahrnehmung der politischen Realitäten? Man 

denke nur an Titius’ Bekenntnis, dass sich seine Meinung über die Judenfrage unter dem Ein-

druck der Zahlen, die ihm bekannt geworden sind, stark gewandelt habe. War Titius nicht 

auch bei dieser Gelegenheit propagandistischen Manipulationen aufgesessen? Oder ging es 

ihm auch darum, seine angestrebten Befriedungsbemühungen nicht dadurch zu gefährden, 

dass er öffentlich vor internationalen Gremien Kritik an dem bestehenden Kirchenregiment 

und an der Reichsregierung übte, weil er befürchtete, damit jeden Einfluss in dieser schwieri-

gen Konstellation zu verlieren? Vielleicht hätten viele andere bedeutende Theologen und Kir-

chenführer, Pfarrer und Laien auf Vorhaltungen ausländischer Kirchenvertreter ähnlich rea-

giert wie Titius. Dass von Pechmann von Titius nach der Konferenz in Fanö nun besonders 

enttäuscht war, zeigt aber, dass Titius bis in den August 1934 nicht als Parteigänger der 

Reichskirchenregierung oder gar der Nazi-Theologen angesehen wurde. Es zeigt weiter, dass 

man Titius den persönlichen Mut zutraute, die deutschen Verhältnisse ungeschminkt und 

nüchtern darzustellen. Solches Verhalten hat Titius im Laufe seiner Tätigkeit bei verschiede-

nen Gelegenheiten immer wieder gezeigt. Warum er es dennoch nicht tat, und so bei vielen 

Enttäuschungen auslöste, bleibt verborgen. Jetzt war er jedenfalls, vielleicht beeindruckt von 

der neuen Tendenz, umgefallen. 

 

 

7.2.2.  Titius’ Befriedungsbemühungen im Kirchenkampf 

 

Im Oktober 1934 rief Titius die Konfliktparteien des Kirchenkampfes zu Befriedungsverhand-

lungen auf.1081 Er versuchte, Gespräche zwischen dem Reichskirchenregiment, Deutschen 

Christen, Vertretern der großen evangelischen freien Verbände und Vertretern der Bekennt-

nisfront in Gang zu bringen. Allerdings standen Vertreter der Bekenntnisfront für diese Ge-

spräche nicht zur Verfügung. Präses K. Koch machte seinen Standpunkt, den er als Stand-

punkt der Bekennenden Kirche vorstellte, in einem Brief an Missionsdirektor Knak vom 11. 
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Oktober 1934 sehr deutlich. Koch betonte, „daß die Bekennende Kirche mit ihren verantwort-

lichen Organen auf den Barmer Beschlüssen steht, wonach mit diesem Kirchregiment über 

einen 'Frieden' nicht verhandelt wird.“1082 

Auch das Protokoll der Sitzung des Reichsbruderrates vom 16. Oktober 1934 lehnte die von 

Titius eingeleiteten Befriedungsverhandlungen ab und sah eine Beteiligung der Bekenntnis-

front als unmöglich an.1083 Der Reichsbruderrat bereitete auf dieser Sitzung die Bekenntnissy-

node von Dahlem vor, die nach der dramatischen Verschärfung des Konfliktes zwischen 

Reichskirchenregierung und Landeskirchen auf den 19. und 20. Oktober vorverlegt wurde.1084 

Trotzdem fanden die Verhandlungen statt. Laut Protokoll der Sitzung vom 12. Oktober 1934 

hatten außer Titius an der Sitzung folgende Herren teilgenommen: Prof. Hans Schmidt aus 

Halle, Dr. Schäfer für den Deutschen Pfarrerverein, Pfr. Heienbrok vom Gus-

tav-Adolf-Verein, Pfr. Lic. van der Heidt (Berlin) als Vertreter des Ev. Bundes, Prof. Hinderer 

und Schwarz vom Evangelischen Pressedienst, Missionsdirektor D. Knak von der Berliner 

Missionsgesellschaft, Prälat D. Schöll aus Stuttgart, Pfr. F. Klingler aus Nürnberg, der 

Reichsführer der Deutschen Pfarrervereine sowie von der Reichskirchenregierung D. Engelke, 

O. Langmann und N. Christiansen. Auch F. von Bodelschwingh war eingeladen worden, war 

aber verhindert. 

Natürlich war eine Einigung über viele Fragen außerordentlich schwierig, zumal die dramati-

sche Verschärfung der Situation auf die Beteiligten einwirkte. Die Beratungsgrundlage bildete 

ein Schriftstück mit dem Titel „Ein ernstes Wort an unsere Gemeinden zum Frieden in der 

Kirche“, das in elf Punkte gegliedert von Pfr. H. Greifenstein, F. Klingler und Predigersemi-

nardirektor J. Schieder unterzeichnet worden war. Es wurden drei Kommissionen gebildet, die 

Teillösungen für bestimmte Probleme erarbeiten sollten. Die Theologenkommission sollte 

eine einheitliche theologische Grundlage finden. Ihr gehörten neben Titius H. Schmidt und O. 

Langmann an. Als weitere Mitglieder waren die Professoren Merz, Althaus, H. Bornkamm 

                                                                                                                                                                                     
1081 K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf. Gesamtdarstellung in 3 Bänden., Bd. 2: Gescheiterte Neuord-
nungsversuche im Zeichen staatlicher "Rechtshilfe", Göttingen 1976, S. 386. 
1082 K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 2, S. 386. 
1083 K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 1, S. 222. Das Protokoll der Sitzung des Reichsbruderrates 
(Teilnehmer: Koch, Assmussen, Fiedler, Niemöller, Jacobi, Hesse, Beckmann, Linke, Bosse, Hahn, Halstenbach, 
Stoll, Fausel, Barth, Müller-Dahlen, Lücking, Niesel) vom 16. Oktober 1934 in Bad Oeynhausen berichtet zu 
den Verhandlungen lediglich den Satz: "Asmussen berichtet auf Grund einer Darstellung Knaks über die Ver-
handlungen Titius - Birnbaum -Langmann - Schöll - Knak - Klingler - Christiansen - Engelke." Protokoll der 
Sitzung des Reichsbruderrates (Bad Oeynhausen) am 16. Oktober 1934, in: W. Niemöller, Die zweite Bekennt-
nissynode der deutsche Evangelischen Kirche zu Dahlem. Texte - Dokumente - Berichte, Göttingen 1958, Arbei-
ten zur Geschichte des Kirchenkampfes. Die von Meier behauptete Ablehnung von Verhandlungen ist zwar sehr 
wahrscheinlich, geht aus dem Protokoll, das in diesem Zusammenhang von Meier als einziger Beleg genannt 
wird, so aber nicht hervor. Vgl.: K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf. Gesamtdarstellung in 3 Bänden., 
Bd. 3: Im Zeichen des Zweiten Weltkrieges, Göttingen 1984, S. 23. 
1084 K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 1, S. 221. Zum Folgenden ebd., S. 580. 
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und Schniewind vorgesehen. Die zweite Kommission sollte in Kontakt mit der Bekennenden 

Kirche treten und die Möglichkeiten für eine Befriedung ausloten. F. von Bodelschwingh soll-

te dieser Kommission vorsitzen. Die dritte Kommission sollte sich vor allem um eine Befrie-

dung Süddeutschlands, also Bayerns und Württembergs bemühen. Engelke, Schöll und Kling-

ler waren Mitglieder dieser Kommission. 

Missionsdirektor Knak nannte als Vorbedingung einer Befriedung den Rücktritt des Reichs-

walters und des Reichsbischofs von ihren Ämtern. Langmann betonte für die Reichskirchen-

regierung, dass eine Überleitung der Kirchenregierung in die Hände der Opposition keinen 

Frieden schaffen könne, da dann alles, „was nationalsozialistisch in der Kirche sei, mit viel 

größerer Empörung und viel größerem Widerstand gegen die neue Kirchenleitung aufstehen 

werde.“ Darum verlangte er ein gemeinsames Handeln von Reichskirchenregierung und Be-

kenntnissynode, „da sonst bei dem Mangel gegenseitigen Vertrauens die Gefolgschaft nicht 

sicher sei“. 

Titius vertrat eine vermittelnde Position. Er lehnte einerseits Bedingungen für das Erreichen 

eines Friedens ab und mahnte, dass die Gegenseite eine Befriedungsaktion der Reichskirchen-

regierung nicht mit Hohn und Spott antworten dürfe und sie so unmöglich mache. Er halte es 

für notwendig, das System zu ändern. Auf „Personen komme es nicht an“, dies zu sagen, sei 

er „im Namen von Staatssekretär Meißner aus dem Reichspräsidentenpalais“1085 bevollmäch-

tigt. Andererseits fand auch Langmanns Vorschlag nicht Titius’ Unterstützung. „Wir können 

nicht abwarten, bis Bekenntnissynode und Deutsche Christen sich die Hand reichen. Aber die 

Verbände, die arbeiten, in denen von beiden Seiten Männer stehen, die nicht in den Fronten 

aufgehen, können die Brücke schlagen.1086  

Pfr. von der Heydt erhoffte sich von Gründung einer neutralen oder mittleren Front der freien 

Verbände und deren Einsatz für eine Befriedung der kirchlichen Lage eine positive Wirkung, 

insbesondere die Auflösung der bestehenden Fronten, die von der Heydt für unecht hielt. 

Nach der Ablehnung durch den Reichsbruderrat waren die Gespräche auch von anderer Seite 

belastet. Bischof Wurm und die Leitung der württembergischen Landeskirche wurden am 6. 

Oktober unter Hausarrest gestellt, Wurm am 9. Oktober durch die aus Deutschen Christen 

bestehende Landessynode abgesetzt.1087 Am 11. Oktober wurden der Landeskirchenrat in 

Bayern von A. Jäger mit einem Gewaltakt besetzt und die Oberkirchenräte beurlaubt, Bischof 

                                                           
1085 ebd., Zitate S. 580. Das Stichwort "Personen sind nichts, die Sache ist alles" ist auch Motto für die Trennung 
der Deutschen Christen von dem Rechtswalter A. Jäger (J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Zweiter Teil, S. 
387.). 
1086 K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 1, S. 580. 
1087 ebd., S. 344ff. 
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Meiser wurde abberufen. Am nächsten Tag wurde er unter Hausarrest gestellt.1088 Zudem be-

fand man sich unmittelbar vor der Dahlemer Bekenntnissynode. Außerdem waren die großen 

evangelischen Verbände bei diesen Verhandlungen nicht vertreten. Von daher standen die 

schwer belasteten Verhandlungen von Anfang an unter keinem guten Stern und waren mit 

Blick auf die Radikalisierung aussichtslos.1089 

Allein durch diese äußeren Ereignisse waren die Gespräche schon vor ihrem Beginn so gut 

wie gescheitert, die Position einer Neutralität in diesem Konflikt erwies sich als Illusion.1090 

Die Beschlüsse der Dahlemer Synode machten die Aussichtslosigkeit der von Titius initiierten 

Verhandlungen dann überdeutlich. 

Die Bekenntnissynode von Dahlem vom 20.10.34 bestritt in Satz III.1. der Botschaft das Be-

stehen rechtmäßiger Organe der Deutschen Evangelischen Kirche. Die Verfassung wird als 

zerschlagen hingestellt. Diejenigen, die sich die Kirchenleitung angemaßt haben, haben sich 

nach Auffassung eines großen Teils der Synode durch ihr Handeln von der christlichen Kirche 

geschieden.1091 In Satz III.3. der Botschaft der Bekenntnissynode wird jede Zusammenarbeit 

mit denen, die der bisherigen Reichskirchenregierung und ihren Behörden Gehorsam leisten 

wollen, abgelehnt.1092 Insofern waren Titius Befriedungsbemühungen auf dieser Seite nur sehr 

geringe Aussichten beschieden. 

Nach der Dahlemer Bekenntnissynode veränderte sich Lage im Kirchenkonflikt erheblich.1093 

Ursache dafür war weniger die Bekenntnissynode als die immer deutlicheren Proteste aus 

dem Ausland, die die deutsche Außenpolitik ständig mehr belasteten. Reichsaußenminister 

von Neurath hatte schon am 18. Juni 1934 einen ausführlichen Bericht über die Erschwernis-

se, die insbesondere aus Reaktionen des Auslands auf die Kirchenpolitik in Deutschland ent-

standen, hingewiesen. Besonders die Vertreter der Anglikanischen Kirche suchten das Ge-

spräch mit der deutschen Botschaft in London und drohten offen mit öffentlichen Stellung-

nahmen gegen die Kirchenpolitik der Reichskirchenregierung. Dadurch sah Hitler seine Flot-

ten-Pläne gefährdet, für die er einen Vertrag mit der britischen Seite brauchte. Ungeschickte 

Äußerungen des Reichsbischofs Müller gefährdeten zudem das Ergebnis der Volksabstim-

mung über die Rückgliederung des Saarlandes. Am 20. September 1934 traf sich von Neurath 

mit Reichsbischof Müller und ermahnte ihn eindringlich zu einer rücksichtsvolleren Kirchen-

                                                           
1088 J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Zweiter Teil, S. 337ff. 
1089 Vgl. dazu auch: K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 2, S. 12. 
1090 Meier nennt die von Titius initiierten Verhandlungen "bezeichnend für eine mittlere Linie, wie sie später - 
nach organisatorischem Hervortreten der 'Mitte „etwa im Wittenberger Bund und anderen arbeitsgemeinschaftli-
chen Gruppierungen - Leitbild für kirchenpolitische 'Befriedung und Überbrückung der 'Fronten' blieb." K. Mei-
er, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 1, S. 581. 
1091 W. Niemöller, Die zweite Bekenntnissynode, S. 38. 
1092 ebd., S. 38. 
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politik, die auch die Auswirkungen auf das Ausland mitbedenke. Wenn er keinen friedlichen 

Weg finde, so werde ihm der Reichskanzler seine Unterstützung entziehen.1094 

Auch von Seiten der Reichsleitung der Deutschen Christen geriet die Reichskirchenregierung, 

A. Jäger und seine Politik im Oktober unter Druck1095. Im Zuge dieser Auseinandersetzung 

wurde dem Reichsleiter der Deutschen Christen das Betreten der Reichskirchenkanzlei verbo-

ten. Jäger beurlaubte die Oberkirchenräte W. Birnbaum und O. Langmann, der stellvertreten-

der Reichsleiter der Reichsbewegung Deutscher Christen war. Gegen den Vizepräsidenten N. 

Christiansen, der Pressechef der Reichskirchenkanzlei war, leitete Jäger ein Disziplinarverfah-

ren ein. Engelke, der „Vikar der DEK“, bat um seine Entlassung aus der Reichskirchenregie-

rung. Jäger entfernte also all jene, die sich auf Verhandlungslösungen und Befriedungsver-

handlungen einlassen wollten.1096 

Die veränderte Lage im Kirchenkonflikt wirkte sich so aus, dass weder die für Ende Oktober 

geplante Vereidigung des Reichsbischofs Müller stattfand, noch der Rechtswalter A. Jäger 

sich länger in seinem Amt halten konnte. Die Bischöfe Meiser, Wurm und Marahrens wurden 

von Hitler für den 30. Oktober zu einer Audienz nach Berlin eingeladen und damit rehabili-

tiert. Reichsbischof Müller fehlte bei diesem Treffen.1097 

In dieser Situation rollte eine Flut von Rücktrittsforderungen auf den Reichsbischof Müller 

zu1098, aber Hitler hatte sich am 1. November bei einer NS - Reichsstatthalterkonferenz dafür 

ausgesprochen, Müller eine weitere Möglichkeit zu geben, die „Sache in Ordnung zu brin-

gen“.1099 Titius rief mit dem Vorsitzenden des Fakultätentages der evangelischen theologi-

schen Fakultäten Prof. H. Schmidt, mit Sup. D. Dr. Schäfer aus Remscheid1100, dem Vorsit-

zenden des Verbandes der evangelischen Pfarrervereine und Lic. Heienbrok von der Gesell-

                                                                                                                                                                                     
1093 Zum Folgenden vgl. K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf Bd. 1, S. 501ff. 
1094 ebd., S. 504f. 
1095 ebd., S. 511f. 
1096 Alle waren an den von Titius eingeleiteter Verhandlungsbemühungen vom 12.10.1934 beteiligt. Auch Birn-
baum gehörte zu jenen, die sich für Ausgleichsbemühungen gewinnen ließen. Vgl.: K. Meier, Der evangelische 
Kirchenkampf, Bd. 2, S. 12. 
1097 K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 1, S. 511. 
1098 J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Zweiter Teil, S. 365ff, Ein Mantelschreiben hatten die Bischöfe Mei-
ser, Wurm, Marahrens und Zänker, sowie der Reichsbruderrat, die Arbeitsgemeinschaft der missionarischen und 
diakonischen Verbände und Werke, der Gustav-Adolf-Verein, der Lutherische Rat und der Martin Lutherbund 
verfasst. Die einzelnen Verbände und Gruppen und weitere, die nicht zu den Verfassern der Mantelnote gehör-
ten, haben sodann eigene Briefe an Müller geschrieben. Unter den Briefen findet sich auch ein Brief von 127 
theologischen Hochschullehrern mit der Rücktrittsforderung. Titius Name ist nicht darunter (ebd., 371). 
1099 K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 1, S. 512, Zitat S. 511, siehe auch Anm. 1728. 
1100 Schäfer scheint allerdings die Ernsthaftigkeit der Befriedungsverhandlungen durch sein persönliches Verhal-
ten nicht eben zu unterstützen. Vgl. dazu: J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Zweiter Teil. Am 5. November 
unterstützt er den Befriedungsaufruf (S. 364), am 6. November unterstützt er die Rücktrittsforderung an den 
Reichsbischof (S. 373.), am 1. November unterstützt er durch Unterschrift eine Kundgebung des Provinzial-
kirchenrates an die Pfarrer, in der erklärt wird, dass die Unterzeichner "von dem viel berufenen Gewaltregiment 
nichts verspürt haben." (S. 376). 
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schaft für evangelische Pädagogik in einer öffentlichen Erklärung am 5. November 1934 zu 

einer Befriedung der kirchenpolitischen Gegensätze auf.1101 

An sich war der Zeitpunkt dieses Aufrufs nicht schlecht gewählt. Nachdem Meiser und Wurm 

wieder ihre Ämter angetreten hatten, der Rechtswalter A. Jäger offensichtlich nicht mehr ge-

halten werden sollte, der Reichsbischof noch immer nicht vom Führer und Reichskanzler ver-

eidigt und damit bestätigt worden war, waren die Chancen für eine Ausgleich besser als viele 

Wochen vorher. Es drängte sich der Eindruck eines staatlichen Einlenkens auf, eines Ver-

zichts auf die radikalen Kräfte in diesem Kampf, der Eindruck einer deutlichen Verbesserung 

der Position der Gegner des Reichsbischofs und seiner Politik. Den Autoren des Aufrufs war 

Hitlers Festhalten an L. Müller sicher nicht bekannt und insofern schätzten sie vermutlich die 

Situation, die doch nur eine Atempause, aber kein grundsätzlicher Kurswechsel war, falsch 

ein. Sowohl die Vorstöße, die auf den Rücktritt des Reichsbischofs abzielten, als auch Titius’ 

Aufruf zu erneuten Befriedungsbemühungen blieben ohne Resultat. Müller erklärte am 7. 

November in einem Brief an Präses Koch und am 8. November in einem „Wort des Reichsbi-

schofs an die Gemeinden und Pfarrer“ sein Verbleiben im Amt. Durch Erlasse des Reichsin-

nenministers vom 6. und 7. November wurde jede Veröffentlichung, „die sich mit der evange-

lischen Kirche befassen, ausgenommen Kundgebungen der Reichskirchenregierung.“ verbo-

ten, womit die öffentliche Erörterung von Kirchenfragen unmöglich gemacht wurde.1102 

Als Anfang Dezember von staatlicher Seite die Anregung zu Befriedungsverhandlungen kam, 

hat Koch mit anderen Vertretern des Kurses der 1. Vorläufigen Kirchenleitung allerdings 

doch an diesen Verhandlungen, auch mit diesem Kirchenregiment, teilgenommen. In der Be-

kenntnisfront herrschte über diese Frage allerdings keine Übereinstimmung, denn die Vertre-

ter eines konsequent an den Dahlemer Durchführungsbeschlüssen festhaltenden Kurses kriti-

sierten diese Verhandlungen heftig.1103 

Wie kann Titius’ Bemühen um eine Befriedung des deutschen Kirchenstreites bewertet wer-

den? Zunächst ist es grundsätzlich zu begrüßen, dass sich Theologen gefunden haben, die in 

dieser Sache ihre Person, ihr Ansehen, ihre Glaubwürdigkeit ins Spiel gebracht haben, um im 

Sinne einer Verständigung etwas zu bewirken. Eine andere Frage ist es, ob in diesem Konflikt 

überhaupt Spielraum für eine Verständigung vorhanden war und ob die Bedingungen, die 

diese Befriedungsverhandlungen begleiteten, geeignet waren, um dieses Ziel zu erreichen. 

Der Zeitpunkt der Verhandlungen war allerdings ganz ungeeignet, denn zwischen dem Haus-

                                                           
1101 ebd., S. 364. Vgl. K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 1 S. 512. 
1102 J. Gauger, Chronik der Kirchenwirren, Zweiter Teil, S. 366,vgl. auch S. 387 
1103 K. Meier, Der evangelische Kirchenkampf, Bd. 2, S. 386. 
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arrest der Bischöfe Meiser und Wurm und der Dahlemer Synode war ein sinnvolles Gespräch 

ganz unmöglich. 

Auch auf der Seite der Reichskirchenregierung konnte eigentlich niemand mit einer wirkli-

chen Kompetenz und mit einem Verhandlungs- oder Gesprächsmandat auftreten. Der Hausar-

rest für die beiden Bischöfe und kurze Zeit später der Empfang dieser beiden Bischöfe durch 

Hitler machte die mangelnde Abstimmung auch auf der anderen Seite überdeutlich. Es muss 

aber auch gefragt werden, ob Titius geeignet war, zu Befriedungsverhandlungen aufzurufen. 

Sicher war Titius in fast allen Lagern der kirchlichen Öffentlichkeit ein angesehener und be-

deutender Mann. Aber hatte er nicht durch seinen Auftritt auf der Konferenz in Fanö im Au-

gust 1934 sein Ansehen und das Vertrauen, das man ihm entgegenbrachte, in einem Teil der 

kirchlichen Öffentlichkeit, dauerhaft beschädigt? Oder rechnete Titius etwa mit einem Entge-

genkommen der Reichskirchenregierung quasi als Gegenleistung für sein loyales Verhalten in 

der schwierigen Auseinandersetzung mit den Vertretern ausländischer Kirchen? 

Vielleicht hat Titius aber auch den Charakter des deutschen Kirchenkonfliktes falsch einge-

schätzt, wenn er, wie andere auch, hoffte, dass die Menschen, die in den freien evangelischen 

Verbänden praktische Arbeit leisteten, eine Brücke zwischen Deutschen Christen und Be-

kenntnissynode bauen könnten. Natürlich ist es richtig, dass in den freien Verbänden die 

grundlegenden theologischen Überzeugungen keine polarisierende oder die Arbeit lähmende 

Wirkung hatten, wenn man sich über den Zweck und die Aufgabe des Verbandes oder Verei-

nes einig geworden war. Titius mag sich hier an seine Erfahrungen mit dem Evange-

lisch-sozialen Kongress erinnert haben, der um der praktischen Arbeit willen durchaus theo-

logische Streitigkeiten zurückstellen konnte. Allerdings ging es im Kirchenkonflikt doch um 

erheblich grundsätzlichere Fragen. Vielleicht hat dies Titius so nicht gesehen. Insofern sind 

seine Bemühungen ebenso honorig wie zwecklos, denn die geschilderten Bedingungen ma-

chen deutlich, dass ein Spielraum für eine Verständigung eigentlich nicht vorhanden war.  

Noch einmal taucht das Stichwort Befriedung in Titius’ Leben im Zusammenhang mit der 

verfahrenen kirchenpolitischen Situation auf. Im Jahr 1936 wird ein Dokument deutscher 

Theologen veröffentlicht, in dem diese sich gegen Barths theologisches Denken aussprechen 

und dessen Position attackieren. Barth wird der Vorwurf gemacht, einen Alleinvertretungsan-

spruch für reformatorische Theologie zu vertreten. Demgegenüber wollen die Autoren die 

Reformation vor der „Calvinisierung“ und „Katholisierung“ retten und gegen diese Position 

Protest erheben. Wobbermin nutzte ausgerechnet die akademische Gedächtnisfeier zur Erin-

nerung an den im Jahr 1936 verstorbenen Titius um seine Darstellung der Vorgeschichte und 

Entstehung dieser Stellungnahme zu schildern. Barth hatte die Politik der Kirchenausschüsse 
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in mehreren Stellungnahmen öffentlich scharf kritisiert und sie in den Basler Nachrichten im 

Dezember 1935 „‘unkirchliches‘ Kirchenregiment“1104 genannt. Der deutsche Botschafter in 

der Schweiz legte daraufhin eine offizielle Beschwerde bei der Schweizer Regierung ein. Auf 

diese Vorgänge bezogen sich die deutschen Theologen mit ihrer öffentlichen Erklärung. 

Wobbermin nennt als Initiatoren Ernst Benz, Reinhold Seeberg, Robert Winkler, Konrad 

Weiß und sich selbst.1105 Anlässlich eines Empfang im Reichswissenschaftsministerium wird 

diese Stellungnahme Mitte Dezember mit einer beigefügten Erklärung von den erwähnten 

Herren dem Staatssekretär übergeben und auf dem Postwege dem Reichs- und Preußischen 

Minister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, ebenfalls mit einem Begleitschrei-

ben. Nach Wolfes ist die Absicht der Autoren eindeutig, mit dieser theologischen Stellung-

nahme gegen die Dialektische Theologie Barths Kritik an den Kirchenausschüssen in dieser 

sensiblen Phase von vornherein jede Berechtigung abzusprechen.1106 Am 3. Januar 1936 wie-

derholte Barth seine Kritik in einem Artikel des Manchester Guardian unter dem Titel „The 

German church: Christ or Hitler. A cause to all Christendom. ‚Back to the Bible‘“. Danach 

gingen die Verfasser mit ihrem Papier an die Öffentlichkeit und sorgten dafür, dass es mit den 

Begleitschreiben Anfang März von den Zeitschriften Positives Christentum, Evangelium im 

Dritten Reich, Junge Kirche und mit einiger Verzögerung auch in der Christlichen Welt abge-

druckt wurde.1107 Angeblich war es Titius, der die Initiative ergriff, Kollegen anderer theolo-

gischer Fakultäten zum Protest gegen Barth Ausführungen zu bewegen. Wolfes hält Wob-

bermins Darstellung allerdings für fragwürdig.1108 Eine zweite kürzere, aber auch verschärfte 

Version, in der der Vorwurf der Irrlehre gegen Barth erhoben wurde, wurde vermutlich unter 

maßgeblicher Beteiligung von Wobbermin erstellt. In der ersten Version des Textes wollte 

man auf den gegenseitigen Vorwurf oder Ketzerei oder das Aufkündigen der Kirchengemein-

schaft noch ausdrücklich verzichten. Diese zweite Version war für die Veröffentlichung in 

England bestimmt. Wobbermin fügte sie als Anhang der Titius-Gedenkrede bei. Sehr wahr-

scheinlich geht auch die Titelformulierung „Karl Barth pretension to be pope of the Protestant 

Church“ auf Wobbermin zurück1109. Nach Wobbermins Schilderung war es vor allem Titius, 

der für eine Publikation in England eintrat, die dann Ende März 1936 im Manchester Guardi-

an auch erreicht wurde. Als Unterzeichner wurden unter anderem Johannes Behm, Erich See-

berg, Arthur Titius, Georg Wobbermin, Robert Winkler, Hans Schmidt, Ernst Benz, Rudolf 

                                                           
1104 Wolfes, S. 352. 
1105 Ein Wort deutscher Theologen zur Überwindung der festgefahrenen kirchlichen Fronten, Wolfes, S. 353. 
1106 Wolfes, S. 357. 
1107 Wolfes, S. 359. 
1108 Wolfes, S. 358. 
1109 Vgl. dazu: Wolfes, S. 351ff. 
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Otto, Robert Jelke, Theodor Odenwald und Martin Redeker aufgeführt. Die den Abdruck 

einleitende Notiz des Manchester Guardian bemerkt, „among the signatories Professor Otto of 

Marburg and Professors Seeberg, Titius and Wobbermin are well known here.”1110 

 

 

8. Letzte Schriften und Tod - Dialektische Theologie, Rasse und Glaubensgewissheit 

 

Im gleichen Jahr, also 1934, setzte sich Titius mit der Dialektischen Theologie in dem Aufsatz 

„Zur Problematik der religiösen Weltanschauung“ in der Zeitschrift für Theologie und Kirche 

auseinander.1111 Die Kluft zwischen Gott und Mensch müsse überwunden werden. Auf die-

sem Felde habe sich die „Erlebnis-Theologie“ Verdienste erworben. Dagegen finde sich das 

Schweigen gegenüber dem religiösen Erleben nicht nur bei A. Ritschl, sondern „ist ein mar-

kanter Zug auch an K. Barths theologischem Denken geworden.“  

Titius erkannte es als wichtigen Fortschritt an, wenn das Wesenhafte der christlichen Religion 

als „Hören des Wortes Gottes“ bezeichnet wurde. Das Hören des Wortes Gottes sei aber ein 

intensives religiöses Erlebnis, zugleich aber wirklich menschliches Hören und sich Einverlei-

ben wie in jedem Hörvorgang. „Von dialektischem Spiel, durch welches die Kluft zwischen 

Endlichem und Unendlichem, wo nicht überbrückt, so doch überdeckt werden müßte, ist da-

bei nichts zu spüren; die Kluft war freilich vorhanden, ist aber durch ein göttliches Handeln, 

eben durch seinen Eingriff und Auftrag bereits geschlossen.“ 

Von Zweifeln, dass der endliche Mensch, der nicht mal würdig sei, Gottes Wort zu hören, 

Gottes Wort verkündigen könne, konnte Titius nichts entdecken. Für Titius lagen diese Zwei-

fel und die Dialektik vielmehr jenseits des Normalen, „sie ruhen auf einer inneren Gespalten-

heit, die nur als Vorstufe vollen Glaubens oder beginnenden Abfalls vom Glauben begreiflich 

ist.“ Wo die Unbefangenheit in der Verkündigung und im Empfang des Wortes Gottes verlo-

ren wäre, da entdeckte Titius „Anzeichen lebensgefährlicher Erkrankung der Gemeinde oder 

des Predigers oder beider.“ 

Darum hielt es Titius für ein „seltsames Unternehmen“, eine Theologie ohne Anthropologie 

haben oder ausbilden zu wollen. Da aber der empirische Mensch Adressat der Gaben und 

Forderungen Gottes sei, sei nicht nur die Notwendigkeit von Anthropologie, sondern auch 

von Kosmologie, von Weltanschauung gegeben. Das Ziel dieses Hörens des Wortes Gottes 

sei die Gemeinschaft des Volkes Gottes und das Reich Gottes. Somit schaffe das Wort Gottes 

Geschichte im Vollsinn mit absolut neuem Inhalt. Als Handeln an seinem Volk setze sich die 

                                                           
1110 Wolfes, Protestantismus, S. 361f., Zitat ebd., Anm. 302. 
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Gottesherrschaft allmählich durch mit dem Ziel, im Sieg über den Tod der Geschichte absolu-

ten Sinn beizumessen. 

Wenn Titius so vom Reich Gottes als Ziel der Geschichte sprach, so bestritt er doch nach-

drücklich eine „Betrachtung der Geschichte als eines mit deterministischer Notwendigkeit 

sich zwangsläufig vollziehenden Prozesses“1112. Titius zeigte schließlich in seinem Aufsatz, 

dass durch das durch die Naturwissenschaft veranlasste Aufbrechen der strengen mechani-

schen Kausalität von Seiten der Wissenschaft ein Widerspruch gegen die Religion nicht zu 

erwarten sei und Naturwissenschaft und religiöse Weltanschauungen in der Abwehr pantheis-

tischer oder materialistischer Deutungen der Natur als angebliche Konsequenz naturwissen-

schaftlicher Erkenntnisse übereinstimmten. 

Im Jahr 1935 können wir eine weitere Verschiebung seines theologischen Denkens feststellen. 

In einer Einleitung zu einer Reihe von Überblicksartikeln über den Stand der einzelnen Wis-

sens- und Forschungsgebiete mit dem Titel „Naturerkenntnis und evangelischer Glaube“ ging 

Titius auch auf die Bedeutung der Rasse ein. Für die Fragen des Verhältnisses von Naturwis-

senschaft und Theologie bringen diese Artikel nichts Neues. Titius sagt dort, dass heute die 

Nähe zwischen Mensch und Menschenaffen umstritten sei, nicht aber der organische Zusam-

menhang zwischen beiden an sich. Unbestritten sei der Unterschied in der geistigen Ausstat-

tung, insbesondere im Großhirn. Der Ursprung der unterschiedlichen Entwicklung sei unklar. 

Hier habe die gesteigerte Wichtigkeit der Mutation ihre Bedeutung. Im Gedanken der Mutati-

on nähere man sich dem christlichen Gedanken der Vorherbestimmung. Von daher entspreche 

es der biblischen Auffassung, „wenn die heutige naturwissenschaftliche Auffassung im Ge-

gensatz zur Gleichmacherei und zur ausgleichenden Mischung aller Stämme den in der Natur 

begründeten rassischen Unterschied und seine Bedeutung für das gesamte geschichtliche und 

geistige Leben der Völker stark heraushebt. Damit ist keineswegs die alle Unterschiede über-

ragende Macht des Evangeliums (Röm.11, 24) angetastet, wohl aber einer Verfälschung 

christlicher Liebe in bloße, abstrakte Humanitätsidee ein Riegel vorgeschoben. Christentum 

verlangt Überhöhung der Natur, aber im Gehorsam zum Schöpfer bleibt es naturtreu.“1113 

Entgegen früheren Relativierungen sehen wir Titius jetzt einen rassistischen Standpunkt ein-

nehmen. Schließlich widmete sich Titius im Jahr 1936 noch einmal dem Thema Naturauffas-

sung und Religion.1114 Allerdings ging es Titius in diesem Aufsatz nicht um ein naturwissen-

                                                                                                                                                                                     
1111 A. Titius, Zur Problematik der religiösen Weltanschauung, ZThK, N. F. 15, 1934, H. 4, S. 289-314. 
1112 A. Titius, Zur Problematik der religiösen Weltanschauung, Zit. S. 292, 293, 294 u. 300. Zum Folgenden ebd., 
S. 305ff. 
1113 ebd., S. 12. 
1114 A. Titius, Die Bedeutung der Naturauffassung für die Gestaltung der Religion, ZThK, N. F. 17, 1936, H. 2, 
S. 97-122. 
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schaftliches Naturbild, sondern um ein naives, selektives, willkürlich gruppiertes und subjek-

tiv gedeutetes Bild von der Natur, das mit dem Subjekt aber wesenhaft verbunden sei und 

damit auch die Gestaltung des religiösen Glaubens beeinflusse. Im Bereich des Christentums 

bildete Röm 1,19ff. den Ausgangspunkt für die theologia naturalis, für die Erkenntnis ewiger 

Ordnung in der Natur, die dankend bestaunt werde. Diese Ordnung sei Voraussetzung aller 

höheren Kultur und ihre dankende Betrachtung sei Voraussetzung für persönliche Würde und 

Sitte. Also gehörten das Erkennen des Schöpfers und das Wissen um das Sittengesetz in der 

natürlichen Ordnung zusammen. 

Noch nicht erkannt sei, dass „religiöse Naturbetrachtung und Selbsterkenntnis ein unteilbares 

Ganzes, einen gemeinsamen Anspruch“ bildeten. Die Naturordnung schließe sittliche Forde-

rungen ein, die sich sowohl auf das Individuum, als auch auf den „politisch-völkische<n> 

Lebensraum der Völker“ bezögen. Während im Bereich der Natur nichts als Gottes Wille die 

Voraussetzung bilde, komme im Bereich der Geschichte der menschliche Wille störend hinzu. 

Für Paulus gehöre dies aber unbedingt in sein Bild von natürlicher Theologie hinein. Der Un-

terschied zur hellenischen Anschauung liege im historischen Charakter seiner Naturauffas-

sung und seiner Auffassung vom Menschen. Damit schloss Titius seine grobe Skizze einer 

natürlichen Religion ab. Titius wollte nun klären, ob diese Skizze von natürlicher Religion 

durch die Religionsgeschichte korrigiert werden müsse. Denn nach Titius Auffassung „ist das 

Naturerlebnis von konstitutiver Bedeutung auch für die normale Ausbildung des religiösen 

Glaubens“. 

Allerdings wies Titius auf gewisse paulinische Einseitigkeiten hin, die in Paulus' Person und 

seiner Umwelt ihren Grund fänden. Diese Einseitigkeiten seien vor allem der Individualismus 

des Apostels und sein städtisches Bewusstsein und Denken, was einerseits eine „hohe Geis-

tigkeit des Gottesgedankens“ hervorbringe, anderseits aber eine „bedrohliche<n> Na-

turfremdheit“. 

Nach einem Durchgang durch die religionsgeschichtliche Forschung kam Titius zu dem Er-

gebnis, dass es Paulus gelinge, die Mysterienfrömmigkeit seiner Zeit in das System der israe-

litisch-natürlichen Religion einzubauen. Der individuelle freie Mysterienverband der jungen 

Kirche werde bei ihm zum krönenden Abschluss des schon im geschichtlichen Walten ange-

legten Gottesvolkes. Zwar sei die menschliche Natur bis auf den Grund verderbt, aber diesen 

Grund habe eben Gott gelegt. Darum könne Gott den Menschen trotzdem den höchsten Licht-

gestalten annähern. „So zeigt sich, daß der Rahmen der ‚natürlichen Religion‘ bei Paulus fest-

gehalten wird und auch die Struktur seines Erlösungsglaubens und seiner letzten (eschatologi-

schen) Gedanken entscheidend mitbestimmt. Dafür ist natürlich sein alles beherrschender 
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Theismus, der ... durch die Christologie ... erst in voller Gültigkeit aufrechterhalten und allen 

widerstrebenden Mächten gegenüber geschichtlich durchgesetzt wird, von maßgebender Be-

deutung.“1115 

Im September 1936 erscheint in der Zeitschrift „Das Evangelische Deutschland“ ein letzter 

Artikel von Arthur Titius mit dem Titel „Die Begründung der Glaubensgewißheit“.1116 Da-

nach beruhe die Gewissheit des Glaubens nicht auf irgendetwas Sinnfälligem, nicht auf logi-

schen Schlüssen oder mathematischen Berechnungen. Das gelte ebenso für die unmittelbaren 

Zeugen des Lebens Jesu, deren Erkenntnis ebenfalls nicht auf Fleisch und Blut beruhe, son-

dern eine Sache göttlicher Offenbarung sei. Wenn so Natur und Geistesleben als Grundlage 

des Glaubens abgewiesen werden, der Glaube aber auch nicht Willkür sei, dann bleibe nur, 

ihn als Tat Gottes im Menschen aufzufassen. Diese Tat Gottes vollziehe sich im Menschen 

und müsse sich darum in ihm abspiegeln. Diese unmittelbare, innerlich begründete Gewissheit 

könne eine solche Kraft erreichen, dass keine wissenschaftliche Erkenntnis an sie heranreiche. 

Diese Gewissheit beruhe auf ihrer Bewährung im Leben, auf ihren Anregungen für die Le-

bensführung, auf ihrer Beziehung zu ewiger Vollendung und endgültigem Heil. 

Kern des Glaubens sei jedoch etwas anderes, nämlich „die Erkenntnis der Wahrheit.“1117 Es 

komme aber nicht auf die Mitteilung von Wahrheiten an, sondern auf die Gewissheit um die 

Wahrheit Gottes. Die Bedeutung des Wahrheitsbegriffes für die Entstehung der Glaubens-

überzeugung werde dadurch deutlich, dass der Geist Gottes nicht auf den unbewussten See-

lengrund einwirke, sich auch nicht in überschwänglichen Gemütszuständen ausdrücke. Viel-

mehr sei gesicherter Heilsbesitz dort vorhanden, wo „die ruhige und feste Überzeugung von 

der Heilswahrheit vorhanden ist.“ 

Das intellektuelle Moment sei daher im Glaubenserlebnis enthalten als notwendiges Korrelat 

der Geistigkeit Gottes. Das Ziel des christlichen Glaubensdienstes sei daher nicht in dumpfem 

Zeremonialwesen, auch nicht in ekstatischer Schwärmerei, sondern in 'vernünftigem Gottes-

dienst' zu suchen. Wie könne aber vernünftiger Gottesdienst sich anders ausbreiten als durch 

Mitteilen von Wahrheiten? Hier gelte es, die besonderen Bedingungen des religiösen Er-

kenntnisprozesses zu beleuchten. Zunächst müsse man festhalten, dass es verfehlt wäre „aus 

dem Kampf gegen den religiösen Intellektualismus einen Kampf gegen den Intellekt im Glau-

ben zu machen.“ Da nur die Wahrheit wirklich frei machen könne, dürfe die fundamentale 

Bedeutung des geisterfüllten Wortes in der christlichen Religion und besonders in der refor-

matorischen Frömmigkeit nicht angetastet werde. 

                                                           
1115 A. Titius, Die Bedeutung der Naturauffassung, Zit. s. 99,. 100 101 u. 121f. 
1116 A. Titius, Die Begründung der Glaubensgewißheit, in: Das Evangelische Deutschland. Kirchliche Rundschau 
für das Gesamtgebiet der Deutschen Evangelischen Kirche, 13. Jg.,1936, S. 333f. 
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Die religiöse Erkenntnis nutze alle Erkenntnisquellen, die auch der Glaube schon besitze. Sie 

höre auf, wahre Erkenntnis zu sein, sobald sie sich von der Wurzel der religiösen Gesinnung 

löse. Der Reflexionscharakter der religiösen Erkenntnis entwickele die im Glauben beschlos-

senen Konsequenzen. Wenn Heilsgewissheit die Vollendung des Glaubens sei, so gehöre auch 

„Steigerung der Erkenntnis zur religiösen Zielsetzung des Christentums.“ Dieser seiner selbst 

voll bewusste Glaube muss nach Titius auch seine Bedingungen und den Grund seiner Ge-

wissheit angeben können. Wie alle Erkenntnis, so binde sich auch die religiöse Erkenntnis an 

das Gesetz ihres Gegenstandes, nämlich die göttliche Wahrheit. Da der Zwang des Sinnfälli-

gen fehle, eigne der religiösen Erkenntnis ein besonderes Maß an Freiheit, aber keineswegs 

Beliebigkeit. Vielmehr handele es sich „wie bei aller echten Erkenntnis um unabänderliche 

Tatsachen, um Wirklichkeiten, deren Zwang wir erliegen, etwas das mit oder wider unseren 

Willen uns überwältigt und uns gewiß macht, daß wir nicht eignen Phantasien oder Gelüsten 

unseres Willens folgen, sondern eben die Wahrheit erkennen.“  

In Gottes Offenbarung dränge sich eine Wirklichkeit auf, die die Menschen nicht zu begreifen 

vermögen, die aber nicht auf die Sinne, sondern den inneren Menschen wirke. Gottesoffenba-

rung müsse stets autoritativ sein. Denn wo Gott spreche, müsse die Welt schweigen. Der Le-

bensnerv aller Frömmigkeit sei aber darin berührt, dass sie sich nicht von menschlicher Will-

kür, sondern vom Bewusstsein schlechthinniger Abhängigkeit und vom Gehorsam gegen Gott 

getragen weiß. Im Gehorsam gegen Gott, also gegen die erkannte Wahrheit, sieht Titius das 

Schlüsselwort für die Beantwortung der Frage nach der religiösen Gewissheit. Nicht Unter-

werfung des Intellekts unter undurchdringliche Glaubensätze sei gefordert, sondern freier Ge-

horsam, in dem sich die Erkenntnis zur Gewissheit vollende. Hier „hat sie <die Erkenntnis> 

ihren festen Halt, denn eben diese Abhängigkeit ist die geistige Form, in der auf religiösem 

Gebiete zur Geltung kommt, daß es sich um wirkliche Erkenntnis handelt, um Wahrheit, von 

der wir nichts abnehmen und zu der wir nichts hinzutun können, die wir erkennen, weil sie 

uns in Besitz genommenen hat“. Gott schaffe im Grunde den Glauben durch seine Offenba-

rung „und wie alles göttliche Tun bleibt auch dies schließlich ein Geheimnis.“1118 

In der gleichen Ausgabe, am 13. September 1936, zeigt Emma Titius unter der Rubrik „Aka-

demisches Leben“ den Tod ihres Mannes an.1119 Danach ist Arthur Titius nach langem Leiden 

am Abend des 7. September sanft entschlafen. Eine Trauerfeier für den Verstorbenen findet 

am 11. September im Gemeindehaus der Dahlemer Gemeinde statt, die Beisetzung am fol-

                                                                                                                                                                                     
1117 A. Titius, Die Begründung der Glaubensgewißheit, S. 333. 
1118 A. Titius, Die Begründung der Glaubensgewißheit, Zit. S. 333 u. 334. 
1119 Das Evangelische Deutschland. Kirchliche Rundschau für das Gesamtgebiet der Deutschen Evangelischen 
Kirche, 13. Jg. 1936, S. 332. 
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genden Tag in Bad Harzburg - Bündheim. Gleichzeitig wird ein knapper Überblick über sein 

Werk und seine Lebensleistung gegeben.1120 

Um seine Würdigung entstand allerdings eine öffentliche Auseinandersetzung, die durch 

Georg Wobbermin ausgelöst wurde. Am 29. Mai 1937 gab es in der Universität eine offizielle 

Gedenkrede Wobbermins, um an den Verstorbenen zu erinnern. Dabei ging er in zum Teil 

sehr eiseitiger Perspektive auf Aspekte Titius’ Wirkens ein, die von den einigen Hörern nicht 

nachvollzogen werden konnten. Als bei einem späteren Besuch an Titius’ Grab keine offiziel-

ler Vertreter der Fakultät anwesend war, ergriff Wobbermin erneut „namens der Fakultät“ das 

Wort. Er tat dies trotz der vielen Differenzen, die er mit Titius hatte, weil er ihm, nicht zuletzt 

durch die gemeinsame Herausgeberschaft der „Studien zur systematischen Theologie, nahe-

gestanden habe1121. Der Dekan der Fakultät und Nachfolger auf Titius’ Lehrstuhl, Arnold 

Stolzenburg, sah in diesem Umstand einen Verstoß gegen das Autoritätsprinzip und eine Ver-

letzung der Dekanatsführung. Aber auch die positive Würdigung des Lebenswerkes Titius’ 

durch Wobbermin teilte Stolzenburg nicht. Wobbermin erfuhr nicht nur Kritik aus DC-

Kreisen, auch Wilhelm Schubring, der Herausgeber des Protestantenblattes, eine Stimme des 

früheren sozial- und kirchenpolitisch aktiven Liberalprotestantismus,1122 meldete sich zu 

Wort. Schubring kritisiert, dass Wobbermin in der Gedenkrede Titius’ ökumenische Arbeit 

lediglich durch zwei Anekdoten dargestellt habe, die für dieses Engagement nicht charakteris-

tisch gewesen seien. Auch Wobbermin Darstellung des Engagements im Evangelisch-sozialen 

Kongress findet nicht Schubrings Zustimmung. Zu betonen, „daß Titius innerhalb ‚dieses 

stark international eingestellten Kreises‘ … den nationalen Gedanken vertreten habe“ sei frü-

her nur lachhaft gewesen, heute aber eine gefährliche Verleumdung. Auch Wobbermins breite 

Ausführungen zum aktuellen Kirchenstreit und seine scharfe Kritik an Barth, dem „illegalen 

Bruderrat“ allen, die nicht zur D.C. gehörten, lehnte Schubring ab. Grotesk sei es gewesen, 

solche Reden anlässlich eines Traueraktes zu führen und sich über die rabies theologorum zu 

beklagen, die man eben in Reinkultur vorführe. Schubring berichtet, dass in der relativ klei-

nen Versammlung manche die Aula vor dem Ende des Aktes verließen, die Entrüstung am 

Ende aber allgemein gewesen sei. Studenten, Professoren, Leute vom Kirchenregiment, Pfar-

rer und Laien hätten einander das Herz ausgeschüttet, D.C.- Leute hätten gefehlt. Es sei eine 

verunglückte akademische Trauerfeier gewesen.1123 Wobbermin verteidigte sich im Blick auf 

                                                           
1120 ebd., S. 340. 
1121 Wolfes, Protestantische Theologie, S. 394. 
1122 ebd., S. 394. 
1123 Schubring, Wilhelm, Arthur Titius, in: Protestantenblatt. Wochenschrift für den deutschen Protestantismus 
70, 1937, 355 – 356 (Ausgabe Nr. 23 vom 12. Juni 1937, zit. nach Wolfes, Mathias, Protestantische Theologie, 
SW. 395. 
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die Kritik an seinen Ausführungen zu Karl Barth, dem illegalen Bruderrat und zum aktuellen 

Streit in der Kirche mit dem Hinweis, dass er lediglich Titius’ eigenes Urteil wiedergegeben 

habe. Wolfes berichtet, dass Wobbermin Titius’ Namen auch nach dessen Tod wiederholt für 

seine kirchenpolitischen und theologischen Attacken gegen Barth verwendet habe. Sowohl die 

Initiative für das „Wort deutscher Theologen zur Überwindung der festgefahrenen kirchlichen 

Fronten“ vom Dezember 1935, als auch das Bemühen, dieses „Wort“ in England zu publizie-

ren, sei wesentlich auf Titius zurückzuführen. Wobbermin behauptete in seinem Rechtferti-

gungsschreiben an Stolzenburg auch, dass Titius ein Gegner der fakultätspolitischen Aktivitä-

ten der Bekennenden Kirche sei, worüber er in der Gedenkrede kein Wort verloren hatte.1124 

Dabei berief er sich auf mündliche Mitteilungen. Nach Wolfes ist diesen Behauptungen Wob-

bermins nicht zu trauen. Er hält es z. B. für unwahrscheinlich, dass sich Titius bis zur Jahres-

wende 1935 / 36 intensiv um eine Befriedung der kirchlichen Verhältnisse bemüht habe, um 

dann wegen eines einzelnen Artikels von Barth in einer englischen Zeitschrift dieses ganzen 

Bemühung absehbar scheitern zu lassen. Zudem falle die Übereinstimmung der Erklärung mit 

der Haltung ins Auge, die Wobbermin gegenüber Barth seit 1933 eingenommen habe.1125 So 

werfen die Vorgänge um die letzten Monate und den Tod Titius’ ein bezeichnendes Licht auf 

Wobbermins Charakter und es lässt sich vermuten, dass er damit Titius’ Ansehen aktuell und 

für die Nachwelt nachhaltig beschädigte. Neben der Tatsache, dass die Dialektische Theologie 

nach dem Krieg fast allein die Fakultäten beherrschte, führen hier noch besondere Gründe 

dazu, dass das Lebenswerk eines bedeutenden liberalen Theologen in Vergessenheit geriet. 

 

 

 

9.  Titius’ Bedeutung für die Theologie und die Kirche seiner Zeit 

 

In seinen neutestamentlichen Arbeiten, besonders in seinem Hauptwerk über die Seligkeit, 

wird deutlich, dass Titius sich theologisch auf der Seite der liberalen Bibelforschung einreiht. 

Er interpretiert die Texte aus ihren historischen Entstehungsbedingungen, stellt religionsge-

schichtliche Vergleiche an und bekennt sich in diesem Zusammenhang ausdrücklich zum 

Entwicklungsgedanken und zur historisch-genetischen Methode. Vor allem aber wird deut-

lich, dass die Grundausrichtung seines theologischen Denkens und seiner praktischen Arbeit 

in Forschung, Lehre, aber auch in seinem praktischen Engagement im Evangelisch-sozialen 

Kongress und im National-sozialen Verein von Anfang an in einem guten Sinne missiona-

                                                           
1124 Wolfes, Mathias, Protestantische Theologie, S. 397. 
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risch-apologetisch ausgerichtet war. Titius ging es von Beginn seines Wirkens an um die 

Rückgewinnung der Intellektuellen und der Arbeitermassen für die Kirche. Wenn Titius dies 

in seinem neutestamentlichen Hauptwerk als Programm deutlich herausstellt und von diesem 

Werk einen Beitrag zur Lösung dieser Aufgabe erwartet, dann enthält dies zugleich eine Di-

agnose: dass nämlich die Kirche im 19. Jahrhundert in ihrer Verkündigung, Lehre und Seel-

sorge auf weiten Strecken versagt hat, sowohl gegenüber den intellektuellen Herausforderun-

gen der Naturwissenschaften und der darauf aufbauenden Weltanschauungen, als auch gegen-

über den sozialen Herausforderungen und gegenüber den durch die verschärft voranschreiten-

de Industrialisierung ausgelösten sozialen Umwälzungen der ganzen Gesellschaft. 

Titius neutestamentliche Arbeit verharrt also nicht im Elfenbeinturm der Wissenschaft, son-

dern sie ist von Beginn an der praktischen Arbeit der Kirche orientiert. Naumann hat dieses 

Versagen der Kirche als ähnlich bedrückend empfunden. Vielleicht wurde Titius’ Ziel seiner 

neutestamentlichen Arbeit ein Stück weit auch von Naumann inspiriert.1126 Titius hat sich von 

Anfang an für die Anliegen des Evangelisch-sozialen Kongresses eingesetzt und ist ihnen bis 

zu seinem Lebensende treu geblieben. Dabei rechnet sich Titius zu den „Jungen“ im Kon-

gress, die in F. Naumann ihre Exponenten sahen. Die theologischen Differenzen mit den „Al-

ten“ um Stöcker kamen zum Ausbruch, als dem ESK auf Druck der besitzenden Schichten die 

Protektion des Kaisers und der Kirchenleitung entzogen wurde. In dieser Krise kam es zu ei-

ner Spaltung des Kongresses, der mit dem Auszug der Stöckerschen Richtung aus dem Kon-

gress endete. Titius verblieb mit den „Jungen“ im Evangelisch-sozialen Kongress, auch unter 

den nun sehr schwierig gewordenen Bedingungen, die den Kongress zeitweise fast zu einer 

subversiven Vereinigung abstempelten. 

Zugleich brachen Naumann und seine Freunde zu neuen Ufern auf, wenn sie 1896 den Natio-

nal-sozialen Verein gründeten. Titius ging diesen Weg mit. Ein bleibender Streitpunkt inner-

halb des ESK und auch des National-sozialen Vereins war von Anfang an das Verhältnis zur 

Sozialdemokratie. Positiv würdigt Titius an der Sozialdemokratie, dass sie die wirtschaftli-

                                                                                                                                                                                     
1125 Wolfes, Protestantische Theologie, S. 396, Anm. 389. 
1126 "Die evangelische Kirche Deutschlands steht vor einer gewaltigen Aufgabe. Sie soll eine Friedensmacht 
werden in einem Zeitalter der sozialen Kämpfe. Sie hat dazu im Allgemeinen den besten Willen, aber doch nur 
wenig Erfolg. Es fehlt ihr das Nötigste: die Durcharbeitung gerade derjeniger Teile des Christenglaubens, welche 
eben dieser Zeit entsprechend sind. Es fehlt an festen, klaren, gemeinsam anerkannten Sätzen über das Verhält-
nis der Christen zur sozialen und wirtschaftlichen Welt, es fehlt, um es so auszudrücken, ein allgemeines Be-
kenntnis über unsere Stellung gegenüber den jetzt im Vordergrund stehenden Fragen." (F. Naumann, Werke I, 
141ff.) "Gerade bei dieser Aufgabe kommt es uns mit aller Macht zum Bewußtsein, wieviel die Theologie unse-
rer Tage zu tun hat, sobald sie sich in ihre Zeit hineinstellen will. Es fehlt an theologischer Bearbeitung des gan-
zen Gebietes, von dessen Behandlung wir kommen. Während man die Konsequenzen jedes kleinen Schriftwortes 
dogmatischer Art vielfach überdenkt,..., übergeht man die Lehre Jesu vom Gottes Reich vielfach mit einer Leich-
tigkeit, die ihre weltbewegende Tiefe kaum ahnen läßt. Das exegetische, dogmatisch-ethische und auch das kir-
chenhistorische Studium sollte als Thema sich gerade jetzt stellen: Ursprung, Wesen und Entwicklung des Rei-
ches Gottes." (ebd., 202) 
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chen Fragen der Bedrängten in den Vordergrund gerückt habe und bearbeite und dass sie das 

Standesbewusstsein der Industriearbeiter ins Leben gerufen habe.1127 Andererseits spricht sich 

Titius gegen den „Doktrinarismus“ der Sozialdemokratie aus, verlangt vielmehr Reformen in 

kleinen Schritten, also einen pragmatischen Kurs. Weiter verlangt er von der Sozialdemokra-

tie einen deutschnationalen Sozialismus und einen Sozialismus, der sich durch Jesus Christus 

zu klären, reinigen und energisch zu machen habe.1128 Gegen jene, die eine politische Absti-

nenz der Pfarrer und der Kirche verlangen und sich dabei auf Luthers Scheidung der Regi-

mente berufen, hält Titius an einer öffentlichen politischen Wirksamkeit des Pfarrers fest, 

auch und gerade in der Zeit, als politische Pastoren als „Unding“ bezeichnet wurden.1129 

Theologisch trennen sich Titius und Naumann deutlich nach dem Scheitern des Natio-

nal-sozialen Vereins. Während Naumann unter Webers, Sohms und Harnacks Einfluss die 

Religion ganz in die Innerlichkeit verlagert und auf eine theologische Begründung des sozial-

politischen Handelns verzichtet, muss Titius’ weitere theologische Arbeit als Protest gegen 

die ‚resignierte Theologie der Weltlosigkeit‘ verstanden werden. Titius arbeitete an einer 

Theologie, die Gott seine Welt läßt und gegen die „gottlosen“ Eigengesetzlichkeiten in der 

Welt, die die Theologie angeblich zu akzeptieren habe. Insofern markiert Titius’ Wechsel von 

der neutestamentlichen Wissenschaft zur systematischen Theologie zugleich eine theologi-

sche Konsequenz seines bisherigen theologischen Denkens und sozialpolitischen Engage-

ments: Das ursprüngliche Ziel, die Intellektuellen und die Arbeitermassen zurück zu gewin-

nen, wird festgehalten, aber der neutestamentliche Rahmen genügt diesem Programm nicht 

mehr. 

 Titius’ enge Verbundenheit mit dem Freundeskreis der Christlichen Welt wird durch die 

Auseinandersetzungen des so genannten Apostolikumsstreites unterstrichen. Er vertrat öffent-

lich das Anliegen des Freundeskreises und verwandte dabei die gemeinsame Resolution der 

Freunde der Christlichen Welt als Grundlage seiner Stellungnahme. Dies zeigt, dass man ihm 

dort vertraute und eine angemessene Verteidigung des liberalen Anliegens zutraute. Aber Ti-

tius behält trotzdem seine Eigenständigkeit bei, die er in einer Auseinandersetzung mit Har-

nack auch deutlich werden läßt. Zum einen verlangt Titius ein theologisches Denken, dass den 

Menschen auch in seiner Sozialität in den Blick nimmt, denn seine Mitarbeit in Evange-

lisch-sozialen Kongress zeigt, dass eine ausschließlich auf den Einzelnen ausgerichtete und 

allein das Individuum thematisierende Theologie vor den Herausforderungen der soziale Fra-

ge versagen muss. Zum anderen erhebt Titius Einspruch gegen eine allzu unbekümmerte Dis-

                                                           
1127 A. Titius, Der gegenwärtige Stand der christlich-sozialen Bewegung, S. 35f. 
1128 Ebd., S. 36. 
1129 CW, 10. Jg., 1896, 21.5.1896, Sp. 492. 
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tanzlosigkeit des religiösen Geistes gegenüber der Welt. Titius warnt davor, die Herbheit und 

Schroffheit des religiösen Geistes zu vernachlässigen. 

Zu Beginn seiner Göttinger Zeit, also ab 1906, deutet sich in seinen Besprechungen systema-

tischer Werke der Schwerpunkt seiner zukünftigen theologischen Arbeit an. Sie kreisen um 

die zentrale Frage nach dem Verhältnis von „Wissen und Glauben“, „ wissenschaftlicher Er-

kenntnis“ und „religiösem Glauben“, „Religion und Weltleben“, „wissenschaftlicher Weltan-

sicht“ und „religiöser Weltanschauung“. Titius will den von Kant formulierten Dualismus von 

Religion und Weltleben überwinden, da weder der Religion mit einem weltlosen Christentum 

gedient ist, noch dem Menschen mit einer „geistlosen“ Welt. Vielmehr muss wissenschaftli-

ches Erkennen und religiöser Glaube in einem Menschen friedlich beieinander wohnen kön-

nen.1130 Trotz der Notwendigkeit eines subjektiven Ausgangspunktes der Theologie hält Titius 

an einem gemeinsamen Glaubensleben fest, wenn auch das übersubjektive Moment lediglich 

darin bestimmt wird, dass es stets gottgewirktes Glaubensleben darstellt. Religion darf nach 

Titius nicht lediglich auf eine Provinz im Gemüt bezogen werden, sondern muss die ganze 

Wirklichkeit umfassen und vertiefen. Darum tritt Titius zwar für eine Scheidung der Gebiete 

Religion und Weltleben ein, aber nicht für eine Trennung. 

Nach Titius entsteht Religion aus spezifischen Erfahrungen, die sich mechanisch-kausaler 

Verrechnung entziehen, aber sie findet gleichzeitig eine Anknüpfung und Bestätigung in und 

an der Welt und baut auf allgemeinen geistigen und ethischen Erfahrungen des Menschen 

auf.1131 Aus diesem Grunde hält Titius an einem Supranaturalismus fest, den er allerdings neu 

interpretiert. Er versteht den Supranaturalismus göttlichen Wirkens „als eine im Wesen der 

Dinge selbst liegende, dieses Wesen selbst mit allen seinen Kräften und Wirkungen setzende 

und umspannende“1132 Kraft, nicht mehr als eine Kraft, die von außen den natürlichen Ablauf 

aufhebt. 

Für das Gottesverständnis bedeutet dies den Abschied von der Gottesvorstellung, in der das 

göttliche Eingreifen in den Weltlauf vor allem in der Durchbrechung des naturgesetzlichen 

Zusammenhanges gesehen wurde. An diese Stelle muss eine Gottesvorstellung treten, die den 

inneren Zusammenhang der Natur und ihres Wesens mit Gott und seinem Wesen betont, ohne 

den theistischen Gottesgedanken, ohne die persönliche Art Gottes aufzugeben.1133 Diesen 

Supranaturalismus hält Titius für den Glauben für unaufgebbar. Davon unterscheidet er den 

                                                           
1130 A. Titius, Theologische Studien und Kritiken, S. 82f. 
1131 A. Titius, Zur Dogmatik der Gegenwart, S. 376. 
1132 A. Titius, Theologische Studien und Kritiken, S. 84. 
1133 Ebd., S. 84. 
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früheren Supranaturalismus, der durch die Wandlungen im Weltbild zu einem unerträglichen 

Mirakelglauben geworden sei und der darum abgelöst werden muss.1134 

Zu Beginn des Weltkrieges unterscheidet sich Titius’ Haltung zum Krieg kaum von der ande-

rer Theologen. Gegenüber der Möglichkeit von Konfliktregulierungen durch internationale 

Organisationen zeigt sich Titius skeptisch, hält aber an der Vision fest, dass in einer fernen 

Zukunft die Völkerfamilie oder ein Weltstaat die Konflikte als Welt-Innenpolitik reguliert. 

Früher als bei anderen, schon 1915, wandelt sich jedoch seine Einstellung unter dem Eindruck 

der Kriegsereignisse. Dabei greift Titius die Formel vom Krieg als Bußruf auf, setzt aber ei-

nen anderen Akzent als die national-konservativen Theologen. Im national-konservativen 

Lager bezog sich der Bußruf auf Materialismus, Mammonismus, sittlichen Verfall, Defätis-

mus, Gottlosigkeit und später auch auf den „Abfall vom 'Geist von 1914'„1135. Titius’ Bußruf 

ergeht aber gegen das deutsche Überlegenheitsgefühl, den Kastengeist, die preußische Unei-

nigkeit und das „Sedanlächeln“, also gegen Kerngedanken des politischen und theologischen 

Nationalismus und Konservatismus. Titius nimmt schon früh eine Sonderstellung ein, denn 

die evangelischen Kirchen bejahten „im großen ganzen den Krieg auch in seinem späteren 

Stadium .... während immer wachsende Teile des Volkes ihn mit steigender Leidenschaft ver-

neinten.“1136 

Titius zunehmend kritische Haltung gegenüber dem Weltkrieg und seinen politischen und 

religiösen Folgen wird in seinem Vortrag vor dem 26. Evangelisch-sozialen Kongress im 

Frühjahr 1917 überdeutlich. Seine schon in der Auseinandersetzung mit Harnack verfasste 

Warnung vor einer allzu großen Nähe des göttlichen Geistes und des Weltlebens wird durch 

die Kriegserfahrungen bestätigt und radikalisiert. Titius dringt in seinem theologischen Den-

ken zu einer Gottesauffassung vor, in der „Gott für ihn der Unerkennbare <ist>, dessen Wege 

unerforschlich sind“, zu einer Auffassung in „Richtung auf den deus absconditus“1137 schon 

vor dem Aufkommen der Dialektischen Theologie.1138 Die religiöse Mystifikation der eigenen 

Lebensinteressen gibt Titius in seiner Gottesanschauung auf.1139 Insgesamt nähert sich Titius 

politisch im Krieg dem linksliberalen Protestantismus an.1140 Sein Eintreten für eine friedliche 

Verständigung und einen Interessenausgleich zwischen den Kriegsparteien, aber auch für po-

litische Reformen zur Machtbeteiligung der Arbeiter hat auf der liberalen Seite der Theologie 

                                                           
1134 Ebd., S. 83f. 
1135 W. Pressel, Die Kriegspredigt, S. 302. 
1136 M. Schian, Kirche im Weltkriege, Bd. II, S. 6. 
1137 O. Baumgarten, Lebensgeschichte, S. 305. 
1138 H.-W. Krumwiede, Kirche und Theologie in der Weimarer Republik, S. 21. 
1139 Ebd., S. 21. 
1140 G. Brakelmann, Der deutsche Protestantismus 1917, S. 346. 
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meinungsbildend gewirkt. Aber auch seine theologischen Gedanken haben dort und darüber 

hinaus deutlich fortgewirkt.1141 

Nach dem Krieg geht es Titius - mit der Gründung der Volkskirchenbewegung - vor allem um 

eine Erneuerung der Kirche. Sein Ziel ist dabei die „wahre Volkskirche“ nicht nur in dem 

Sinne „einer möglichst breiten Erfassung und Wiedergewinnung aller Schichten und Stände 

des deutschen Volkes für die christliche Botschaft, sondern eben gerade auch in dem des 

Neubaus der Kirche mit und durch das Volk.“1142 

Bei der Bildung der Kirchenorgane sollen gegen weit verbreitete Bedenken1143 nach Titius’ 

Vorstellungen demokratische Prinzipien angewandt werden, die auch ein Frauenwahlrecht 

einschließen. Titius will eine Öffnung hin zu anderen Konfessionen und besonders zu den 

Arbeitern. Stolz verweist er auf die Mitarbeit sozialdemokratischer Arbeiter und Funktionäre 

in der Volkskirchenbewegung.1144 Stärker als Rade betont Titius die Rechtskontinuität und die 

Notwendigkeit, Interessen der Kirche auch gegen den Staat durchzusetzen, während Rades 

Zukunftsmodell von Kirche noch stärker durch demokratische Prinzipien reformiert gekenn-

zeichnet sein soll. 

Natürlich hielten die Vertreter der Kirche diese Gründungen von Titius und Rade, die fern 

von amtlicher Leitung standen, für eher störend bis gefährlich.1145 Titius’ Reformgedanken 

bezogen sich vor allem auf die Themen „Demokratisierung und Sozialisierung der Kirche“ 

und die „Stellung der Kirche zu den Parteien“1146. Er lehnte alle kirchlichen Denkmodelle ab, 

die die Kirche zu einem Sammelbecken der antidemokratischen Kräfte machen wollten. Er 

lehnte aber auch Gedankenspiele mit einer Reichskirche ab, weil er die verschiedenen Be-

kenntnisse und die historisch gewachsenen Besonderheiten gewahrt sehen wollte.1147 Vom 

Staat verlangt Titius, dass er darauf verzichtet, sich die Rechte des Summepiskopats selbst 

beizulegen.1148 

                                                           
1141 Vgl. dazu z. B.: O. Baumgarten, Lebensgeschichte, S. 346. Vgl. auch den von Titius inspirierten Neuansatz 
einer Theologie nach dem Weltkrieg in Baumgartens Aufsatzsammlung "Christentum und Weltkrieg" aus dem 
Jahr 1918, in der Baumgarten in Vorlesungen aus dem Sommersemester 1917 Titius’ Gedanken aufnimmt. Vgl. 
dazu: G. Brakelmann, Der deutsche Protestantismus 1917, S. 309f. 
1142 K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 64. 
1143 Vgl. dazu: K.-W. Dahm, Pfarrer und Politik, S. 132. 
1144 Ein Wirkung der Volkskirchenbünde bis in die Sozialdemokratie hinein." bestätigt auch Scholder (K. Schol-
der, Die Kirchen und das Dritte Reich, Bd. 1, S. 12.). 
1145 So Will z. B. Traub alle Initiative in die Hand des vom Evangelischen Oberkirchenrat geschaffenen Vertrau-
ensrat geben (J. Rathje, Die Welt des freien Protestantismus, S. 261.). In die gleiche Kerbe haut O. Dibelius, dem 
eine zentrale Rolle zufiel. Immer wieder betont er den Rechtszusammenhang (O. Dibelius, Die Trennung von 
Kirche und Staat, Berlin 1919, S. 18f., zit. nach M. Greschat, Protestantismus im Revolutionsjahr, S. 177.) Skep-
tisch gegenüber Titius’ Volkskirchenbund ist auch Th. Kaftan. (Th. Kaftan, Die staatsfreie Volkskirche, S. 
32-34,37, zit. nach: M. Greschat, Protestantismus im Revolutionsjahr, S. 177f.). 
1146 EZA Bestand 1/ A3/ 43, Dokument K.A. 19, Anlage 4, Protokoll, S. 4ff. 
1147 EZA Bestand 1 /A3/ 44, Protokoll der Vorbereitungskonferenz, S. 4. 
1148 Ebd., S. 4. 
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Alle Aktivitäten zwischen der Novemberrevolution und der Verabschiedung einer neuen Ver-

fassung der Kirchen, besonders Titius’ Mitarbeit an den Entwürfen zur Synodalordnung, zei-

gen Titius’ Bemühen, das Laienelement in den Kirchen auf allen Ebenen zu stärken und für 

die Laien demokratische Rechte in den Kirchen in möglichst vielen Bereichen durchzuset-

zen.1149 Trotz dieser klaren Ausrichtung seiner Bemühungen lehnt er Eingriffe von außerhalb 

der Kirche, die der Kirche eine demokratische Verfassung verordnen wollten,1150 unmissver-

ständlich ab. Falls die Kirche dennoch eine Beute der Reaktion werden sollte1151, nahm er 

schlimmsten Falls auch eine Spaltung der Kirche in Kauf.1152 

In diesen Reformbemühungen wird deutlich, was Bredendiek als das Verbindende der Gruppe 

der „Überzeugungsdemokraten“ nennt, zu denen er außer Titius M. Rade, R. Otto1153, E. Tro-

eltsch, W. Bousset und O. Baumgarten rechnet: „eine antiklerikale Grundstimmung und die 

Überzeugung, daß der Auftrag der Kirche Dienst in der Welt und für die Welt ist, daß sie die-

sen Auftrag preisgibt, wenn sie nach Herrschaft strebt, oder sich nur um ihre Rechte, ihren 

Einfluß, ihre 'Belange' sorgt, daß darum eine gründliche Reform des kirchlichen Lebens nötig 

wäre, nicht nur oberflächliche Änderungen ihrer Verfassung und Organisation, und daß eine 

solche Reform nur 'von unten', von mündigen Gemeinden und gegen die etablierte Bürokratie 

in den Kirchenbehörden durchgesetzt werden könnte.“1154 

Für die Sicherung des kirchlichen Aktionsraumes in der neuen Republik hat der Volkskir-

chenbund sicher Wesentliches geleistet. Dibelius nennt die Erfolge des Volkskirchenbundes 

schlicht als „ohne Beispiel ... in der Geschichte des deutschen kirchlichen Lebens“1155. Mit 

Blick auf die Durchsetzung innerkirchlicher Reformen blieb das Ergebnis sehr viel weniger 

eindrücklich. Insbesondere erfüllte sich Titius’ Hoffnung nicht, nach dem Krieg wesentliche 

Teile der der Kirche entfremdeten Arbeitermassen für die Kirche zurück zu gewinnen. Dies 

zu erreichen, bezeichnet Titius nach der Phase der Neuordnung der politischen und kirchli-

chen Verhältnisse als verbleibende Aufgabe des Volkskirchenbundes.1156 Anders als die meis-

ten Kirchenführer, Pfarrer und Theologen steht Titius positiv zur Republik und engagiert sich 

                                                           
1149 Ebd., S. 59. 
1150 Troeltsch hielt es im August 1919 für erwägenswert, der Kirche eine demokratische Verfassung aufzuerle-
gen, die ihr eine liberale Majorität sichere." (K. Nowak, Evangelische Kirche und Weimarer Republik, S. 65.). 
Später versuchten Rade und Friedberg, dies im Parlament durchzusetzen. 
1151 A. Titius, Die preußische Kirchenpolitik, in: Frankfurter Zeitung, 64. Jg., Nr. 933 vom 14. Dezember 1919. 
1152 Ebd. 
1153 Rudolf Otto, (1869 – 1937), Habilitation in Göttingen 1897, wurde dort a. o. Professor im Jahr 1904. 1914 
erhielt er einen Ruf nach Breslau und wechselte 1917 nach Marburg. Seine Emeritierung erfolgte 1929. Als 
Theologe und Religionswissenschaftler widmete er sich vor allem der Frage nach dem Wesen und er Wahrheit 
der christlichen Religion und ihrer sprachlichen und begrifflichen Erfassung. Vgl. BBKL, Bd. VI, 1993, Sp. 
1381 -1383. 
1154 W. Bredendiek. Zwischen Revolution und Restauration, S. 37. 
1155 R. Stupperich, Otto Dibelius, S. 86. 
1156 A. Titius, Zur Volkskirchenbewegung, S. 209. 
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politisch in der Deutschen Demokratischen Partei.1157 In seiner Rede auf dem Dresdener Kir-

chentag 1919 tritt er für Abrüstung und Pazifismus ein, verurteilt Militarismus und nationalis-

tisches Revanchedenken und fordert zu Völkerversöhnung und Unterstützung für den Völker-

bund auf. Gerade sein Eintreten für den Völkerbund war nach den Versailler Verträgen für die 

national-konservativen Kräfte in Kirche und Gesellschaft unerträglich. Dass er mit dieser 

Auffassung eine Minderheitenmeinung vertritt, die ihm scharfe Kritik und Gegnerschaft ein-

trägt, hat er in Kauf genommen.1158 

 Titius’ unermüdlicher Einsatz für den ökumenischen Gedanken kann als direkte Konsequenz 

aus seiner im Jahre 1917 vorgetragenen Diagnose der Krise von Kultur und Christentum, aber 

auch als Folge seiner Dresdener Rede angesehen werden. Denn in der Förderung aller auf den 

Weltfrieden zielenden Aktivitäten sieht Titius ein Stück Sühne für die Mitschuld der Kirchen 

am Krieg.“1159  

In der kontroversen Diskussion der ersten Nachkriegsjahre im Deutschen Evangelischen Kir-

chenausschuss über die Teilnahme an der ökumenischen Bewegung führt er denn auch den 

Gedanken der Völkerverständigung als ein wesentliches Ziel der auf der Basis des Evangeli-

ums anzustrebenden Versöhnung als Argument für eine aktive Rolle im ökumenischen Pro-

zess an.1160 Der Gedanke der Völkerversöhnung, auf den sich Titius hier beruft, war auch für 

Nathan Söderblom das zentrale Motiv für seine ökumenischen Aktivitäten.1161 Im ökumeni-

schen Rahmen ist Titius wesentlich mitverantwortlich für die Konzipierung, Planung und 

praktische Durchsetzung des internationalen sozialwissenschaftlichen Instituts, das das einzi-

ge, konkrete gemeinsame Vorhaben der Stockholmer Konferenz darstellt.1162 Für den deut-

schen Bereich kann davon gesprochen werden, dass die Verwirklichung dieses Vorhabens 

ganz wesentlich mit der Person Titius’ verbunden ist.1163 Wie bei der Gründung des Volkskir-

chenbundes, von dessen Wichtigkeit und Bedeutung Titius überzeugt war, so legt er nun eine 

ungeheure Energie und einen „unbezähmbaren<m-> Eifer“1164 an den Tag, um dieses Institut 

gegen alle Bedenken, finanziellen Engpässe und Gleichgültigkeit durchzusetzen. Welche Be-

deutung die Durchsetzung des Instituts letztendlich für den Fortgang der ökumenischen Be-

wegung hatte, ist schwer abzuschätzen. Zumindest waren mit dem Institut Fakten geschaffen, 

                                                           
1157 M. Greschat, Der deutsche Protestantismus im Revolutionsjahr, S. 199. 
1158 "Aber Titius wollte auch und vor allem, daß die Kirche sich geistlich erneuere, daß sie sich entschieden von 
Nationalismus und Revanchedenken abkehre." (W. Bredendiek, Zwischen Revolution und Restauration, S. 38.). 
1159 A. Titius, Zusammenschluß der deutschen evangelischen Landeskirchen, S. 217. 
1160 EZA 1 /A2/ 18, S.460ff. 
1161 A. Titius, Erzbischof D. Söderblom, S. 244. 
1162 Vgl. dazu Stanges Urteil, der das Institut "...das wichtigste praktische Ergebnis der Stockholmer Konfe-
renz..." nennt. (E. Stange, Die Bedeutung der Beschlüsse von Winchester, S. 361.). 
1163 Schöll nennt auf deutscher Seite außer Titius nur noch Schönfeld, der der erste deutsche Mitarbeiter des 
Instituts war. (Schöll, Die Prager Tagung des Stockholmer Fortsetzungsausschusses, S. 309.). 
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personelle und finanzielle Verpflichtungen eingegangen, die trotz aller Krisen des ökumeni-

schen Gedankens einzuhalten waren.1165 In dem Institut hat die ökumenische Bewegung den 

„örtlichen und geistigen Mittelpunkt gefunden.“1166  

So sehr sich Titius für eine gemeinsame praktische Arbeit der Kirchen engagiert, so sehr 

möchte er andererseits die historische Eigenart und die geschichtlich gewachsenen Bekennt-

nisse der Kirchen erhalten. So tritt er in Lausanne bei der ökumenischen Versammlung für 

Glaube und Kirchenverfassung wie bei der Diskussion um die Schaffung einer Reichskirche 

in der ersten Nachkriegszeit für die Beibehaltung des historisch Gewachsenen ein.1167 Titius 

strebt weder die Schaffung einer einheitlichen Lehre noch einer einheitlichen Gesamtkirche 

als Ziel der ökumenischen Bewegung an. Vielmehr müsse die Einheit geglaubt werden und 

im gemeinsamen Hören des Wortes Gottes sichtbar werden.1168  

Titius setzt sich Ende der zwanziger Jahre aktiv für Abrüstung und die Friedensfrage ein. Da-

bei greift er auf Formulierungen seines Dresdener Vortrages zurück, die ihm 1919 viel Kritik 

eingebracht hatten. Er sieht es als eine Aufgabe des Theologen an, sich in die Bemühungen 

um Völkerverständigung, Abrüstung und Frieden einzuschalten, zumal durch technologischen 

Fortschritt Krieg „vollends sinnlos“1169 geworden sei. Titius unterstreicht in seinen Beiträgen 

zu dieser Frage, dass Religion und Politik nicht zu trennen sind.1170 Waffengewalt könne kei-

nen Frieden schaffen, dies können nur Menschen göttlichen Wohlgefallens, die den Auftrag 

spüren, Friedensstifter zu sein.1171 Aber Titius weiß aus eigener schmerzlicher Erfahrung, dass 

das Handeln solcher Friedensstifter von Feindschaft, Hass, Kritik und Spott begleitet ist.1172 

Während sich Titius für den ökumenischen Gedanken einsetzt und sich um Völkerverständi-

gung und Frieden, Versöhnung und Abrüstung bemüht, muss er gleichzeitig gegen Ende der 

zwanziger Jahre diese Ziele gegen die immer lauter werdende Kritik verteidigen, die die Inte-

ressen von Volk, Nation und Staat höher ansetzt, als die internationale Verständigung und 

Versöhnung im Zuge der ökumenischen Bewegung. Demgegenüber betont Titius, dass das 

                                                                                                                                                                                     
1164 W. Simons, Winchester und Lausanne, S. 358. 
1165 Es mag sein, dass durch das Institut "... der Bestand und die Zukunft der Weltkonferenz für praktisches 
Christentum bis auf weiteres gesichert." wurde. (E. Stange, Die Bedeutung der Beschlüsse von Winchester, S. 
362.). 
1166 Schöll, Die Prager Tagung des Stockholmer Fortsetzungsausschusses, S. 309. 
1167 A. Titius, Die preußische Kirchenpolitik, in: Frankfurter Zeitung, 64. Jg., Nr. 933 vom 14. Dezember 1919. 
Vgl. auch R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, S. 113. 
1168 Vgl. dazu Titius’ Vortrag auf dem Deutschen Theologentag in Breslau im Jahr 1930, Die kirch-
lich-ökumenische Aufgabe und ihre theologischen Probleme" und R. Frieling, Die Bewegung für Glauben und 
Kirchenverfassung, S. 276ff. 
1169 A. Titius, Zur Abrüstungsfrage, S. 158. 
1170 A. Titius, Der politische Friede und die Weihnachtsbotschaft, S. 591. 
1171 Ebd., S. 591. 
1172 Ebd., S. 592. 
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Christentum dem Staat kein Weihrauch opfern dürfe.1173 Durch die Taufe in die „una sancta“ 

und durch die Mahlgemeinschaft1174 könne das Christentum nicht an die Schranke der Nation 

gebunden bleiben, wenn es Christentum bleiben“1175 will. Daher muss das Evangelium das 

Leben und das Recht von Volk und Nation am Maßstab der unwandelbaren Normen Gottes 

beurteilen. Keineswegs dürfe der Geist des Evangeliums durch Interessen oder Normen des 

Volkes beschränkt werden.1176 Staat und Volk dürfen nicht als absolute Größe gesetzt wer-

den“1177. 

Ein Jahr später, ein Jahr vor der so genannten Machtergreifung der Nationalsozialisten, wie-

derholt Titius diese Kritik, allerdings wesentlich verschärft und konkreter, denn sie ist jetzt 

direkt auf die nationalsozialistische Bewegung bezogen. Im Nationalsozialismus bzw. ihm 

nahe stehenden theologischen Entwürfen sieht Titius den Begriff des Volkstums zum Gottes-

begriff stilisiert, der biblische Christus werde durch eine heldische arische Erlösergestalt er-

setzt und das Christentum für Partei- und Staatszwecke instrumentalisiert. Für Politik, Kultur 

und Kirche erwartet Titius verheerende Folgen, wenn der Faschismus, wie er den Nationalso-

zialismus ausdrücklich benennt, zum Gestaltungsprinzip des Staates würde.1178 Trotz dieser 

klarsichtigen Einschätzung und Titius’ Empfehlung an die Kirche, Distanz zur nationalsozia-

listischen Bewegung zu halten, verlangt er, „mit heißem Bemühen“ an der Reinigung der Be-

wegung zu arbeiten. Dabei hat Titius vor allem die Jugend vor Augen, die sich überwiegend 

zur völkischen Bewegung hingezogen fühlte und die nach Titius’ Einschätzung für das Chris-

tentum ansprechbarer war, als die sozialistische oder kommunistische Jugend. Auch Mitte 

1932 hofft Titius noch, diese Jugend in die richtigen Bahnen lenken zu können, während er 

zugleich bedrückt erkennen muss, dass die protestantischen Wähler die Parteien, die bisher 

die Regierung bildeten, kaum noch unterstützten.1179 

In der Eröffnungsrede des Evangelisch-sozialen Kongresses im Jahr 1932 verteidigt Titius die 

Arbeit des Kongresses gegen die Kritik der dialektischen Theologie. Gegen deren Mahnung, 

der Pfarrer habe lediglich die Aufgabe, das Wort Gottes zu verkündigen, verlangt Titius, dass 

hinter der Verkündigung des Wortes Gottes eine Tat stehen müsse.1180 Titius erinnert daran, 

dass man sich 1896 nicht durch eine ähnliche Kritik durch das Kaiser-Telegramm habe beir-

                                                           
1173 A. Titius, Der angelsächsische Aktivismus, Sp. 672. 
1174 A. Titius, Die kirchlich-ökumenische Aufgabe, S. 38. 
1175 A. Titius, Der angelsächsische Aktivismus, Sp. 672. 
1176 A. Titius, Die Fragestellung der ökumenischen Christenheit, S. 7.  
1177 A. Titius, Die kirchlich-ökumenische Aufgabe, S. 35. 
1178 A. Titius, in: L. Klotz (Hrsg.), Die Kirche und das Dritte Reich, Bd. II, S. 127. 
1179 vgl. zu dieser Einschätzung: Die Verhandlungen des 39. Evangelisch-Sozialen Kongresses in Karlsruhe 17. - 
19. Mai 1932, Göttingen 1932, S. 10f. Titius benutzt dabei Formulierungen, die er dann auch in Klotzschen 
Sammelband gebraucht. 
1180 Ebd., S. 8f. 
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ren lassen und dies auch jetzt nicht tun wolle. Nach der Machtergreifung plädiert Titius für 

eine Weiterarbeit des Evangelisch-sozialen Kongresses, weil man gerade jetzt geschulte Füh-

rer für die sozialen Fragen brauche.1181 Anders als ein Teil der Kongressteilnehmer ist Titius 

mit Blick auf das Verhältnis zwischen dem neuen Staat und dem Kongress optimistisch: die 

Hemmnisse für erfolgreiche evangelisch-soziale Arbeit seien verschwunden, die Grundidee 

des neuen Staates könne man akzeptieren, wenn man auch auf eine besonnenere Linie drän-

gen müsse.1182 

Auch im Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss müssen sich Titius und seine Kollegen 

mit Fragen auseinandersetzen, die durch den Nationalsozialismus aufgeworfen wurden. Von 

Pechmanns Resolutionsentwurf zur Judenfrage löst Diskussionen aus, in denen Titius be-

kennt, dass sich seine Einstellung zu den Juden unter dem Eindruck von Zahlen über die 

Überfremdung stark gewandelt habe.1183 Er tritt für eine Lösung auf dem Wege der Gesetzge-

bung ein, obwohl er nicht antisemitisch sei, wie er betont. In der Auseinandersetzung mit Stö-

cker hatte Titius die Emanzipation der Juden bejaht, und hoffte, „daß es der Kraft des Volks-

tums und des Christentums gelingen wird, diesen Fremdkörper uns zu assimilieren.“1184 Denn 

dies sei unzweifelhaft der „allein gangbare und schließlich auch der dem Christentum zumeist 

angemessene Weg“1185 . 

Theologisch bleibt Titius bis in den Herbst 1934 klar, eine Annäherung an völkisches Denken 

ist nicht festzustellen. Er setzt sich in der Christlichen Welt und in einer Monographie mit 

dem Rassegedanken auseinander und hilft so, im Bereich des Protestantismus eine Klärung 

herbeizuführen, indem er als Ergebnis feststellt, dass zwischen verschiedenen Rassen und der 

Ausformung der Religion bei gleichen Anfängen kein Zusammenhang feststellbar ist. Wichtig 

ist dabei auch, dass er in der Auseinandersetzung mit J. W. Hauer einen Exponenten der völ-

kischen Glaubensbewegung attackiert und so zugleich eine politische Wirkung entfaltet. Die 

ökumenische Konferenz auf Fanö im August 1934 bedeutet in gewisser Weise eine Akzent-

verschiebung. Titius trägt die offizielle deutsche Position ohne erkennbaren Widerspruch mit. 

Die Politik und die Vertreter der Reichskirchenregierung werden gegen Vorhaltungen der 

anderen Teilnehmer aus dem Ausland in Schutz genommen. Damit hat Titius viele in 

Deutschland enttäuscht, die gerade von ihm ein anderes Verhalten erwartet haben. Diese Ent-

täuschung macht aber auch klar, dass man Titius bis in diese Zeit hinein nicht als Parteigänger 

des Reichsbischofs oder der Reichskirchenregierung gesehen hat. Bald danach, im Herbst 

                                                           
1181 H. Gründer, Walter Simons, S. 96. 
1182 Ebd., S. 96. 
1183 A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene, S. 297. 
1184 A. Titius, Der gegenwärtige Stand der christlich-sozialen Bewegung, S. 39. 
1185 Ebd., S. 39. 
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1934, hat Titius zwischen dem Hausarrest der Bischöfe Meiser und Wurm und der Dahlemer 

Synode versucht, Befriedungsverhandlungen zwischen den Fronten im deutschen Kirchen-

konflikt zu initiieren. Aber die äußeren Bedingungen, der Zeitpunkt und vielleicht eine Fehl-

einschätzung über den eigentlichen Charakter des Konfliktes haben diesen Versuch von vorn-

herein zum Scheitern verurteilt. Bewundernswert bleiben Titius’ persönliches Engagement, 

sein Mut, und seine gute Absicht in dieser schwierigen Situation. 

Nach dem Herbst 1934 wird auch seine theologische Position allmählich aufgeweicht. In den 

Schriften, die noch bis zu seinem Tod erscheinen, kommt er schließlich 1935 zu der Auffas-

sung, dass die Rasse für alles geschichtliche und geistige Leben von erheblicher Bedeutung 

sei, eine Auffassung, die er 1933 und 1934 noch abgelehnt hatte. Warum Titius nach der 

Machtergreifung zunächst politisch, dann auch theologisch, eine Annäherung an den Natio-

nalsozialismus bzw. an Elemente völkischen Glaubens doch erkennbar vollzieht, kann nur 

vermutet werden. Er legt an keiner Stelle, soweit wir wissen, darüber Rechenschaft ab. Es gibt 

aber Merkmale seiner Grundeinstellung, die für eine Annäherung an Nationalsozialismus und 

völkischen Glauben zumindest als gute Voraussetzung gelten können. Das ist zum einen seine 

nationale Einstellung, die seit der Zugehörigkeit zum National-sozialen Verein offenkundig 

ist und die wir stets als gegeben voraussetzen können. Zum anderen ist es seine soziale Ein-

stellung, die schon zu Beginn der neunziger Jahre nachweisbar ist und die sich bis in die Zeit 

des Nationalsozialismus durchhält. In diesen beiden Punkten gibt es Berührungspunkte, deren 

Dynamik wir nicht unterschätzen sollten. Wir haben Titius als einen Menschen kennen ge-

lernt, der die Republik von Weimar und ihre demokratische Verfassung unterstützt, der sich 

selbst in der DDP engagiert. Um so erstaunlicher ist für uns Heutige, dass Titius die staatli-

chen Auswüchse, bzw. von der staatstragenden Partei organisierten Auswüchse wie den Boy-

kott der jüdischen Geschäfte am 1. April 1933, den „Röhmputsch“, die Nürnberger Gesetze 

nicht als Alarmzeichen wertet, um seine kritische Einschätzung aus dem August 1932 im 

Klotzschen Sammelband bestätigt zu finden und gar zu verschärfen. Stattdessen scheint er 

diese Ereignisse als Entgleisungen, als „vorübergehende Einzelaktionen“1186 in einer revoluti-

onären Umbruchsituation zu bewerten, zwar bedauerlich, aber ohne grundsätzliche Bedeu-

tung. 

Auch die Wirkung der nationalsozialistischen Propaganda sollte an dieser Stelle erwähnt wer-

den, gibt doch Titius in der DEKA-Sitzung am 25. und 26. April 1933 anlässlich einer Stel-

lungnahme zur Judenfrage selbst ein Beispiel, wie „die Zahlen“ über die Überfremdung durch 

die Juden bei ihm eine „starke innere Wandlung“ hervorgerufen haben. Dies ist eigentlich der 

                                                           
1186 Vgl. E. Busch, Juden und Christen im Schatten des Dritten Reiches, S. 15. 
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einzige Hinweis, mit dem sich Titius zu einer Veränderung seiner Auffassungen bekennt. Ti-

tius hat seine Position gegenüber dem Nationalsozialismus mit vielen anderen Theologen, 

Pfarrern und Kirchenführern jener Zeit geteilt. Diese Aussage soll Titius’ persönliche Ent-

scheidungen und Verantwortung nicht bagatellisieren, sondern es soll damit ausgedrückt wer-

den, dass es offensichtlich weit verbreitete Gründe gab, die zu eben dieser Einschätzung führ-

ten, ohne dass diesen Kreisen der Vorwurf des Nazi-Theologen angeheftet werden könnte. 

Wir sehen diese Zeit heute aus dem Abstand als ein relativ abgeschlossenes Kapitel, das da-

rum bewertet und beurteilt werden kann. Zudem entfalteten die Massenmedien damals Wir-

kungen, wie sie die Welt zuvor noch nie erlebt hatte. Titius und seine Zeitgenossen waren in 

diese Ereignisse verwoben, die Entwicklungsrichtung war sicher nicht immer deutlich ab-

schätzbar und nicht alles, was uns heute deutlich vor Augen liegt, war damals erkennbar. Ab-

schließend kann festgestellt werden, dass Titius’ Verdienste um die Konsolidierung der deut-

schen Kirchen nach dem Schock der Novemberrevolution, um die Beteiligung der deutschen 

Kirchen an der ökumenischen Bewegung und um die Durchsetzung des internationalen sozi-

alwissenschaftlichen Institutes und damit um die Konsolidierung der gesamten ökumenischen 

Bewegung in der deutschen Theologie und Kirche ihresgleichen kaum finden. Sein evange-

lisch-soziales Engagement unterstreicht sein weltzugewandtes theologisches Denken. Seine 

beiden „Bußreden“ auf dem Evangelisch-sozialen Kongress 1917 und auf dem ersten Deut-

schen Evangelischen Kirchentag im September 1919 sind wichtige Momente der jüngeren 

Kirchengeschichte, in denen ernst und eindringlich wie selten nach dem Selbstverständnis der 

evangelische Kirche gefragt wird. Sein theologisches Denken, insbesondere sein Durchden-

ken des Verhältnisses von Naturwissenschaft und Theologie braucht keinen Vergleich zu 

scheuen und kann als wegweisend bis in die heutige Zeit gelten, wenn man von seinem etwas 

behäbigen Sprachstil absieht. Insofern steht seine Bedeutung angesichts dieser Verdienste und 

bahnbrechender Einsichten im umgekehrten Verhältnis zu seinem Bekanntheitsgrad. Dieses 

Missverhältnis ein wenig auszugleichen, war auch ein Ziel dieser Arbeit. 
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